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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 20 Minuten 

V o  r si t·z e nd e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident 
Probst. 

Präsident: Die Sitzung iist e r ö:f [ n e t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Unterridlt und 
Kunst 

Präsident: Idl 'beginne mit der ersten An­
frage; es ist die des Herrn Aibg.eordneten Peter 
(FPO) an den Herrn Bundesminister fTür Unter­
richt und Kunst. 

1.570/M 

Wie weit sind die Vorarbeiten für den Ent­
wurf eines Fernschulgesetzes gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz : Herr Albgeordneter Peter! Die 
Vorarbeiten für diese·s Gesetz sind noch im 
Gange. Sie sind sehr schwierig - Sie wissen 
es - auf Grund der Kompetenz·lage. Ich hoffe, 
daß wir heuer dazukommen, die VeI1handlun­
gen, die notwendig sind, mit 'den Erwachsenen­
bildungsinstitutionen und mit den Ländern 
aufnehmen zu können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

�bgeordneter Peter: Herr 'Bundesminister! 
Darf ich 'Sie höflich bitten, folgenden Wider-

spruch aum;uklären: In einer Arufragebeant­
wortung auf Grund einer schrilftlichen Ailifrage 
des Abgeordneten Dr. Reinhart eflklärten Sie 
am 22. Dezember 1971, daß die Absicht be­
steht, ehe·stmöglidl das Fernschulwesen einer 
gesetzlichen Re,gelung zuzutülhren. Nun exi­
stiert ein Brief Ihres Hauses vorn 23. Jänner 
1974 an den asterreichischen Fernschulver­
band, wonadl an einer Sondierung der Mög­
lichkeiten zu einer geset�lidlen Regelung im 
Augenlblick gearbeitet wird. 1971 war Ihre 
ErkJlärung schon weitreichen:der als jener Brief, 
der jet·zt vor.liegt. Worin liegen die Gründe 
für diese Unterscheidungsmerkmale? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Aibge­
ordneter Peterl Ich sagte ischon, daß sich die 
Arbeiten für ein Fernschulyesetz weitaus 
schwieriger gestalteten, als wir urspflÜnglich 
angenommen 'haben. Ich erinnere daran, daß 
wir - idl glaube, es war im November 1972 -
eine große Enquete abhielten, bei der alle 
Beteiligten das 'ganze Spektrum der Prohleme 
behandelten, die 'hier auftreten, die sOlWohl 
zivilrechtlicher als auch bildungspolitischer 
Natur sind. Ganz 'besonders sch:wierig gesta,l­
tet sidl die Kompetenzlage, weil nach der 
jetzigen Kompeten�lage Ü1bereinstimmende 
Gesetze des Bundes und der Länder beschlos­
sen werden mJÜss,en. 

Ich sagte voIihin schon, daß sich 'heraus­
gestellt hat, daß diese Vorarbeiten so u'lIlJfang­
reidl sind, daß unsere optimistischen Annaih­
men des Jahres 1971 nicht gehalten werden 
konnten. 
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Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Albgeordneter Peter: Herr BundesministeT I 
Sie wissen, daß ungefäihr ein Kreis von 60.000 
interessierten Bürgern dieses Landes die 
Chance des zweiten Bildungsweges zu nüt­
zen sucht. Genau diese ringenden, aufstre­
benden Menschen unseres Landes sinJd viel­
fach einem Vertreterunwes-en, darf man sa-gen, 
aus,gesetrzt. Solange dieses Fernschulgesetz 
nicht existent ist, werden die Interess-enten 
den Fäihrnissen dieses Vertreterunwesens aus­
geset.zt ,sein, 'Womit ich aber den seriösen 
Vertl"etern nichts nachsagen will. 

Grbt es MöglichJkeiten von Ihrem Ressort 
her bezieihungsweise von anderen Ressorts der 
Bundesregierung, ,hier �umindest einen be­
dingten Schutz zu gewälhren, solange das Ge­
setz noch nicht eine Realität ist? 

Präsident: Herr Minister, 'bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Albge­
ordneter ,Peter, Sie halben recht, daß ein sehr 

großer Kreis .von Interessierten vOIlhanden ist. 
Ich schätze �hn allerdings ndcht auf 60.000, 
sondern etwa auf 40.000 .Menschen. 

Eine wesentliche Frage, die dabei s,eihr viele 
beI1ührt, kann �ber jetzt schon alilf Grund eines 
oberstgerichblichen Entscheides geregelt wer­
den. Es ge!h.t dabei darum, daß die Verträge 
nach Meinung mancher Schulen auch dann ein­
geha.lten werden mJÜssen, wenn der Schüler 
die Prüfung nicht aJb'legen wird. Er konnte 
bisher vom Vertrag nicht zurücktreten, wäh­
rend auf Grund eines oberstgerichtlichen Ent­
scheides dieses ZUITÜcktreten nunmeihr möglich 
ist. Aber das ist nur eine Seite der Problema­

tik. 

nie weitaus bedeutsamere Seite hat sich 
jetzt auf Grund der Möglichlk.eiten im Pern­
schulwesen ergeIben, die noch ,gar nicht in der 
gaIllzen Breite ausgeschöpft sind. Es kommen 
die Ibildungspolitischen dazu, und die machen 
eine Regelung -so schwierig. Alber ich kann 
Ihnen versichern, daß das eine der wesent­
lichsten Fragen ist, die Ibei uns im Haus zurrzeit 
behandelt werden. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
.Robak (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1641/M 
Welche Sprache wird in der Osterreichismen 

Schulstatistik, Sondererhebung Muttersprache, 
Schuljahr 1973174, als die Muttersprache eines 
Schülers angenommen 1 

Präsident: 'Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr AJbg'e­
ordneter ROIbakl Als Muttersprache gilt die 
Sprache, die der Erzieihungsberechtigte bei der 

.Einschreibung des ScbJülers in die VoLksschule 

angi!bt. Das heißt also, die Spradle, die das 
Kind vor Eintritt in die Schule in der Familie 
spricht. 

Präsident: Zusat�fra-ge. Bitte. 

Abgeordneter Robak: Herr ,Minister! In meh­
reren bur,genländischen Gemeinden ist die 
Situation so, daß Kinder, deren Mütter kroa­
tisch sprechen, wenn sie in die Schule kommen, 
nicht kroatisch verstehen. Diese Kinder kom­
men dann in die Volksschule, und weil die 
Mütter in der Umgebung und auch in der 
Familie kroatisch sprechen, nimmt man sei­
tens der Schulbehörden an, daß auch diese 
Kinder kroatisch spredlend sind, sodaß in den 
Eintragungen die Kinder als kroatisch spre­
chend aufscheinen. Dadurch er,gelben sich viele 
Schwierigkeiten. Ich möchte auch !behaupten, 
daß dadurch viele Ressentiments entstehen 
und daß auch das gegenseitige Zusammen­
leben ges�ört wird. 

Daher 'frage ich Sie, Herr Minister: Werden 
Sie diese ]hre Ansicht in geeigneter Form den 
Schulbehörden bekannt geben? (Abg. Doktor 
G r u b e r: Die wissen es ja schon!) 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Albge­
ordneter ROIbak! nas ist an sich den Schul­
behörden bekannt. Alber ich werde nicht ver­
säumen, das auch weiterhin bekanntJzumachen. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Anfrage 3: Herr kbgeordneter 
Glaser (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Inneres. 

1657/M 
Welche Auswirkungen haben die Ergebnisse 

der Volkszählung 1971 auf die Aufteilung der 
Nationalratsmandate auf die einzelnen Wahl­
kreise? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

�Bundesminister ,für Inneres Röscb:  Sehr g,e­
ehrter Herr Abgeordneter! .oie Veränderun­
gen in der Mapdatszuteilung auf die einzelnen 
W ah�kreise- auf Grund .des Volkszä.h1ungser­
gebnisses wurden im Bundesgesetzblatt Nr. 38 
vom 7. ,Februar 1 972 kundgemacht. Danach 
wird in Zukuilift Wien drei Mandate und Nie­
derösterreich ein Mandat weniger !ha:ben, die 

Bundesländer Oberösterreich, Salzlburg, Steier­
mark und Tirol je ein Manldat melhr. 

Bundesministerium itlr Justiz 

Präsident: Anfrag-e 4: Herr Abgeordneter 
RegenSlburger (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für Jus'Uz. 
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t6401M 
Was haben Sie unternommen, um die unhalt­

baren Zustände in den Unterkünften der ledigen 
Justizwachebeamten im landesgerichtliroen Ge­
fangenen!laus Innsbruck - sie müssen in Mas­
senschlafsälen nächtigen, während den' Häftlin­
gen Einzelzellen zur Verfügung stehen - zu 
ändernt 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
'Bundesminister !für Justiz tOr. Broda: Herr 

Abgeordneter Regenslburger! oDas Bunidesmini­
sterium diiir Just1z hat am 30. 1 .  1 974 !beim 

Amt der Tiroler Landesregierung den Antrag 
gesteHt , Planungsarbeiten zur Schaffung von 
20 modernen Ledi'genunter1kiünften rur allein­
stehende Justizwachefbeamte in einem eigenen 
WOIhnhaus durmzufJÜJhren und dieses Projekt 
im Jahre 1 974 baureif zu machen, damit 1975 
gebaut wenden kann. 

Herr Abgeordneter! Bevor ich Ihre Anfrage 
erhielt, und bevor ich auch in der "Tiroler 
Tageszeitung" die entsprechende Verlaut­
barung g·elesen habe, 'hatte ich schon durch 
den Obmann des Zentralausschusses der 
Justi2lwache davon eIifaihren, daß dieser drin­
gende Notstand hesteht, und Ihalbe alle Veran­
lassungen getroffen, daß er unverzüg.lich be­
hoben wird. 

Ich möchte sehr hoffen, daß wir im Einver­
nehmen mit dem Amt der Tiroler Lanldesregie­
rung möglichst rasch die Voraussetzungen, 
also die Planungs arbeiten schaffen und dann 
zu bauen beginnen I.k:önnen. Die Finanrzierung 
wird aus den Erlösen unserer Af/beitsbetriebe 
erfolgen, sodaß die Finanzierung ·�ür den Bau 
der Ledigenunterkünfteffiir die JustiZiWache­
beamten im landesgerichtlichen Gefangenen­
haus sichergeste'll't ist. 

Präsident: Zusatlz'frage. Bitte. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes­
minister! Es !Wäre sicher rur die Offentlichkeit 
interessant, Passagen aus der (,Tiroler Tages­

zeitung" in diesem Zusammenhang vor:zulesen. 
.A!ber ich wHI Sie mit diesen Zitaten nicht 
belästigen, es ist der Offentlichlkeit ja durch 
die "Tiroler Ta·geszeitung" 'bekanntgeworden. 

Herr Bundesminister! Auch wenn im Jahre 
1974 mit dem [Bau begonnen werden könnte, 
dauert es sicher zwei ibis drei J erhre bis zur 
FertigsteHung. Haben Sie vor oder seihen Sie 
sich in der Lage, in der Zwischenzeit diese 
mißlichen Zustände mindestens zu lockern 
oder vielleicht gar zu beseitigen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neterl Ich glaube auch, daß man eine Zwi­
schenlösung finlden muß. Ich bin mit Iihnen 
hier vollkommen einer Meinung. Es hat mich 
aucbder Herr .A!bgeordnete Halder als Ob-

mann der StrafivoUzugskommission ,für das 
Land Tirol namens der Strafvol'lzugs­
kommission im Mäm dieses JaJhres auf diese 

Mißstände aufmerksam gemacht. Man muß sie 
beheben. Ich werde mich sehr bemühen, eine 
Zwischenlösung zu finden. 

Ich möchte nur grundsätzlich folgendes 
sagen: Sie, Herr .A:bgeordneter, wissen, daß 
das landesgerichtliche Gefangenenhaus in 
Innsbruck eine mustergiiltig gefülhrte Anstalt 
ist. Wir glauben, daß wir diese Anstalt in 
jeder Beziehung als VoVbild hezeichnen kön ­
nen. Nur hat man bei der Planung der 
Beamtenl1äuser nicht angenommen, daß es so 
viele ledige Justilz.wache:bea:mte geben wird. 
Jetzt müssen wir einfach das nachlholen. Ich 
möcht e auch 'hier diesen Anlaßlfal'l durchaus 
dazu benutzen, um Lhnen und der Tiroler 
Offentlic:hlkeit rzu sagen, daß wir den Fort­
schritt im Strafvollzug heI1be'iruhren wollen 
- wir wollen ihn wirklich mit allen Mitteln 
herbeHlihren -, aber natürlich nicht auf dem 
Rücken der JustizwachEfueamten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes­
minister! Gilbt es in Osterreich irgenldwo in 
einer Stra:fanstalt ähnliche VeI1hältnis,se, also 
Wohnverhältnisse für die Justizwachbeamten 
wie in diesem Falle? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr AJbgeord­
neter Reogensburger! Bitte, mich jetzt nicht 
festzulegen. Ebenso wie ich von diesem Not­
stand erst weiß, seit man mich darauf auf­
merksam -gemacht Ihat - die Daten ,habe ich 
Ihnen ja mitgeteilt -, möchte ich hier sagen, 
daß mir kein Fall bekannt ist. Daher ist es 
umso notwendiger, für eine Behebung zu sor­
gen, weil es Ibei dieser ausgez·eichnet geruhrten 
und baulich ausgezeichnet ausgefJÜhrten An­
stalt, wo wir wirklich modernen Stralfvollzug 
zeigen 'können, ganrz überflüssig ist, daß die 
Justizwachebeamten so schlecht unter.gebracht 
sind. Wir müssen nur trachten, daß es recht 
bald zu einer Änlderung kommt. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: Anfrage 5: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Bfeifer (S]>'O) an den Herrn 
Bundesminister 'rur Bauten und Technik. 

16221M 
Im Zusammenhang mit dem Ausbau der 

Prager Bundesstraße (Bundesstraße Nr. 2) frage 
ich Sie, in welroem Stadium siro die Umfah­
rungsarbeiten für die Ortsumfahrung Hollabrunn 
befindet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Bauten unKl Technik 
Josef Moser: Herr .A!bgeordneterl Das Bau­
projekt ,!iür die UmfaJhrung von Hollabrun'll 
ist, wie mir berichtet 'Wurde, gegenwärtig in 
AusaI1beitung 'Und wird, wenn die Zusagen 
eingehalten werden können, noch im Sommer 
seitens des Amtes der Niederösterreichischen 
Landesregierung dem Bautenministerium vor­
gelegt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. lBitte. 

Abgeordneter Pfeifer: Herr Bundesministerl 
Der Ausbau der Ortsumfaihrung der ,Bezirks­
stadt HoUa'brunn ist für den Raum Hollabrunn 
und fliir den 'Raum des WeiTIlViertels von 
größter BedeutuIl!g. Können Sie, Herr Bundes­
minister, mir jetzt schon unge,fähr sagen, wann 
mit dem Endauslbau dieser Ortsumfalhrung 
in etwa zu rechnen ist. 

Präsident: Herr 'Minister. 

BUnlde·sminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Ich bin nich:t so vermessen a.:u sagen, wann 
der Aus1bau ifertiggesteUt sein wird. Aber es 
besteht unsererseits die AJbsicht, noch heuer, 
vor aBen Dingen mit den Bauatbeiten an 
einem Bruckenobjekt üiber die il..andesstraße 
Nr. 1 084, ,zu !beg/innen, was praktisch den 
Beginn der Bauar1beiten in diesem Bereiche 
darstellen wird. Ulber die DringHchlkeit der 
BaumaßnaJhmen an sich besteht keine 
differente A:ufifassung. 

Präsident: Eine :w,eitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pfeifer: Herr Bundesminister! 
Darf ich also annehmen, daß Sie sich ·rur einen 
raschen Aus,bau dieser Ortsumfahrung der 
Stadt Hollabrunn - ich meine für die Be­
schleunigung - ver,wenden werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ich danf Iihnen sa'gen, daß die geg.el1lWärUge 
Bundesregierung, gerade was die Ver­
besserung der Infrastrukturvel1hältnisse in 
allen BeziIlken nördlich der Donau und vor 
allen Dingen in den grenznahen Räumen an­
langt, in VerhaIl!dlungen mit dem Lande 
Niederösterreich, gerade was auch den Stra­
ßeIlJbau anlangt, ein zusätzliches Straßen/bau­
programm 'bewilUgt hat, das in seiner Endkon­
s·equenz eine Kostensumme von mehr als 
400 Millionen Schilling 'Zusätzlich darstellen 
wird. Dieses Programm soM in diünlf Jahren 
durchgezogen werden und ,bedeutet echte Ver­
besserung,smaßnahmen gerade in dem auch 
von Ihnen genannten Raum. 

Präsident: Anfrage 6: Herr A:bgeordneter 
Dr. Broesigke (FPO) an den Herrn Bundes­
minister für :Bauten und Technik. 

1584/M 

Bis wann werden Sie einen Ministerialentwurf 
für ein neues Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
ausarbeiten lassen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz ist 
nach meiner Dlber:zeugung veraltet, auch wenn 
es noch in Geltung steht. Die Rechts­
vorschriften entsprechen nicht mehr den ge­
änderten wirtschaftlichen und rechtlichen Ge­
geben!heiten. Es sind schon vor einiger ZeH 
in meinem Hause die Vorarlbeiten {tür die 
Schaffung eines neuen Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetze angelaufen. Das alte soll 
an die heutigen Verhältnisse angepaßt 
werden. 

Dazu II1IÜssen aber, glaube ich, auch das 
gesamte Wdhnungsgemeinnützigkeitswesen 
und die Erfahrungen, die wir in den letzten 
20 JaJhren getäti.gt haben, eingehend geprüft 
werden. Es sind sicher noch eine ganze Reihe 
von - leider nicht sehr eiIllfachen, sondern 
sehr schwierigen - wirtschaftlichen und ge­
seIlschaftsrechtlichen Fragen .zu Ibehandeln. 

Aus diesem Grunde bitte ich auch um Ver­
ständnis, daß ich noch nicht sag.en kann, bis 
wann ich imstande sein werde, dem Hohen 
Hause den Enbwur/f rur ein neues Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz vor-zulegen. Es be­
steht aber die feste Absicht, es noch in dies·er 
Gesetzgebungsperiode zu tun. 

Präsident: Zusatzfrage. :Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke : Herr Bundes­
minister! Bitte nicht ungehaUen zu sein, wenn 
ich Ihnen sage, daß ich eine derarti'ge Antwort 
schon vor etwa zehn J a1hr·en von lIhrem Vor­
gänger im Ressort !bezielhungsweise in dem 
damaligen Ministerium erhalten habe, nämlich 
daß eine solche Änderung in VOIlbereiturug 
ist, daß das Gesetz veraltet ist, daß große 
Schwierigkeiten bestehen und dergleichen 
mehr. 

Ich danf dClher die Zusat.1lfrag·e stellen, olb 
es llhnen irgendwie möglich ist zu sagen, bis 
wann Sie in der Lage sein werden, einen dies­
bezüglichen Entwum ins Begutachtungsver­
fahren zu ,g.eben. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich Ibitte um V-erstän'dnis dali1ür, daß ich nicht 
für eine Antwort, die Sie vor zeJbn Jahren 
von einem anderen, von einem meiner Vor­
gänger e�halten 'haben, verantwortlich ge­
macht werden kann. Ich kann nur feststellen, 
daß ich bei der Ubernalbme meiner Funlk:tion 
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Bundesminister Moser 

keine konkreten Vorarheiten vorgefunden 
habe, auf denen man weiteI1bauen hätte 
können. 

iEs geht ja um eini'ge gruntds-ätzliche Fragen, 
wie etwa um die Frage: Soll man - und wenn 
ja, in welcher Form - -gerneinIllÜtzigen Bau­
vereinigung-en auch die 'Mög,Hchlkeit zur BH­
dung von Ei,genlkapital geben? Das ist nämlich 
eines der großen Hindernisse heute: Nach den 
geltenden Rechtsvorschri.ften dürften gemein­
nützige Bauvereinigungen keinerlei Eigen­
kapital bilden, was bedeutet, daß jeder Grund­
ankauf, et,wa um weiter1zl1bauen, mit Leih­
kapital getäHgt werden muß. Damit Hegen 
aber die Zinsenlasten auf diesen Grund­
stücken. Letztlich muß dann der WOllmungs­
suchende die Rück:zahlung eines Fremd­
kapitals {lür den Ankauf des Grundes plus 
der Zins·en, die angelaufen sind, vornehmen. 
Damit wird seine eigene Leistung außer­
ordentlich stark strapaziert. 

Es erg,i\bt sich weiter die Frage der Kon­
trolle - der strengstmöglichen Kontrolle -, 
und 2'Jwar nicht nur all derer, die etrwa den 
Titel "Gemeinnützigkeit" haben, sondern all 
jener - diese Meinung vertrete ich -, die 
überhaupt öffentliche Mittel zum Bau von 
Wdhnungen in Anspruch nehmen, unJd zwar 
gleichgültig, ob es sich um physische oder 
juristische Personen - es ist eine ganze 
Palette von Möglichkeiten - Ihandelt. 

Es sind die Fragen zu klären: Sollen aHe 
heute noch 'bestehenden, fast an die 300 zäh­
lenden gemeinnützigen Bauvereinigungen den 
Zugang zu den Förderungsmitteln ihalben? Ich 
sage: Man wir.d eine Grenze nicht der Größe 
nach ziehen können, sondern wahrscheinlich 
der Leistung und der Anbeit nach zie'hen 
müssen. Und so weiter. 

Alles das ist natürlich nicht selhr einfach zu 
lösen. Trotzdem hoffe ich a:ber, daß noch in 
der Herbstsession des Nationalrates zumin­
dest ein solcher Entwurf in die Begutachtung 
gehen kann. 

Präsident: Anlfrage 7: Herr AJbgemdneter 
Dr. Schranz (SPO) an den Herrn Bundes­
minister ,.rur Bauten und Technik. 

1650/M 

Was soll mit dem von atto Wagner erbauten 
Betriebsgebäude der Kaiserbadschleuse am 
Donaukanal bei der Augartenbrücke in Wien­
Leopoldstadt geschehen? 

Präsident: Bitte, Herr iMinister. 

Bundesminister Moser: Herr Albgeordneterl 
Bei dem :Betriebsgebäude der Kaiserbad­
schleuse handelt es sich um ein Objekt 
der DonauhochwasserschutzkonkurreIllZ. Die 
Eigentumsverhältnisse an diesem Gebäude 

sind so, daß ein Drittel der Liegenschaft dem 
Bund 'g�hört und zjwei Drittel der Stadt Wien 
gehören. Mit der Albtragung der alten W-ehr­
anlage hat alber dieses Gebäude seine ur­
sprüngliche Funktion völlig verloren. Die Ge­
meinde Wien Ihat dann dieses Objekt von der 
DonaUJhomwasserschutZlkOnikurrenz angemie­
tet und vorübergehend auch für Zwecke des 
Stadtgart,enamtes verwendet. Derzeit ist das 
Objekt wieder unbenrützt. 

Im Interesse der !Erhaltung von denkmal­
geschützten und schutzwürdigen Gebäuden hat 
sich mein Ministerium mit dieser Angelegen­
heit schon vor einiger Zeit bef.aßt und zu­
nächst eine UbertraguDlg der mgentumsanteile 
der Stadt Wien an den Bund angeregt. Diese 
Ubertragung soll im Wege einer Schelllkung 
vorgenommen werden. Der Schenlkungsvertrag 
wird gegenwärtig erarbeitet. Anschließend ist 
beBJbsichtigt, das Gehäude instanJd zu setzen 
und einer neuen Ver-wendung -zu.zuführen. 

Präsident: Zusatzfrag-e. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Sduanz: Herr Bundes­
minister! Das Gebäude befindet sich in einer 
exponierten Lage und ist daher Beschädigun­
gen ausgesetzt. Sieht Ihre künftig geplante 
Verwendung eine ständige Benützung des 
Gebäudes und auch eine Sicherung während 
der Nachtstunden vor? 

Präsident: Herr Minis,ter. 

IBundeSlIIlinister Moser: Herr Abgeordneter I 
Wenn die eigentumsrechtlichen Fragen ge�lärt 
sind - ich hoffe, das wird in KiÜnze geschehen, 
durch den ISchenkungsvertrag ist es ein reines 
Bundesgebäude -, ist /beabsichtigt, einen Teil 
des Bundesamtes -tür Eich- und VeImessungs� 
wesen dort unterzulbringen. 

Das Gebäude - das ist richUg - liegt in 
einer so exponierten Lage, daß beaJbsichtigt 
ist, eine ständige Wohnung dort einzUlbauen, 
damit das Gebäude bei Nacht unter ent­
sprechender Aufsicht ist. Denn g-egerrwärHg 
ist leider der Zustand so, daß Nacht rur Nacht 
durch unlbekannte Täter laufend BescbJädi'gu� 
gen an diesem Objekt vorgenommen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. ,Bitte. 

Albgeordneter Dr. Schranz: Die Leopold­
städter Bevölkerung ist s·ehr daran interessiert, 
daß solche Sicherungen rur das Gebäude und 
ein vemüntftiger Ver.wendungszweck von 
Ihnen -geplant sind. Es haDldelt sich ja um 
ein denikmalgeschlütJztes Gebäude. Es ist dieses 
Haus von Otto Wagner gebaut worden. 

Ich möchte daher fragen, ob auch eine kün.{­
Uge Restaurierung des Gebäudes unter Be­
wahrung dieses sehr wichtigen 'kulturellen 
BesitZistandes gewährleistet sein wird? 

Präsident: Herr Minister. 
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IBundesminister Moser: Herr Abg,eordneter! 
Es ist gesichert, daß die Instands,etzung im 
EinvernEilimen mit dem Bundesdenlkmalamt 
durchgetülhrt ',werden lWird. Wir lbea:bs.ichUgen, 
das Gebäude in seiner äußeren Gestaltung, 
so wie es seinerzeit Dtto Wagner errichtet 
hat, also auch mit den 'blauen Fliesen, die ja 
leider nur mehr zum Teil vol1hanlden sind, 
wiederther'Zustellen. 

Präsident: Anfrage 8: Herr AJbgeoI1dneter 
Deutscbmann (OVP) an den Herrn HUDIdes­
minister. 

1618/M 

Werden Sie die für den Wasserwirtsdlafts­
fonds im Wirtsdlaftsplan 1914 vorgesehenen 
Einnahmen tatsädllidl erzielen können? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Albgeordneter! 
Von den im Wirtscb:aftsplan ,für das heurige 
Jahr vorges'Eilienen Einnahmen fließen dem 
Fonds die Bundesbeiträge sowie die Einnah­
men aus DarlehenstHgungen und Zinsen kon­
tinuierlich !Zu. Die Inanspruchnalhme der im 
heurigen Jahr vorgesehenen sonstigen Ein­
nahmen, nämlich Einnahmen aus Anleihen 
und Einnahmen aus dem KonjullIkturaus­
gleichs-Voranschla.g, wird unter Bedachtnalhme 
auf die Stabilisierungsmaßnahmen der Regie­
rung so erfolgen, daß die Liquidität des Fonds 
gewahrt bleibt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

lÄl'hgeordneter Deutschmann: Herr Bundes­
ministerl Sie haben für den Fonds auf der 
Einnahmenseite und auch auf der Ausg,alben­
seite 2180 MilLionen SchiHing zur VeI1fügung. 
Sie selbst halben in der Beantwortung erklärt, 
daß Sie' mit dieser Summe nicht rechnen 
können. 

,Ich mödlte Sie fragen : Wie werden Sie 
die verschiedensten Anträ'ge b ehandeln, und 
welche Antr:ä:ge ,werden zUllÜckgestellt 
werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr AJbgeordneter ! 
Die �ür das heurige J abr budg,etierten Mittel 
sind gemäß einer Fondslkommissionssitzung, 
bei der ein Bauvolumen von über 6 Mil­
Harden vom Beirat, vom gesetzlichen Beirat, 
begutachtet uDJd ibeschlossen worden ist, ja 
bereits außemalb der freien Ver.flüglbal1keit. 
Es besteht nun die AJb si cht , heuer im Spät­
herbst eine neue Vergabesitrzung zu machen. 
Es wird in Kürze das sogenannte Ermittlungs­
verIa'hren mit den Ländern aufgenommen 
werden, weil in dem Fonds die meiner Mei­
nung nach. richtige Praxis \herrscht, nicht vom 

Fonds' aus allein !Zu /bestimmen, was gebaut 
wird, sondern das in Ve:r1handlungen mit den 
Ländern festzulegen, wobei auf die Fälle, 
die 'gesetzliche Priorität ha,ben, beson:ders B e­
dacht zu nehmen ist. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Deutscbmann: Herr Bundes­
ministerl Ich habe die vori'ge Frage deshalb 
gesteMt, OIhne eine befriedigende Antwort zu 
bekommen, weil am 26. August

' 
de's Jalhres 

1973 der Herr Bundeskanrz'ler - auf Urlaub 
in Kärnten - eine Pressekonlferenrz <rbgefualten 
hat, bei der er sagte, die Regierung plane 
eine Groß<rktion lrur Umweltschutz, und unter 
anderem darauf hinlWies, daß alle Ge,wässer 
in sieben Ja/hren saUlber seien. 

Wenn Sie aber j etzt schon Schwierigkeiten 
haben mit der Dotierung dieses Fonds, möchte 
ich Sie fmgen: Sind Sie der gleichen Meinung 
wie der Herr Bundeskanzler, und glauben Sie, 
daß diese Aussage letzten Endes realisiert 
werden kann 1 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich Ihalbe keineswe'gs gesagt, daß ich Schwie­
ri'gkeiten mit der Finanzierung dieses Fonds 
habe. Im Gegenteil. Es ist außerordentlich 
edreulich: Die Liquidität des Fonds ist so, 
daß wir, wiewohl 'Wir beli Abschlüssen der 
Darl@ensverträge mit den Gemeinden J ahres­
raten zuzälhlen, es den Gemeinden durchaus 
ermöglichen, die J3auleistungen zu .forcieren 
und auch heuer bereits Jahrestangenten, di e 
erst im nächsten Jahr fällig werden, beim 
Fonds, zu ;beanspruchen. 'Das wissen alle be­
troffenen Gemeinden. 

Zum anderen, Herr AJbgeordneter. Die 
Frage, die meiner Meinung nach einmal auf­
tauchen wiIid, wird sein, ob man den Weg 
der Mitfinanzierung durch Anleihen auf die 
Dauer wird gehen können, weil ilet.zten Endes 
doch Auleihen im Laufe der Zeit Zinsen und 
Kaplitalkosten eI1fordern, oder olb wir nicht 
eine andere Art der Finanzierung des Fonds 
a la longue eirumal überdenken sollten. 

Ich habe auch mit dem Herrn Finanrzminister 
nach der Sommerpause ein diesibezügliches 
Gespräch vereiIllbart, rwie wir von der ,stän­
digen jälhrlichen MitfinaIlJZlieruIlJg durch An­
leihen unter Umständen weglkommen könnten, 
denn idl glaube nicht, daß diese Art Anlerhen­
finanzierung a la longue gesehen die ver­
nünftigste Art der Finaooierung des Fouds 
ist. (Abg. D e u t sch m a n n: Wird das in 
den sieben Jahren Bein ? Der Herr B undes­
kanzler hat das an gekündi gt! - Vizekanzler 
Ing. H ä u s e r: D a  muß man den B undes­
kanzler tragen!) 
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Präsident: Arufrage 9: Abgeordneter Jose[ 
Sdl'lager ,(SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Bauten und Technik. 

IM./M 
Besteht für die Umfahrung der Orte Stadl/Mur 

und Predlitz bereits eine aussdueibfähige Pla­
nungT 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Maser: Herr Abgeordneter! 
Für die Umfahrung von Stadl an der Mur 
bestehen gegenwärtig keine Planung'en, 
welche als Grundlage einer BauausschreiJbung 
genommen werden könnt.en. Für eine Umfah­
rung von Predlitz allerding's liegt e.in seit 
dem Jahre 1972 genelhnügtes Projekt vor. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes­
m�nister. Gerade vom B'Ürigermeister von Stadl 
an der Mur und von Pred.Iitz höre ich immer 
wieder die Klage, daß eine endQ1Ültige Trasse 
nicht festgele,gt sei und dadurch die Entwick­
lung beider Orte äußerst schwierig sei, weil 
ja verschiedene Bauverbote bestehen. 

Besteht e1ine Möglichlkeit, oder sehen Sie 
eine Möglichikeit, die s·teirische Landesregie­
rung zu veranlassen, daß auch die Detail­
planungen rur Predlitz und :!iür Stadl bald 
durchgefÜlhrt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Maser: Herr Abgeordneter! 
Ich hin g,erne bereit, Ihre Anfrage auch dem 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
zur Kenntnis zu bringen, mit dem Ersuchen, 
tunlichst bald die notwendigen Planung·s­
aI1beiten dort a:b.zuschließen und zur Genehmi­
gung vorzulegen. 

Was den Bereich. der Gemeinde Stadl an­
langt, denn die dorUgen VerhäHnisse kenne 
ich seIher, befindet sich 'gerade mitten lim 
Ort - Kurve kann man dazu nicht sagen -
ein rechter Winkel einer Bundesstraße, der 
für die Durchfahrt vor allen lDingen von 
Schwerfaihrzeugen einfach kaum mehr zu be­
wältigen ist. 

Präsident : Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Joset Schlager: Herr Bundes­
minister! In Predlitz beste\ht auch die Sorge, 
daß schon die UmfaJhrung geplant ist, daß 
aber die wichtige Verbindungs.straße nach 
Kärnten, die für den Fremdenverk�hr 'so über­
aus wichtig ist, nicht ,eingeplant ist. 

,Sehen Sie eine Möglic:blkeit, bei dieser Ge­
samtplanung auch. das Problem dieser Ver­
bindungsstraße nach 'Kärnten zu ,beliiick­
richtigen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr AJbgeordneter! 
Soweit ich das Projekt kenne, soll Predlitz 
im Süden umfahr,en werden. Es mJÜß'te eine 
neue BliiiCke Ülber die Turrach gebaut werden. 
Auch eine Einibindung der Turracher Bundes­
straße, die jetzt in Predlitz am Ortsausgang 
abzweigt, in diese UmfaJhrung muß gefunden 
werden, denn sonst würde ja diese Bundes­
straße keinen Anschluß an das andere Bundes­
straßennetz halben. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident : Anfrage 10: Herr Abgeordneter 
Dr. KOIhlmaier (OVP) an den Bundesminister 
für soziale VeIiwaHung. 

1602/M 

Wird von der gesetzlichen Möglichkeit bzw. 
Verpflidltung zur Bevorsdmssung von Pensions­
leistungen insbesondere bei Hinterbliebenen­
pensionen nach dem ASVG in ausreichendem 
Maß Gebrauch gemacht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

'Bundesminister für sOIZiale Verwaltung 
Vizekanz'ler lng. Häuser: Selhr geehrter Herr 
Abg,eordneter! Von der ,Möglichkeit respektive 
von der Verpflichtung, eine Bevorschussung 
von Pensionsleistungen zu geben, machen die 
einzelnen Pensliollisversicherurrgsträger sehr 
unterschiedlich Gebrauch.. 

Die tPensionsversicherungsanstalt der 
Ar'beiter gewährt in 15 Prozent aller Fälle 
und zum Teil bereits vor A,blauf der im § 368 
festgelegten Frist eine derarUge Leistung, wo­
bei ein ,oI1ittel auf Hinterblie\benenpensionen 
entfällt. 

Bei der Pensionsversicherungsanstalt der 
Angestellten wird in rund 20 Prozent aller 
Fälle ein Vorschuß zuerkannt, wobei drei 
Viertel aUlf HinteI1bliebenenunterstützungen 
entfallen. 

Bei der Versicherungsanstalt des öster­
reichischen Bergbaues slind es nur 7 Prozent 
der Fälle, davon auch wieder ein Drittel tür 
HinteI1bliebene. 

In der SozialversicherungsanstaH der Bau­
ern sind es 5 Prozent der Fälle, die eine vor­
läufige Leistung erhalten, wovon 0,75 Pro­
zent aui die Hinterbliebenen entfallenj wenn 
man es wieder auf die 5 Pro.zent umrechnet 
- man hat mir die Zahl so 'gegeben - sind 
das also ungefäJhr 15 PrOIZent aller Fälle. 
Ganz besonders unteuchiedlich von den bis­
herigen Zahlen ist die Entwicklung in der 
geweI1blich.en Wirtschaft. Hier wird in 80 Pro­
zent aBer Fälle eine Bevorschussung gewährt, 
wobei 25 ,Prozent auf Hinterlblie;bene entfallen. 
Das ist aus verschiedenen Gr:ünden. vor allem 
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aber wegen der Wanderversicherung bedingt. sprechend dem Grunde Il!ach ein Leistungs­
und desha'tb ist dort die Inanspruchnaihme anspruch feststeht. so rasch als nur mögl'ich 
besonders stark. e ine solche Bevorschussung zuzueI1k.ennen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

.A!bgeOIdneter Dr. Kohlmaier : Herr Vize­
kam:ler ! Ich danke sehr herzlich fiür dies'e sehr 
gründliche und instruktiive Beantwortung 
meiner Frage. Die Globalzaihlen sind rmvar 
sehr interes'sa:nt, ich wrchte a)ber, daß sie uns 
nicht einen richtigen Eindruck dar,Ü!ber gelben 
können, ob es nicht doch in einem erthelblichen 
Umfang Fälle gibt, wo die Bealibeituilig Längere 
Zeit in Anspruch nimmt, dadurch eine gewisse 
Härte entsteht und von der Anstalt - <g<anrz 
ega'l, welche es ist - nicht daran gedacht 
wird, da die L eistung dem Grunde nach fest­
stelht, den Antragstellern zu HUfe zu kommen. 

Ich möchte - ahne j etzt die Frage unange­
messen aUSIZudehnen - darau:f hinweisen, daß 
ich bei Sprechstunden und anderen Anläss en 
auffaUend oft auJ solche Fälle aufmerksam 
gemacht werde. 

Ich wollte da!her fragen, Herr LBundes­
min'ister : Wären Sie in der Lage, bei ]hrer 
PrüfungstäUgkeit a:ls Aufsichts:behörde einen 
gewissen Schwerpunkt darin zu setzen, daß 
man dar,auf achtet, daß die AnstaUen von sIch 
aus , also auch ohne Interventionen und ohne 
Urgemzen der Betroffenen, danach trachten, 
wann immer ein Fall eine längere 
BeaI1beitungsdauer aufweist, von sich aus die 
Möglichkeit einer Bevorschussung ins Auge 
zu ,fassen. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler IIlIg. Häuser: Es ist 'bekannt, 
daß nach § 338 eine zwing'ende Frist zur Be­
vorschussung gegeben ist. Wenn a:lso die 
voraussichtlichen Pensionslbescheiderteilungen 
nicht vor s echs Monaten er:folgen können, dann 
ist die j eweilige Anstalt verpflichtet, eine 
Bevorschussung zu geben. 

Sie 'haben recht. Der Unterschied liegt darin, 
daß - typisch ist ja das Beispiel in der 
gewerblichen Wirtschaft, vielleicht auch 
wegen der etwas ihölheren Prozentzahl hei 
der Angestelltenversicherung - dort, wo die 
Wanderfälle ein 'größeres Ausmaß haben, die 
EiIllhaltung der Frist, a:ber vielfach auch die 
Voraussetzung des § 338, daß man nämlich 
eine Zuerkennung dem Grunde nach vorerst 
festgestellt halben muß , nicht immer gegeben 
ist. 

Deshalh ist es sehr smwieri'g, hier etwa 
eine Weisung zu geben, das muß r ascher 
erfolgen. Ich bin gerne Ibereit, dem Sozial­
versicherungstr,äger die Mitteilung zu machen, 
wenn den Rechtsbestimmungen des § 338 ent-

Präsident: Anlfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Schwimmer (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1643/M 
Um welchen Betrag ist der im Bundesvoran­

schlag 1974 vorgesehene BundeszusdlUß tür die 
Pensionsversicherung gegenüber dem tatsäch­
lichen Erfordernis zu niedrig angesetzt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser : Herr Albgeord­
neter ! Es 'glbbt ;Differenzen 7lWischen dem Bun­
desvoranscblag und den tatsächlichen Erfor­
dernissen. In der echten Größenordnung kann 
ich sie heute noch nicht vortragen, sondern 
nur nach der Schätrzung, die der Beirat für 
Pensionsanpassung am 4. Juli vorgenommen 
hat. 

Die Begl1Ündung dieser Differenz liegt darin, 
daß der BundesV'oranschlalg noch vor der 
30. ASVG�Novelle festgelegt wurde ; daher 
kann die stärkere Pensionsanpassung 081 und 
1 04 im Budget n1icht !berücksichtigt werden. 

Nach Schätzungen des Beirates wird der 
Mehraufwand gegeIllÜ!ber dem Bundesvor­
anschlag im Ralhmen der ASVG-IPensionen 
302,3 Millionen Schilling, bei GSPVG 
220,2 Millionen und beim B-PVG 1 10,5 Mil­
lionen, also insgesamt 693 Milliionen Schilling 
betragen. 

Präsident: Zusatzfrage. B itte. 

Aibgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister!  Sie haben diesen MehrauflWand auf 
die verbesserte Anpassung der 30. kSVG­
Novelle zuIlÜck.ge�Ülhrt. Wir Ihaben Sie schon 
damals im Ausschuß gefmgt, wie hoch der 
Meihraufwand über den damals noch nicht 
beschlossenen Bundesvoranschlag sein ,wird. 
Sie haben uns damals 'geantwortet, daß es 
keinen Meihrauf,wand rülber den Bundesvor­
anschla'g geben wird, daß also das Ganze im 
Rahmen des lBuIlJdesV'oranschlages gedeckt sei.  
Ich möchte nur ausdllück!lich fest/halten, daß 
diese Auskuilift damals an uns im Ausschuß 
nicht richtig gewesen ist. 

Ich möchte die Zusat�frage stel/len: Wann 
wird gesetzlich für die Aibdedmng dieses 
Me!hrau:fiwandes vor,gesorgt werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Viizekan'Zler log. Häuser: Dal1f ich zur Ein­
leitung ]hrer ersten Frage sagen, daß nicht 
nur die EIfuohung des PensionsaIlipassungs­
faktors eine Rolle spielt, sondern daß auch 
mit 1 .  Juli 1 914 eine 3prozentige Erthöhung 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

aller Pensionen vor 1 972 erfolgt. Diese macht 
allein im Rahmen der Ar.beiterversicherung 
einige hundert Millionen Schil'ling aus. 

Der echte Mehraufwand, wie er j etzt ge­
schätzt ist, heuer am 4. Juli, also zu elinem 
Zeitpunkt, an dem man schon einen starken 
Uberblick gehabt hat, liegt bei 1 533,8 Millio­
nen Schilling. Auf Grund der stärkeren Ein­
nahmen ist dann nur mit einer Erhöhung des 
Bundeszuschusses in der Größenordnung von 
693 MiHionen SchHling zu rechnen. 

Wenn ich damals im Ausschuß konkret ge­
sagt habe, daß es in den Grenzbereichen der 
Schätzung liegt, so dan ich darauf verweisen, 
daß rur den ASVG-IBereich trot� dieser beiden 
Verbesserungen im Pensionsrecht vom Ge­
samtvolumen - das muß man immer wieder 
dazusagen - bei 33 Mitltlarden Schilling g,e­
schätzt er Aufwand 693 Millionen Schilling zu­
sätzlich notwendrg sind, oder auch anders auf 
den Bundeszuschuß ausgedrückt, macht das 
1 ,2 Prozent des Aulflwandes aus. Dalher ist das 
in den Fehlergrenzen j edes Budgets entlhalten. 
Die Deckung sellbst wird erst dann vorge­
nommen werden können, wenn ein exakter 
UbeIib'lick. voIihanden ist. Zurzeit haben wir 
auch nur eine Schä�ung. 

Präsident: Ein'e weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Sdlwimmer: Herr Bundes­
ministerl Nur zu Ihrer Antwort die Fest­
stellung, daß auch mit 1. Juli eine außer­
ordentliche Anpassung enfolgte, kann wahl 
nicht als Begründung dafür herhalten, daß 
Sie uns ,damals im Ausschuß diese Anttwort 
g'ege'ben haben, denn auch das haben wir 
mit der 30. ASVG-Novelle mitbeschlossen, das 
war damals bekannt. 

Meine erste Zusat1Jfrage haibe ich aus einem 
ganz besonderen Grunde gestellt: Die Vor­
schußleistungen des Bundes aus dem (Bundes­
zuschuß müssen sich naturgemäß im Rahmen 
des Bundesvoranschlages !bewegen. Ich möchte 
daher ,fragen, ob OIhne außerordentlich,e Maß­
nahmen, sei es Kreditaufnahmen, sei es Rück­
griff auf Reserven, die PenS'ionsauszahlungen 
durch die betroffenen, auf den BundeSizuschuß 
angewiesenen Pensionsversicherungsträger 
gewälhrleistet ist. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neterl  Ihnen ist waJhrscneinlich bekannt, daß in 
den vergangenen Jahren ein Pensionsver­
sicherungsträger j eweils im Herbst in finan­
zielle Schwierigkeiten gekommen ist, das ist 
völlig unabhängig von der Entwicklung des 
Budgetansatzes, sondern das ist auf Grund der 
jeweiligen Zuteilung der Bundesmittel. Es ist 
Vorsor,ge getroffen, daß al'le Pensionen recht­
zeitig und in voller HOhe aus�belZahlt werden. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr AJbgeordneter 
Dr. Scrin�i (FPO) an den Herrn Bundes­
minister tür Lanldesverteidigung. 

1636/M 

Wird das tragische Explosionsunglüdt, dem 
vier österreichische UN-Soldaten auf den Golan­
höhen zum Opfer gefallen sind, zum Anlaß ge­
nommen werden, um den versicherungsrecht­
lichen Schutz aller an einem UN-Einsatz teil­
nehmenden Osterreicher zu erweitern? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminiister für LandeSIVerteidigun'g 
Lütgendorf: Herr Präsident! Hohes Haus ! Be­
v or ich auf die Frage einer aUfoäHigen Erwei­
terung des versicherungsrechtIichen Schutzes 
der an einem UN-Einsabz teilnehmenden öster­
reichischen Soldaten (Zu sprechen komme, darf 
ich kurz aufzeigen, worauf sich der versiche­
rungsrechtliche Schutz dieser Personen g,egen.­
wärtig gründet : 

Gesundheitsschädigungen, die Wehrpflich­
tige während der Ableistung eines außer­
ordentlichen PräsenZ/dienstes im Aus'landein­
satz erFitten haben, w erden nach Maßgahe 
der Bestimmungen des Heeresversorgung,s­
gesetzes als Dienstbeschädigung in gleicher 
Weise entschädigt wie Gesundlheitsschädi.gun­
gen während des Präsenzdienstes im Inland. 

Hingegen erhalten j ene Angehörigen des 
BundeS1heeres, die nach dem Heeresversor­
gungsgesetz keinen Anspruch auf Versor­
gungsleistungen haben, nämllich Beamte und 
Vertraogsbedienstete, die dem Bundesheer an­
ge'hören, bei Dienstunfäl,len Entschädigungen 
nach dem Beamten-Kranken- und Unfal1ver­
si cherungs'gesetz : Hielbei sind einem Dienst­
unfa.ll Ereignisse gleichzuihalten, durch die 
eine Person, dlie von der (Bundesregierung auf 
Ersuchen internationaler Organisationen zur 
Hilfeleistung in das Ausland entsendet wird, 
einen gesundlheitlichen Schaden erlitten hat, 
sofern das schädigende Ereignis im örHichen, 
zeitlichen und ursächlichen Zusammenhang 
mit dem Auslandseinsatz steht. 

In beiden vorgenannten sozialgeset:zlichen 
Vorschriften sind ,mir den Fall des Todes eines 
Heeresangelhörigen entsprechende Leistungen 
auch für die Hinterbliebenen der SoLdaten 
vorgesehen. 

Uber diesen sozialgesetzlichen Schutz 
hinaus bestelht für j eden österreichischen UN­
Soldaten eine private Zusatzversicherung mit 
einer Versicherungssumme von 100.000 S für 
den Ablebensfall. Hiefiür eI1wachsen meinem 
Ressort Ibei zirka 750 Mann jähr.lidl Auslag,en 
von etwa 2 Millionen Schilling für Prämien. 
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Hinsichtlich Ihrer konkreten Frage nach 
einer Errweiterung des versicherungsrecht­
lichen Schutzes der österreichischen Soldaten 
im Ausland daI1f ich 'bemeI1ken, daß mir keine 
VersorgurugstäHe bekannt sind, die auf Grund 
der derzeitigen 'ges!etzl�chen und vertraglichen 
Vorkehrung'en nicht ausreichend Deckung ge­
funden halben. 

Hinsichtlich der Todesopfer allif den Golan­
höhen wird allerdings noch zu pruten sein, 
ob mit den eI1Wähnten sozialen Vorkehrungen 
das Aus1langen gefunden werden 'kann. Sollte 
dies nicht der Fall sein, bin ich sel;bstverständ­
}.ich gerne bereit, an den für die VoHziehung 
der erwähnten sozialgesetzlichen Bestimmun­
gen zust'ändigen Bundesminister heranzu­
treten, um aUenfaHs eine entsprechende No­
vetlierung der einsdllägi,gen Bestimmungen 
zu eI1Wirken. 

Präsident: Zusawfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Ich möchte gerade dort einsetzen, wo Sie 
j etzt aIllfangen, Uberlegungen anzustellen. Ich 
glaUlbe, Olhne UlberJegungen kann gesagt wer­
den, daß, da solche tragische Ereignisse in der 
Regel relativ junge, das ihejßt also, hinsicht­
lich des Versicherungsanspruches nur kurz­
zeif!ig versicherte Personen hetrifft, der Ver­
sorgungsanspruch immer unzureichend ist, 
wenn ich von allen anderen psychischen Fol­
g en derart tragischer Ereignisse absehe. 

Meine Frage lautet also : -War die private 
ZusataJversicherung, die im FaHe der auf den 
GolaDlhöhen elingese1Jzten österreichischen Sol­
daten erstmals für diese vier Opfer hezie­
hungsweise ihre HinteI1blieibenen wifiksam 
wurde, der erste Fan einer derartigen Ver­
sicherung, oder war es Ibisher schon ülblich, 
in j edem derarti'gen Fall solche Zus atzv,er­
si<herungen aus der Erkenntnis, daß die durch 
die 'genannten 'gesetzlichen Vorsorgen gewähr­
leisteten Versicherungen unzureichend seien, 
abzuschließen? 

Präsident: Herr Minister. 

IBundesminist,er Lütgendorf: iEs war di-es 
nicht er erste Fall; wir hatten j edenfalls von 
allem Anfang an solche Zusatrzverslicherungen 
abgeschlossen, auch bei unserem Bataillon auf 
Zypern, 'wo es ja bedauer:1icheI1Weise einen 
tödlichen Sch!wimmunrfall 'gegeben hat. Auch 
in diesem Fall ist damals schon die Ver­
sich-erung eingetreten, und der entsprechende 
Beitrag wurde geleistet. Deswegen j a  auch 
meine BemeI1kung, daß ,wir .bis j etzt mit der 
gegenwärtigen Entschädigung noch das Aus­
langen ,gefunden haben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr 'Bundes­
minister! Ich halte es rur sehr begrüßenswert, 
daß bisher schon Zus ateNorsorgen getroffen 
wurden. Ich halte allerdings den Rahmen, der 
bislang hiefiiir vorgesehen Iwar, für völHg un­
zureichend. Was bedeuten tiür eine Frau, die 
mit mehreren unversor.gten Kindern nach so 
einem Unfall zUI'IÜckbletbt, 1 00.000 S, was be­
deutet es im Fa.lle dauernder Berufs- oder 
Arbeitsunfähigkeit im Ulberlelbensfalle für den 
Betroffenen und seine Familie? Man wird den 
Betrag ,zweilfellos e!1höhen müssen. 

Nunmehr eine zweite Zusatzfrage, Herr 
Bundesminister: Gilbt es iinternationale A1b­
machungen mit den Vereinten Nationen, wo­
nach die Lasten, die sowohl aus einer solchen 
Zusat1JVersicherung entsteihen, die ja die 
R epublik als Prämienzaihler iÜ!bernehmen muß, 
die a;ber auch da!1Über hinaus durchaus ent­
stehen könnten - man muß ja leider auch 
einmal an die Möglichkeit eines 'größeren 
Unglückes durch AJbstuI1Z eines Transport­
mittels 'Oder 'ähnliches denlken -, wonach 
dieses Risiko auf die Vereinten Nationen, 
die ja den :EinsatJz veran1lassen, und nicht auf 
die wenigen Länder abgewäLzt rwird, die ent­
gegerukommenderrweise im Interess'e des all­
gemeinen Friedens und der Friedensenhaltung 
Gesundheit und Leben i'hrer Soldaten /Zur Ver­
regung stellen und unter Umständen dadiür 
noch mit der lJbernahme von beträchtlichen 
Kosten sozusag,en bestraft :werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Die Vereinten 
Nationen 'hCliben mit keinem der Staaten, die 
Ver,bände oder Kontingente 'tür derartige frie­
denserhaltende Aktionen entsenden, Verträge 
abgeschlossen, um 'hier zumindest einen Teil 
der auf.gewendeten Kosten rur Prämien zu 
refundieren. Wir haben im EiI1!vernehmen mit 
dem Bundes'kan/Zler und dem lFinalllZ­
ministerium insofern ,ein Arrangement ge­
troiten, als diese abzusch'ließenden Privatver­
sicherungen - wobei ja die Soldaten sel:bst 
die Prämien zu ibBzalhlen haJben - den Sol­
daten die Prämienleistung wieQer durch eine 
Art Aufwandsentschädigung rückvergüten. 
Autiwandsentschädigungen g·ehören alber nicht 
,zu dem Lohn des Soldaten. Von den G esamt­
lohnsummen wird uns von den Vereinten 
Nationen ein Teil refundiert. Im gegenständ­
lichen Fall ist daiher nur eine Teilrefundierung 
der für diese Prämienzaihlung aufgewandten 
Kosten seitens der UN erfolgt. 

Präsident: Anlfrage 1 3 :  Abgeordneter Joset 
Schlager (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

t053/M 
Sehen Sie eine Möglidlkeit, im Rahmen der 

Heeresreform im Raum der Bezirksstadt Muraul 
Steiermark eine Garnison zu erridlten? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

,Bundesniinister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter l Die Errichtung neuer Gar­
nisonen !hängt ,zumeist V'on einer Vi ellZaihl 
verschiedener Umstände, wie lZum !Beispiel der 
Notlwendi.gkeit einer Vetbesserung der Infra­
struktur in ibestimmten Teilen des Bundes­
gebietes,  nicht 'ZuletJzt aJber auch von den 
budget'ären IMöglichkeiten aib. 

SoseIhr der ob ersteirische Raum für die Er­
ri chtung einer weiteren 'BataillonsunteJ1kunlft 
b edeutsam i st, seh e  ich dennoch - zumindest 
im Rahmen einer m1itteltfristigen Planung -
derzeit keine Möglichlkeit, ein derartiges Pro­
j ekt in Murau zu vel1wil1klichen. 

Präsident: Zusatzfr age. !Bitte. 

A!bgeordneter Josef Schlager: Herr �undes­
mini ster ! Gerade die Frage der regionalen 
Situation dieses Bezirkes ,zieht immer wieder 
das Ansuchen nach sich, eine solche Garnison 
in IMurau zu bekommen. Sie sind bereit, im 
Zusammenhang mit der Errichtung dieses gro­
ßen Muni-lLagers in diesem Raum die Frage 
z'u pl1Üfen, Ob dennoch vielleicht eline Gar­
nison in diesem Raum errichtet !Werden 
könnte ?  

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Ultgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Ich Ibin natürlich sehr 
gerne bereit, hier auch in dieser Hinsicht 
wie von l,hnen j etlZt 'gerade angeregt wurde, 
Uberprüfungen anzustellen. Nur möchte ich 
mich hüten, Ihier Prognosen anzustellen, die 
sich vielleicht später nicht oder nicht in abseh­
b arer Zeit realis1ieren lassen. Aber eine Prü­
fung ist diese Anregung :zJweitfelsoihne wert. 

Präsident: Anfrage 1 4 :  Herr .A:bgeordneter 
Dr. Prader (OVP) an den Herrn Minister. 

1654/M 
Welche Maßnahmen halten Sie für möglich, 

um künftighin einen Unfall, wie er sich im 
Osterreichischen UN-Kontingent auf den Golan­
höhen ereignet hat, zu verhindern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister lütgendorf: Wie Iihnen, sehr 
geehrter Herr Albgeordneter, wahrscheinlich 
bekannt seli.n wird, ist gegeDlwärUg eine Unter­
suchungskommission der Vereinten Nationen 
damit beauftragt, die Gesamtzusammenlhänge, 
die zu diesem bedauerlichen Unlfall gefrührt 
ha'ben, zu klären. Vor Albschluß die ser 
Untersuchungen scheint es mir da;her etwas 
v erfI1Ü1ht , mich IÜber konkrete ,Maßnaihmen zur 
Verihinderung eines derartigen Unfalles zu 
äußern. 

Ich möchte alber diese Ailifrage:beant.wortung 
zum Anlaß nelhmen, ausdrüc;kl!lich ,festzustellen, 

daß seitens des üsterreichischen: Kontingents 
sämtliche gelbotene Vorsichtsmaßnalhmen ge­
troffen waren. 

Präsident: ZusatZ'frage. Bitte. 

.A:bgeordneter Dr. Prader: Herr Bundes­
minister! Diese Antwort ist etwas dürftig. 
Es Ihat bisher zwei UngLücksfälle Igegeben: in 
Ägypten und eib en j etzt auf den Golal1lihälhen. 
Die Ursache ,in beiden Fällen waren nicht 
geräumte Minen. 

Ich möchte hier nicht behaupten, daß die 
MinenräulIllkommandos j ener Truppenteile, 
die da,für eingesetzt wurden, entweder 
schlecht ausgeIiüstet waren oder nicht gewis­
sen:haft gea�beitet haben. Die SchiWierigkeH, 
solche Aufgahen zu bewältigen, ist mir be­
kannt. Aber in heiden Fällen war es eben die 
gleiche Ursache. Daran und an dieser Erkennt­
nis wird auch der UntersuchungS/bericht der 
Vereinten Nationen wen�g deuteln und rütteln 
können. Daher die Frage : Welche eigenstän­
dig-en Uberlegungen sollen angestellt werden? 
Diese Fr,a'ge wurde nicht Ibeantwortet. Ich 
könnte mir unter Umständen vorstellen, daß 
wi r e igene Minenräumtrupps unserem Kontin­
gent anschließ en - dopp elt iJ:J.>äJIt ibesser -
und daß man geiWisse andere Möglichkeiten 
noch mit 1ns Auge faßt, um eiben solch·e Dinge 
zu verhindern. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß dieshezüglich überhaupt keine Uber­
legungen angestellt worden sind. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Seihr geehrter 
Herr Abgeordneter! Dazu dal1f ich sagen, daß, 
abgesehen von den täglich durchgefiülhrten Be­
lehrungen der Soldaten Ülber vorkelhrende 
Maßnahmen hinsichtliich der Begehung oder 
B efahrung von Wegen und Straßen, auch 
unser österreichisches Kontingent rü!ber einen 
Pionierlla'1bzug verfuigt, der auch mit elek­
trischen >Minensuch'geräten ausgestattet ist und 
der in Küme auch modernste IMinensuchgeräte 
e rhalten wird, weolche auch auf nicht­
metallische Minen ansprechen. Dieses Pionier­
element unseres Bataillons ist in erster Linie 
dazu vorgese:hen, in unmitteIlbarer Umgebung 
der einzelnen Stützpunkte das Gelände nach 
Minen abzusuchen. 

,Ich darf hier vielleicht dem Holhen Haus 
auch bekanntgeben, daß die jrüngsten Berichte 
aus dem UN�auptquartier Damaskus und 
Kairo ergeben ha:ben, daß \im ägyptischen 
Raum rund 2 Millionen und im syrischen 
Raum rund 750.000 Minen ver.legt sind, wobei 
man zum G roßteil keine Minenpläne mehr 
besitzt. So hat zum B eispiel die syrische ZiVlH­
bevölikerung im Laufe der vergangenen 
14 Tage rund 1 00 Personen durch Minen­
unfälle verloren. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Prader: Natürlich, die UN­
Truppen werden j a  in Gebietslber·eichen ein­
gesetzt, wo vorher Kampfhandlungen statt­
gefunden haben, und Stellungskriege sind ja 
dadurch stark charakterisiert, daß Ver­
minungen abgesichert werden müssen. Aber 
ich könnte mir vorstellen, daß man ja einen 
Roboter einse�en könnte. Bekanntlich gibt 
es solche Iferngesteuerte Instrumente, und das 
würde natürlich die Aufgaben wesentlich er­
leichtern. Dalher war die Ulberl,egung, die rich 
angestellt habe, oIb man nicht hier - selbst­
verständlich in Kooperation mit den anderen 
Bereichen - in dieser Form wirksam werden 
k!önnte. Es ist ja nicht so, daß :bei dem Kon­
tingent, das Sie genannt haben - und das 
glaube ich albsolut -, diese Räumung per'fekt 
sein kann. Es wird daher immer Schrwerpunkt­
teHbereicbe geben, in denen sich vor allem 
uns·ere Truppenkontingente Ibewegen müssen. 
Daher wird diese AufgaJbe ja nicht in Bälde 
erledigt sein, sondern sie wird ständig gegen­
wärUg sein. Daher glaube ich, daß in der 
genannten Richtung doch sehr ernstliche Uber­
legungen angestellt werden lIlJÜßten. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr 'geehrter 
Herr Aibgeordneterl Ich gebe Ihnen voll­
kommen recht, daß das auch dem österreichi­
schen B ataillonskommando unten genauso 
Sorgen macht, wie es uns lhiier in Wien Sorg·en 
macht. Wir versuchen zunächst einmal auch 
mit einlfachen Mitteln zu veI1hindern, daß die 
Soldaten frei  ins Gelände g,edlen. So wurde 
darü/ber hinaus auch angeordnet, daß, bis nicht 
einwandfrei festgestellt ist, daß alle von 
unseren Einheiten zu lbefClJhrenden Straßen ent­
mint sind, nur mit gepallizerten Fahrzeugen 
gefahren werden darf. Das Gesamtkontingent 
in Syrien oder auch in Ägypten veI1fiügt leider 
nicht über Kettellifaihrzeuge, die als Minen­
räumfa1hrzeuge ausgerustet sind, um auf diese 
Weise oder durch Fernzündung Minen Ibesei­
Ugen zu können. Daher sehen wir uns noch 
für längere Zeit bemüß'igt, hier durch strikte 
EiIllhaltung der Ver:kehrsbestimmungen, durch 
die Einz·äunung der ,zu Ibetretenden ,pfade und 
durch Vermeidung des Betretens des Geländes 
wenigstens in dieser Form alle.s zu tun, daß es 
zu keinen weiter,en Unfällen kommt. 

Ich möchte alber auch hier wieder sagen : 
Man kann natürlich nie wissen, oib -g·erade in 
einem G ebiet, das vor kurzem erst Kampf­
gebiet war, sich mög.licheI1weise unberechtigt 
auch fremde Personen aufhaUen, etwa in del;l 
N achtstunden, welche dann zur Störung auch 
Minen verlegen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Anfrage 1 5 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (iOVP) an den Herrn iBundes­
kanzler. 

1587/M 
Haben Sie bei Ihrem Staatsbesuch in Moskau 

die Frage der Rüstungsbeschränkungen im 
österreichischen Staatsvertrag behandelt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

-Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich halbe anläß­
lich meines Besuches in Mosikau die Frage 
spezieller Rüstungsbescbränkungen in Ge­
sprächen mit dem sowj etischen Minister­
präsidenten Kossygin belhandelt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abge·ordneter Dr. Ermacora: Welche Erge.b­
nisse haben Sie bei diesem Gespräch oder bei 
der Antwort des sowj etischen Polliti'kers er­
fahren od·er erzielt? 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Der sowj etische 
Ministerpräsident hat mir mitgeteilt, daß die 
Sowjetunion kein Verständnis dalfiür hätte, 
über dieslbezügliche Änderungen zu verhan­
deln. 

Präsident: Eine weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Ist damit, Herr 
Bundeskanz'ler, fiür den Rest Ihrer Regierungs­
p eriode diese Frage ad acta gelegt? 

Präsident: Herr Kanzler. 

Bundeskan�ler IDr. Kreisky: Es geht hier im 
beson'<ieren um Raketen. IIch habe den Ein­
druck 'gewonnen, daß j edenfalls, so wie die 
Dinge j etzt aussehen, weitere Gespräche 
hierülber kein anderes Resultat bringen wer­
den. Diesbezügliche Bestrebungen, eine 
Änderung des Vertragstextes herbeizuführen, 
hält die Bundesregierung im höchsten Maße 
für unzweckmäßig. 

Präsident: Anfrage 16:  Herr A!bgeordneter 
Dipl.-Ing. Hanreich {FPO) an den Herrn Bun­
des'kanzler. 

1 566/M 
Wurden im Rahmen der Koordinierung in An­

gelegenheiten der Umfassenden Landesverteidi­
guny in letzter Zeit konkrete Maßnahmen er­
griffen? 

Präsident: Bitte, Herr B undeSikalllZler. 

BundeskalllZler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Auf Grund des Bundesmirristerien­
gesetzes vom Jahre 1973 �ha;be ich zur Wahr­
nehmung dieser mir zug,ete1ilten Aufgaben,  
nämlich der Koordinierung in Angelegen­
heiten der Umfassenden Landesverteidigung, 
eine Abteilung eingerichtet, die 1hren Dienst­
betrieb ,im Felber 1974 aufgenommen hat. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Am 13.  Mai habe ich einen "Fachstab" ein­
gesetzt, der am 5. Juni 1914 die Richtlinien 
für eine lBestandaufnahme der erledigten be­
ziehungsweise offenen Probleme festgelegt 
hat. In der iFo}ge wird ein PrioI'itätenkatallog 
der zukrüßlftig durchzuflÜ'hrenden Maßna!hmen 
erstellt werden. 

Präsident: Zusatz1rage. Bitte. 

Abgeordneter D1pl.-Ilng. Hanreidl: Sie sagen, 
Herr Bundeskanzler, daß e in Prioritätenkata-
100g der Maßnahmen erst erstellt ,werden wird. 
Ich glaube, daß an sich doch eine ganze ReiJhe 
von Unterlagen 'vorliegen, welche Maßna!hmen 
auf den verschiedensten Ebenen der Umfassen­
den Land·esverteidigung gesetzt werden 
müssen. 

Wann wird es also so weit kommen, daß 
man damit rechnen Ikann, daß der von �hnen 
angekündigte Prioritätenkatalog dieser Maß­
nahmen auch in ersten Punkten in die Wink­
licbkeit umgese1lzt werden kann? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich Ihabe j a  
bereits g·esagt, daß eine galllZe Reilhe von 
Maßnahmen Ibereits getroffen Iwurden. 

So ist es zum (Beispieil zur Errichtung von 
vier Arbeitsausschüssen ,gekommen, und zwar : 
ein Arbeitsausschuß ".MiUtärische Landesver­
teidigung" , den der General der Panzertruppe 
Ing. Koiner leitet, einer .für "Zlivile Landes­
verteidigung", der unter dem Vorsitz des 
Ministerialrates Dr. Lipovitz steht, einer für 
"Wirtschaftliche Landesverteidigung", dem 
der Sektionschef DkJfm. [)r. Römer vorsteht, 
und einer ftÜr sogenannte "Geistige iLandes­
verteidigung" unter der Führung des Sek­
tionsrates Dr. Rettinger. ;Ein Sonderaussch:uß 
für "VeI1ke!hr und Nachrichtenwesen" steht 
unter F,Üihrung des Sektionschefs Dr. HaLb­
mayer. 

Dazu kommt, Herr A!bgeordneter, daß be­
reits Ve:r1bindungen mit den Bundesländern 
aufgenommen wurden. Eine erste derarUge 
Besprechung hat 'bereits am 29. Mai mit dem 
Burgenland stattgefunden; mit dem Lande 
SalZ/burg, wird eine solChe Be sprechung am 
19. Juli stattfinden. Weitere Besprechungen 
werden der Reilhe nach durchge�ü.ihrt werden. 

Präsident: Eine weitere Fra'ge. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-lng. Hanreich: Herr 
Bundeskanzler! Die von Ihnen angeführten 
Ar'beitsaussmüsse existieren sowOhl in ihrer 
Zusammensetzung als auch Ihinsichtlich ihrer 
A ufga:benstellung ja schon seit ,längerer Zeit. 
Ich kann das nur V'om Atbeitsausschuß 1iür 
wirtschaftliche Landesverteidigung her beur­
teilen, der ja eine 'ganze Re,ihe von Ansä1lzen 
zu einer Aktivität bereits gezeigt hat. Zu kon-

kreten Maßnahmen ist es alber nicht ge­
kommen. 

Ich habe daher den Eindruck, daß Sie im 
Augenblick sozusagen nur eine Zusammen­
stellung dessen machen lassen, was bisher 
schon gearobeitet worden ist. Ich würde aber 
kon.krete Maßnahmen erwarten und frage 
daher, Herr Bundeskanzler : Bis wann wird 
dieses Bewußtmachen der schon getanen 
Ar.beit abgeschlossen s ein und wird mit Maß­
nahmen gerechnet werden können? 

Präsident: Herr Bundeslkanzler. 

Bundes'kamler Dr. Kreisky: Es handelt sich 
hier vor aUem um organisatorische Aufg.ilJben, 
die schließlich erfüllt werden mlÜssen. Ein 
großer Teil dieser Aribelit besteht üiberthaupt 
in der Schaffung von organisatorischen Vor­
aussetzungen. ISicher ist, daß ich eine solche 
Fr age, bis wann ich damit rechne, daß dlese 
verschiedenen Ausschüsse ihre Arbeit abge­
schlossen haben, nicht e1infach ganz konkret 
beantworten kann, aber ich 'bin gern bereit, 
Sie j eweils darübe r  zu informieren oder, rich­
tiger gesagt, Sie über die Tätigkeit der Aus­
scnüss·e und der ganzen Institution auf dem 
laufenden ,zu halten. 

Präsident: Die ,Fra·gestunde ist be endet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Regie­
rungsvorlage: Abkommen .zwischen der Repu­
blik Osterreich und der Republik Bolivien über 
die 'ErIlichtung und Führung einer Auslbildung·s­
stätte 'für Bergleute (Stei!ger) in Bolivien und 
Zusatzabkommen ,zum .A!bkommen �wisch:en 
der Republik Osterreich und der Republik 
Bolivien 'über die Errichtung und Führung 
einer Auslbildungsstätte lrur Bergleute (Stei,ger) 
in Boltivien vom 29. Mällz 1912 (1 209 der Bei­
lagen) eingelangt ist. 

Ich werde diese Regierungsvorlage gemäß 
§ 41 Abs .  4 der Geschäftsordnung in der näch­
sten Sitzung zuweisen. 

Die in der letrzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegehenen Regierungsvorla.gen weise 
ich zu wie folgt: 

Bundesgesetz, mit dem das Güterbelförde­
rungs·gesetz geändert wlird ( 1 22 1  der Beilagen) , 

dem VerkeIhrsausschuß ; 

,Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Orga­
nisationsgesetz geändert wird ( 1233 der Bei­
lagen) , 

dem Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
und 

Bundesgesetz, mit dem das Forshwesen ge­
regelt wird (Forst'gesetz 1 914) , ( 1266 der Bei­
lagen) , 

d·em Ausschuß für Land- und ForstwirtschaH. 
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Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die Debatte ,über die Punkte 1 bis 3, 
ferner über die :Punlkte 4 ibis  einsdl1ießlich 
28 und letztlich noch über die lPunkte 29 his 
einschließlich 32 der heutigen Ta'gesordnunog 
jeweils unter einem albzuf.ülhr,en. 

Da es sich bei den Puntkten 5 bis 24 sowie 
bei Punkt 30 um s elbständige Anträge eines 
Ausschusses handelt, lasse ich zunächst dar­
uber aJbst1immen, ob 'Über diese Anträge gemäß 
§ 1 9  Geschälftsordnung unmitteilbar in die 
zweite Lesung einzugehen ist oder ob sie 
einem anderen Ausschuß zur neuerl1ichen Vor­
beratung zugewies'en werden sollen. 

Nur wenn besch:lossen Iwird, unmittelbar in 
die �weite Lesung dieser Anträge eiIlJZugelhen, 
können slie in Verhandlung 'gezogen .werden. 

Ich bitte j ene Damen und Herren , die jJhre 
Zustimmung 'gelben, daß über die selbständi­
gen Anträge des Just'i,zaussmusses - das sind 
die Punkte 5 bis 24 sowie 30 der /heutigen 
Tagesordnung - unmitte�bar in die zweite 
Lesung eingegangen 'Wird, sich von den Sitzen 
zu ,erheb en. - Angenommen. 

Falls der Vorschlag angenommen wird, die 
Debatte ,üiber die ,Purukte 1 -bis 3, ferner über 
die Punkte 4 b1is einschließ.lich 28 und letztlich 
über die PuIllkte 29 bis 32 der heutigen Tages­
ordnung j eweils unter einem abzUlfiülhren, wer­
den in j edem Fall zue rst die Berichterstatter 
ihre ,Berichte gelben; sodann .wird die Debatte 
über die 'Zusammengezogenen Punkte j eweils 
unter einem abgeruJhrt. Die Abstimmung er­
folgt s elbstverständlich - wie immer in sol­
chen Fällen - getr,ennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagenen drei Zu­
sammenfassungen 81in ,EiI1JWand erthoben ? -
Das ist nidlt der Fall. 

Die Debatte Ülber di e ;Punkte 1 bis 3, Iferner 
über die Pun!kte 4 ,blis 28 und schließlich üb er 
die PuIlikte 29 bis 32 ,wird dalher j eweils unter 
einem vorgenommen. 

1. Punkt: Zweite Lesung der Regierungsvor­
lage 931 der Beilagen: Bundesgesetz über die 
Preisbildung von gleicherweise im Inland wie 
im Ausland verkauften Waren (Preisbildungs-

gesetz 1913) 

2. Punkt: Zweite Lesung der Regierungsvor­
lage 1 123 der BeHagen: Bundesgesetz, mit dem 
das Preisregelungsgesetz 1951 geändert wird 

3. Punkt: Zweite Lesung der Regierungsvor­
lage 1 124 der Beilagen: Bundesgesetz, mit dem 
das Preisbestimmungsgesetz 1912 geändert 

wird 

Präsident: Wir gSihen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu den IPun!kten 1 .bis 3, 
über die die Debatte unter e inem abgefü!hrt 
wird. 

Es sind d�es: 

ZMeite Lesung der Regierungs!Vorlage 931 
der Beilagen : Bundesgesetz tülber die PreisIbil­
dung von glelicherweise im Inland wie im Aus­
land verkauften Waren (Preisbtldungsgeset.z 
1 973) , 

Zweite Lesußtg der Regierungsvorlage 1 1 23 
der Beilagen : Bundesges etz , filit dem das Preis­
regelungsgesem 1 957 geändert wird, und 

Zweite Lesung der Regierungsvorlage 1 1 24 
der Beilagen : Bundesges etz , mit dem das Pr-eis­
bestimmungsgesetz 1 912 geändert wird. 

AIs Berichterstatter zu allen drei Vorlagen 
wurde mir der Herr Abgeordnete Thallhammer 
vorgeschlagen. Ich greife diesen Vorschlag auf 
und bitte ihn, die Befiichte zu erstatten. 

Berichterstatter Thalhammer: Hohes Haus l 
Ich berichte .über die Regierungsvofllage : Bun­
desgesetz über die Preis.bildung von gleicher­
weise im Inland wie 1m Aus,land venkauften 
Waren (Prei9biJdungsgesetz 1 973) (931 der Be1i­
Ia'g',en) . 

ner Nationalrat hat in seiner Sitzung vom 
1 1 .  Juli 1 973, anläßlich der Vera:bschiedung 
des Bundesges et.zes , mit dem das Preisbestim­
mungsgesetz 1 912 'geändert wird, eine Ent­
schließung angenommen, die folgenden Wort­
laut hat : 

"Die Bundesregierung wird ersucht, einen 
Gesetz,entwuI1f auszuanbeiten und dem Natio­
nalrat zur Beratung vorzulegen, durch den der 
zuständige IBundesminister eine Handihabe er­
hält, in j enen Fällen eine Herabsetzung inlän­
discher Preise zu verfiügen, wenn dersetbe Er­
z euger die gleiche Ware in anderen Ländern 
des EWG- oder EFTA-Raumes hiHiger anbietet 
als in Usterreich, ohne daß dieser Preisunter­
schied aUlf unterschiedliche Zol1- oder Steuer­
belastung ZUI1üdazuf:üJhren ist." 

Die vorlie.gende Regierungsvorlage ent­
spricht nun dieser Entschließung. 

§ 1 entJhält die Verfassung9besbimmung, um 
die Zuständi�eit des iBundes zur Regelung 
und Vollzie!hung der gegenständlichen Materie 
sicherzustellen. 

Die weiteren B estimmungen s8ihen das Ver­
fahre'n diür die Bestimmung von Höchsbpreisen 
vor sowie die Berechtigung von Pre'isvel'glei­
chen, wOlbei festgestellt wird, daß staatsver­
tragHche Verpflichtungen Osterreichs nicht 
verletzt 'Werden dürfen. 

Es ist vorgesehen, daß vor B estimmung 
eines Höchstpreises der IBundesminister für 
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Thalhammer 
Handel. Gewetbe und Industrie die iBundes­
kammer der gewerbHchen Wirtschaft. die Prä­
sidentenkollJfereIllZ der Landwirtschaftskam­
mern Osterreichs. den Osterreichischen Arbei­
teIlkammertag und den Osterreichischen Ge­
werkschaftsbund zu !hören hat. 

Bei erheblichen Änderungen der Vorausset­
zungen, die der Ermittlung des Höchstpreis·es 
zugrunde gelegt worden sind, hat der Bundes­
minister für Handel, Gewerhe und Industrie 
den festgelegten Höchstpre�s entsprechend zu 
ändern. 

Die festzusetzenden Hö chstpreise sind im 
EiI1lZe1fall durch Besch·eid oder generell durch 
Verordnung :zu bestimmen, wobei Verordnun­
gen im "Amtsblatt lzur Wiener Zeitung" zu 
veröffentlichen sind. 

Der Bundesminister {ür Handel. Gewerbe 
und Industrie, d'ie Landeshauptmänner, die 
Bezirksverwaltungsbehörden und die ißundes­
polizetbehörden sind berechtigt, durch ihre 
Organe von den Unternehmern für die Preis­
bestimmung maßgebende AUSlkiüIllfte zu ver­
langen, 

Den BeziIlksver,waltungSibehörden bezie­
hungsweise den Bundespolizetbeiliörden ob­
liegt es, die Höchstpreise zu kontrolHeren, 
wobei im Falle der Uberschreitung der Höchst­
preise Geldstrafen von 5000 S bis zu 150.000 S ,  
im FaHe d e r  Unein!bringlichkeit Arrest von 
einer Woche bis zu drei Monaten verhängt 
werden können. 

Mit der Vollziehung des § 1 ist die Bundes­
regi,erung, mit der Vollziehung der übrigen 
Bestimmungen der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie betraut. 

Ich b e a n  t r a g  e nun, der Nationalrat 
woBe dem von der 'Bundesregierung vorge­
legten G esetrzentwurf (93 1 der Beila.gen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erte'Hen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich weiters im ·Einvernehmen 
mit den Parteien, daß G eneral- und Spezial­
debatte un ter einem abgefrührt werden wolle. 

von volikswirtsdlaftlidl nicht gerechtfertigten 
Erhöhungen von IPreisen rmir ,sachg.üter und 
Entgelten ·rur Leistungen vor. 

Es st�ht j edoch außer Zwetfel, daß die Er­
höhung von Preisen b eziehungsweise Entgel­
ten dann als volkswirtschafthch gerechtfertigt 
anzusehen ist, wenn die Paritätische Kommis­
sion b eziehungsweise ihr Unterausschuß für 
Preisfragen diese ErhÖ'hung zur Kenntni's ge­
nommen hat; diesem Standpun!kt tr'äg,t insbe­
sondere die Bestimmung des § 3 c Alb s. 2 Z. 2 
Rechnung. 

WeHers sind die Bestimmungen der § §  3 c 
bis 3 e dann n1cht anzuwenden, wenn bereits 
eine behördliche Preisregelung auf Grund 
anderer Bestimmungen des Preisregelung.sg,e­
setzes oder die MöglicbJk.eit der Preisregelung 
nach anderen Rechtsvorschriften lbest,eht. 

Die neuen Bestimmungen der § §  3 c bis 3 e 
lösen den bisherigen § 3 a ab, welcher seit 
seinem B estehen niemals eine behördliche 
Preisregelung zur Folge hatte. 

Die Verfassungsbestimmung im Artikel I 
ist notwendig, um die IBundesikompeteIliZ hin­
sichtlich der im IPreisregelungsgesetz vorge­
sehenen Maßnahmen auch für die Zeit Ibis 
zum 31 . Derzemiber 1 915 sicherzustellen, 

Die Bestimmungien der Z, 1, 2, 3, 5, 6, 7, 
8, 9, 1 1  im Artikel U 'bewirken im wesent­
lichen die Anpassung an die dem Bundesmini­
steriengesetz 1973 entsprechende Rechtslage 
sowie einen systematischen Auf/bau des Preis­
regelungsgesetlZes. 

,Mit der Voll:ziehung des Artilkels I und des 
§ 3 e .A!bs. 3 lin der Fassung des ArUkels II 
Z. 4 dieses ,Bundesgesetrzes ist die Bundes­
regierung, mit der Vol'lziehung der !Übrigen 
Vorschriften sind nach 'Maßgabe des iBundes­
ministeriengesetzes 1 973 der Bundesminister 
für Hande.l, Gewerbe und Industrie, der Bun­
desminister frür Gesundhe1it und Umweltschutz, 
der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft und der Bundesminister für Finanzen 
betraut. 

Ich berichte weiters 'Üb er die Regierungs-
Ich b e a n  t r a g  e nun. der Nationalrat 

vorlage : Bundesges,etz. mit dem das Preis-
11 d d B d reg'erun rge wo e ' em von I er . un es 1 9 vo -

regelungsgesetz 1 957 geändert wird ( 1 1 23 der 
legten Gesetzentwurf (1 123 der Beilagen) die 

Beilagen) .  
verfassungsmäßige Zus Ummung erteilen. 

Die Novellierung des Preisregelungsgeset­
zes 1 957 noch vor dem vorgesehenen Auslau­
fen zum Jahresende 1 974 scheint auf Grund 
der erheblichen Preissteigerungen in den letrz­
ten Monaten dringend .geboten. 

:Der vorliegende Entrwuflf sieht daher mit 
s einen neuen Bestimmungen in den §§ 3 c ibis 
3 e für den Bundesminister �ür Handel, Ge­
weI1be und Industrie und die Landeshauptmän­
ner ein Instrumentarium zur Hintaruhaltung 

Für den Fall, ·daß Wortme'ldungen vorlie­
gen, beantrage ich wiederum im Einverneh­
men mit den Parteien, daß General- und Spe­
zialdelbatte unter einem aJbgefrü!hrt werden 
wolle. 

Ich berichte nun über die Regierungsvor­
lage : Bundesgesetz, mit dem das Preisbestim­
mungsgesetz 1972 geändert wird ( 1 1 24 der 
Beilagen) . 

768 
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Thalhammer 

Der . Zweck dieser Regierungsvorlage ist die zent gestiegen ist, wälhrend der Index der 
Verlängerung der Geltungsdauer des gelten- nichtpre'isg,ereg:elten Waren um 10,1  gestiegen 
den Preisbestimmungs,gesetJzes. ist. 

Die Verlängerung der G eltungsdauer des 
Preis.bestimmung,sgesetzes 1 912, in der Fas­
sung der Novelle 1913, 'ist im Hinblick auf 
die darin enthaltenen Bestimmungen über die 
Weitergabe von Zollsen:kungen sowie Aus­
gleichsabgabebeträgen für land:wirtschaftliche 
Erzeugn!isse und deren Vera:rbeitungsprodukte 
an den Konsumenten dringend geboten, da 
auf Grund des Arrangements mit der Europä­
ischen Wirtschait'sgemeirrschaft weitere Sen­
kungen der o:bgenannten ZöHe und Ausgle'ichs­
abgabeibeträge erfolgen werden. 

Darüber hinaus sind die B estimmungen des 
§ 2 des Preishestimmungsg,esetzes 1 912 über 
die Entlastung der Preise bei Waren und Lei­
stungen von der " alten" Umsatzsteuer vor 
allem für Rechtsgesch,äfte 1n der 'BaU!wirtschaft 
von Bedeutung, die vor dem 1. Jänner 1 973 
abgeschlossen, alber 'bisher noch nicht abge­
wickelt wurden. 

Ihn Artikel I 'ist wiederum di,e Venfassungs­
bestimmung entlhalten. 

Ich b e  a n  t r a  ,g e, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesre.gierung vorge,legten 
Ges etzent:wurf (1 1 24 der Beilagen) die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Fiür den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, beantrage ich abermals im Einvernehmen 
mit den Parteien, daß General- und Spezial­
debatte unter einem ahgetführt werden wolle. 

Präsident: Dank.e , 

Ich glaube nun, meine Damen und Herren, 
es wäre in dieser schwierigen Frage der Infla­
tion höchste Zeit, daß auf der Ebene der Poli­
tik der Staatslbürger nicht immer !wieder den 
Eindruck {bekommt, es werde nur nach dem 
besten polemischen Argument gefischt, um e s  
beim Fenster hlinauszusprechen, Es muß i n  
d en pol'itischen Verhandlungen u m  die b esten, 
konkreten, praktischsten Stabilisierungsmaß­
nahmen gerungen werden ! (Zustimmung bei 
der öVP.) 

Diese Forderung müssen wir in diesem Zu­
sammenhang aufsteHen. Ich würde es so for­
mulieren : Wir verlangen in dieser schwierigen 
SituaHon die 'größtmögliche Bereitschaft von 
der Bundesregierung zum Gespräch mit den 
Oppositionsparteien, zum Gespräch mit den 
Sozialpartnern, um aus dieser schwierigen 
Situation der wachsenden Inflation herauszu­
finden, 

Wir ve:r:1angen zweitens die größtmöghche 
Bereitscha:ft von den Oppositionsparteien, der 
Bundesregierung j enes Instrument zu geben, 
von dem die Bundesregierung annimmt, daß 
sie es benö1!igt, um dieser Inflation vielleicht 
doch nach v-ier Jahren Herr zu werden. 

Und wir verlangen drittens, daß die Bundes­
regierung iUl 'besonderen, aber auch Länder 
und Gemeinden, daß heißt die öffentliche Hand 
bei den Stabilisierungsbemuhungen beispiel� 
haft vorangehen und erst dann - und dann 
mit Recht - die moraHsche und polit:ische 
Forderung aufstellen, daß sich in diese Be­
mühungen auch die verschiedenen so.zialen 
Gruppen ein!binden lassen. 

Ich glaube, das müßte die VorgangslWeise 
einer verantwortungSIVollen StabilisIerungs­
politik ailier wichtigen p olitischen Gruppen 

Als erster zu Wort gemeLdet ist der Herr charakteri,sier,en. 

Es ist ibeantragt, G eneral- und Spezialde­
batte in einem abzufÜlhren, Wird ein Einwand 
erhoib en? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelhen in die Deba Ue ein. 

Abgeordnete Dr. Mock. 

Abgeordneter Dr. Molk (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herre n !  Wenn wir 
heute die Tages orldnungspun!kte 1 ,  2 und 3 
dieser Sitzung betrachten, so steht die Behand­
lung dieser Tagesordnungspunkte zweifellos 
unter dem Eindruck, daß die inflationäre Ent­
wicklung '�m vergangenen Monat ein Ausmaß 
erreicht hat - da die Schallmauer von 10 Pro­
zent mit einer Inflationsrate von 1 0,2 Prozent 
durCh/brochen wurde -, !Wie das in den let'zten 
20 J abren in der österreichischen wirtschafts­
politischen Entwicklung völlig unbekannt lWar, 
Die ganze Debatte eI1hält ihr großes Gelwicht 
schon allein durch dieses Monatsergebnis. Da­
bei ist es von Interesse aruzumerken, daß der 
Index der preis geregelten Waren um 1 0,4 Pro-

Ich erinnere dar an, meine Damen und Her­
ren, daß die Osterreichische Volkspartei flU 
je dem Zeitpunild in den vergangenen vier Jah­
ren bereit Iwar - PUIllkt 1 meiner Forderun­
gen -, sämtliche Verhandlungsmögl'ich:keiten 
mit der Bundesregierung zur Beschlußifassung 
gemeinsamer StalbilisierungsmaßnaJhmen aus­
zuschöpfen. 

Wir waren auch in den vergangenen Ja:hren 
bereit - ich erinnere an die .gemeinsame Be­
schlußfassung des Preisbestimmungsgesetzes, 
die Novellierungen und Verschärfungen des 
Preisregelungsgesetzes -, der Bundesregie­
rung j ene Instrumente 'für e'ine administrative 
Preispolizei zu geben, von denen wir zwar 
gezweifelt ha.ben, daß sie .für eine endgültige 
Stabilis'ierung genügen, von d�nen aber Sie, 
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Herr Bundesminister,  und die Bundesregierung Pr�isregelung - "von großem Nachteil, weil 
behauptet haben, ,sie WlÜrden unbedingt be- die Folgen von Änderungen in bestimmten 
nötigt, um diese 'Entwicklung in den Griff zu Sektoren oder Branchen auf andere überwälzt 
bekommen . we rden. " 

Wir haben drittens, Herr Bundesminister, 
überall dort, wo dlie Osterreichische Volks­
partei in Gebietskörperschaften die Hauptver­
antwortung getrag,en hat, E<influß darauf ge­
nommen, daß es zwischen Bund, Ländern und 
G emeinden zu einem Gespräch 'kommt, zu 
einer Zusammenarlbeit, damit sich auch diese 
wichtigen Institutionen, was die Ausgaben an­
langt, einer StahilisierungspoNtiik anschließen 
können. 

Wir halben ver,sucht, diesen Weg, den ich 
vorhin definiert habe, auch tatsächlich zu 
gehen. Ich werde auf diese drei Punkte später 
im Detail noch lluITÜ<Ekommen. Vorher jedoch 
einige 'grundsätrzliche Bemerlmngen. 

Wie stehen wir zur Frage der administrati­
ven Preispolizei? - Zuerst eine formelle Seit,e, 
Herr Bundesm'inister. Ich darf daran erinnern 
- es ist ein Formalproblem -, daß seinerzeit 
der Kluboibmann der Sorzialistischen Partei 
Pittermann erklärt hat - es war am 24. Fe­
bruar 1 968 -, daß Gesetze mit Zweidrittel­
mehI1heit oder Verfassungsgesetze nur in Form 
gemeinsamer In'itiativanträge beschlossen 
werden

' 
können ; sonst werde es keine Zu­

stimmung der damaligen sozialistischen Oppo­
sitionspartei gelben. 

Ich zumindest bin persönlkh der Auffas­
sung - ich möchte die politische Bedeutung 
einer solchen Verhalt,ensweise nicht unter­
schätzen -, daß die derzeitige Situation wirt­
schCi'ftSipolitisch einen solchen Grad der Ge­
fährlichkeit erlangt Ihat, daß davon nie eine 
Eini'gung abhängig gemacht werden dürfte. Ich 
wollte es etber in diesem nusammenhang er­
wähnen. 

Wie sieht es mit der materiellen Seite aus 
in der Frage der administrativen Preispolizei? 
- Wir wissen, meine Damen und Herren: Es 
gibt Wissenschaftler, Theoretiker der Volks­
wirtschaft, Denkschulen, die sich polemisch 
bekämpfen '�ür mehr staatliche EingJiiffe bei 
der Preisbilldung, die lange Albhandlungen 
schreiben, wie nützlich oder ,wie unnütz eine 
administrati�e Preispolizei ist, wie vorteilhaft 
oder schädlich sich das auf andere staatliche 
Bereiche auswiI1kt. Da könnte man ja seit,en­
weise zitieren. 

Ich daflf zum Beispiel daran erinnern, daß 
ein selhr berühmter Osterreicher, 'Professor 
Machlup, einma'l selhr hart gesagt hat: 

"Wenn die Gesamtnachfrage wirkungsvoll 
durch monetäre und fiskalische Maßnahmen 
kontrahiert werden kann, so ist die oligopoli­
stische Preisstarrheit" - das heißt eine starke 

Professor Euken, ein sehr prominenter Ver­
treter, ja V ater der sozialen Markt'wirtschaH, 
hat einmal 'gesagt, daß auch -bei der besten 
Ordnung,spoliUk sozial motivierte Maßnah­
men, das heißt regulative Eingriffe der öffent­
lichen Hand, notwendig sind. 

Das heißt: Zwei Vertreter VOn DenJkschulen, 
die zumindest benach'bart sind, die selhr wett­
bewerbsorientiert sind, nehmen doch unter­
schiedlich zu dieser Frage SteUung. 

Diesen prominenten Wissenschaiftlern 'lei­
sten auch Sie, Herr Bundesmin1ister, in dieser 
Richtung gute Gesellschaft. Ich darf daran 
erinnern, was einer Ihrer aneI1kanntesten Mit­
arbeiter, IDr. Koppe, in einem Aufsatz am 
9. November 1973 "Die Grundsäbze der ökono­
mischen Konferenz der SPO" zitiert hat : Die 
beste Preispolitilk. ist der Wettbewerb, wo es 
ihn gi1bt. 

Ich darf daran erinnern -::- das ist in diesem 
Zusammenhang auch 'interessant --, daß Sie, 
Herr Bundesrninister, damals erklärt halben, 
daß es um eine grundleg,ende Neuregelung 
des Preis rechtes geht, daß Sie sich auch zur 
ergänzenden Funktion der administrativen 
Preispolitik b ekannt hCl1ben . 

Da könnte man, wenn man noch weiter 
zurückgeht, aus der "Zukunft" einen !ihrer 
wirtschaJtsPOiliNschen Sprecher, den General­
direktor der National'banik Dr. KieIllzl , zitieren. 
Er sagte : 

" Auch eine ,gut funktionierende administra­
tive Pre'iskontroUe kann nur die AufgaJbe 
haben, dort einzugrei;fen, wo mangelnder 
Wettbewerlb dazu Führt, daß es um die Sache 
des Konsrumenten schlecht 'zu stehen 'beginnt. 
Die administrative ,Pre'ispolitik 'g,e!hört somit 
in den lBereich der KarteU- und Monopolkon­
trolle, der Wettbewerbspolitik wenn man will, 
aber nicht zum Instrumentarium der Inflations­
bekämpfung." Und so könnte man diverse 
Zitate noch hinzufügen. 

Ich weiß, Herr ,Bundesminister, man könnte 
solchen Grundsat'ZlÜ!berlegungen eine seihr tief­
g,ehende, sogar ideologische Diskussion an­
schl'ießen, was es denn Für die Gesellschaft 
bedeutet, wenn man sich radilkal gegen staat­
liche 'Eingriffe oder für staatliche Eingriffe 
ausspricht. 

Bei einer so dramatischen Entwicklung, wie 
wir sie in den letzten Monaten 'in Osterreich 
erleben, ist ke'ine z.eit ,fiür solche Grundsat.z­
über'legungen - ich möchte das seihr hart 
aussprechen -, sondern nur tür die pragma-
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tische Frage : Wie bekommen die politischen 
Verantwortungstl1ä'g,er dieses Lanides die Ent­
wicklung in den Griff? - Das alLein stelht j etzt 
zur Diskus sion ! Was ich mit den Zitaten auf­
zeigen wollte, Herr :Bundesminister, war, daß 
hier auch in Grundsat�fragen die Pos'itionen 
nicht nur nicht sehr weH auseinanderliegen, 
sondern s elhr weitgehend 'ident sind. 

Ich möchte das rur Uns so definieren : Admi­
nistrative Preispolizei ist ein normaler iBe­
standteil des volkswirtscha\ftlichen Instrumen­
tariums einer Bundesregierung. Administra­
tive Preispolilzei kann al.lein !bestenfalls punk­
tueH und Lür eine kurze Zeit eine VeIibesse­
rung in der inflationären 'Entw"icklung bringen. 
Sie wird 'keinen befriedigenden Erfolg (bringen, 
wenn sie nicht eingebaut ist in umfassende 
StabiHsi,erungsmaßnahmen. Diesen pragmati­
schen, diesen praktischen Standpunkt vertre­
ten wir 'in der Frage der administrativen Preis­
polizei und las'sen uns in keiner Weise in 
dogmatische oder ideologische Positionen ein­
mauern! ,(Zustimmung bei der OVP.) 

Ubfi.gens, meine Damen und Herren, wird 
diese pragmatische Haltung - was bringt 
administrative Preisnegelung in der Realität 
der vo1kslWirtschaftlNcben Entwicklung? 
auch b estimmt vor al'lem von der Entwicklung 
in j enen Ländern, wo man administrative 
PreispoUzei sehr intensiv anwendet. 

Ich dal1f nur einige Beispiele .zitieren, Herr 
Bundesminister, die Sie wahrscheinlich selbst 
kennen. In den V,ereinigten Staaten ihat man 
vom August 1 97 1  bis April 1 974 eine vier­
phasige StaJbilitätSipoliUk angewandt, <über­
wiegend und Ifast ausschließlich mit Mitteln 
der administrativen PreispoHze'i,  in der dritten 
Phase auch durch einen 'Preisstopp. Das Er­
gebnis war, daß man von einer Teuerungsrate 
von 2 Pro:zent schließlich mit verschiedenen 
AU/f und Ab im Jahr,e 1 974 bei eIner Teue­
rungsmarke von 12,4 Pro:zent landete . 

Eine ä'hn:l'iche Entwicklung hatten wir in 
ItaUen und in Spanien sowie in anderen Län­
dern. Es ,wären hier no ch verschiedene B ei ­

spiele aus den Broschüren der OECD zu zitie­
ren. 

Interessant ist, Herr Bundesminister, daß in 
j enem Land, das am 'g,eringsten künstliche 
Eingriffe angewandt Ihat, das am sorgsamsten 
war mit der Anwendung des Instruments der 
administrativen Preispolizei,  in der Bundes­
repuJblik, in letzter Zeit die Entwick!lung noch 
am meisten sta;b'ilitätsorientiert war, noch die 
relativ besten Erfolge erzielt wurden. Viel­
leicht könnte man, n ach'dem dort immerhin 
ein sozialistlischer Bundeskanzler im Amt ist, 
sich das einmal von den Genos,sen in der 
Bundesrepublik eIlklären lassen. 

Das, Herr Bundesminister, zur Grundsatz­
frage. 

Warum kommt man alber, meine Damen und 
Herren, trotz dieser ähnlichen Position - 'iCh 
habe gerade Herrn K'ienzl zifi,ert, ich ha:be 
Bundesminister Staribacher 'zitiert, ich habe 
StellungnCllhmen zitiert, die unsere Auffassung 
widerspiegeln - nicht ;zu einer gemeinsamen 
Beschlußfassung in wichUgen Fragen der Stab'i­
li tätspoli tik? 

Hier gilbt e s  meiner Aufifassung nach einmal 
mehr pol'itische Grunde. Der Herr Bundes­
kanzler hat es in seiner Politilk 'im Zwe'ifelsfall 
immer wieder vorgezogen, mit politischen Ar� 
gumenten einer vieilleicht härteren und Ibe­
schwerlicheren sachlichen Arbeit auszuwei­
chen. Er 'ist 'in den vier Jahren, in denen er 
für die gesamte ·Politik der lBundesregierung 
verantwortlich ist, auch in dieser Frage immer 
wieder m'it politischen Argumenten in der 
OffenHicbJkeit aufgetreten. Ich dal'f daran er­
innern: Als die VolkSipartei am 18. Juni 1 97 1  
ihr erstes Stabilisierungsprogramm vorg,estellt 
hat, hat der Herr B undeskanzler Monate spä­
ter gemeint : Keine Notrwendigkeit, darüber 
zu veI1handeln, wir stabil'isieren ja ohnehin 
dauernd. 

Sie erinnern sich, meine Damen und Her­
ren, was 'ich heute vormittag 'gemeint habe 
über einen Stil der UibeI1helblichkeit in der 
Politik. Nur geht es hier immer wieder auf 
Kosten des Steuerza'hlers, auf Kosten al,ler 
Osterreicher . 

Es wurde dann das Argument mit dem Aus­
land gebracht . Als wir dem Herrn iBundes­
kanzler hier auf.gezeigt haben, daß in den 
ersten drei Jahren seiner Regierung der Index 
der importierten Waren teHweise sogar gesun­
ken ist, aber IlIie über 4 Prozent gestiegen ist, 
hat thn das nicht gerührt. Er hat ständig und 
immer wieder das Argument mit dem Einfluß 
des Ausola:ndes gebracht. 

Dann kamen die politischen Argumente der 
Handels spannen; man müsse endgiiUi'g ebwas 
gegen die Handelsspannen machen. Auch hier 
hat man immer wieder den Staatslbürge-r für 
s ehr unwissend, j a  elgentlich für selhr dumm 
eingeschätzt. Man hat natürlich nicht von den 
Handelsspannen des Finanzministers .gespro­
chen, meine Damen und Herren, seinen Han­
delsspannen be'i den Lohnsteuereinna1hmen, die 
um 35 bis 38 Prozent stelig,en, seinen Handels­
spannen ibei den öffentlichen Tarifen, seinen 
Handelsspannen bei der Umsatzsteuerein­
nahme, �um Be'ispiel im 'Bereich des Benzins, 
des Superbenz-ins, wo er - wie ich vor kUIZIem 
in einer S endung des Rundtunks sagen 
konnte - am 3 1 .  Dezember 1 972 noch 1 1  Gro­
schen pro Liter SupeI1benzin einnahm und 
heute 87 Groschen pro Liter Superbenzin an 
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MelhI1wertsteuer einnimmt, und zwar nur an 
Mehrwertsteuer l Warum reden wir nicht über 
diese Handeilsspannen ? 

Alber das, Herr Bundesminister, �st j a  aHes 
poNtische Argumentation, und die Menschen 
draußen eI1Warten konlkrete, effiziente Maß­
nahmen. Das war der Grund Ihinter der Tat­
sache, daß wir nicht zusammengekommen sind, 
obwdhl wir in den Grundsatzpositionen so 
nahe liegen. 

Ich dan! nur im Zusammenlhang mit dem 
Preisregelungsgesetz auf die Frage der Lan­
deshauptleute veI1weisen. Auf einmal sind für 
die WirtschaftspoliHk und die Preisibilldun'9' die 
Landeshauptleute verantwortlich. Herr Bun­
desminister! Di,e BundesregLerung ihat zu regie­
ren und trägt primär die VeraIllbwortung für 
Wirtschaftspolitik! (Zustimmung bei der OVP.) 

Das ist übrLgens, meine \Damen und Herren, 
kein Ausspruch, den ich erfunden habe, son­
dern das hat der Herr BundeSkanrzler Kre'isky 
am 27. Oktolber 1 961 gesagt. Alber es iist j a  
eine alte Tatsache, daß der Herr Bundeskanrz­
ler g,eit 11970 ganz anders spricht. Es gibt j a  
fast keine Aussage mehr von 'iJhm seit 1 970, 
bezüglich der man nicht die 'geglenteUige Aus­
sage vor 1970 finlden könnte ; das sei nur so 
nebenbei bemerikt. 

Nun zu dem, warum wir nicht !Zusammen­
gekommen sind, und dazu gehört, meine 
Damen und Herren, auch die Frage der Ver­
handlungstührung berugl'ich der drei Ges et.ze, 
die heute zur üislkussion stehen. Ich halbe 
als erste Forderung aufgestellt: In dieser 
schwierigen Situation verlangen wir die 
größtmögliche Bereitschalft der Bundesr'egie­
rung ,zum Gespräch mH den Oppositionspar­
teien und mit den Soiialpartnern. 

Ich darf 'folgendes in Erinnerung rlllfen :  An­
läßlich des Abschlusses des Parteienabkom­
mens im Zus ammenlhang mit dem Frei!han­
deiszonenvertrag mit der EW.G am 12 .  Sep­
tember 1 972 wurde von 'beiden Partei'en im 
Punkt 6 dieses Abkommens festgelegt, daß 
über diese Ges etze, rÜber die Wirtscha:ftsge­
setze, im Frühj ahr 1973 Verlhandlungen mit 
dem Ziel aufgenommen werden, die Regeluilig 
dieser Gesetze an die zwischenzeitig einge­
tretene gesamtwirtscha.ftliche, agrar- und er­
nährungswirtschaftliche Entwicklung anzupas­
sen. Die Regierung hat nicht ,die g'eringste 
Bereitschaft gezeigt, diese VerhandQungen 
frühzeitig in Angriff 'Zu nehmen. 

Es hat, meine Damen und Herren, bis zum 
1 3. Mai 1974 'gedauert, als bei :den Partei'en­
verhandlungen im Bundeskanzleramt mH dem 
Herrn Buooeskamler neuerdings vereinbart 
worden 'ist, daß man Parteiengespräche über 
Stabilisierungsmaßnalhmen, über das neu for-

mulierte Staibilisierungsprogramm der Vollks­
partei HUnt, und man hat Auftrag gegeben. 
und gebeten, daß der Kluibobmann der Oster­
reichischen Volkspartei, Professor Koren, mit 
dem FinaIliZminister Androsch speziell die wei­
tere Be\handlung der Preisges etlze diskutiert 
UIl!d Vorschläg,e in den Parteienverhandlungen 
mamt. 

Die nächsten ParteienveI1handilungen waren 
für den 27. Mai anges1etzt ;  sie wurden ahg·e­
sagt. Dr. Androsch :hat PrOifessor Koren in der 
gaIllZen Zeit bis zum heut'1gen Ta'g ke'inen 
einzigen Termin rur Gespräche über die Preis­
gesetze gegeben. 

Am 12. Juni, meine Damen und Herren, 
waren neuerdings Parteiengespräche . Es waren 
Parteiengespräche, die als Wirtschd'ftsge­
spräche formuliert wurden. Und wie ich heute 
-- 'in einem anderen Zusammenlhang - be­
merkte, Herr Bundesminister: AIs unser Par­
teidbmann mit den Mitgliedern seiner Delega­
tion in das Bundeskanrzleramt zu den Wirt­
schaftsg,esprächen kam, fanden wir dort den 
Herrn Bundeskan!Zler mit dem Bürgermeister 
von Wien und der Frau Wissensmaftsminister 
vor. Ich halbe heute schon ,gesagt: Es schade't 
auch nimt zwischen politischen Gegnern, wenn 
man sich ,einmal zum Kaffee trifft. Alb er diese 
Art, Wirtschaftsgespräche IZU führen, muß ich 
als unseriös abqualifizierenl (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Am Montag, dem 
24. Juni, traf man sich neuerdings zu Wirt­
schaftsgesprächen. Damals ist es wenigstens 
gelungen, nach zweijähri'ger Insistenz der 
Osterreichischen Volkspartei, daß sich die 
Sozialistische Partei bel'eit erklärt hat, unser 
Teilzeitbeschäftigungsgesetz ,hier im National­
rat zu behanJdeln, 'auf das vor allem die be­
rufstätigen Frauen draußen warten. In der 
Frage der Preisgesetze kam es wieder zu kei­
nem Fortschritt. Der Herr Bundeskanzler hat 
zwar neuerdings Gespräche langekündiglt, 'duch 
mit Minister Androsch, nachdem Professor 
Koren in der Zwischenzeit über die Gespräche, 
die er mit Ihnen, Herr Bundesminister, geführt 
hatte, auch berichtet hat. 

Wir haben dort zum Beispiel, meine Damen 
und Herrßn, im Hinblick auf das Verhalten 
der öffentlichen Hand die Foroerung nach 
einer Verschiebung der rund 15prozentigen 
Erhöhung der Telephongebühren aufgestellt. 
Sie wurde nicht zur Kenntnis genommen. 

Am nächsten Tag hat man der Offentlichkeit 
nach dem Ministerrat verkündet, daß man sehr 
wohl im Begriff ist, die Maßnahme, die seit 
einigen Monaten von der Volkspartei gefor­
dert wurde, zu realisieren. Auch das kann im 
nicht seriös'e VerhandluIligsführung nennen. 
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Dr. Mock 
Das ist die Geschichte, meine Damen und 

Herren. Hier widerspiegelt sich die Verhand­
lungsbereitschaft der Sozialistischen Partei 
und der Bundesregierung. 

Es geht hier nicht darum, Herr Bundes­
minister, um einz.elne Termine ru diskutieren. 
Es ,geht um den politischen Willen, zu ver­
handeln und Kompromisse zu finIden. Auf das 
wartet die Offentlichkeit. Und er Wlar in jeder 
Phase 'absent beim Herrn Bundeskanzler, und 
iCh muß gestehen, auch beim Herrn Finanrz­
minister . .  (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich muß annehmen, Herr Bundesminister 
- und i ch  habe -absichtlich hier Ihren Namen 
au sgelas'Sen -, daß möglicherweis'e bei Ihnen 
hier eine positivere HaLtung vorhanden ge­
wese n  wäre. Ich muß das schon daraus schlie­
ßen, wenn ich Ihre g:r:undsätzlichen Aussagen 
einigermaßen seriös nenne. Aber dann müssen 
wir zuminde-st festhalten, daß diese rein nega­
tive Haltung vom Regierungschef und seinem 
Finanzminister hereing.eb:r:acht worden ist. 

Nun die zweite Fordellung, die größtmög­
liche Bere-itschaJft der Opposition, der Regie­
rung alle Instrumente an die Hand .zu geben, 
von oder sie glaubt, sie könne damit die Infla­
tion in den Griff bekommen. 

Ich darf hier nochmals pTaJZISleren : Die 
Vol\kspartei hat am 8. Juli 1 972 einem Preis­
bestimmungsgesetz zugestimmt. Die Voliks­
p artei hat 197 1 und 1972 nicht nur der 
Verlängerung, sondern auch einer Verschär­
fung des PreisregelungtSgesetzes zugestimmt. 
Die Volksparte'i hat Ende 1 972 einer Verlänge­
rung der Mar'ktordnung,sgesetze zugestimmt. 
Im November 197'1 haben wir uns über eine 
VerschäI1fung des KarteUgesetzes geeinigt. Da­
mals hat der Herr Abgeordnete Skritek ge­
m eint : Mit dieser VerschäI1fung enukommt 
kein Unternehmer mehr der Preisregelung, 
wenn er sich nicht vOI1her der ParitäVisChen 
untel1wi:r:ft. - Das Iheißt, Sie waren voll zu­
frieden mit ,diesem Instrument. 

In einem offiziellen Schreilben hat der Herr 
Kluboibmann deT Osterreicblischen Vol'k�partei 
gestern nochmals dem sozialistischen iKlwbob­
mann ibekanntgegelben, daß wir 'bereit sind, 
dem verschäriften Preisregelung-sges etz zuzu­
stimmen, daß wir bereit sind, einer Verlänge­
rung des Preisbestimmungg.gesetzes zuzustim­
men. Diese Bereitschaft, der V,erläng·erung des 
Preisbest1immungsges etzes bis 31 . Dezember 
1975 zuzustimmen, ist auch j etzt aufrecht, trotll 
Ihrer negativen Haltung. 

Ich darf, Herr Präsident, einen Abänderungs­
antrag vortragen: 

A ,b ä n d e r  u n g: s a n  t r a g  

der Abgeordneten Dr. Mock, Hofstetter, 
Dr. Broe sigke und Genossen zur Regierungs­
vorlage 1 124 der Se'ila-gen betreffend ein 
Bundes,gesetz, mit dem das Preisibestim­
mungs,gesetz 1972 geändert wird. 

Der Nat'ionalrat wolGe heschließen : 

1 .  Im Artikel I sind die Worte "ibis zum 
AlblaUJf des 31 . Dezember 1975" durch die 
Worte "bis zum Ablauf des 30. 'September 
1975" zu ersetzen. 

2. Im Artikel II sind im § 6 die Worte 
"mit A:blauf des 31 .  Dezember 1975" durch 
die Worte "mit Alblauf des 30. September 
1975" zu ersetzen. 

Wir ha'ben versucht, Herr Bundesminister, 
durch diese Haltung auch der FOIderung Rech­
nung zu tragen, daß die Oppositionsp arteien 
größtmögliche Bereitschaft rzeigen müssen, 
1hnen das verlangte Instrumentarium zu 
geben. 

Und Ülbri'gens, Herr iBundesminister : Wie 
war denn das in der OVP-<Ze'it? - Da war das 
Instrumentarium Ibei weitem noch nicht so 
entwi<kelt, und Sie 'haben damals, im Juni 
1967, die Auffassung vertreten - ich zitiere 
wörtlich -: "Die Regierung Ihat es in der 
Hand, die Preis,e iin den Griff zu bekommen." 

Alber wir akzeptieren aus einer kooperati­
leh möchte unterstreichen, Herr Bundesmini- ven Haltung I1hr Argument, es hätte sich eini­

ster, daß wir nun neuerdings erklärt [halben: ges in der Welt ·g,eänKiert. Ja, das ist der Fall. 
Wir sind auch in diesem Jahr wiederum be- Wir haben daher durch drei Jahre einer Ver-
reit, lihre Novelle zur Pre'isregelung, Ehre Ver­
schärfung zu akzeptieren, um neuerdings di-ese 
größtmögliche Bereitschaft unter [Beweis zu 
stellen. Aber wir verlangen auch, daß endgül­
tig, und dies wäre zum erstenmal der Fal l , 
auch von unserem Sta.bilisierungsprogramm 
zum Beispiel die  20prozentige ZOillsenikung 
zur VeI1bHligung Ider Importwaren sowie (he 
Lohn- und EiIllkommensteuersenkung auch von 
Ihnen akzeptiert wird. Zum Apportieren ist 
keine Partei h'ier im Hause vorhanden I (Zu­
stimmung bel der OVP.) 

änderung, einer Verschärfung der verschied,e­
nen Preisgesetze .zugestimmt. Nur : Diese Re­
gierung hat ja biSher nlicht einmall das, was 
ihr gegeben Iwurde, zur Anwendung geibraCht. 
kuch diesen Vorwu:r1f kann ich Ihnen nicht 
ersparen. Oder es ist das falsch, ,was :zum Bei­
spiel der Herr A'bg€ordnete Skritek gesagt 
hat, daß man mit der Novene zum Kartellge­
setz j ederzeit einen Unternehmer, der unbe­
rechtigte 'Preiserhöhungen vornimmt, in den 
Griff bekommt, wenn er sich 'Il!icht der ·Pari­
tätischen Kommission unterwirft. 
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Dr. Mock 

Wie sieh.t es mit dem dritten Forderungs ­

grundsatz aus, daß die öffentliche iHand vor­
ausgeht, indem sie Stabilität5lpolitiik betreibt, 
indem sie das praktizie rt,  was im Artikel 1 26 

der Bundesverfassung steht, nämlich Sparsam­
keit und Wirtschaftlichkeit in der StaatSlVer­
waltung? 

Ich habe vorhin die - unter Anfülhrungs­
z eichen "Handelss,pannen" des Herrn 
FinaIllZministe'fs zitiert. Ich möcht,e n1icht die 
Erhöhungen bei den Balhntarifen - rund 
24 Prozent in den letzten vier J a/hren -, 
neuerdings Izitieren, ,bei den Stromtarilfen um 
rund 25 Prozent und ähnl'iches mehr. 

Die Pre isregelung, meine Damen und Her­
ren :  Ich daI1f daran erinnern, 'daß die pr,eis­
geregelten Waren auch im letzten Monat wie­
der stärker gestie'gen s ind als die nicht preis­
geregelten Waren. Das heißt:  Wo :Sie durch 
das Instrument, das Sie immer wieder be­
kommen ih11iben, Ei-nfluß aUlf die Preise ha,ben, 
entwickeln sich die Preise noch belastender, 
als nie aUgemeine PreisentJwicklung Plat:z 
grei'ft. Das he'ißt :  Das Prinzip , die öffentliche 
Hand hat vorbildlich vorzugehen und die 
sozialen Gruppen - Management, Unterneh­
mer, Arbe-itnelhmer - mitzuziehen, ist bisher 
von der Bundesregierung nicht praktiziert wor­
den! (Zustimmung bei der avp. - Präsident 
Dr. M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Unld was, Herr Bundesminister, hCllb en Sie 
ZlU dem Prolblem noch vor kurzem gesagt? -
Es war, pardon, am 9. 5. 1970 : 

"Werden Sie eventuell auf eine Ausdeh­
nung der Preisregelung zurückgreifen?" 

Bundesminister Dr. Star,iJbacher: "Nein, 
solche Be�ürchtungen . . . gehen . . .  ins Leere . "  

Auch das 'Zei'g,t die Inkonsequenz der ge­
samten wirtschalftspolitischen Entwicklung. 

Herr Bundesministerl Was war nun unser 
Wunsch, daß 'in diesen gemeinsamen Bemü­
hungen um mehr Stabili'tätspolitik verwirk­

licht wird? - Ich halbe aus dem Stabilisie­
rungsprogramm der Volkspartei vOflhin di,e 
2Opro:zenUge Z01ls enkung 'genannt. Ja, Herr 
Bundesminister, wenn der Herr Bundeskanz­
ler immer ibe\hauptet, daß der lHauptauftrieb 
für unseren Preisinldex vom Ausland kommt, 
müßte doch ein besonderes Interesse an e iner 
Senlkung der ZöHe bestehen. Auch hier wieder 
die WidersprüchlicbJk.eit in den politischen 
Aussagen des Herrn IBundes:kanzlers ! 

Atber das wesentliche Anl'iegen war e ine 
LOIhn- und E'inkommensteuer.senlkung. Wir 
!ha,ben am 23. 'Okto.ber 1 973 - ich darf das 
in Erinnerung rUlfen, HOhes Haus - den An-

liarden SchrIUng. Das wurde albgelehnt. Wir 
haben am 6. MäI1Z den Antra'g hier gesteHt, 
daß man lzumindest mit :dem Datum 1 .  Juli 
1974 dem österreichischen Steuerzahler eine 
Abgeltung in der Höhe 'von etwas Ü1ber 2 Mil­
liarden Schilling girb t. Das wurde wieder albge­
lehnt. Und das, meine Damen und Herr-en, 
bei LohnsteuermehreinnaJhmen laut Budget 
von 5 MiUiaI1den ,SclliUing, :bei LoIhnsteuer­
mehre'innahmen von 'Zusätzlichen 2 bis 3 Mil­

liarden Schilling, die nicht im Budget stehen, 
und das , meine Damen und Herren, bei Lohn­
steuermehreinnahmen von 47 Proz,ent im März 
1 974 und von 63 Prozent im Monat Ma'il 

Das nenne ich l IaI1b eitnelhme'ffreundliche" 
Politik, meine Damen und Herren !  Das ist 
sozialistische Politik für 'den AI1beitnehmer !  
Diese Politik vertreten die gleichen Herren 
auf der RegierungSib ank, di,e seinerzeit bei 
Mehreinnahmen von 1 Milliarde Schilling im 
Bereich der Lohnsteuer vehement eine Lo:hn­
und Einikommensteuersenikung gefordert 
haben! (Zustimmung bei der avp.) 

Wie hat das geheißen, Herr Bundesminister? 
Eine solche ,SteuerpohHk , sagte Kr'eisky, ist 
ein Klassenikampf gegen die Bezieher kleinerer 
Einkommenl - Aber das war, meine Damen 
und Herren, am 30. Jänner 1968! 

Herr Bundesminister!  Wir IhdJben Ihren Vor­
schlag auf Verschärfung des Preisregelungs­
gesetz,es, so wie Sie ihn in der Regierungsvor­
lage formuHert haben und von dem Sie be­
haupten , daß Sie ihn zur Stabilisierung beruö­
tigen, akzeptiert. Sie \h�ben unsleren Beitrag 
zur IIl!flationsibekämpfung, sowohl .di e  20pro­
zen ti ge Zollsenkung wie auch eine Senlkung 
der Lohn- und Einikommensteuer mit 1 .  Sep­
tember im Ausmaß von 600 S pro SteuerzaJhler, 
weiteren 600 S im Falle eines Alleinverdieners 
und weüeren 300 'S pro Kind, Gesamtkosten 
2,7 Milliarden Schilling, abgelelhnt. S�e tra.gen 

auch dafür die Verantwortung, daß es in die­
ser ,wichtigen Frage zu keinem Komprorniß 
gekommen ist. Die Bundesregierung, meine 
Damen und Herren, z i eht es weHer vor, pole­
mische Schattenspiele mit politischen Argu­
menten zu betreiben und nicht stabilitätsorien­
tierte Wirtschaftspolitik. Seien Sie versichert, 
daß wir unsere Aufga/he , die Offentlich:keit 
darüber aufzuklären, sehr erns't nelhmen wer­
den. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Aibänlderurug,san­
trag der Ahgeordneten Dr. Mock, Hatstetter, 
Dr. Broesigke und G enossen ist genügend 
unterstützt und steht ,daiher mit in VeIlhand­
lung. 

trag gestellt aiUlf eine LoIhn- uoo Einlkommen- Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
steuersenikung im Ausmaß von rund 2,5 Mil- Hofstetter. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsident ! Hdhes Haus ! Von meinem Vorred­
ner wurden odi-e ange'blichen Zugeständnisse 
der Osterreichischen Volkspartei zu den Preis­
gesetzen er,wähnt. Ich werde im Verlauf mei­
ner A:usfiiJluungen darauf iZuITÜCkJkommen und 
werde auch heweisen, daß diese Ges,etrze, vor 
allem das ,Preisregelungsges,etz, welches heute 
zur Beratung steht, nicht in dem Sinn anwend­
bar sind, um gegen untberechtigte Preiserhö­
hungen, lbei denen nicht die Spielregeln der 
Paritätischen Kommission eing,e'halten werden, 
vorzugehen. Er hat unter anderem auch -er­
wähnt, daß die Preise für preis'geregelte Waren 
wesentlich stärker gestiegen sind als die für 
nicht preisgeregelte Waren. 

'Ich glaube, Hohes Haus, man muß aber 
auch fragen : Was ist heute noch preisgere-g,elt? 
Ich schalte momentan die Tarife aus . Preis­
geregelte Waren sind unter anderem : Brot, 
Mehl, Z'll<ker, Milch (Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r : 
Telephongebühren!), Telephon - ich hab' ge­
sagt Tarife (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Zigaret­
ten! - Ruf bei der OVP: Ofenheizöl!), Benzin. 
Wenn wir daralLf zurü<kgrei'fen, meine Damen 
und Herren, dann möchte ich auch Ifeststellen, 
daß gerade diese PreiseI1hOhungen von ande­
ren Kostenerhöhungen sehr staI1k heeinflußt 
werden und j etzt gerade . . . (Ruf bei der OVP: 
Die riesige Mehrwertsteuer!) Das wissen Sie 
ganz gut, daß die "ries�ge Mehrwertsteuer", 
von der Sie immer sprechen, praktisch nicht 
das Ausmaß erreicht !hat, das Sie meinen, son­
dern daß sie sich konform entwickelt. 

;Meine namen und Herren ! Wir sind heute 
im Hohen Haus zu Beratungen zusammenge­
kommen, um uns mit einer weiteren Möglich­
keit der 'Bekämpfung des Preisau:ftrie'bes zu 
befassen. 

Es liegen Gesetzesvorlagen vor, die - wie 
schon er-wähnt - der Zustimmung mit Zwei­
drittelme!hI1heit bedürfen; darunter ist ein Ge­
setz, welches nicht das erste Mal hier im 
Hohen Haus zur :Beratung steht, sondern Jahre 
hindurch, immer wieder, wenn es verlängert 
werden mußte, beraten wurde. W'ir, die sOizia­
listische Fraktion, haben immer wieder, um 
dieses Gesetz nicht auslaufen lassen zu müs­
sen, zugestimmt, mit dem Hinweis - und das 
ist nachweisbar -, daß dieses Gesetz in der 
Endkonsequenz dem Minister beziehungsweise 
der Regierung nicht die Möglichkeit gibt, es 
anzuwenden. Ein Gesetz, das es ermäöglicht 
hätte, bei undiszipliniertem Verhalten einzel­
ner eingreifen zu können, hat b edauerlicher­
weise nicht jene Mehrheit gefunden, die not­
wendig gewesen wäre. 

Immer wieder ist von Iillrer Seite gesagt 
worden : Ja, das sind Maßnahmen des Dirigis­
mus, da wird der Dirigismus Platz greifen 

und die ganze Entwicklung in unserem Lande 
wird dadurch -gefälhrdet werden. Ich weiß nicht, 
ob nicht doch g,erade in der letzten. Zeit ein 
Beweis darur geliefert 'Worden ist, daß man 
in gewissen Sektoren nicht die Möglichkeit 
hatte einrzugreifen. 

Aber gerade Sie, meine Damen und Herren, 
müßten doch auch erkennen, daß die Preis­
entwicklung sehr eng - und hier kann man 
es sich nicht so 'billig machen, nur drü'berzu­
wischen - mit der Gesamtentwick:lung der 
Preise am iIllternationaLen Seoktor und mit den 
anderen Problemen der internationalen W-äh­
rung und der RoIhstoffspekulationen, die in 
der Welt vorhanden sind, zusammenhängt. 
Deshalb sind auch aus dieser Situation heraus 
gewisse administrative Maßnahmen erforder­
lich, die es der Regierung belZiehungsweise 
dem zuständigen MinIster ermöglichen, bei 
eklatanten Uibertretungen einzug-reifen. 

-Man komme mir nicht, wie das schon öfter 
von einigen Heuen gesagt worden ist, damit, 
,es wäre damit die Tätigkeit der Paritätischen 
Kommission ge!f.ährdet. Ich halbe bei der letz­
ten Dislmssion bier im Hohen Haus schon 
darallif hinge\wiesen, daß wir diese Vorla-gen 
auch so 'betrachten, daß die Einrichtung der 
Paritätischen Kommission dadurch eine indi­
rekte Stärkung erreichen würde. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Das ist ein Aberglaube!) Ihre Am­
fassUlng! Ja, man muß sich heute schon ent­
scheiden, ob man bereit ist, jenen Gesetrzen �u­
zustimmen, damit mit deren HiLfe dann -gegen 
gruppen- oder marktbeherrschende Firmen 
vorge-gangen werden kann. 

Man kann das Prolblem .der Preise nicht 
allein mit dem Ruf nach Maßnahmen irgend­
welcher Art der Regierung lösen. Dazu geihört 
das ganze Paket der Bemülhungen zur Stabili­
sierung b eziehungsweise ;ZI\lr Dämpfung der 
Preise. Wenn Sie Ihre Zustimmung venwei­
gern, müssen Sie das dann praktisch auch 
vertreten. 

Wenn eiruzelne A:bgeordnete der OVP immer 
erklären, man hätte doch die g,esetzlichen 
Möglichkeiten dazu, so zeigt dies entweder 
- und das ist sehr oft in der letzten Zeit 
geschehen - . . .  (Abg. Dr. K e i m e  1: Wir 
stimmen ja zu, Kollege Hofstetter, wir lehnen 
es nicht ab!) Zum ,Preisrege'lungsgesetz? (Abg. 
Dr. K e i m e  1: Jawohl!) Stimmen Sie zu? (Abg. 
Dr. K e i m e  1: Für Sie is t es ja ein leichtes, 
einer Lohnsteuerermäßigung zuzustimmen!) 
Aber Herr Dr. Keimel! Wir ha'ben hier ein 
Paket als Ganzes beschl-ossen und vorgelegt, 
und wir haben die Zustimmung gegeben zu 
einer Lohnsteuersenkung, die mit 1 .  Jänner 
1975 in Kran tritt. Das -ganze Paket ist eben 
praktisch albgehandelt. 
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Erleb Hofstetter 
Es ist verwunde'Ilich, daß einzelne Herren 

Ihrer Fraktion praktisdl über Möglichkeiten 
und G egebenheit,en der Anwendung des Preis­
r,egelungsgesetzes sprechen. Entweder tun sie 
das aus Unkenntnis - es mü ßte j a  :bekannt 
sein, daß einige Anträge auf Grund des § 3 a 
gestellt ,wurden -, oder es ist eine bewußte 
Irrefülhrung, um eiben scheirubare poNtische 
EI1folge um des ErfoLges willen zu erreichen. 
Das ist eine Taktik, meine Herren, dIe uns 
vielleicht al1e teuer (Zu stEfuen kommt. 

Sicherlich iwird man Ihrerseits an der Durch­
füihrung dieser Gesetze zweifeln und aUe 
möglichen Vorhalte machen. Eines ist j e'doch 
ganz gewißt : daß Maßnahmen gesetzt werden 
müssen, die gee'ignet scheinen, einem undis­
ziplinierten Vertha'lten einzelner Branchen oder 
Unternehmer am Preissektor und den damit 
verbundenen Schwieri-g1keiten, die nicht nur 
allein von Osterreich ausgehen, Einhalt zu ge­
bieten. (Abg. Dr. K e i m e  1: Wir haben hier 
die Zustimmung gegeben für eine Lohnsteuer­
senkung! - Abg. Dr. M u s  s i 1:  Bei uns gibt 
es Disziplin!) Na, wegen der DiszIplin, Herr 
Genera'lsekretär! Darf ich Sie erinnern, weil 
Sie mich herausfordern : Wie oft haben Sie 
sich denn !bemüht - und ich ·er1kenne das 
vollkommen an -, dem einen oder anderen 
Unternehmen oder auch Gruppen nahezulegen, 
sie sonen die Preise zurücknehmen, rweil sie 
die Spielmgeln der Paritätischen Kommission 
nicht eingehalten haben? Wie oft haben Sie 
sich bemülhtl (Abg. Dr. M u s  s i 1:  In den mei­
sten Fällen ist es gelungen!) Herr General­
sekretärl Bei den Kleinen Ihaben Sie's erre-icht. 
Aber bei den anderen Gruppen ist es Ilhnen 
doch nicht gelungen ! Wie oft haben wir dar­
über gesprochen. Jetzt 9,laulben ISie es j a  seIhst 
nicht, Herr Generalsekretär ! Und das ist j a  
auch der GI'und, warum wir die NovelIierung 
dieses Ges·etrzes verlangen. Doch eines ist ge­
wiß : daß IMaßnahmen gesetzt -werden müssen, 
die geeigne't scheinen, gegen dieses undis�i­
plinierte Verhalten vorzuge1hen. 

Der Unterschied in unser,er beider Hand­
lungsweise liegt elben darin, daß wir doch 
versuchen, das Gesamtinteresse des Landes 
zu wahren und die Ubervorteilung einzelner 
Gruppen vermeiden wollen. 

Wir verlangen daher gezielte Maßnahmen, 
die geeignet erscheinen, auf die Preissteige­
rungen dämpfend einzuwirken, denn es wäre 
Illusion zu sagen, daß wir eine Stabilisie­
rung erre'ich.en und es keine Preisbewegung 
gibt, in einer Welt, die in einer ständigen 
Bewegung ist. Und es wäre falsch, der öster­
reichischen Bevölkerung etwas vorzugaukeln; 
sie muß mit den Problemen vertraut gemacht 
werden. Doch wollen wir ihr die G ewißheit 
geben - und darum hemüht sich die Regie­
rung, und das ist ja auch der B eweis -, daß 

wohl Maßnahmen getroffen und gesetzt wer­
den, um im Vergleich mit den mit uns in 
Handelsbeziehung stehenden Ländern im unte­
ren Teil der Preisentwicklung zu sein, um 
unsere Exportmöglichikeiten zu wahren und 
damit auch die AIIbeitsplätze zu sichern. (Bei­
lall bei der SPO.) 

So sol,len /Wir die Sache seihen, meine Damen 
und Herren, und nicht aus einer billigen Pro­
paganda, aus einer bilUgen Optik heraus, .in­
dem Sie hier ellwas sagten, von dem Sie sellbst 
überzeugt sind, daß Sie es nicht halten können. 
Ich werde Ihnen mit Ziffern beweisen, daß 
Sie praktisch irregehen mit ]hrer Theorie.  

So hat sich in seiner letzten Sitzung auch 
der Bundesvorstand des Osterreichischen Ge­
werkschaftsbundes wie' schon des öfter,en da­
mit befaßt und sich e'instimmi'g für verschär.fte 
Preisgesetze ausgesprochen. 'Dort wurde auch 
ein einstimmiger Beschluß gefaßt, der die Ver­
handlungsergsbnisrse des Ge,werksmaftshun­
des mit dem Finanzministerium ibezlÜglich 
Lohnsteuerre�orm be1 alht. Die so:zialistische 
Fraktion hat auch 'dieses KOI1Zlept, also diese 
Vorlage, welche morgen zur Beratung steht, 
vertreten. Nehmen Sie das bitte einmal zur 
Kenntnis,  meine Herren! 

Der Bundesvorstand hat auch gefordert, daß 
die Novelle zum Preisrege'lungsgesetz und das 
PreisbilduIl!gsgesetz noch vor dem 'Sommer 
vom Parlament verabschiedet werden. Er hat 
damit klargemacht, daß er der UbeDzeugung 
ist, daß wiIikung,svolle Preis gesetze einen 
wesentlichen Beitrag zur Dämplfung des Preis­
auftriebes leisten könnten. 

Prompt haben sich nach d-iesem Beschluß 
wieder Krittker gemeldet - vor allem aus 
gewiss·en Kreisen; sie halben sich wieder gegen 
den Dirigismus j edes Preisgesetzes ge­
wandt -, die meinten, die PreislbHdung solle 
man den Kräften des Marktes überlassen. Der 
Markt, und nur e r  alllein, würde schon dafür 
sorgen, daß die Preise so niedrig Iwie irgend 
möglich sind. 

Dazu, meine Damen und Herren, möchte ich 
doch noch ,einrge Worte sagen. In längst ver­
alteten LehI'büchern kann man eine solche 
Theorie tatsächlich noch finden. Herr Kollege 
Mock hat auf die differenzierenden AUiffas­
sungen hingewiesen. Diese T1heorie besagt, 
daß nur der Preis den Ausgleich 7JWischen An­
gebot und Nachifrage besorgen kann und daß 
dieser am Markt gebildete Pr-eis :zJWangsläufig 
immer nur knapp üJber den Kosten Hegen wird. 
Im freien Spiel der Kräfte am Markt wÜl1den 
zu hahe Preise verlhindert. 

Dies e  1iheorie hört sich im ersten Augen­
blick sicherlich sogar recht verIlJÜnftig an. 
Wenn die Nachfrage nach einer Ware größer 
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ist als das Angebot, dann ·werden die Erzeuger 
ihre Preise erhöhen, weH sie auch bei höheren 
Preisen noch die gesamte Erzeugung am Markt 
veI1kaufen können. Dadurch steigen die Ge­
winne. HOher·e Gewinne bieten einen Ameiz 
zu größerer Erzeugung entweder durch die 
bereits bestehenden Unternehmen oder für 
neue Unternehmen. Das goot s{) lange, ibis das 
Angebot die Nachfrage übersteigt. Sobald ein 
Uberangebot ·entstanden ist, kann der einrzeIne 
Unternehmer seine Er�eugnisse nicht mehr zur 
Gänze veI1kaufen. Will er dies dennoch tun, 
muß er seinen: 'Preis senlken, um den anderen 
Unternehmern die Kunden .weg,zuschnappen. 
Der Wetbbewerb der Unternehmer unterein­
ander wird dann zu immer weiter sinkenden 
Preisen führen - ich zitiere die Theorie -, 
bis die schwächsten Erzeuger nicht mehr mit­
können und die !Produktion einstellen müssen. 
Dadurch sinkt das Angebot und wird an die 
Nachfrage angepaßt. Die Preise liegen dann 
so, daß der schwächste am Ma:pkt verfblielbene 
Erzeuger damit gerade noch seine Kosten 
decken kann. 

IMeine Damen und Herren l nie llheorie hört 
sich vielleicht recht vernünlftig an, die Praxis 
aber sieht ganz anders aus. Denn bei immer 
mehr Produkten gibt es nicht melhr diesen 
hochgepriesenen MaI1kt, den MaI1kt, auf dem 
viele Anbieter versuchen, durch möglichst 
schallfen Wettbewellb einen immer 9I1ößeren 
MaI1ktanteil fiür sich zu gewinnen. Ganz im 
Gegenteil : Auf seihr vielen MäI1kten 'gibt es 
nämlich nur mehr ,wenige große Anbieter ; die 
stärksten, die im Wettbe,werb frülherer Zeiten 
übriggebHeben sind. Und neue Firmen kJönnen 
kaum mehr auftreten, weil die da:fu.r erforder­
lichen Investitionen viel zu hoch wären. Wobei 
es ein großer Konzern natürlich nicht leicht 
hat. Er hat riesige Beträge investiert ·fiür 
Maschinen und Anlagen. Daf.ür müssen Zinsen 
bezahlt werden. Und de-r Eigentümer erwartet 
sich für sein Kapital einen bestimmten Ge­
winn. Diese Kapitalkosten sind sogenannte 
Fixkosten, das Unternehmen muß sie· autibrin­
gen, egal, wieviel eI1Zeugt wird. 

Hier spießen sich schon die Dinge. In der 
alten Theorie glaUibte man nämlich, daß eine 
sinkende Nachfrage die Unternehmen dazu 
zwingen werde, in ·einen verschärften Preis­
wettbewerb miteinander einzutreten, und daß 
daher sinkende NacMra'ge automatisch zu sin­
kenden Preisen ,fiülhren würde. Heute ist es  
oft ge-nau umge'kelhrt. Wenn die Nachfrage 
sinkt, werden nicht die Preise heraJbg,esetzt, 
sondern die Erzeugung wir,d verringert. Dann 
müssen nämlich die fixen Kosten aUJt eine ·ge­
ringere ZaJhl von Erzeugnissen verteilt wer­
den, womit der Anteil der Fixkosten am ein­
zeInen Erzeugnis zunimmt. Dalber wird auch 
der .Preis erhöht werden. 

IAnders aus,gedrückt : Wäihrend in der Theo­
rie eine sinkende Nachfrage rzu sinkenden 
Preisen lführt, ist es· in der Praxis der großen 
Konzerne oft umgekeihrt : Sinkende Nadllfrage 
führt zu .geringer·er ProdUlktion bei höheren 
Preisen. Ein umgekehrtes Verhältnis. 

Wer das nicht glaubt (Abg. Dr. K e i m e 1: 
. . .  den laden wilr einmal zu einem Kurs ein!) 
- 'bleiben Sie nur hier, Sie können es sich 
schon an!hörenl -, der möge sich ein -wenig 
umsehen: Zum Beispiel in der deutschen Auto­
mobiIindustrie. Hier ist die Nachfrage aus 
verschiedenen Gründen zur,ückgegangen. Die 
Folge da,von ist, daß die Preise in immer 
klÜrrzeren Zeitalbständen immer stärker erfuöht 
werden. 

Darf ich Ihnen vielleicht aus der "Frank­
furter AlLgemeinen Zeitung" vorlesen : Die 
Autopreise werden um 6 Prozent erhöht. Die 
Lage der deutschen Automobilindustrie :  Der 
Produktionsfiü�gang 'betrug .gegenüber April 
1 973 1 5,9 Prozent . . .  Der Ausfuihrrückgang 
belieJ sich auf 10,2 Prozent. (Zwischenrufe bei 
der OVP. - Präsident Dr. M a l  e t a gibt  das 
Glockenzeichen.) 

Hier ist der Beweis. Die nächste Fol'ge, weil 
wir doch -interessiert sind an der Erhaltung 
der Afibeitsplätze : Die Artbeitslosenzaihl ist ge­
stiegen : in der Automobi1industrie 11.600; 
steigende Preise und geringere Produktion. 
Und bei diesen großen deutschen Autokon­
zernen - und man könnte andere anschlie­
ßen - sind trotz des Aibsatzrtückganges keine 
niedrigeren Preise eingetreten, sondern böhere 
Preise.  

VieUeicht würde eine sehr lange Periode 
der Nachfrageschlwächung, wenn das weiter­
g eht, die Unternehmer doch zu einem anderen 
Verhalten Ibringen. Doch so weit kommt es 
nie, denn dann muß auch die Regierung ein­
'greifen, um gegen eine Entwicklung auf dem 
Sektor der Arheitslosigkeit, welche die Men­
schen nicht verste'hen könnten und würden, 
vOI1zugehen. 

Sie muß Maßnaihmen zur Bekämpfung der 
Artbeitslosigtkeit setzen, zur Belebung der 
N achfrage, weil heute die Bevölkerung mit 
Recht Arbeitslosigkeit nicht als ein unabwend­
bares Schicksal hinimmt. Die Arbeits'losigJk.eit, 
meine Damen und Herren, besteht in anderen 
Ländern. Und unser,e Politik war es und wird 
es Immer sein, die ·größtmögliche Beschäfti­
gung in Osterreich aufrecbto:l!uerfualten, weil 
nur damit pra1ktisch die Möglichkeit gegeben 
ist, in diesem wirtschaftlichen Wettkampf, in 
dem wir uns hefinden, auch zu bestelhen und 
eine Steigerung der Lebenshaltung zu errei­
chen. 

Der UnwilLe der großen Konzerne, in einen 
echten PreiSlWettlbeweI\b miteinander einzutre-
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ten, hat auch seine Fol9'en. So sind immer 
mehr Industriestaaten dazu übergegangen, den 
Weg schäI1ferer Preisgesetze zu versuchen. 

iMan muß zugeIben, daß die Er.f01g,e dieser 
Preisgesetze auch nicht immer überzeugend 
sind, das geben wir zu. Dennoch haben sich in 
vielen Fällen Preisgesetze als wirkungsvoll 
e rwiesen, und sie sind letzten Endes auch die 
einzige Gegenmacht gegen die Preismacht ein­
zelner Konzerne. 

Natürlich kann man auch mit den schärfsten 
Preisg,esetzen niCht verhindern, daß die Kosten 
vieLfach weiters teigen. Vielleicht wissen Sie 
es nicht, daß wir in Osterreich ,etwa eine 
Drittelteilung haben:  ein Drittel WettJbewerb, 
ein Drittel öffentliche Preise und ein Drittel 
monopol'istische Preise. Und um diese Rege­
lung geht es uns, daß wir die Möglichkeiten 
haben, hier einzugreifen. 

Die Frage der RQlhstoffipreise, die wir nicht 
bestimmen, ist nicht wegrzuleugnen. Solchen 
Kostensteigerungen kann der einzelne Unter­
nehmer kaum Widerstand entgegensetzen. 
Oder vielleicht ist die Regierung zuständig 
für die Erhöhung der Rohstoffpreise per Juni 
1 974 bei Leinöl um 1 27 Prozent, bei Zinn 
1 00 Prozent, Aluminium 86 Prozent, Silber 
86 'Prozent, ZiIllk 83 Prozent, Reis et cetera. 
Diese Preise werden vom Weltmarkt aus dik­
tiert . . .  (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 
Herr Generalsekretär! Ich komme schon noch 
darauf zurück, warum ich darauf hinweise. 

Sehr wOhl k'önnen aber Preisgesletze dort 
wil1ken, wo die Preise wesentlich 'Über den 
Kosten hegen, wo ehen entsprechend große 
Gewinne gemacht werden und wo große Unter­
nehmen in der Lage sind, ilhre Marktmacht 
zum Nachteil der Konsumenten auszunützen, 
wobei g·erade in Osterreich dies nicht über­
sehen werden darf, daß die Gewinne in ge­
wissen Branchen in den l etzten Jahren doch 
verlhältnismäßig st aI1k gestiegen sind. Die stei­
genden Gewinne !können auch die Unterneh­
merorganisationen nicht abstreiten. Das ist 
eindeutig nachg,ewiesen, OIb vom Wirtschafts­
forschungsinstitut oder von Ihren ,eigenen Ein­
richtungen und Institutionen. 

Sie weisen aber darauf -hin, daß daraus zu­
sätzlich Iruvestitionen finanziert werden. Wir 
sind rur Investitionen. Alber bier muß ein 
gewisser Ausgleich geschaffen werden, ,wenn 
wir dav.on sprechen, daß mit al1gemeinen, ge­
meinsamen Maßnahmen gegen diese Preisent­
wicklung, die vorhanden ist, und nicht nur in 
Osterreich voIfuanden ist, vorgegangen werden 
soll. 

Diese Probleme gLbt es in allen Ländern, 
und immer mehr 'kommen die Re,gIerungen zur 
Uberzeugung, daß hier mit Preis'Qesetzen ein-

gegriffen werden muß, daß es ganz einfach 
kein anderes Mittel gibt, um den -�ehlenden 
Wettbeweflb -bei vielen Produkten -zu ersetlZen. 
Wobei die ErfoLge einer solchen gesetzlichen 
Pre'ispolitik. sicher auch davon abhängen wer­
den, wie die Gesetze- angewendet /Werden. 
Denn Wunder können diese Gesetze allein 
auch nicht wirken, das ha:ben wir gesagt. Es 
ist ein Zusammenwil1ken aller Faktoren not­
wendig. Sie sind a1ber dort am :wil1kungsvoll­
sten, wo man sich :bemülht, mit -ihrer Hilfe 
dem Mißlbrauch der Manktmacht entgegenzu­
wirken. In Osterreich ,giibt es allerdings nur 
sehr schwache Preisgesetze. 

Der OGB und auch wir, die sozialistische 
Fraktion, treten eben seit Jaihren fiür stäI1kere 
PreisgesetlZe ein, nicht, weil  wir glauben, da­
mit allein die Lösung gefunden zu haben, son­
dem weil es heute ganz eirufach keine erfolg­
reiche Preispolitik gibt ohne entsprechende 
Möglichkeiten des Staates ,zur Einflußnahme 
auf gewisse PIIeise und 'Weil daiher wirkungs­
volle Preisgesetze einen wertvollen und un­
entbehrlichen Beitrag zur Bekämpfung des 
Preisauftrieibes leisten können. 

Also liegen dem österreichischen National­
rat nun die Entwürfe für die Preisgesetze vor. 
Mit der vorgeschlagenen Nov-elle zum Preis­
regelungsgesetz soll es der Regierung ermög­
licht werden, dort eine amtliche Preisfest­
setzung vorzunehmen, wo sich Unternehmen 
nicht an das Verfahren vor der Paritätischen 
Kommission halten. 

Eine solche Möglichkeit salh auch bisher das 
Preisregelung·sgesetz im § 3 a - :wo Sie, Herr 
Kollege Mock, darauf hingewiesen haben -
vor. A\ber die Regierung kann -erst dann hand­
lungsfähig wel1den, wenn eiben eine einmütige, 
von aUen vier 'Interessenvertretungen gefaßte 
Zustimmung gege'ben wird. Und eine solche 
Zustimmung hat es seitens der Bundeswirt­
schaftskammer - vielleicht aus verständlichen 
Gründen - auch in den krassesten Fällen 
nicht gegeben. Außerdem soll die Novelle 
zum PreisregelungsgesetJz der Regierung die 
Möglichkeit geben, überlhöthte Handelsspannen 
zurückzuFülhren. 

Und gerade im Zuge der Preissteigerung 
für wichtige Rohstoffe, die in erster Linie 
die Produktionsbetriebe betreffen, für die 
selbstverständlich auch eine Preiserlhöbung 
notwendig ist, ist nun die Frage zu pI1üfen, 
ob diese aus der RohstoffpreiseI1höhung not­
wendige ErihÖlhung Ibei d er IProduktion dann 
bei der HaIl!delsspanne voll angerechnet wird. 
Wir haben immer in der Paritätischen Kom­
mission die RohstoffpreiseI1höhuIl!gen bei Nach­
weis angerechnet. Und das halben rwir auch 
gemeinsam Ibesch'lossen - das möchte ich hier 
auch betonen -, weil es eine wirtschaftliche 
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Notwendigkeit ist, und diese wirtschaftliche 
Notwendigkeit müssen auch die Menschen 
draußen verstehen. Und das ist unsere Am­
gabe, das sollen wir auch draußen sagen. Aber 
wir können nicht -glauben, daß der prozentuelle 
Anteil der Handelsspannen gleichmäßIg auf 
die ,preise ab Produktion aufgeschlagen wird. 

Ein gewisser Teil des Handels hat schon 
KosteneIihÖlhungen, aber nicht in dem vollen 
Ausmaß. Darf ich I:hnen vielleicht, Herr Präsi­
dent Mitterer, sagen: Wir \haben Preiserhö­
hungen bei Kunststoffen mit 78 Prozent ge'­
habt und mußten auf Grund der Grundstoff­
preiseIlhöhungen, der IRdhstoffe, einer et,wa 
20- bis 27prooentigen PreiserhÖlhung, bei Kunst­
stoffprodukten - das sind die Häfel'ln, Kübeln 
und 50 weiter - zustimmen. Der Handel, der 
schlägt seine 50 Prozent auf diese 27 ,Prozent 
darauf. «Zwischenrufe bei der .tJVP.) Das ist 
doch vor.han'den, nur dort, wo eventuell ein 
edüer Wettbewerb besteht, dort wird es viel­
leicht auch im Handel besser sein. Aber im 
allgemeinen g,eschiebt das. Dann soUte man 
es doch lÜ\berprüifen können, dazu soll man 
eben die Möglidllkeit haben, mit dem Preis­
regel'llngsgesetz die Frage der Handelsspannen 
zu prüfen. 

Auch maocherorts v,ertritt man die Mehr­
wertsteuer. (Abg. M i t t e r  e r: Aber die Mehr­
wertsteuer geht schön brav mit! - Abg. Dok­
tor T u  1 1: Na, früher is t doch die Umsatzsteuer 
auch mitgegangen!) Schauen Sie, Herr Kollege 
Mitterer, selbstverständlich. Glauben Si,e ,wirk­
Lich nicht oder sind Sie nicht auch der MeinunJg 
des Herrn Finanzministers, der sagt, daß er 
mit seinen Tarifen und mit seinen Einnahmen 
ja im Verhältnis rzur Entwicklung 'der Preise 
oder den Belastungen, die für den Bund ent­
stehen - auf dem Sektor der Gehälter, aUif 
dem Sektor der aJIlJderen Aus,gaben, Schule, 
Verwaltung -, eigentlich auch ein Inflations­
Verlierer ist? Ich will nur sagen, Sie sollen 
doch nicht mit dieser These des Inflations­
gewinnes des Finanzministers berziehungs­
weise des Staates kommen. (Abg. Dr. K e i­
m e  1: Auch beim Finanzminister steigen die 
Kosten, aber in der Wirtschaft nicht?) Aber 
j a, selbstverständlich, das wissen wir j a, Herr 
Kollege Keimei, aber die Ber,echtigung ist nicht 
in der Weise vorhanden, daß aus einer Rdh­
stoffpreiserhölhung, die ja  in der Produktion 
verkra,ftet werden muß, automatisch alle Han­
delsspannen mitgehen. Der G eneralsekretär 
weiß das, wir haben einen gewissen .prozent­
satz auch zugelbi11igt. 

Daß solche Preisges,et,ze sehr wiI1kungsvoll 
sein können, das konnte man auch schon bei 
den Auswirkungen von einem von Herrn 
K'ollegen Mock zitierten Gesetz, näJlIllich bei 
dem Preisbestimmungsgesetz, seihen. 

Preisgesetze halben also eine gewisse Wir­
kung. Nur müßte ich hier auch sagen, meine 
Damen und Herr,en, daß kein Mißverständnis 
besteht und es keine große Geste Ihier g'ewesen 
ist : Das Preisibestimmung,s,gesetz 'war ein ein­
stimmiger Beschluß, richtig, im Hinblick auf 
die Ein�ührung der ,Mehrwertsteuer, um prak­
tisch die Grundlage für den Entlastungskatalog 
zu schaffen und damit auch �ür die Preisfest­
setzung beim Ubergang zur MehliWertst.eUrer. 
Ich möchte das galllZ eindeutig festgestellt 
haben. 

Rückblickend kann man also sagen - gerade 
in Iihren Reihen hieß es, die Einführung der 
Mehrwertsteuer werde eine unglaubliche In­
dexsteigerung ausLösen, 1 0  Prozent, 12 Pro­
zent -: Es hat gerade dieses Gesetz und das 
ZusammeIllwirlken aller mitgeholfen, daß wir 
den Jänner - trotz der von rhrer Seite 'in 
den letzten Monaten des Jahres 1972 sehr 
stark propagierten Hinweise auf die kom­
mende Preiseubwicklung, wodurch eine ge­
wisse Hysterie bei den Menschen ausgelöst 
wurde - ruhiger überstehen konnten. Mit 
einer Preiserlhöhung, die uns zuviel war ; 
8 Pro.zent ist genug . .Nber es war eine Alb­
wärtsentwicklung bei den Preisen ,zu eflken­
nen. Im September 1973 war 'der Index ge­
sunken, und Sie wissen alle, warum der Index 
dann wieder gestie'gen ist. Die Rohstoffspeiku­
lalionen, di,e Entwicklung am internationalen 
Sektor, die militärischen Spannungsfelder in 
der Welt halben natürlich auch Osterreich mit 
hineingezogen. 

,Rlück!blickend kann man also sagen, daß 
solche IGesetz'e im Grunde genommen eine 
gewisse Möglichkeit bieten, dämpfend eiIlJZu­
wirken. Und dieses Preishestimmungsgesetz 
ist also die fbestehende Basis auch für die 
Verpflichtung der Unternehmer, Zollsenkun­
gen an die Konsumenten weiterzug,eben und 
gleichzeitig auch die Preisauszeichnung inklu­
sive der Mehrwertsteuer vorzunehmen. 

:Das Ges etz läuft mit 30. Septemfber d'ieses 
Jahres a'us. lEinstimmig sind wir nun für Ver­
längerung. Diese V,erlängerung ist deshalb 
notwendig, meine Damen und Herren, weil 
ein Auslaufen es dem Handel überlassen hätte, 
ob er die Zollsenkung vom 1 .  1. 1975 ,weiter­
giibt oder nicht. 

Deshalb be.grüßen wir die Verlängerung bis 
zum 30. September und sind auch lbereit ge­
wesen, von unserem ursprünglichen Termin 
3 1 .  Dezember 1975 zuruckJzug·eihen. Es war eine 
Notwendigkeit, dieses Gesetz zu verlängern, 
und es wird jetzt auch unsere Auf'galbe sein 
und, ich glaube, die Aufgalbe al,ler, dafür zu 
sorgen, daß die einsetrzenden Zollsenikungen 
auch tatsächlich dem Konsumenten zugute 
kommen, weil ,es mit dem Gesetz allein zu-
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wenig sein wird. Wir werden dLe Preise über­
pI'lÜlfen, wir werden auch nach wie vor die 
PreiSbeobachtungen durchführen und Unkor­
rektheiten aufzei'gen. Und wir !brauchen das 
Gesetz, um dort, wo sie einlgetreten sind, ein­
greifen zu !können, nicht allein auf Grund des 
Preisbestimmungsgesetzes, sondern auch bei 
neugeschaffenen Produkten mit dem Preis­
regelungsgesetz. 

Eine weitere gesetzliche Maßnahme ist ja  
auch das vorgeschlag,ene Preisbildungsgesetz, 
vor allem 'in bezug auf die großen internatio­
nalen Konzerne. Dazu, meine Damen und Her­
ren, möchte ich folgendes sagen : 

Preis der gleichen Ware vom gleichen Emeu­
ger in Osterr9ich höher wäre als im Ausland 
und wenn dafiür nicht unterschiedliche Zölle 
und Steuern maßgelblich wären. Da könnte 
die Regierung eingreifen, indem sie den aus­
ländischen Pr,eis zum inlän'<iischen Höchstpreis 
macht. 

Diese Frage wird auch innerhalb der EWG­
Kommission diskutiert und ebenso innerhalb 
der OECD. Also es ist nicht aus der Luft 
gegriffen, daß wir diese Geset:z;esvorlage unter­
breiten. 

,Mit diesen Gesetzesvorschlä,gen wäre der 
Regierung eine wertvolle HiUe im Kampf 
gegen den Pr,eisauftrieb gegeben, und wir 
als Bundesvorstand des OGB haben uns, wie 
ich schon erwähnt habe, einstimmig für diese 
Verschärfung der Preisgesetze ausgesprochen, 
und deshalb wird auch erwartet, daß das Par­
lament die Verabschiedung solcher Gesetze, 
wozu eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist, 
ausspricht. 

Osterreich braucht diese wirkungsvoUen 
Preisgesetze, und deslhaDb wird unsere Frruk­reg,elung, aU!f der anderen Seite auf ein Preis- tion zustimmen. (Beifall bei der SPO.) 

bildungsgesebz stützt, wie es Ihier zur Bera-

Da ,fra'gt man : Was ist das wieder fiür eine 
Idee?, oder :  Was ist das wieder für ein neuer 
GedanJke? - Es ist nicht allein in Osterreich 
so, sondern es gilbt Länder, in denen impor­
tierte Güter keine höheren Preissteigerungen 
eI1faihren dürfen als äihnliche inländische Pro­
dukte. Es ,gi'bt Länder, wo etben ruberdurch­
schnittliche Gewinnspannen in einem Preis­
verfaJhren geserukt 'W,erden müssen, welches 
sich wieder auf der einen Seite auf die Preis-

tung stelht. 

Es ist ja allgemein bekannt, daß diese Kon­
zerne ihre Preise viel wenig.er nach der 
Kostenlage als viel mehr nach dem fest­
legen, was man aus dem Kunden . heraus­
nehmen kann. Sie kennen alle mitsammen, 
meine Herren, die differenzierten Preise. Im 
eigenen Produiktionsland sind die Pr,eise höher, 
als wenn sie das Produkt irgendwo in der 
Schweiz oder sonstwo veIlkaUlfen. (Abg. M i  t­
t e  r e r: Treffen wird es die Kleinen und nicht 
die Großen! Das wissen Sie genaul) 

Herr Kollege Mitterer! Wir kennen die 
Schwierigkeiten, aiber hier 'geht es praktisch 
darum, Maßnahmen 'zu setzen, um eine mög­
lichste StaJbilisie'I'llng oder Dämpfung der 
Preise zu erreichen, damit Iwir praktisch in 
dem unteren Drittel �bleilben, von dem wir 
immer sprechen, um eben die ExportmögHch­
keiten der Industrie und damit die Arbeits­
plätze zu sichern. Um nichts anderes geht es. 

Das Ergebnis :  Die Preise des gleichen Pro­
dukts vom gleichen Konzern sind in den ein­
Zielnen europäischen Staaten kraß unterschied­
lich - ich halbe davon schon gesprochen -, 
wobei sich immer wieder zeigt, daß die Preise 
in kleinen 'Ländern, ,wie in Osteneich, auch 
in der Schweiz und auch in Belgien, höher 
liegen als in den großen. 

Mit dem IPreisbHdungsgesetz würde der 
Regierung eben auch die Möglichkeit 'gegeben, 
gegen eine solche Preispo.litik internationaLer 
Konzerne immer dann vomugehen, wenn der 

Präsident iDr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
·Präsidentl Meine Damen und Herren ! Zunächst 
eine ,geschäftsordnungsmäßige Betrachtung, 
weil wir uns ja in der letzten Zeit schon sehr 
viel mit Geschätftsordnungsfra'gen beschätfti'gen 
mußten. 

Im vorliegenden Fall wurden alle drei Vor­
lagen im Ausschuß nicht .behandelt, sodaß die 
Zuständigkeit, da eine Frist gesetiZt wurde, 
an das Haus, an das Plenum über·ge'9ang.en 
ist. In diesem Fall kann der vom Präsidenten 
bestimmte Berichterstatter keine Anträge s tel­
len, weil er dazu vom Ausschuß keine Er­
mächtigung mitbekommen hat und auch nicht 
mitbekommen konnte. Wenn also im vorlie­
genden Fall der Berichterstatter Anträge g'e­
stellt hat, so ist 'dies unrichUg, und es ist 
geschäftsordnungsmäßig nicht zulässig, daß 
solche Meinungsäußerungen .des Berichterstat­
ters stattfinIden. Dazu Ife/hlt ihm die Ermäch­
tigung durch den Ausschuß, der ja , 'Wie schon 
bemerkt, diese Angelegenlheiten nicht behan­
delt hat. 

Ich möcht,e das nur einmal eindeutig fest­
steHen, um PräzedeIllZlfälle :für die Zukunft zu 
vermeiden. (Abg. B e n  y a: Kollege Broesigke! 
In der Präsidialsitzung wur,de das einvernehm­
lich festgelegtl) Die Berichterstattung, aber 
nicht, daß er Anträge stellt. (Abg. B e n y a: 
General- und Spezialdebattel) Nein, nein, ich 
dar,f präzisieren: Ich rede nicht von dem An-
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trag, General- und Spezia1de1batte unter einem 
durchzuführen, denn das ist durch § 44 der 
G eschäftsordnung, glaube ich - 'ich halbe j etzt 
keine Geschäftsordnung da, alber ich bitte das 
zu kontrollieren, es wird schon stimmen -, 
einwandfrei gedeckt. Was nicht 'gedeckt ist, 
das ist der Antrag des Herrn Berichterstatters, 
der Regierung·svorlage die verlfassungsmäßige 
Zustimmung zu geben. Denn das war im Aus­
schuß nicht beschloss,en (Ruf des Abg. Doktor 
W i t h a I  m. - Abg. G r a f: sehr richtig!), 
weil keine Ausschußsitzung stattfand und es 
auch in der Präsidialsitzung natürlich nicht 
vereinbart war. Ich glaube,  daß dieser ge­
schäftsordnungsmäßige Standpunkt so richtig 
ist. (Beifall bei der FPtJ und des Abgeord­
neten Dr. M u s  s i 1.) 

Ich hafbe es bei dieser Gelegen1heit einmal 
!Zur Sprache gebracht, weil es immer wie'de·r 
vorkommt, daß Berichterstatter - es handelt 
sich hier nicht um den Sonderfall - Anträge 
stellen, die sie vom Ausschuß gar nicht als 
Beschlußfassung mitbekommen haben. Zum 
Beispiel, daß sie sa,gen: Ich trete diesem An­
trag bei .  IDiese Meinungsäußerung' des (Bericht­
erstatters ist völlig uninteressant für das Haus, 
und es liegt auch keine Ermächtigung dafür 
vor. 

Alber wenn man sich das Gesetz nä�er an­
sieht, so sielht man j a  doch, daß vieles nicht 
richtig durchdacht ist. 

Zunächst einmal eine Frage : Wie würde 
man denn in sämtlichen EWG- und EFTA­
Staat.en als unseren wichtigsten Handelspart­
nern und daruber hinaus einwandlfreie Preis­
grundlagen feststellen? Und ,zwar nicht nur die 
Preise, zu denen das WirtschaHsgut an den 
Letztvertbraucher abgegelben wird, sondern 
auch die Erzeugerpreise, die Preise im Groß­
handel und dergleichen mehr. Welchen Appa­
rat wird man in Bewegung setzen, im Ausland 
die entsprechenden Feststellungen zu treffen, 
Um geeignete Grundlagen fiür die Preislbildung 
nach diesem Gesetz zu schaffen? Ich sehe da 
nicht, welcher Apparat Ihier in Bewegung ge­
s,etzt werden soll und geset!zt werden muß, 
um das zu erreichen, was in diesem Geset'z 
bealbsichtigt ist. 

Das nweite ist die G efahr der Ungleichheit 
der Behandlung. Nach diesem Gesetz kann 
man zwar eine PreisbiLdung vornehmen. Das 
muß jedoch nicht stattfinden, was bedeutet, 
d'aß das in den Fäl'len, wo es leicht ,g�ht, oder 
vielleicht auch dort, wo eine 'bestimmte Firma 
besonders unbeliebt 'ist, vorgenommen würde, 
in den anderen Fäl'len aber nicht. Ich weiß 

Zur Sache selbst:  Es sind drei Regierungs- nicht, wie Sie diese Frage lösen woll eIl!. 
vorlagen. Ich will sie vielleicht in der Reilben­
folge der Beilagen b ehandeln. 

D1e erste 'ist 93 1 der Beilagen, das ist das 
Preisibi1dungsgesetz. 

VieHeicht eine Zwischeilifrage:  Herr Bundes­
minister! Meinen Sie nicht, 'daß damit, wenn 
wir nun ein Preis\best'immungsgesetz und ein 
Preisregelungsgesetz halben und ein J>reisbil­
dungsgesetz bekommen sollten, der Verwir­
rung alllf dem Gebiete des Preiswesens eigent­
lich zuviel wäre und daß ,es vielleicht die Aulf­
gabe Ihres Ministeriums wäre, den Versuch 
zu unternehmen, zu einem einheitlichen Preis­
recht zu kommen, statt Ibei j eder Vorlage nach 
neuen Namen zu sinnen, durch die dersel:be 
Vorgang der Festlegung eiThes Preises von 
anderen Vorlagen unterschieden

' 
wird? Ich 

glaube also, daß schon die Titel der drei 
Regierungsvorlagen die hier herrschende Ver­
wirrung hinreichend kennzeichnen. 

An sich muß ich durchaus zugeben, daß die 
Ide e, ,die dem Pr,eiSlbildung,sgesetz zugrunde 
liegt, auf den ersten iBlick. Ib estechend ist, näm­
lich die Tatsache, daß derselbe Unternehmer 
im Ausland und im Inland völlig verschiedene 
Preise vorschreibt, sodaß hier die berech­
tigte Frage eIihoben werden muß, wieso im 
Inland ein anderer Preis verlangt wird als im 
Ausland, wenn man von der Frage der steuer­
lichen Belastung a.bsieht. 

Das dritte ist das Währungsprobl,em. Es ist 
ja eine 'bekannte Sache, daß eine beträchtliche 
Unsicherheit 'im Welbwä1hrungssystem und 
auch im europäischen Währungssystem 
herrscht. Ja wie wollen Sie denn dieser Un­
sicheIiheit nun Rechnung tragen bei der Fest­
legung der eilllZelnen Pr,eise? Ich glaube schon, 
daß die burgenländische Landesregierung da 
nicht so schlecht beraten gewesen ist hinsicht­
lich dessen, was sie in i!hrer Stellungnahme 
g·esagt hat, was aber das Ministerium unbe­
r'ücksichtigt gelassen hat. Ich dCilrf zItieren: 

"Gemäß § 3 des Entwurfes ist bei der Be­
stimmung von Höchstpreisen so vorzug�hen, 
daß der niedrigste ,festgestellte ausländische 
Preis um j enen UnterschiedSibetrag zu ändern 
ist, der sich aus der j ew,e1lig,en unterschied­
lichen Belastung der Waren mit Zöllen und 
anderen indirekten Steuern in dem betreffen­
den Land und in Osterre'ich ergilbt. 

Der ,für ein Produkt auf der jeweils gleichen 
Stufe der Erzeugung oder des Vertriebes gege­
bene Pr,eis ist :zweifelsdhne von der Belastung 
der Ware mit Zöllen und anderen indirekten 
Steuern ahhängig. Dieser Preis ist j edoch auch 
noch von einer ReiJhe mariktwirtschaftlicher 
Gegebenheiten, wie unterschiedliches Lohn­
niveau, Transportkosten et cetera abhängig. 
Es wäre daher zu überle,gen, inwie.w,eit solche 
Kosteruaktoren bei der Bestimmung von 
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Höchstpreisen ebenfalls Berücksichtigung zu 
finden ihätten."  

Nach der Textierung der Regierungsvorlage 
wur,de das nicht ü:b erlegt. 'Es wurde aber auch 
nicht überle'gt, daß es nicht nur auf die Zölle 
und die indirekten Steuern ankommt. Es hat 
zum B e i spiel Usterreich eine G ewerb esteuer. 
Di e meisten ander,en Staaten halben sich von 
dieser veralteten 1Steuerform schon befreit.  Es 
gibt sie nur in Osterreich, in der Bundesrepu­
blik und, wie ich glaube, in Luxemburg. Es 
ist klar, daß dieser Umstand des iExistierens 
einer G ewerbesteuer natürlich einen Unter­
schied macht hei der Kalkulation. Ja wie 'Wol­
len Sie das Ihier berücksichtigen? 

IIch glaube schon, daß man es hier vielleicht 
sehr gut gemeint [hat mit diesem Gesetz.  (Abg. 
Dr. M u s  s i 1 :  Das glaube ich gar nichtf) Ich 
glaUlbe, Herr IGeneralsekretär - ich muß das 
ehrlich s agen -, die Idee, daß man sa'gt : Im 
Ausland ist d er ,Preis niedrig, im Inland ist 
das b etreffende Prodlllkt 50 Prozent teurer, und 
d a  muß man ir.gend etwas unternehmen !,  ist 
bestechend. Nur ist das ein Versuch mit un­
tauglichen Mitteln. 

Mit solchen Dingen !kann man nur Verwir­
rung stiften. Man kann die Dinge so nicht, 
wie man j etzt so gern sagt, in den Griff be­
kommen. Das ist auf diese Weise nicht mög­
lich. Man hat sich das nicht richtig übede gt. 

Was nun das zweite anlangt, die Novelle 
zum Preisre gelungs'gesetz, so möchte ich doch 
sagen : Im lklassischen Altertum gOO e s  ein 
sehr bekanntes Gleichnis, wo der eine ,den 
Bock melken will und der andere hält das 
Sieb unter, um die Milch aufzufangen. Daran 
erinnert mich irgendwie dieses Bestreiben, eine 
wirtschaftliche Entwicklung mit völlig unzu­
reichenden Mitteln in den Griff zu !bekommen. 

Es ist natürHch vieles von der Kritik, die 
mein VOl'redner gebracht Ihat, richtig. Das geb e  
ich ohne weiteres zu. I ch  gebe auch weiter zu, 
d aß in Ih estimmten Situationen e ine amtliche 
Preispolitik im sehr begrenzten Bereich, 
wenn sie vorsichtig und gut ge/handhabt wird, 
positive Wirkungen !haben kann. Sich abe'f von 
der Pr.eisregelung zu erwarten, 'daß sie die 
Folgen der eigenen WirtschaJfts:politik wieder 
beseitigen wird, das ist eine Illusion! (Heiter­
keit  bei FPO und OVP.) Das ist unge;fähr so 
---: ich habe Ilhnen das s chon in der Fernseh­
diskussion ,gesagt - wie folgendes : Jemand 
Z'ündet fahrlässig sein Haus an und steHt nun 
eine Tafel "Ausbreitung :des Brandes ver­
boten" auf, statt die Feuerwe!hr zu holen. 

So ist es ungefälhr mit diesen Versuchen, 
durch ein Preis regelungs gesetz Dinge ,wieder 
in den Griff zu bekommen, um die man sich 
vorher zllwe,nig gekÜ!mmert hat. 

Ich würde meinen : Eine Preisregelung wäre 
in der Form möglich, daß sie auf ganz !be­
stimmte Fälle b egrenzt wäre, etwa wie in 
dem Katalog, der ,einen AnJhang zum Preis­
regelungs-gesebz .bildet und den Sie hier j etzt 
um einige Punkte 9I1We'itern. Dagegen ist nach 
unserer Auffassung nichts einZ'uwenden. Sehr 
wohl ist wber etwas gegen die Rechtsunsicher­
heit einzuwenden, die Sie durch d i e  uIl!be­
stimmten Formul1erungen dieses Gesetzes her­
beiführen. 

Wenn etwa im § 3 Abs. 2, genauso wie im 
geltenden Gesetz, drinnen steht : "Preise und 
Entgelte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
volkswirtschaft'lich gerechtfertigt, wenn sie so­
wdhl den 'bei der Erzeugung und im Vertrieb 
oder bei der Erbringung der Leistung jewe'ils 
beste!henden vo�kswirtschaft1ichen Verhältnis­
sen als auch der j eweiligen Iwirtschaftlichen 
Lage der Verbraucher oder Leistungsempfän­
ger Jbestmöglich entsprechen", so sage ich 
Ihnen : Das ist eine Lee:r;formel - ab er mit 
Doppel "e" -, aus der man alles und j,edes 
ableiten kann. 

Ich weiß sehr wohl, daß die Rechtspre­
chung vernweif.eH bemüiht war, mit dieser For­
mulierung etwas anzufangen. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß das keine Defini­
tion für einen vollk.S'wirtsch�ftlich gerechtfer­
tigten Preis darstellt. Ich wHl nicht auf Ein­
zeUheiten dieser D i skussion und iihr,e Wid8'T­
sprüchlichkeit eingehen. Aber das ist ,keine 
Grundlag,e für eine Preisfestsetzung. 

Diese Definition kehrt im § 4 Ahs,. 2 der 
Regierungsvorlage nun in Zlweiter, "verbes ser­
ter" - unter AnflÜJhrungszeichen - Auflage 
wieder. Dort iheißt e s :  

"Kosten- und GewinnaUlfschläge sind volks­
wirtschaftlich gerechtfertigt, w en n  sie den j e­
weiligen volks.wirtschaftlichen Verhältnis sen 
im Vertrieb 'Und der j eweiligen wirtschaft­
lichen Lage der Verbraucher 'bestmöglich ent­
sprechen. " 

Was soll ma:nr mit etwas Derarti'gem anfan­
gen? Wann ist ein Kosten- und G erwinnauf­
schlag volkswirtscha.ftIich gerechtfertigt? Die 
Antwort ist : Wenn er den volks;wirtschaft­
lichen Verhältnissen entspricht, ist ,er volks­
wirtschaftlich gerechtlfertigt. !Das erInnert un­
gefähr an das "gliiserne Glas" als Definition. 

Dann kommt dazu die wirts·chaftliche Lage 
der Verbraucher. Die wirtschaftliche Lage der 
Verbraucher, Herr Bundesminister, wird eine 
sehr unterschiedliche sein, denn sie -gelht vom 
Generaldirektor ,bis zum Empfänger der Für­
sorgerente.  Ich darf also j etzt fragen : Welche 
wirts chaftHche Lage der Verbraucher soll nun 
ei..gentlich gemeint sein? (Abg. Dr. M u s s j 1 :  
Der Durchschnittsverbraucher !) 
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Einer gewissen Komik entbehrt es nicht, 
wenn dann in § 3 d davon gesproch-en wird, 
daß ein amtl'ich Ifestgesetzter Preis Iftür die 
Dauer von siechs Monaten als volkswirtschaft­
lich gerechtfertigt gilt. Nach den sechs Mona­
ten gilt ,er nicht mehr a-ls vo1kswirtschaJftlich 
gerechtfertigt? 

Warum ist man zu keinen präJzisen Formu­
lierungen gekommen? Warum stel'ht etwa hier, 
d aß nun die allgemeine Preisregelung möglich 
ist bei Gütern, die unmittelbar oder mittellbar 
der Befriedigung lebens:wichtiger Bediirlfniss-e 
dienen? 

-

Ich drehe ihielbe'i die Ausnahme in § 3 c 
Abs. 2 um : -Was ist ein Gut, das der Befriedi­
gung le:benswichtiger iBedürlfnisse dient? Da 
kann man alles und j edes - es lheißt noch 
dazu: unmittelbar oder mittelbar - mit ein-

Ich weiß schon, was -gemeint ist, nämlich 
etwas anderes : Daß er nämlich nach sechs 
Monaten -zu Üiberprufen ist. Aber mIt di-es�r 
D1ktion, die eine gewisse Fehlleistung enthält, 
bringt der Verifasser der Regierungsvorlage beziehen. Es wird erst langwieriger Streitig-

schon \Zum Ausdruck, wie weni'9 e'r an s ein keiten 'Und AuseinandeTsetzungen vor den 

eigenes Werk glaubt. 
Höchstgerichten bedünfen, um zu klären, was 

naher meine ich halt doch, wenn Sie ein 
Preisr-egelungsgesetz machen, wof:ür sicher 
einiges spricht - 'ich ,will das gar nicht von 
vorI1!herein als falsch bezeichnen -, dann muß 
es eindeuUg und präzise sein. Aber diese 
Kautschukiformulierungen, aus denen man 
alles und j edes machen kann, ;bringen nur 
Rechtsunsichertheit und werden nicht sehr viel 
nützen können. 

Es wurden schon e'lmge ausländische Bei­
spiele von Herrn Dr. Mock er-wähnt. Ich darf 
noch a'uf Frankreich ver_weisen, das durch J ahr­
zehnte PreisÜJberwachungen gehabt hat, das 
aHe Varianten ausprolbiert hat - ich will hier 
nicht in Einzetheiten gehen - und das ein 
völliges Fiasko damit erlelbt 'hat. Schweden 
war auch nicht selhr !berühmt, Großbritannien 
hat seit 1002 PreistkontroUen und Preisstopps 
als Begleiterscheinungen ,einer re.gelrechten 
Inflation, einer Preisstei,gerUiIllg, viel stärker 
als bet uns. 

Vielleicht darf ich als Gegenibeispiel die 
Bundesrepublik Deutschland nennen, die über­
haupt keine IPreisregelung kennt und in der 
die Preise in geringerem Umfang gestLegen 
sind als bei uns. 

Man muß doch solche ausländischen Bei­
spiele auch zur Kenntnis nehmen und man 
muß aus diesen Be-ispiel-en lernen. Wir sind 
durchaus nicht j ener Meinung, die vieUeicht 
im 1 9. JahI1hundert vertreten wurde, daß der 
Staat in die Geschehnisse nicht eingreif,en 
soll. Aber er soll doch unter IBeI1ücksichtigung 
der Erfahrungen eingreIfen, die andere IStaa­
ten schon mit ähnlichen Dingen gemacht 
haben. 

Herr Bundesminister ! Hat man im Ministe­
rium, Ibevor man diese Regelung, diese No­
velle zum :Preisre-gelungsgeset,z, v.erfaßt hat, 
die ErfaJhrungen unld die Ergebnisse 'in den 
anderen Ländern studiert und 'berücksichtigt 
und sie -für dieses Gesetz verwendet? Ich 
glaube eher nicht. 

darun terfäll t. 

Gewiß : Sie (haben eine Rechtsprechung zum 
Preistrefbereig-esetz, die diesen ICreis sehr w eit 
zieht. Aher dOLe können Sie nicht dhne weiteres 
hier anwenden, weil die Formulierungen 
anders sind. Ich glaub e :  Wenn Sie 'zu einer 
Preisregelung als Ergänzung des wirtschafts­
politischen Instrumentariums kommen wollen, 
dann wird sich das Ministerium entschließen 
müssen, eine hiefür auch taugliche Regierungs­
vorlage 'dem Parlament vorzulegen. (Abg. 
M i t  t e r e r: Das kann er ja nichtI) 

Wir lehnen diese Regierungsvorlage nicht 
deswegen ab, weil wir gegen die Preisregelung 
sind, sondern deswegen, weil sie in dieser 
Form ein völlig untaugliches Instrument für 
die Preisregelung -ist und man damit keine 
Preise regeln kann. (Beifall bei der FPO und 
bei Abgeordneten der tJVP.) 

Wenn es tatsächlich der Bundesregierung so 
ernst ist, w,enn es i!hr so wichtig ist, dann 
möge s'ie beginnen, statt das vom propagandi­
stischen Standpunkt -zu sehen, sich mit der 
Materie ernstlich zu befassen und dem Hohen 
Haus eine Vorlage vor_zulegen, Ibei  der wirk­
lich präzise fÜberschaubar ist, -was man damit 
anfangen ikann und was der einzelne Staats­
bürger in diesem Land davon zu er-warten hat. 
Wenn d i e  s e Vorlage Gesetz wÜI1de, dann 
hätte der einzelne Staatslbürger in diesem 
Land nur eines zu er,warten, nämlich ·eine bei­
spiellose Rechtsunsicheriheit. 

Nun zum dritten 'Purukt, dem Preis'bestim­
mungsgesetz. Hier handeH es sich nur um 
eine Verlängerung. Sie war in der -Itegierungs­
vorlage als Verlängerung his 3 1 .  12 .  1 975 vor­
gesehen, sie soll nun durch einen eiIllVernehm­
lichen Antrag bis 30. ISeptember 1 975 erfolgen. 
Wir ha'ben dem zugestimmt, weil wir auch 
der Autfassung sind, daß Änderungen in der 
Abgabenstruktur - darauf kommt es ja im 
wes entlichen an ; pra'kt'isch geht -es ja hier nur 
mehr um die 'Frage der Zölle, nicht mehr um 
die der Umsatzsteuer - auch kontrollienbar 
in den Preisen ihren Niederschlag finden sol­
len. 
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Wir werden daher die ersten heiden Vor­
lagen ablehnen, der dritten in der Fassung 
des Abänderull'gs antrages unsere Zustimmung 
erteilen. (Beifall bei der FPtJ und bei Abge­
ordneten der OVP.) 

Präsident Dr. Malela: Zu Wort 'gemeldet ist 
der Abgeordnete Dr. Mussi1. Ich erteile es ihm. 

Atbgeordneter Dr. Mussil (OVP) : Hohes 
Haus ! Herr Pr�sident ! Meine sehr g,eehrten 
Damen und Herren ! Der Abgeordnete Hof­
stetter hat darauf verwiesen, daß wir längst 
veralteten Lehrbüchern unsere liheorien und 
Auffassungen über die Wettbewerbs- und 
Marktpreise entnommen haben und nom 
�mmer in den alten Dingen verhaftet sind. 

ICh dafif daraUlf hinweisen, daß ich hier eine 
Zusammenstellung des WirtschaHsforschungs­
institutes in München, des IFO-Institutes, in 
der Hand halbe, die durchaus nicht veraltet 
ist. Sie stammt aus dem HeIibst 1 973. Im 
werde auf die näheren Einzel\heiten aus di eser 
Zusammenstellung dann eingehen. 

Abgeordneter HoJstetter 'weist darauf hin, 
daß es 'keinen Markt und ikeine Wett'beiWerbs­
gestnnung mehr gilbt, sondern daß Monopole 
und alles MögHche in Osterreich wiriken wür­
den. 

Der Wetthe.wertb - das ist eine alte Tat­
sache - schließt die TeIlidem zur Se.lbstaus­
schaltung in sich ein. Wir halben immer den 
Standpunkt vertreten: Vor die Wahl zwischen 
Wettbewevb und staatlichem Zwang gestellt, 
vertreten wir immer den Wettbewerb. Ein 
Sy stem ohne WetVbweI1b und ohne staatlichen 
Zwang gilbt es nicht, das können wir uns 
nicht vorstellen. Da:her sind wir in unseren 
Vorschlägen auch dafür eingetreten, daß ein 
Zwang mr den Wettbewellb ausgeÜJbt wird. 
Leider haben ISie di,ese Vorschlä,ge ahgelehnt. 

Dann darf ich 'fo},g,endes sagen : Sie Ihaben 
gegen den Handel, ,wie das seit längerem 
geschieht, seihr, sehr harte Worte geprägt. Die 
Ablehnung des Handels entstammt uralten 
- ich möchte fast sagen kommunistischen -
Gedankengängen. Der Handel 'ist in dieser 
Zeit nie aner1kannt worden. ISie halben diese 
Gedan:kengäng,e, obwOhl ,Sie eine ReVhe von 
anderen Gedankengängen aus dieser Zeit 
überwunden haben, anscheinend Ibis heute 
noch nicht überwunden. 

Wir waren auch immer der :Meinung, wenn 
beim Handel ldie Einstandspreise stärker stei­
gen als der Index, wird der Wettbewerb dafür 
sorgen, daß die Spannen heruntergehen. Wir 
waren bereit, eine solche WetVbewer.bsbestim­
mung in das Gesetz einzubauen. Das ist von 
Ihnen a'bgelehnt worden. 

Nun ,zu der Untersuchung dieses Wirt­
schaftsfors chung,sinstitutes.  Das Institut hat 
eine Untersuchung in 28 europäischen und 
außereuropäischen Industrieländern angestellt 
- es sind aUe wichtigen Indus,trieländer mit 
inbegriffen -, und Zlwar in Richtung auf die 
Auswirkung von PreiSikontrollen, Lohnlkon­
trollen sowie Lohn- und Preisindexlbin1dungen. 
Ich würde Ihnen ,empfehlen, das auch durch­
zustudieren. Die betreffenden Maßnalhmen 
sind auf ihre Aus,wir1kungen rein empirisch 
untersucht worden, oIhne irgendeine Ideologie 
und ohne ordnungspolitische Betrachtungen. 
Ich möchte das hier ausdrücklich feststellen. 

An Hand dieser Untersuchung ülber di,e 
Kontrol'Lversuche von !Preisen 'Uud lähnen er­
gibt sich ohne Ausnahme, meine sehr geehrten 
Herren, die Tatsache, daß j e'de echte 
Inflationshekämpfung an den gesamt1wirt­
schaftlichen Ursachen ansetz,en und mit ge­
samtwirtschaJtlichen Mitteln und Maßnahmen 
aJbeiten muß. Es sollen nicht die Auswi,r­
kungen mit Symptomkuren bekämpft werden, 
sondern die Ursachen ; also Kausalbherapie 
durch echte gesamtwirtschaftliche Maßnahmen, 
wie wir sie immer gefordert haiben, und keine 
Symptoffilkuren. 

,Preiskontrollen sind reine SymptomJkuren, 
ohne die AuftoriebskräHe zu beseitigen. Au:f 
diese DiIl!ge Ihat Dr. Broesigke mit einem sehr 
guten Beispiel hingewiesen. Preiskontrollen 
können !bei konsequenter Durchführung höch­
stens zu einem kurzrfristigen Inflationsrückstau 
f.ühren. D er NachJholeffekt bewillkt einen ver­
stäfikten Inflationsschu:b. Er tritt in aUen unter­
suchten Fällen trotz Verschärfung, trotz Vler­
längerung dieser Kontrollen seihr bald ein. 

Die niedrigste Inflationsrate mit 6,9 iProzent 
hat nach ,wie vor die Bundesrepublik Deutsch­
land, ohne j e'de Preiskontrollen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. W,enn das so 
weitergeht, wird die relative Wechselkurs­
situation gegenuber der BundesrepuJblik 
Deutschland so ausscha'uen, daß der SchiHing 
gegenüber der D-Mark Ülbellbewertet und nicht 
untel1be,wertet ist, wie es sich der Finanz­
minister manchmal zu sagen befleißigt. 

Ich möchte noch eines sagen : Lohnkontrollen 
wirken noch 'weni'ger als Preiskontrollen. Vor 
allem die Versuche, innerbetriebliche Lohn­
erhöhungen, den sogenannten wage driH, zu 
verhindern oder eimudämmen, haben bisher 
überall fehlgeschlagen. Wk 'haben das in der 
zweiten Phase - wenn man es so sagen 
kann - des Staibilisierungsa:bikommens ver­
geblich versucht. 

AHe Lahne und damit die Preise können 
nur durch Dämpfung der Ubernachfrage nach 
Arbeitskräften ,gesamtwirtschaJftlich hee'influßt 
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werden. Diese DbernachJfrage nach Arbeits­
kräften bezeichnen wir als Ubellbeschäftigung. 
Diese wird bei uns ständig dadurch künstlich 
herbeigeiführt, daß ununterbrochen wesentlich 
mehr AJ1beitskräfte gebraucht werden, als vor­
handen sind. Die Andrangziffer beträ'gt zur 
Zeit sie/ben; das heißt, es sind sieben offene 
Stellen ,fiür eine echt vlermitteDbare Ar.b eits­
kraft vorhanden. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine 
der Hauptursachen des Lohnalliftriebes und 
damit des Preis auftriebes. 

Daher unsere Meinung : Dämpfung der Nach­
frage, keine Einschränkung des Arbeitspoten­
tials l Auf beiden Ebenen, meine Herren von 
der Sozialistischen Partei, geht die öster­
reichische Wirtschaftspolitik seit Jahren den 
entgegengesetzten Kurs : es wird hier reine 
InflationspoliUk statt Stalbilisierungspolitik 
betrieben. ZUlle,tzt die IDross elul1!g der Gast­
aI1beiter'beschäftigung, außerdem Ar'beits.zeit­
verkürzung unter gleichzeitigen iIlJvestitions­
hemmenden Kreditbr,emsen. 

Indexb indungen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sind das gefährEchste 
Instrument, dessen man sich bedienen kann. 
Sie beseitigen nach den Untersuchungen jeg­
lichen Inflationsrwiderstand, sind die :besten 
Gewöhnungskuren ,für die Inflation und ein 
r,einer Steigerungsmechanismus der Inflation. 

Die sogenannte Benya-Formel - der Herr 
Präsident ist leider nicht d a  - b esteht aus 
einer totalen Indexbindung plus 3 Prozent 
real. Die 3 Prozent sind im längerfristigen 
Durchschnitt in den letzten drei Jahren lau­
fend immer bis fast um das Doppelte über­
zogen worden. Die "Benya-Formel" ist daher  
u m  nicht z u  sagen eine Unglücksformel, aber  
doch eine reine Inflationsformel, von d e r  d ie 
Arbeitnehmer nichts haben, außer vielleicht 
eine kurzfristige Selbsttäuschung. 

,Meine namen un'<l Herren! PreiskontroHen 
bis Preisstopp können nach ,diesen empirischen 
Untersuchungen wenn überhaupt, so nur als 
ku�fristiger Flanlkenschutz ,fiür gesamtrwirt­
schaftliche Stabilisi erungsmaßnahmen einge­
setzt werden. GesamtwirtschaJftliche Sta:bilisie­
rungsmaßnaihmen ,winken mit einer gewissen 
Verzögerung. Diese Zeitspanne Ibis zum Wirk­
samwerden !kann - wenn 'Üb erhaupt - durch 
PreiSikontrollen abgedeckt ,werden. 

Ihre ei'I1JZigen echten gesamtwirtschaftlichen 
StabHisierungsmaßnaihmen auch in der 
Bhase IV Ihres StabHisierungsprogramms 
sind eine v;öllig eins eitige Geldverknappung 
und eine Ülbenzogene Ballb remse , die zu eine m  
echten Notstand in diese'r Schlüsselindustrie 
gefiülhrt bat. Di·e Aufträge sind um 40 Prozent 
zur,ückgegangen. 

IDie öffentliche Hand 'legt sich keiner1ei Kre­
ditlbremsen auf. Großbetriebe halben die Mög­
lichkeit, sich 'zu finanzieren. Die Hauptlast 
liegt bei Klein- und Mittelbetrielben, die finan­
ziell zusehends ausgetrocknet Iwerden. 

Durch die Evhöhung des Eckzinsfußes, die 
Präsident iBenya angeregt hat, sollt,e eine AJb­
saugung der neuproduzierten Ubernachfrage 
stattfinden. Sie findet nicht statt. Dafür sind 
die Zinskosten und damit 'Überlhaupt die Be­
triebskosten wesentlich gestiegen, was wieder­
um 'zu einer VerteueI'Ullg �ührt. 

Ihre AU'flwertungen, meine Damen und Her­
ren, sind handels- und zahlungs'bilanzpolitisch 
völlig verfehlt, nichts anderes als .wälhrungs­
politische Großmannssucht. Sie schädigen Ex­
port un'd Fremdenverkehr, bringen import­
seitig bst nichts, wiel die ausländischen Ex­
porteure versuchen, thren reziproken Abrwer­
tungsnutzen selbst zu lukrieren. 

Ihre Aufwertungen sind vor allem partei­
politisch orientiert. Man will die Bevölkerung 
damit von der inneren Ausrzelhrung des Schil­
lings ableDJk,en und ihr glaubhaft machen, daß 
der Aufwertungskanzler KreiSlky den inneren 
We'rt des SchiLlings -gestärkt hat - und das 
bei einer Inflationsrate, meine Damen und 
Herren, vor der Zweistelligtkeit und j etzt nach 
der Zweistelliglkeit l 

nie ibei der letzten Vers chärfung der Bau­
bremse eingesetzten Maßnahmen sind nach 
unserem lDafiürlhalten total Idanelbengegangen. 
Die Vergabe längerfristiger ßauvorlhalben zu 
Fixpreisen muß zu höheren und nicht zu nied­
rigeren Angelboten führen. Die Sistie'rung der 
vorzeitigen Abschreilbung für bauliche Investi­
tionen kurz nach ilhrer Erhohung, abgesehen 
VOn der Unsicherheit, die durch Ihre "Wechsel­
badpolitik" eTIZeugt wird, be·wiI1kt durch den 
An:kündigungseffekt allein eine Vorz iehung 
von Bauinvestitionen und damit eine Ver­
stärkurug des Baubooms . Das Verbot der Errich­
tunlg von Bankfilialen und TaIlikstellen ist eine 
reine Augenaus.wischerei , lZum Teill Ifelhlt dazu 
die gesetzliche Basis. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Das Verbot der Errichtung von Staats­
sekretariaten, das wäre wichtig!) Ja, das 
müßte eingefrülh.rt Iwerden. Das wäre eine wir:k­
same ,Maßnahme . Ganrz richtig! 

nie Bauibremse hat dCllZu gef,üihrt, daß die 
Aufträge um etwa 40 Prozent zurückgegangen 
sind. Die Sta:bilisierungslast wird dalher völlig 
einseitig der Wirtsmaft auf.gelastet , was wir 
ablehnen. 

. 

GesamtwirtschCllftlich, also mit Ausnahme 
dieser ,zwei Br·emsen, die entweder verke!hrt 
od er einseiHg sind, 'liegen Sie nach ·wie vor 
aus.g,esprochen auf IExpansionskurs . Das gilt 
für die Nachfrage- und die Kostenseite. Von 
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beiden Seiten heizen Sie gefährlich an. Idl 
habe bei der Delbatte über das Lohilifortzah­
lungs'gesetz versucht, das mit aUer Deutlich­
keit darzustellen: dieses G esetz se,llbst, die 
Aflbeitszeitverkürzung, das expansive Budget, 
ß.enyas Inflationsformel und so weiter. 

Die verschärfte Preisregelung, meine Damen 
und Herren, wäre also kein Flanikenschut'Z für 
gesamtwirtschaftliche Stabilisierungsmaßnah­
men, sondern ein rein wahltaJktisches AI�bi 
rur Ihre gesamtwirtschafbliche Inflationsrpolitik. 
Dabei wissen Sie genau, daß auch die An­
kündigung verschäI1fter IPreislkontrollen von 
sich aus preis steigernd ·wiI1ken muß. Trotzdem 
tun Sie es aBe p aar Monate immer rwieder. 
Ihr politisches Ziel scheint es zu sein, weiter­
hin mit offenen Händen Wahlgeschenke aus­
zugeben, also auf Inflationskurs 'Zu blei:ben, 
und durch eine drakonische Anwendung ver­
schärfter Preisgesetze die Inflation ibis zu den 
Wahlen zurückizustauen. 

Wenn 'Wir die Walhlen gewinnen - meine 
sehr geehrten Damen und Herren, das noome 
ich mit Sicherheit an -, haben wir dann den 
Inflationsschub, den wirtschaftlichen SchNben­
haufen vor uns, den Sie uns beschert halben. 
Sie wollen uns damit zu dem Augen!blick, 
in dem wir zur Regierung kommen, in Schwie­
rigkeiten bringen. Und wenn Sie gewinnen, 
meine Damen und Herren, haben Sie die 
gleiche Situation. Dann ist aber die soziale 
Marktwirtschaft, wenn nicht di e Unternehmer 
daran schuld. Sie müssen dann die soziale 
Marktwirtschaft abschaffen, das Gesellschafts­
system von Grund auf ändern. 

Das ist Ihr politisches Ziel. Aber Sie 
können versichert sein: Wir werden dafür 
sorgen, daß Ihnen dieses Ziel nicht aufgeht l 
(Beifall bei der OVP.) 

Es ist schon mehrma'ls gesagt worden, daß 
das preispolitische Instrumentarium, über das 
die Regierung ZUl1zeit veI1iiügt, sehr umfang­
reich is,t, wes entlich umfarugreicher als jenes, 
über das die OVP�e'gierung seinerzeit ver­
fügt hat. Trot'Zdem ist es der OVP-Regierung 
gelungen, die Inflations>fate bei 2 bis 3 Prozent 
zu ihalten. 

Sie sind, trotz EflWeiterung des § 3 a auf 
nicht maI"ktJbe'herrschende Einzelunternehmun­
gen, trotz rechtswidrig,er Anwendung oder 
Androhung einer ü'berlholten Strafnorm des 
Preisbestimmungsgesetzes und trotz der mit 
allerhand Kunstgriffen geÜlbten Indexpolitik, 
schon über der Zweistelligkeit. 

Der § 3 a des Preisregelungsgesetzes, den 
Sie abschaffen wollen, mat seine Wirkung 
durch seinen Bestand. Das ist so ,wie s,einerzeit 
bei  der englischen Flotte : ".Fle-et in being" hat 
genügt, um Ordnung und Ru!he zu schaffen. 

(Heiterkei t. - Abg. P ö 1 Z: Da hat es den 
Mussil noch nicht gegeben! - Abg. G r a f: 
Aber da hat es auch Sie noch nicht gegeben, 
Herr Pölz!) 

Nur durch den § 3 a ist es uns gelungen, 
meine sehr gee:hrten Damen und Herren, eine 
Reihe von Firmen zur Paritätischen Kom­
mission zu bringen, die nicht zur Paritätischen 
Kommission gegangen wär,en. Nur durch den 
§ 3 a war die Rückführung von IPreisen in 
einer Reiihe von Fällen möglich. FÜlllf Fälle 
sind offen, meine seihr geehrten Damen und 
Herren ; da war alber keine KOID!petenz der 
Paritätischen Kommission gegeben. 

Wenn Sie trotz Ihrer veI1fe'hlten Wirtschafts­
politik und trotz verschiedener Kunstgriffe der 
Indexpolitilk den Index nur Ibei 1 0,2 Prozent 
halten können - ich betone das Wort "nur" ,  
meine sehr geeihrten Damen und Herren -, 
dann verdanlken Sie das in erster Linie der 
Paritätischen Kommission. 

Herr Dr. 'Mock hat den Index von 10,2 Pro­
zent zerlegt : Index preisgeregelter Waren 
1 0,·4, Index nicht preisgeregeu,er Waren 1 0, 1 .  
Trotzdem mfen Sie sotänldig nach einer Preis­
regelung. Im Mai war der Index der preis­
geregelten Waren 1 3,2, der der nicht preis­
geregelten Waren 9,. 1 .  Von 1966 bis 1974 
ist der Index der preisge regelten Waren um 
52, 1 Prozent gesUe.gen, der nicht preisgeregel­
ten Waren um 45,2 Prozent. 

Meine Damen und Herren ! Die Bahn hat 
ihre Tarife seit 1 966 um 67,8 Prozent erhöht, 
die Wiener Straßenbahn die Einzel.fahrscheine 
um 93 Prozent, die WocheIl!karten um 
1 07,8 Prozent, und in der .g!leichen Zeit s ind 
die Preise von kUIZ'lebi<gen Wirtschaftsgütern 
um 27,2 Prozent gestiegen. Das ist der Unter­
schied zwischen Staatswirtschaft und illwischen 
einer wett'bewerbsorientierten IPrivatwirt­
schaft, meine Damen und Herren ! (Beifall bei 
der OVP.) 

J eder, der sich mit WirtschaftspoliUk he­
schäftigt, muß wissen, daß j ede Preisregelung 
Kartellwirkung hat. Ich kenne eine Re�he von 
Branchen - und ISie auch, Herr Handels­
minister -, die sich gie'gen eine Entlassung 
aus der Preisregelung ausgesprochen haben. 
weil sie den scharfen Wetbbewerb und damit 
einen Preisverfall fürchten. Auch das müßten 
Sie bedenken! 

Wenn sich Firmen oder Branchen der Pari­
tätischen Kommission unterwe'I1fen - das muß 
ich hier mit aller Deutlichkeit sagen -, di.,ent 
dies der ·Preisdämpfung und nicht der Preis­
treiberei, wie es in Belang1soodungen der 
Sozialistischen Partei oder auf Plakaten dieser 
Partei 'in der Steiermark ständig heißt. 
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Wenn Preiserhöhungen in der �aritätischen 
Kommission 'beschlossen werden, so sind 
Benya und Bofstetter genauso ve,rantwortlich 
wie Salling,er und 'Mussil. Ich möchte das auch 
hier mit aller Deutlichkeit sagen. (Beifall bei 
der aVp,) 

N ach dem neuen § 3 c soll der Minister das 
Recht haben - Abgeordneter iBroesigke hat 
schon darauf hingewiesen -, auf sechs Monate 
den Preis 'zu regeln, Iwenn ein Geschälftsmann 
die Preise lfür seine Waren oder Dienstleistun­
g,en in einem volkswirtschaftlich nicht gerecht­
fertigten Ausmaße eIlhöht. Es heißt hier: 

" Preise und Ent'gelt im Sinne dieses iBundes­
gesetzes sind volikswirtschaftlich gerecht­
fertigt, wenn sie sowohl den bei der EliZeu­
gung und in Vertrie:b oder der Erbringung 
der Leistung j eweils bestehenden volkswi'rt­
schalftlichen Verlhältnissen als auch der j,ewei­
ligen wirtschaftlichen Lage der Verbraucher 
oder Leistungsempfänger bestmöglich ent­
sprechen." 

Behörden können diese Maßnahme nicht 
richtig administrieren. Das, was hier verlangt 
wird, sind rein politische Preise. Alles das 
- ich ,werde darauf zu sprechen kommen -
kann zu Mißlbrauchsadministrationen führen. 
Aber wenn der einzelne Geschäftsmann diese 
Bestimmung administrieren oder vollzielhen 
soll - indirekt die Strafdrdhung, weil sonst 
preis geregelt o'der abg,eschöpft ,werden 
wird -, wie soll er dann wissen, was voliks­
wirtscha.ftlich gerechtfertigt ist, wie die vollks­
wirtschaftlichen Verhältnisse im j eweiligen 
wirtschaHlichen Gebiet bei den VeIlbrauchern, 
Leistungsempfängern und so w,eiter sein 
sollen? 

Berr Handelsmirrister ! Die Geweribeordnung 
tritt am 1 .  August in Kraft. Ich würde vor­
schlagen, wenn Sie solche absurden Ideen 
weiterverfolgen, daß der BefäihigtU1Jgsnach­
weis im Handel und im GeweIibe ausgedehnt 
wird und Grundvoraussetzung Jür jeden Ge­
schäftsmann eine Dozentur in National­
ökonomie sein muß, sonst kann ,er das nicht 
vollziehen. (Abg. Dr. K o r  e n: Auch der kanns 
nicht, Arthur, ,selbst wenn er's will! - Hei­
terkeit.) Ja bitte, nur ein ,Professor, selbst­
verständlich! Nur ein Professor, 'das ist mir 
klar! B itte um ,Entschuldigung! 

Nach dem § 3 d - ich muß das auch noch 
ausführen - gilt ein gemäß § 3 c amtlich 
festges etzter Preis als volkswirtschaftlich ge­
rechtfertigter Preis für sechs Monate. Was 
man damit sagen 'wollte, das weiß ich schon, 
aber es ist Lhnen, Herr Minister, nicht gelun­
gen, das auszudrücken. Es heißt hier ganz, 
garrz etwas anderes : Nach den sechs Monaten 

. ist der Preis nicht mehr volkswirtschaftlich 

gerechtferUgt, und dann können Sie wieder 
preisregeln. Der Geschäftsmann ist �ur Preis­
regelung in alle Ewigkeit verdammt, auch 
wenn der Betreffende den Preis nicht er1höht. 
Das haJben Sie durch diese Gesetzesbestim­
mung hervor,geruDen. Ich 'Würde vorschlagen : 
Wenn es einen "Osc ar" für Gesetzespfusch 
g,ä'be, dann müßte dieser "Oscar" lihnen, Herr 
Handelsminister, feierlich 'überreicht werden. 
(Abg. W e i s  Z :  Der heißt ja loset und nicht 
Oscar! - Heiterkeit.) 

Ich habe schon darauf hingewiesen, daß 
der Begriff "vo]kswirtschaftlich gerechtfertigt" 
von einem Geschäftsmann nicht vollrzogen 
we:r:den kann. Wenn man ilhm einen der­
artigen Gesetzesbefehl gilbt, dann ist das recht­
staatswidrig, ist es nicht vollziehbar. Ich 
muß das mit aller Deutlichkeit sagen ! Aber 
Sie gehen j a  noch weiter : Sie ,haben eine Ab­
schöpfungsbestimmung, eine Vel'lfallseriklä­
rung drinnen. Das b edeutet also eigentlich 
eine rückwirkende Strafe, die Sie eingebaut 
haben, UIlJd das binden Sie an die volksw.irt­
schaftliche Gerechttfertigkeit einer Preis­
erhöhung'. Das, was Sie hier machen, ist reine 
Willkür, Herr ;Minister ! Ich glaube nicht, daß 
Sie das aufrechterhalten können. 

Im § 3 c halben Sie eine Bestimmung hinein­
genommen, die besagt : Wenn die 'Paritätische 
Kommission einen Preis als vol:ks'wirtschaft­
lich gerechtfertigt ansieiht, dann geht das in 
Ordnung. Wenn das also einstimmig beschlos­
sen wird, Herr Handelsminister, dann muß 
Ihnen klar sein, daß man im Urnikehrschluß 
a:bleiten muß, wenn in der Paritätischen Kom­
mission keine Einstimmigkeit er,zielt wird, daß 
die ErthÖlhung dann vol'kswirtschaftlich nicht 
gerechtfertigt ist und daß Sie dann ,gezrwungen 
sind preis,zurerg,eln. 

lJbertragung der Kompetenzen an die Lan­
deshauptleute : Nicht al'le - ich weiß schon -, 
Sie wollen sich die Monopolbetrieihe und die 
Mar1kenarUkel vorbeihalten. Ab er es 9'iib t eine 
ReIhe von Erzeugnissen desselben Herstel,lers, 
der die gleichen Erzeugnisse in allen Bundes­
ländern verkauft ; und dann kommt es dazu, 
daß in j edem Bundesland ein anderer Preis 
gilt. Das, was Ste mit Ehrem - ich muß 
sagen : komischen - Preisbildungsgesetz ver­
hindern woHten, nämlich daß differenzierte 
Preise zwischen den EWG- und EFTA-Ländern 
eintreten, machen Sie zwischen den einzelnen 
Bundesländern 'zu Ilhr,ern Prinzip. Das ist ,völlig 
unlogisch! 

A'uß er dieser Meinung, die ich Ihnen j etzt 
vorgetragen habe, möchte ich noch erwähnen : 
Sie ha:ben 'sich die Inflation selber eingebr.ock,t , 
meine sehr geehrten Herren von der Sozialisti­
schen Partei,  vor allem a!ber die Regierung. 
Folglich löffeln Sie diese Inflation auch selber 
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aus ! Alber die Verantwortung dann auf die 
Landeshauptleute ahzusdlieben, das ist etwas, 
was wir als nicht ,g,erechtfertigt ansehen 
können. 

Ich möchte noch ein Wort zum Preisbestim­
mungsgesetz sagen: Das PreisIbestimmungs­
gesetz ist immer so ve:r1harmlost worden. Es 
beinhaltet aber eine sehr gef.äJhrliche Vor­
schrioft, eine Strafdrohung - eigentlich ist es 
als preisrechHiches lBegleitgesetz zur Mehr­
wertsteuer auf neun Monate ·eingeftührt wor­
den -, daß j emand, der von der alten Um­
sa1Jzsteuer richtig ·entlastet hat, dann die Mehr­
wertsteuer dra-ufge,legt hat und nacbJher mit 
dem Preis in die Hölhe 'gegangen ist, bestraft 
werden kann. Das war vor eineinihalb Jahren 
bei EiIllf.Ülhrung der Mehr,wertsteuer. Jetzt 
schickt der Handelsminister seine "Preispoli­
zisten" herum und läßt mit dieser Bestimmung 
bei den kleinen Handels- und Gewenbetreiben­
den Angst und Schrecken veribreiten. Herr 
Handelsminister! Mit dem können ;wir uns 
nicht einverstanden erklären. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Dann noch eines: Ich habe schon darauf 
hingewiesen, daß j ede ·Macht di·e Gef(llhr zum 
Machtmißibrauch in sich schließt. Das gilt vor 
allem bei den .Preisgesetzen, 'wo die Macht­
voHkommenlheit des Handelsministers sehr 
groß ist und noch größer werden sollte, würde 
das al,les in Kraft treten. Wir stehen daher 
auf dem Standpunkt, daß , wo Macht vor­
handen ist, diese auch kontrolli·ert wird. Wir 
verlangen eine KontrolLe der Preiskontrollore 
und vor allem eine Kontrolle des OberIkontrol­
lors, des Herrn Handelsministers Dr. Stari­
bacherl 

,Meine sehr geehrten Herren! Wir waren 
also bereit - nr. Mode hat schon darauf hin­
gewiesen -, dem Gesetzentwurf mit einer 
Reihe von Änderungen - sie bezogen sich auf 
untragbare und geradezu unvollziehbare Be­
stimmungen - zuzustimmen, wenn Sie bereit 
gewesen wären, das, was wir in unseren Maß­
nahmenkatalogen und in unserem Forderungs­
programm zu einer echten Stabilisierung auf­
gestellt haben, zu erfüllen, wenn Sie wenig­
stens bereit gewesen wären, substantiell die 
Lohn- und Einkommensteuersenkung vorzu­
ziehen. Sie waren es nicht, meine Damen und 
Herrenl Das ist ein Beweis dafür, daß Sie die 
Stabilisierung eigentlich gar nicht wollen und 
daß Sie die -Inflation als Begründung zur Ein­
führung einer umfassenden - ich sage das 
wortwörtlich: einer umfassenden - Zwangs­
wirtschaft verwenden wollen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Heindl. Ich ertei,le 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPO) : Herr Präsi­
dent l Meine Damen und Herren! Ich weiß 
nicht recht - wenn ich mir so die heutige 
Ruhe auf der rechten Seite Ibetrachte . . . (Abg. 
G r a f: Die linke ist auch nicht sehr mu,.,.ter!) 
Wir waren aber gestern ruhig und vorgestern 
auch ruhig, Herr Graf. Aber Sie waren 
sehr, SeihT unrulhig. (Ruf bei der OVP: Herr 
Dr. Heindl, bei Ihrem Hauptsprecher waren 
18 Sozialisten hier!) JetJzt fra,g,e ich mich: Ist 
es heute ein schlechtes GelWissen bei den 
Preisgesetzen, oder ,war bei der OR:F-tDebatte 
die Unruhe ein schlechtes Gewissen? (Abg. 
G r a I: Sie haben wahrscheinlich ein schlechtes 
Gewissen in dieser Frage!) Wieso ich? (Abg. 
G r a f: Sie sollten es haben! Sie wissen, daß 
Sie über etwas reden, was nicht brauchbar 
ist/) Sie wissen ·gamlZ ge'nau., Herr Graf, 
Sie werden gleich \hören . . . (Abg. G r a f: 
. . .  kann man beweisen!) Ich will gar nichts 
beweisen. Ich erlaulhe mir nur, meine Vor­
stellungen und Uberlegungen zu dieser 
Frage, die heute zur Debatte stelht, darzulegen. 
(Abg. G r a f: Wenn Sie uns ein schlechtes 
Gewissen vorwerfen, müssen wir uns wehren!) 
Sie müssen ein schlechtes Gewissen haben, 
sonst müßten Sie unrulhi,ger sein. 

Bitte, darf ich Ihnen etwas sagen: Sie waren 
am Mittwoch soor lautstaI1k und die Freiheit­
lichen nodl wesenHich lautstär.ker, und Sie 
halben sich empört, daß die ORF-Ubertragung 
live nicht ermöglicht .worden ist. Das ORF­
Gesetz ist sicher wichtig. Wir sind davon 
Ülberzeuogt, sonst ihätten wir es ja nicht be­
sdllossen. Aber wir sind 'Ülber,zeugt, daß die 
Preisgesebze und die .Preisbekämpfung und die 
Maßnahmen, die vom Parlament, von der 
Regierung . . . (Abg. G r a f: Der Herr Benya 
hätte ja das Fernsehen einladen können und 
auch heute live übertragen lassen können!) 
Das Fernsehen h at sich heute nicht ger,Ülhrt. 
Ihre Transparenzrufer waren heute nicht zu 
hören. A'ber bitte seihr, es ,wird schon so sein, 
wie ich es mir denlke, auch wenn es mir nicht 
gelingt, es IZU :beweisen. (Abg. G r a f: Da 
haben Sie recht! - Weitere Zwischenrufe 
bei der o.VP. - Präsiden t  Dr. M a l  e t a gibt  
das Glockenzeichen.) 

M·eine Damen und Herrenl Ich möchte vor­
weg einige Einwendungen machen bezüglich 
der Ausführungen des iDr. Mock. Herr Doktor 
Mode hat sich mit 'dem Index und den preis­
geregelten Waren beschäftigt. Herr G eneral­
sekretär Mussil hat en bloc das gleiche getan. 
Ins Detail ist er nicht -gegangen. Er hat schon 
gewußt, warum er es nicht getan hat, genau­
so wie :d.er Herr Dr. Mode. Denn wenn es bei 
den preisgeregelten Waren, di,e im Index sind, 
zu Regulierungen kommt, so muß ja zuerst 
ein Antragsteller sein, ein VerursacheT. 
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Wenn man sich jetlZt die Waren hernimmt, 
dann kommt man daraUlf, wo der Verursacher 
steht. Ich 'habe es mir herausgeschrieben : 
Schlagobers , Milch, iButter, Emmentaler, 
Zucker, Benzin, Heizöl, Gas , Strom. Bitte, das 
sind dLe preisgeregelten Waren im Index. Na 
schauen wir sie an. Woher kommen die An­
träge bei der Milch , bei Butter, die Ver­
teuerungen Ibei Zucker? (Zwischenruf des Abg. 
Dr. S c  h w i m m e r.) Herr Dr. Schwimmer, 
so einfach kann man das nicht machen, daß 
man zuerst androht, auf die Straße ClU geh en, 
und dann sagt, die Regierull!g ist schuld. Genau 
das ist ja Ihre Politik, die Sie machen ! (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: 
Die andere Seite wollen Sie verschweigen!) 
Teile Ihrer ,partei steHen ständig Forderungen . 
Wenn die - etwas ,zuflÜckgeschraubt - dann 
verwirklicht werden, dann sag'en Sie, die 
Regierung ist schuld, daß die Preise gestiegen 
sind. GenaUso iSit es. 

Wie war es denn beim 'Benzinpre is? Ich 
kann mich noch genau erinnern. Ich habe es 
schon einmal ges agt. Bei der ersten Benzin­
preisre gelung im November vorigen Jahres 
- ich kann mich genau erinnern -, als die 
Preisethöhungsanträge s eitens der Mineralöl­
wirtschaft nicht bewilligt worden sind , hat 
noch am :gleichen Abenld Generalsekretär 
Mussi! im ORF angekündi'gt : Und wir werden 
sofort wiede r neue Preisanträg,e mit erhöhten 
Preisen stellen! Das bitte sind Fakten ! (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 
Das bitte sind Tatsachen. Wenn man 'sich 
damit beschäftigt , dann muß man sich das 
auch sagen lassen. 

Ich möchte wiederholen : Wer macht denn 
die Anträge in der ElektrilzitätSlwirtschaft? 
Wer hat immer die Anträ'ge mit den höchsten 
Forderungen ,g'eha:bt? Ist es ein Zufall, 'bitte, 
daß es die TIW A!G war? I ch will nicht weiter 
darauf eingeh.en. Ich stelle nur fest : 'Die An­
träge der ·einzelnen Landesele:ktrizitätsgeseU­
schaften haben immer mehr verlangt, als von 
der Regierung 'genehmigt wurde. Herr DOlktor 
Mock, das sind Fakten ! Wenn es also d.ann 
hier zu Ste igerungen kommt, auch . . .  (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e  r: Herr Dr. Heindl! Auch 
aus den roten Bundesländern!) Jawohl, sie 
sind auch etwas höher gewesen und zurück­
geschraubt worden. SeEbstverständlich !  Ich wil1 
da 'gar nichts verleugnen. Herr Dr. Schwimmer, 
soweit kennen Sie mich: Was ein Faktum 
ist, was eine Tatsame ist, das wird hier gesa'9't. 

Aber wenn man über die preis geregelten 
Waren im Index spricht , Herr Dr. Mock, dann' 
muß man aneflkennen , daß zum überwältigen­
den Teil die Verursachung aus illhren Reihen 
kommt ,beziehungs,weis'e zum Teil von '!Ihnen 
verantwortet werden muß. {Beifall bei der 

SPO. - Abg. Dr. S c  h w i m m e r: Herr Dok­
tor Heindl: Ganz ohne Polemik! Bei ,den Ver­
gleichen des Index - preisgeregelte Waren 
und nicht preisgeregelte Waren - geht es ja 
nicht darum, wer schuld hat, sondern um die 
Wirksamkei t der Preisregelung! - Zwischen­
rufe bei der SFO. - Präsident Dr. M a l  e t a 
gibt das Glockenzeichen.) Ach so, Sie nahen 
das so gemeint : Ich habe das so aufgetfaßt, 
Und ich glaube', Herr Dr. Mock und noch mehr 
Herr Dr. Mus sil haben es so dargestellt, als 
sei eben bei den preisgeregelten Waren doch 
die Regierung schuld, daß sie mehr gestie­
gen sind . . .  (Abg. G r a f: Die Regierung 
ist an allem schuld!) Das is,t richtig, wenn Sie 
das sagen. Das woUen wir von Ihnen gehört 
haben! .(Abg. G r a f: Das ist eine Tatsache! 
Das haben Sie uns damals auch gesagt! -
Unruhe. - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt neuer­
lich das Glockenzeichen.) Ich wollte das vor­
weg nur zu den Ausfrührungen des Herrn 
Dr. Mock und des Herrn Dr. Mussil zu den 
preisgeregeHen Waren sagen. 

Lassen Sie mich bitte jetzt ein bisserl me ine 
Gedanken gegenüberstellen j enen des Doktor 
Mock und j enen des tOr. Mussil. Die OVP 
versucht ,in den letzten Monaten - ich will 
jetzt nicht wieder harte Worte gebrauchen -, 

durch Agitation und Propaganda die gesamte 
Schuld 'für die Preissteigerungen in Osterreich 
in der Bevölke,rung und vor allem in den 
Betrieben anzuheizen. Ich gelbe zu, teilweise 
hat sie damit Erfolg gehabt. Die Wahlerge:b­
nisse haben gezeigt , daß das zum Teil ge­
griffen hat. 

In letzter Zeit scheint a1ber doch die Bevöl­
kerung langsam zu erk,ennen, wie dLe Ver­
häHnisse tatsächlich liegen. (Abg. M i t  t e  r e  r: 
Was heißt "anheizen"? Die Leute merken es 
doch selber!) Die Leute mef1ken es. Die Frage 
ist nur, wie man die Dinge .beleuchtet, Herr 
Präsident Mitterer. Darauf kommt es smon an. 

Aber dürfen wir feststellen : Die österreichi­

schen Unterneluner haben ihre Investitions­
pläne im heurigen Jahr weitestg,eihend erfullt. 
Ich fasse das als VertrauenSbeweis, in die Wirt- . 
schaftspolitik dieses Landes auf. Ich fasse es 
auf als VertrauenSbeweis Lür .die Regierung. 
(Abg. M i t  t e  r e r: Trotz der Regierung inve­
stieren die Leute! Das ist wahr, das stimmtI) 
Ich fasse auch die erlhöhten Spareinlagen der 
letzten Zeit als Vertrauensbeweis auf. 

Wie immer Sie das sagen : Tatsache ist, 
daß die Unternehmer inv,estieren , daß die 
Wirtschaft floriert. Der augenscheinlichste Be­
weis ist ja die letzte Wirtschatftspra;gnosen­

änderung, denzutfolge wir in Osterreich in 

diesem Jahr doch wieder mit einem Wirt­
schaftswachstum von 5 Prozent, vielleicht so­
gar mit etwas mehr, remnen dürfen, daß es uns 
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also neuerlich gelingt, j etzt im iliünften Jahr 
die Hochkonjunktur zu 'halten und unser,e 
Wirtschaft auf einer Volbbeschälftigungspolitik 
zu stabilisieren. Das ist ein Faktum. Das ist 
in keinem anderen Land Europas gelungen ! 
(Beifall bei deI SPO.) 

Der Herr Ausch hat auch eine Meinll'Ilg 
- wie j ede-r von uns -, 'und die darf er 
genauso v-ertreten. (Zwischenruf des Abg. 
M i t  t e r e I.) Aber bei uns darf j eder die 
Wahrheit sagen. 

Eines, meine Damen und Herren, muß aber 
in dem Zusammenhang gesagt werden : Sie 
können auch nicht ,leugnen, daß gerade diese 
EntwiCklung in der WirtschaJtspoliti.k in 
Osterreich in den letzten fün:f bis sechs Jahren 
Voraussetzung 'dafür war, daß das Ein­
kommensniveau in Osterreich eine EntwiCk­
lung genommen !hat, wie wir sie gewünscht 
haben. Wir sind ja unter dem Titel ange­
treten, auch in Osterreich den Lebensstandard 
den westeuropäischen Industriestaaten anzu­
passen. 

Bei allen positiven Tenden�en, die die Wirt­
schaftsprognose aber zei-gt, sind die Preis­
entwiCklungen natür�ich unbestritten äußerst 
unangenehm. Das s tellten wir nie in Abrede. 

Aber eines dürfen wir vielleicht doch sa-gen : 
daß international gesehen - ich weiß schon, 
jetzt werden Sie wieder sagen: Das hören wir 
immer wi ederl - unsere Preissteigerungsrate 
in Osterreieh doch trotz dieser Höhe ein 
Niveau hat, das noch einigermaßen Jakzeptabel 
zu sein scheint; trotz der letzten 1 0,2 Prozent. 

Wenn die letzte OECD-Studie uns sagt, 
daß wir in Westeuropa zirka 12 Prozent im 
Jahresschnitt in diesem Jahr zu erwarten 
haben und wir unter 10 Prozent bleiben wer­
den - wir hoffen es, wir hoffen es -, dann 
können wir noch immer relattv -zUlfrieden seJin. 

Offensichtlich ist also der Umstand, daß alle 
Industriestaaten gleichzeitig von einer beson­
ders starken Preissteigerungswelle heimge­
sucht werden, kein Zufall. Eine der wichtigsten 
Ursachen - sie wurde -zigmal hier ange­
deutet - sind die Rahstoffsteigerungen. Was 
das für Osteueich bedeutet, hat das Wirt­
schaftsforschungsinstitut gesa:gt: Man kann das 
mit zirka 2 Prozent veranschlagen. 

International ist es nämlich nicht nur das 
Rohöl, es sind ja auch andere Rdhstoffe - ich 
ziti ere hier nur -, die den Index um zirka 
2 Prozent bel asten. Sie sehen, meine Damen 
und Herren, daß es doch selhr wahr ist, wenn 
wir sagen, ein wesentlicher Anteil kommt 
schon von der importierten Inflation. (Ruf bei 
der OVP: Ein altes Märchen!) Was heißt 
"ein altes Märchen" ? Ich habe es Ihnen ja so­
eben bewiesen, und einige Herren von der 

OVP haben mir zugenickt. Das i st also der Be­
weis dafür, daß sie mir recht geben. (Abg. 
Dipl.-Ing. T s c h i  d a: Von 1966 bis 1970 
haben Sie uns eingeredet, wir kaufen nur in 
Osterreich ein!) - Verzeihung, zwischen 1 966, 
1 970 und 1 974 hat sich vieles geändert. (Bei­
fall bei der SPO. - Ruf bei der GVP: Leider!) 

Sie wi ssen ganz genau, daß in Europa di,e 
Wirtschafts,verflechitung se\hr eng geworden 
ist. Sie wissen, daß auch die Wirtschaftsver­
flechtung zwischen Osterreich und den anderen 
europäischen Staaten enger geworden ist, und 
Sie wissen ebenso, daß dadurch natürlich -
das, glaube ich, ist unbestritten - auch die Ab­
hängi'gkeit der e inzelnen Staaten stärker g,e­
worden ist. (Abg. Dr. M u s  s i 1: 1 966 bis 1 970 
waren die goldenen Jahre der OVP, und die 
werden Sie nie erreichen! - Heiterkeit bei der 
SPO.) Da kann man wiI1klich nur lachen, Herr 
G eneralsekretär. (Abg. S k r i t e  k: Der beste 
Witz, der heute gemacht worden istl) 

Aber ich will hier im einzelnen nicht an­
führen - die Details wur·den ja schon zum 
Großteil von meinem Kol,legen Hofstetter hier 
gesagt -, daß die wirtschaftliche Situation 
in Osterreich recht ,gut ist. 

Nun möchte ich alber zu einzelnen Ding.en 
kommen, die hier in der Diskussion ange­
schnitten ,worden sind. 

Herr Generalsekretär Mussil !hat behauptet, 
die Aufwertungen seien 'bevö1kerungsorien­
tiert gewesen. Sie haben !behauptet, Sie halben 
die Meinung vertreten, man habe die Auf­
wertung aus GflÜnden der Bevöt.kerungsorien­
tierung g,emacht. Ich habe mir das aufgeschrie­
ben. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 
Ja, ich babe das so verSitanden. Sie meinten, 
wir wollten wieder Optik machen. Vielleicht 
habe ich falsch verstanden. 

Darf ich Ihnen eines sagen. Es gibt eine 
Studie von Professor Dr. Frisch "Die struktu­
relle Inflation in Osterreich" , ich habe mir das 
Problem sehr aufmel1ksam durchgelesen. 
Dr. Frisch bestätigt, daß die Autiwertungen 
doch einen stabilisLerenden Faktor gelhaJbt 
haben. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wird sehr kriti­
siert!) Herr Dr. MussH, es ,gibt l1heoretiker, 
die es so seihen, und Theoretilker, die es 
anders sehen. (Abg. DI. M u s  s i 1: Ich sehe 
das anders!) WÜ glaUben und sind überzeugt, 
daß das seinen Einfluß hatte, auch 'Wenn Sie 
behaupten, daß dem anders ist. 

Sie 'behaupten, daß die Budg'etpoHtik, die 
gemacht worden ist, die Inflation s.ehr stark 
beeinflußt. Ich werde 1!hnen etwas sagen : Im 
Jahre 1 973 ist unser BruttonationaLprodukt 
um 15 ,1  iProzent gestiegen, die Budgetaus­
gaben des Bundes um 1 0,4 Prozent. In den 
Bundesländern hat gerade der Landesihaupt-
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mann Maurer im Wahlikampf immer sehr laut 
erklärt, das ,Bundeshudget sei inflationslver­
ur sachend, a1ber wir machen e1ine v,erlllÜnlftige 
BudgetpoHtik. Bitte, wissen Sie, wie die Ziffern 
aussehen? In Niederösterreich hat die Budget­
ausweitung 1 973 23,7 Prozent hetragen, in der 
Steiermark- 22 Prozent, in Sal:zJbur'g 26,9 Pro­
zent. 

Meine Damen und Herren! Da seihen Sie 
gaIliZ deutlich, wie es WiIOOlich aussiedlt. Die 
Bundesregierung macht auch aUlf dem Budget­
sektor in der jetzigen Situation eine Politik, 
die notwendig -ist. Nur findet sie Ü'berihaupt 
keine Unterstützung in den Ländern, und das 
ist mit einer der Gründe (Zwischenrufe bei der 
OVP) - ich sage, m i t  einer der Gründe -, 
warum es srnwer ist, hier zu einem vernünf­
tigen Ende 'z:u komIIMn,. 

nas 'J1hema WettbEJWeI1b ,wurde eb enfalls 
angeschnitten. Auch wir, meine Damen und 
Herren, das wurde schon b etont - und ich 
kann es nicht stark genug wiederholen -, 
sind der Meinung, daß die beste Preispolitik 
ein 'gesunder Wettbewerb ist. (Präsident 
P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Nun, meine Damen und Henen, wo haben 
wir denn j etzt den Wetttbe.weI1b? - Weil wir 
bedauerlicher,weise derzeit keinen gesunden, 
keinen funktionierenden WettJbewerb halben, 
brauchen wir ja Gesetze, die hier eingreifen, 
(Abg. Dr. K e i m  e 1: Wir haben schon zu viele 
Monopole.) Was hat denn das Staatsmonopol 
hier mit der WettJbe·weI1bspoliNlk .bei uns in 
Osterreich ;zu tun? 

Schauen 'Sie, meine Damen und Herren, wir 
sehen auch in den Preisgesetzen Ikein Ailiheil­
mittel - das ist gar keine Fmge -, aib er !Wir 
haben immer behauptet, daß s-ie im Rahmen 
der Sta:bilitätsphase 'ihren Anteil lhaiben und . . .  
(Abg. Dr. W i t h a I  m:  Sie meinen die In­
flationsphase vier und nicht die Stabilitäts­
phase vier! Phantasi,eren Sie nicht immer so 
daher!) Wir haben di,e Stabilitätsphase vier, 
H err Dr. Wit1halm, ,Sie wissen das. Sie m-ird 
zwar kritisiert 'Von da und dort, aber Tatsache 
blei,bt, daß die Regierung die Stahilitätsphase 
vier besprochen hat - das wissen Sie -, 
und ein Teil davon ist die administrative 
Preis,polittk. 

Sie b ehaupten, meine Damen und Herren, 
und Professor Koren hat es gesagt, als wir den 
Fristset-zung,santrag eingebradlt haben, das sei 
eine Provokation. 

Ich f.rage Sie, meine Damen und Herren, 
ist es keine Provokation, wenn der Handels­
minister seit vier Jahren mit den zuständigen 
Repräsentanten der lBundeSlhandelskammer 
über eine V:erbesserung der Preisregelungs­
gesetze verhandelt? Ohne Erfolg, Herr 

Generalsekretär Muss,il. (Abg. Dr. M u s s i 1: 
Er ist erst seit vorigem Jahr zuständig!) Herr 
GeneraLsekretär Mussil, Sie wissen ganz 
genau, daß seit vier Jahren Ülber dieses Thema 
ohne EI1folog verhandelt wird. Sie sind ja immer 
nur veI1bal bereit mitzug'elhen, alber nicht tat­
sächlich. (Abg. Dr. M u s s i 1: Vor vier Jahren 
war er doch nicht zuständig!) 

Seit 8. November des Vorj alhres liegt das 
Preislbildungsg,esetz im Parlament. Bis heute 
ist es nicht einmal ibis in den Ausschuß ge­
kommen. (Abg. Dr. K e i  m e 1: Warum haben 
Sie es nicht behandel t? Hier haben Sie doch 
den Ausschußvorsitzenden!) Das Preisrege­
lungsgesetz, alle drei Gesetze, die wir heute 
behandeln, sind ja nicht einmal auf die Tages­
ordnung gekommen - und jetzt sagen Sie, 
wir seien nicht veIihandlungsbereitl 

Herr Dr. Mock behauptet, es gäibe keine 
Gesprächsbereitscha:ft? Danf ich Sie erinnern : 
Wir halben die ,Preisgesetze :oweimal !be­
sprochen und belhandelt. Wi,e waren die Ver­
handlungen, meine Herren von der OVP? -
Im ersten Gespräch sind Sie gekommen und 
haben el1klärt, das ,Preisbildungsgesetz sei flÜr 
die OVP nicht durchfiillu1b ar. :Das halbe ich 
notiert, Herr GeneraLsekretär, Sie halben 
immer gelacht, weil ich mir etwas notiere. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Ein reiner Blödsinn!) Ich 
schreibe mir selhr genau Ihre Aussagen und 
Aussprüche auf. Zum Preisregelungsgesetz 
halben Sie gesagt : Na j a, darüber ooönnte man 
reden, aber da gtbt es verschiedene Dinge 
drinnen, die unseren Vorstel,lungen nicht ent­
sprechen. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Ich sage 
Ihnen unter vier Augen, was ich vom Preis­
bildungsgesetz halte!) Wir haben gefragt : 
Welche Vorstellungen !haben Sie? Da halben 
Sie behauptet, wir werden sie für das nächste 
Mal präzisieren, und Sie haben uns dann 
dieses 'gel1be Papier gegeIben, dies,e gelben 
Vorschläge. (Abg. Dr. K o r  e n: Eine schöne 
Farbe!) - Ja, eine scbJÖne Farbe, aber daran 
sind Ziwei Dinge interessant gewesen. Erstens 
haben Sie in der ersten Phase der Verhand­
lung seihr lautstark gesagt, es sei unmöglich, 
über volkswirtschaftlich gerechtJferUgte Preise 
in einem 'Gesetz überhaupt zu reden. -Sie 
haben e's dann selber hineingeschrielben. 

Herr 'Präsident MiIllkowitsch hat vorg,estern 
erklärt, es sei diese Formulierung "volkslWirt­
schrutlich gerechtfertigter Preis" eine reine 
Wil�ürmaxime . . .  (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s  s i I.) Aber, Herr Dr. Mussil, Sie 
wissen doch, daß dieser Terminus von den 
Hömstgerichten auS<judiziert ist. Sie wissen 
doch das l Sie halben das ja auch dann selber 
übernommen. Wieso haben Sie ,es dann ge­
schrieben? Es steht j a  Ihier schwarz aUlf weiß I 
(Zwischenruf bei der OVP.) Jetzt -reden wir 
einmal über einen vol'kswirtscha'ftlich gerecht-
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ferHgten Preis ; zu dem komme i ch  dann auch 
noch. Sie halben dann gesagt : Wir wollen eine 
Gutachterkommission ; hier steht es. Eine Gut­
achterkommission soll feststellen, oIb der 
W.ettbewerb funktioniert oder nicht. Sie wis­
sen selbst am besten, glauJbe ich, daß es fast 
unmöglich, ist, einen nichtfunlktionierenden 
Wettbewe!1b festzustellen; und das war ja der 
Sinn dieser Formulierung. 

Sie wollten neuerlich eines enreichen : daß 
die Regierung schuldig· wird, daß s ie nicht tätirg 
werden kann. AJber Sie sagen: nie ,entspre­
chen'den lru;trumentarien sind da, die Regie­
rung tut nur nichts. Das 'ist Ithre Form der 
Politik, das ist Ihr Stil bei den Preisgesetzen 
auch in der Vergangenlheit gewesen. Das war 
ja kein Zufall. 

Ich habe gehört, wie der Herr 
Präsident Mitterer und der Herr Dr. Schleimer 
unabhängig voneinander erklärt haben : Eine 
Änderung des § 3 a sei nicht notwendi-g, denn 
er hätte bislher schon angewendet werden 
können. Formal, Herr Präsident, haben Sie 
recht, aber - und j etzt kommt das "Aber", 
halbe Wahrheit - Sie sagen nicht dazu, daß 
zur Anwendung ·eine Zustimmung aller vi.er 
Interessenvertretungen notwendig wäre, die 
nie gegeben worden ist. Das haben Sie nicht 
dazu gesagt, darüber haben Sie nicht gespro­
chen. (Abg. M i t t e  r e r: Es gib t  ja nur elf 
Fälle, die überhaupt anhängig gemacht worden 
sind! Sie tun ja, w,je wenn es Tausende ge­
wesen wären!) Faktum ist, daß Gelegenheit 
gewesen wäre. Sie behaupten, er sei nicht an­
gewendet worden. Er war nicht anwendbar, 
das ist doch eine Tatsache, die können Sie 
nicht w egleugnen. 

Wenn der Herr Dr. Mussil sagt : Dieser § 3 a 
hat seinen Erfolg 'gelhalbt, denn es konnten 
in der Paritätischen Kommission viele Dinge 
erledigt werden!, dann sage ich Ihnen, Herr 
Dr. Mussi,l: nann ist die j etzige NoveUe, der 
jetzige Vorschlag ein noch stänkeres Argu­
ment. Selbstverständlich, wenn bisher schon 
die Unternehmer durch 'diesen § 3 a verhalten 
worden sind, sich zu einigen in der Pari­
tätischen Kommission, dann werden sie 
es umSiQ Ileichter tun, w.enn unter 
Umständen eine noch etwas stänkere Maß­
nahme im Hintergrund steht. Sie wissen ganz 
genau, daß es nach unseren Vorschlägen zu 
einer Preisrege'lung nicht Jcommen kann - ich 
betone das 'garuz; ausdrücklich -, wenn es 
vor.her in der Paritätischen Kommission zu 
einer Einigung kommt. Das ist ein Faktum. 

Unterstellen Sie uns nicht, daß wir hier 
Diri·gismus machen wollen, unterstellen Sie 
uns nicht, daß wir ein Gesetz machen wollen, 
mit dem wir hier quasi die Wirtscha.ft in den 
Griff bekommen wollen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: 

Drangsalieren!) H err Generalsekretär Mussil, 
niemand ist g1ücklicher als der Minister und 
die Beamten im zuständigen Ministerium, 
wenn es nicht so weit kommt, weil sie weniger 
Arbeit haben. Das kann ich Ihnen sa:gen. 
(Abg. M i t t e r e I: Das glauben Sie selber 
nichtl) Das glaUlbe ich, davon bin ich über­
zeugt. Herr Präsident IMitterer, glaUJben Sie 
wirklich, daß die Beamten so froh sein werden, 
wenn hier Tausende von Anträgen kommen? 
(Abg. M i t t e  r e r: Ich rede nicht von den 
Beamten!) !Die müssen sie j a  hearlbeiten. Das 
ist ja noch nicht alles. 

Albgesehen da'Von, daß ja an sich die Stim­
mung und Meinung iJn ilJhrer Partei zu diesem 
Thema etwas wal1Jkelmütig zu sein scheint : 
Sie wissen ganz genau, daß die Vorarlberger 
Ar.beiterkammer, deren Präsident ein Mann 
des OAAB ist,  einstimmi'g ,einen Beschluß 
gefaßt hat, mit dem sie dieses Preisregelungs­
gesetz bef<ürwortet. Aber es kommt noch 
ärger : nicht nur Ibef,ürwortet, sondern Alb­
änderungsanträge stellt, in denen sie eine 
Ausdehnung der Dauer des Preisregelungs­
bescheides und eine Verschäpfung der Stralf­
sanktionen verlangt. Sie wissen ebenso, Herr 
Dr. Mussil, daß der Herr Landesrat PellZmann 
verlangt hat, man möge diesem P.reisrege­
lungsgesetrz Z'ustimmen. (Abg. Dr. M u s s i l: 
Wieso wissen Sie, was ich weiß!) Bitte, da 
muß ich da(lu sagen, Sie halben recht, Herr 
Generalseikretär, ich habe nur einer Meldung 
steirischer Zeitungen vertraut, in denen ,zu 
lesen war, 'Was ich hier gesagt habe. Das nur 
bezüglich der Meinungen in de'r OVP. (Abg. 
Dr. K e i m e  1:  Haben Sie inzwischen schon 
gemerkt, daß wir zustimmen?) Zum Preis­
regelungsgesetz?  Passen Sie auf: Entweder 
findet man, daß ein Gesetz gut ist, daß m.an 
zustimmen will - okay, dann stimmt man 
zu, und man redet über die andere Materie 
bei einem anderen Tagesordnungspunkt. (Abg. 
Dr. K e i m e  1: Allein ist es nichtlS, allein ist es 
schlecht, das hat ihr Vorsitzender Kreisky 
gesagtf) Das Preisreg,elungsgesetz ist schlecht? 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß das Herr 
Dr. Kreisiky sagt. Das müssen Sie irgendwo 
hineininterpretieren. 

Aber, meine Herren, es  kommt ja noch 
ärger. Heute ist uns ein Abänderungsantrag in 
die Hände gekommen, der zum Glück, möchte 
ich sagen, von Ihnen nicht eingeibracht worden 
ist. Aber er zeigt so deutlich,.wi,e Sie sebber 
das Gefühl haben, daß Sie irgend etwas auf 
dem Preisregelungsselktor tun müssen. 

Wenn ich hier lese, daß Sie dem Bundes­
minister die Möglichlk.eit zur J>reisregelung 
geben wollen, und schaue, in ·welcher Form, 
dann zeigt das sehr deutlich Ihre Meinung. 
Sie .formulieren in diesem Papier, daß der 
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Bundesminister Preisanträg·e beaI1beiten muß. 
Wenn nach drei ,Monaten keine Erledigung 
erfolgt, ist der gestellte Preisantrag als Preis 
genehmigt. Herr ür. Mussil, Sie wissen ganz 
genau, was das bedeutet. ISie wissen, daß 
man hier nicht melhr in die IParitätische Kom­
miss ion ,kommt. Diese erwälhnen Sie gar nicht 
mehr, di,e wollen Sie bei  diesem Vorschlag 
draußen !haben. Sie wollten damit ebenso 
eines erreichen : Ihnen ist ibekannt, daß es 
unmöglich ist, inneIihalb von drei 'Monaten 
einen Preis antrag gewissenhalft zu bearbeiten. 
Nach drei Monaten hat der enhöhte Antra·g 
automatisch Gültigkeit. Sie wollen nur eine 
Legitimation ftür Preis eI1hÖlhungen, das liest 
man hier eindeutig. iSie haben i,hn desrwegen 
nicht eingelbracht, weH Sie anscheinend seLber 
bemerkt haben, wie Sie sich !hier demaskieren. 
(Zustimmung bei der SP.O. - Abg. M i  t­
i e r  e r: In drei Monaten können Sie nicht 
prüfen? Was soll denn der Händler mit der 
Ware machen? Drei Monate warten?) V.er­
zeihung, Herr Präsident, ibei unserer Rege­
lung kommt es zu dem. nicht. Das haben wir 
uns alles überlegt. Wir wollen ja gar nicht, 
daß es so weit kommt. Wir wOIllen nur, daß es 
für einzelne ein Mittel 'g�bt. Herr Präsident 
Minkowitsch hat gestern selber gesagt, er sei 
dafür, für einzelne Unternehmer, die schwarn:e 
Schafe sind, eine Preisregelung zu machen. 
Damit gilbt er ja zu, daß es notwendig wäre ; 
sonst hätte er !hier  nicht diese Formulierung 
verwendet. Das war ja erst gestern. Ich hofte, 
Sie halben das gehört. Es zeigt sich bei dem 
eines : Si,e wollten mit der ganrzen Diskussion 
über eines lhiIllWegwischen : daß Sie nicht in 
den Ausschuß 'gegangen sind, um von Detail­
verhandlungen entbunden zu sein. Das wollten 
Sje.  Sie wollten hier nur Ihergelhen und 
drgumentieren. Dr. Mock hat faktisch die 
Regierung schuldig werden lassen und gleich­
zeitilg dauernd glelsa.gt, es sei ein Instrumenta­
rium da. Tatsache ist, daß kein Instrumenta­
rium da ist. 

Meine Damen und Herren! Wenn es in den 
letzten Wochen gelungen ist, viele Unter­
nehmer dazu zu bringen, bei dieser Preis'­
senkungs aktion mitzutun, wenn die Regierung 
selber aktive iStaibilitätspolititk macht, wenn 
die einzelnen GelWertkschalften, die Arbeiter­
kammern, die se�bst einen OAAfB"'Präsi'denten 
halben, mitarbeiten, dann stelilen Sie sich 
dadurch nur außerha�b dieser groß en Gruppe, 
die in Osterreich gemeinsam erfolgreiche 
Sta1bi:litätspolitilk machen will. (Beifall bei der 
SPO.) 

Wenn Sie heute hier nein sagen, dann be­
weisen Sie nur neuerlich, daß Sie ein Nega­
tivimage halben, von dem Sie bei aller 
Argumentation nicht loskommen werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

P.räsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dipl. ... lng. Hanreich. Er hat 
das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreicb (FiFO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Zu den drei 
Gesetzen, die wir 'heute behandeln, möchte 
ich einleitend Worte des . elhemaligen Finanrz­
ministers der Vereinigen Staaten zitieren, der 
ges agt hat: Preiskontrollen .funktionieren am 
besten, wenn man sie am wenigsten benötigt, 
und am schlechtesten, wenn man sie am drin­
gendsten braucht. 

Mit dieser Formulierung wird auch ganz 
klar zum Ausdruck g,elbracht, was unsere frei­
heitliche i.Ä.Ulffassung zu diesen dirigistischen 
Möglichkeiten des EinwiI1kens auf den Markt 
ist. 

Wir 'glauben nicht, daß man mit solchen 
Mitte1n, mit dies em Instrumentarium, Erfolge 
erzielen kann. Ich will Ihnen gerne einige 
Gründe da.für anf.i.i!hren, warum wir 'glauben, 
daß das nicht geht. 

Aber auch die letzten Worte des Kollegen 
Heindl halben 'ganz 'deutlich g,ezeigt, daß Er­
folge auch ohne" Instrumentarium zu erzielen 
s-ind, vor allem, wenn man die iErgeibnisse 
dieser Preissenkungsaiktionen tatsächlich als 
ErfoJge der Regierung verkaulft. Hier geht es 
doch offensichtlich dhne das scheinlbar so unzu­
reichende Instrumentarium. Es gelht einfach 
mit dem AppeH an die Firmen. Eine ,ganz 
erstaunliche EntWicklung, di e die Frage, 
warum wir hier diese Gesetze ibeschließen, 
doch wert erscheinen läßt, sie .genauer unter 
die Lupe zu nehmen. 

Wir glauiben also, daß mit den Preiskontroll­
mechanismen kein ernsthafter Erlfolg zur lang­
fristigen Verbesserung der Preisentwicklung 
zu ,erzielen ist. :Das schon deswegen nicht, 
weil ein Preisstopp damit we'der verfügt wer­
den soll noch auch ver.fiügt werden kann'. Er 
würde auch 'Zum Schaden für den gesamten 
Staat und für ein einzelnes Unternehmen ver­
fUgt werden. Es ig.t einlfach nicht möglich, die 
Vielfalt innerer Entschei dUJI\J9Is'9rrÜnd!e !bei 
einem Unternehmen von außen her voll zu be­
urteilen. 

Als Beispiel da!fiür möchte ich die Bemer­
kungen des Abgeordneten Ho.fstetter aruflÜh­
ren, der 'hier einige mir höchst s'lmrril schei­
nende theoretische U'berlegunlgen angestellt 
hat. D abei ist 'in Einzelpunkten - und viel­
leicht auch in hestimmten Passagen - die 
Richtigkeit nicht anzuzweifeln. Nur die Schluß­
folgerungen sind dann über weite Strecken 
falsch. Einen PuDlkt daraus : 

Er hat dargelegt, daß bei einer sinlkenden 
Nachlfrage nicht die Preise sin'ken, sondern 
die Firmen ihre ProdU!ktion reduzi eren und 

113. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 1 3. Sitzung - 1 1 .  Juli 1974 1 1 187 

Dipl.-Ing. HanreldJ. 

daß daraus zu folgern ist, daß die Fixkosten obwohl er sich gerade auf diese Wil1klichG.\.eit 
j etzt auf weniger Produkte umgeschlagen beruft. 
werden müssen und desharb die Preise weiter 
stei'gen, statt nach dem marktwirtschaftlichen 
Modell zu siDJk.en. 

Diesen s eltsamen FarI, Herr KdUege Hof­
stetter, werden Sie in der wirtschruftlichen 
Praxis nie finden, Warum nicht? - Bei sin­
kender Nachifrag,e wird e's auch einem im 
Markt selhr gewichtigen Unternehmen gar nicht 
möglich sein, seine Preise zu eIlhöhen und 
damit die 'bö/heren Fi)dkosten j etzt aUlf die 
geringere Zahl der produzierten Güter umzu­
schlagen. Das ist ein Ding der Unmöglichkeit. 
(Ruf bei der SPt): Die Autopreilse beweisen 
das Gegenteil!) Moment, ich beweise Ihnen 
gleich, daß das in der Richtung nicht stimmt. 
Denn was ist denn die Reaktion der Unter­
nehmen? Die Realktion der Unternehmen ist 
j a nicht die, daß man einfach sa'gt : Ja, j etzt 
haben wir wenig'er AJbsatz, 'daiher muß das 
Produkt mehr kosten! Das kann kein Unter­
nehmen machen. Das geht nicht in einer Markt­
wirtschaft, auch wenn sie gewisse Unregel­
mäßigkeiten 'hat, weil der W,ettbewerib nicht 
immer perfeG.\.t i st. Die Wirklichkeit funktio­
niert ganz anders . 

Was spielt sich denn ab ? Die frei werdenden 
Kapazitäten müssen anderweitig durch Pro­
duktion neuer Produkte ausge.lastet Iwerden, 
und daher -ist der Effekt der - wenn man 
von ganz geringf,ügi'gen Ve'rteuerungen weg,en 
des Kostendrucks absieht -, daß die freien 
Kapazitäten zusätzlich durch neue Produkte 
ausgelastet 'Werden müssen. Und das führt zur 
Innovation, das OOhrt zu einer Verbesserung 
des Angelbotes,  ist daher eine Bereicherung 
für den Konsumenten und izeigt den reg,elnden 
Mechanismus des Marktes, der das Unterneh­
men zwingt, auf neue gewinnträchtige Pro­
dukte umzusteigen. Der Preis und der Markt 
als miteinander verbundener Regelmechanis­
mus sind sehr wohl in der Lage, den notwen­
digen Strukturänderungsprozeß innerhalb der 
Wirtschaft zu steuern. 

Natürlich b e'dar.f er der Korrekturen. Das ist 
nie bestritten 'Worden. Die reine Marktwirt­
schaft, wie sie modellthe oretisch dargestellt 
werden könnte, die völlig freie [Marktwirt­
schaft ist eine absolute Utopie. Die kann nicht 
umgesetzt werden. Aber die modifizierten For­
men sozialer MaI1ktwirtsmaft sind eine sehr 
vernünftige wirtschaoftsDheoretische Lösung, 
die auch in die 'Praxis umgesetzt 'Werden G.\.ann. 

Daher glaube ich doch, daß es sich der iHerr 
Kollege Hofstetter nicht so einfach machen 
sollte, die Argumentation der MarG.\.twirtschaft­
ler an die Wand zu spielen mit Schlußlfolge­
rungen, die der Wil1klichkeit nicht entsprechen, 

Ich möchte aber noch einige weitere G ründe 
aru�ÜJhren, weshal1b dirigistische Preis rege­
lungsmechanismen im allgemeinen ne.gative 
Er,folge haben und nicht .zu den 'gewünschten 
Ergebnissen IDülhren. Wenn es nämlich wiriklich 
gelingt, die einzelnen Unternehmen durch 
äußeren 'Einfluß mit Gewalt dazu zu Ibringen, 
den Kostendruck in sich aufzune'hmen, dann 
bildet sich ein Preis stau. Es können keine wei­
teren Investitionen ,getätigt werden, und es 
kommt in dem Moment, wo man diese Unter­
rdrucksetzung wieder von den Unterne'hmen 
nimmt, zu einem Nachholeffekt, der meistens 
noch viel schlimmere Formen annimmt als die 
gleichmäßige Anpassung der Preise an die 
steigenden Kosten, soweit es der Markt er­
laubt. 

Eine weitere Begründung, die ,es für uns 
ganz unmöglich macht, solchen preisdirigisH ­

sehen Maßnahmen das Wort zu reden, ist die : 
Aus Angst vor diesem Preis stau und der dann 
losbrechenden Lawine neigt j eder Staat dClizu, 
diese dirigistischen Maßnahmen zu perpe­
tuieren. Am liebsten möchte man, wenn m an 
einmal diesen Dirigismus eingefiührt hat, nie 
wieder davon weg, denn das könnte dann 
zu Ihöchst uner:freulichen Ergebnissen fÜJhren. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel sagen, wo das 
heute se'hr ,zum Schaden der Betroffenen mit 
aller Deutlichkeit errkenn1bar ist:  die Land­
wirtschaft . 

,Wir sind heute Ibereits in der 'höchst fatalen 
Lagle, daß wir mit unseren eigenen Weirzen­
preisen weit unter dem Weltmarktpreis Hegen. 
Das heißt, wir liegen völlig falsch mit unserer 
Preispolitik, wenn man nicht nur Osterreich 
allein betrachtet - und auch innerösterrei­
chisch ist die Lage sehr 'Unlbefriedigend -, 
sondern vor anem im Gesamtzusammeruhang. 
Wir liegen völlig falsch, und bei  der Tendenz 
der Nahrungsmittel, auch noch in den nächsten 
Jahren w eiterhin weltweit teurer zu werden, 
wird uns dies in der Agrarpolitik noch gewal­
tig auf den Kopf fallen. 

Hier zeigt sich, daß der gebremste Anpas­
sungsmechanismus, das Ausschalten des MaI1k­
tes, zu zu geringen Preisen �ür die ProdUizen­
ten fülhrt und damit l,etztlich auch zu einer 
falschen Orientierung der Produzenten, die 
natürlich ,den Preis und den Ertra'g, den sie 
daraus haben, als Maß.staib für ihr Handeln 
ansehen. 

Darüber \hinaus muß bemerkt werden, daß 
dirigistische Eingriffe in die ,Preislbildung nicht 
aUJf die ProdUikte allein beschränkt werden 
können. Diese Einschrärukungen :k<önnen nicht 
nur bei den War,en häng eIlJble ihen. Man muß 
daher konsequenterrweise diese Eingriffe aus-
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dehnen . .Das versucht j a  j ede Regierung, die 
sich -einmal darauf eingelassen !hat. Man muß 
dann auch die Leistungen mit eiIllbeziehen. 
Und bei den Leistungen ist man dann nicht 
mehr weit von den ,Beschränkungen, die man 
auch den Leistungen durch AI1beit auferlegen 
muß. Dann ist man beim LOIhnstopp. Dann ist 
die Notwendigkeit gegeben, auch die Kosten 
von der Lohnsei te her, also die Preise für die 
Arbeit in den Griff zu nehmen. Ob das im 
Sinne der Arbeitnehm erschaft sein kann, 
möchte ich füglich bezweH,eln. 

Diese Parallele gilbt es übrigens nicht nur 
in der Frage der Preis.bHdung im Inl,and, son­
dem auch hei der Frage des Preisbi'ldUIligsge­
setzes, wenn man den VeI1gleich zwischen der 
Entwick.luny von Warenpreisen auf ,inländi­
sch-en un:d ausländiscben Märkten und von 
Löhnen aUif irrländischen unJd aus'ländischen 
Märkten heranzieht. Abgesehen davon, daß 

das PreiSibildungsgesetz in der vorgeschJla�ge­
nen Form unserer österreichischen Exportwirt­
schaft keine ChCllIlc e  mehr bietet, ,in Zu!k.umt 
einen ausläIlldischen Markt zu erobern, weil 
der Versum, dort durch etwas knapper kalku­
lierte Preise, durch Verzicht aUJf den Gewinn in 
einer Aruang-sphase ins Geschäft zu kommen, 
sofort solche Rü�wirkungen auf das Inland 
hat, daß kein Unternehmen d,iese Aktion 
durchstehen könnte, es sei denn, mit mass,iven 
Stützungen des Staate,s. Das ist zwar viel'leimt 
im Sinne der SUlbventionspolitik durch Ge­
schenke, eine lJberlegung, die von Ihnen, Herr 
Hal1!delsminister, begrüßt werden kann, wir 
FreLheiUichen können aber eine solche Ziel­
setzung nur ablehnen. 

Darüber hinaus ist die Pa,rallele bei den 
Arbeitnehmern auch äußerst unerfreulich. 
Wenn Sie die Preishildung auf ausländischen 
Märkten im Vergleich !Zum Inland heranziehen 
wollen, dann ,werden wir am SchJluß noch so 
weit kommen, daß j emand, der als Fremd­
arbeiter im Ausland ar;beitet, auch keinen 
höheren oder niedrigeren Preis für seine Tätig­
keit erzielen darf als ein Unternehmer. Diese 
Parallele sollte man sich doch vor Augen 
halten. Damit wird klar, daß diese Einschrän­
kung letztlich nicht im Sinne der freien Wahl 
des Arbeitsplatzes und einer möglichst grQß en 
Freizügigk,eit des einzelnen im Staat sein 
kann. 

Zuletzt - das habe im schon ange schnitten 
mit der Bemerkung, daß durch das PreisbH­
d ungsgesetz die Initiative, nach außen wirk­

mer in die Abhängigkeit von Subventionen 
gerät. Das bringt ihn letztlim zu einer Menta­
lität, nicht mit persönlimem Einsatz und größ­
ter Aktivität einen Erfolg zu erreichen, son­
dern als Staatsbediensteter, im Dienste einer 
Institution tätig zu werden, die er aus eigenem 
nicht mehr ausreichend beeinflussen kann. 

nas erscheint uns ein unerfreulicher Angriff 
auf die Unabhängigkeit und Se�bständigkeit 
des einzelnen. Das ,scheint uns Grundlage für 
eine EntWicklung, die unserer Vorstellung, 
daß das aktive Element im Staat als Motor 
gefördert werden müsse, ohne subv,entioniert 
zu werden, völlig zuwiderläuft. 

Nun noch eine Bemerkung zu dem Verhal­
ten der Osterreichischen Volkspartei, das ich 
mit Erstaunen verschiedenen Zwischenrufen 
und Ankündigungen entnommen Iha:be. Mit der 
aus der Koalitionszeit genügend bekannten 
MetJhode der Junktimierung wird hier zu mei­
ner persönlichen Verblüffung nach einem 
Steuergeschenk -gerufen und damit dem Volk 
vor Augen geführt, was man ihm Gutes zu 
tun gedenkt. G leichzeitig wird ein Grundsatz 
aufgegeben. Der Grundsatz nämlich, daß die 
diri'gistischen Eingriffe in das Preisgefüge ein­
fach nicht der Zielsetzung einer sozialen 
Mallktwirtschaft widers'prechen. Mir ist völlig 
sdrLeierhaft, was diese Junktimierung der 
Volkspartei sol1. Sie erscheint mir als ein 
Verlassen grundsätz'licher Standpunikte zugun­
sten einer opportunistischen Haltung der Ver­
teilungspolitiik. 

Zuletzt noch ,eine Bemerkung zu Herrn Dok­
tor Heindis Aus�ührungen. Er hat gesagt, es 
sei erstaunlich, daß trobz allem eine Steig-e­
rung der Investitionen ,zu verzeichnen -ist. 
Er hat das damit begründet, daß die' Bereit­
schaft zu den Investitionen durch das Ver­
trauen der Unternehmer in die Wirtsmafts­
politik der Regierung getragen sei.  Genau 
diesen Eindruck, Herr Doktor, habe ich nicht. 
Wenn die bestehende Investitionsneigung der 
österreichischen Unternehmer Symptom für 
eine Haltung ist, dann zweilfellos Ausdruck 
und Beweis für die Bereitschaft der öster­
reichischen Unternehmer, durch Aktivität, 
durch Umstellung, durch Neustrukturierung 
neue Wege zu -gehen und damit Vorsorge zu 
schaffen, daß die schwierige und höchst uner­
freuliche Situation unserer Wirtschaft über-
wunden ;werden kann. Denn es kann ja gar 
kein Zweifel sein : So rosig ist unsere Situation 
nicht. 

sam zu werden, b esmnitten wird, daß der W,enn ich darauf hinge,wiesen habe, daß das 
Kampf um die fremden Märkte beeinträchtigt PreisbHdungsgesetz ein Hemmnis ,für die Ent­
wird - entsteht dann durch die dadurch not- faltung österreichischer Unternehmen auf aus­
wendige Subvention, die sich überhaupt bei ländischen Märkten sein wird durch die Rück.­
j eder Form von langwirkenden Preisregelun- wirkung, die e s  tm Inland hat, dann ist das 
g en e rgibt, eine Situation, daß der Unterneh- umso bedauerlicher, als sich unsere Zahlungs-
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bHanzsituation wesentlich verschlechtert hat. 
Wenn auch die Deckung durch den Fremden­
vel'1ke:hr gefährdet erscheint, sodaß wir mit 
einem riesigen Defizit zu rechnen haben, so 
ließe das eher alle Anstrengungen b erechtigt 
erscheinen, j ede noch so kleine Chance des 
Exportes zu nutzen. 

Wenn ich mir zuletzt noch vor Augen führe, 
daß der Anlaß �ür diese Diskussion über die 
Preis-gesetrze die Inflation ist, die jetzt glück:­
lich auf über zehn Prozent gestiegen ist, dann 
verblüfft es mich umso mehr, gleichJzeiUg von 
erfolgreichen 'Preissenkungsaktionen zu hören. 
Ich habe so das Gefühl, daß j etzt der Herr 
Handelsminis ter j ene Preissenkungsaktionen 
als seine Errungenschaft vel'1kauft, die bislang 
Handelsketten und Großkaufhäuser aus eige­
ner Initiative unter Ausnützung der Möglich­
keiten des MaIildes als ihre Leistung präsen­
tiert haben. Nachdem ich über,zeugt bin, daß 
die Unternehmen es sich nicht nehmen lassen, 
diese ihre Leistung wie bei jeder durch den 
MaI1kt gebotenen Gelegenlheit auch als Lhre 
Leistung hinzustellen, heißt das, daß der Herr 
Handel,sminister die Leistungen der österrei­
chischen Unternehmen schlicht und einfach 
noch einmal verkauft. 

Welche Dinge sind es denn, die so be·sonders 
günstig geworden sind, die so !besonders er­
freuliche Ergelbnisse zeiti-gen1 Wenn man her­
umhört, dann erfährt man davon, rdaß die Schi 
bHliger g,eworden sind, daß j etzt die Heizung 
billiger geworden ist, besonders durch etwas 
günstigeren Heizölpreis, und daß der Reis 
besonders preisgünstig wäre. Beim Reis kann 
ich mir noch vorste�len, daß die Leute j etzt 
vermehrt Reis essen werden. Was aber Schi 
und Heizung ibetrifft, so ver anlaßt mich :das 
zu der Uberlegung, Qlb wir nicht vielleicht 
auf der falschen Seite des Globus sind. Wäre 
es nicht besser, Sie,  Herr Minister, wären, was 
die Ergelbnisse Ilhrer Bemühungen um Preis­
dämpfung anlangt, zur,zeit Minister von Neu­
seeland, das als unser Antipode von diesen 
Verlbesserungen wirklich etwas hätte, wäh­
rend der österreichi sche Konsument im Augen­
blick nur gebannt auf die negativen Auswir­
kungen der s ozialistischen Regierungspolitik 
schauen kann? (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident Probst: Zum Wor t  gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Dr. Star1bacher.  

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus ! Ich 
darf zuerst gleich auf die Bemerkungen des 
Herrn Abgeordneten Hanreich einge'hen, ob 
die Lei stungen der Preiss,enkung vom Unter­
nehmen erbracht werden oder OIb es die Lei­
stung des Handelsministers ist. Mir kommt 
es gar nicht darauf an, 'Wer diese Leistung 
für sich in Anspruch nimmt. Mir kommt es 

darauf an, daß es erstmals gelungen ist, eine 
Preisse'lllkungsaktion im großen Stil �u starten. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Ehre Behauptung nämlich, daß es sich hier 
nur um Schi und um Heizung und ein bisserl 
Reis handelt, ist vollkommen falsch! Sie wis­
sen, daß es sich um hunderte Produkte han­
delt und daß diese Produkte nicht erst j etzt 
preisgesenikt werden, wenn sozusagen der 
Ausvenkauf 'beginnt, sondern daß diese Preis­
senJkungsa'ktion gestartet wurde und daß auch 
außersaisonale Produkte einbezogen sind, wie 
zum B eispiel j,etzt Dieselkraftstoff, dessen 
Preissefllkung natürlich ifür die g.esamte Wirt­
schCllft von Bedeutung ist und eine wesentliche 
Entlastung :bringt, auch dann, wenn die Oppo­
sitionsparteien dagegen sind, weil die Han­
delskammer - ich muß das leider auch hier 
sagen - bis j etzt gar kein Verständnis dafür 
hat, sondern immer nur sagt : Das ist j a  nichts, 
das bringt j a  nichts ! 

Die Unternehmer erkennen, daß eine neue 
Periode ange/brachen ist, daß ·es nicht nur 
Pretssteigerungen gibt, sondern daß es auch 
Preissenkungen gi1bt. Und darau,f kommt es 
mir an, und die Bevölkerung weiß das zu 
schätzen. (Beifall bei deI SPO.) 

Was nun die Frage b etrifft, daß es im Index 
keinen Niederschlag findet :  Das weiß ich 
ganz ,genau, wetl die Geschäfte , die diese 
Preissenkung in 'großem Maße gestartet haben, 
leider nicht Geschäfite sind, die 1 966 schon 
bestanden haben, das heißt sogar 1964, sie 
w erden daher in dem Index nicht erhoben, · 
und deshalb findet das im Index auch nicht 
seinen Niederschlag. Aber die Be,völkerung 
weiß und sieht heute, daß es Prei,ss,erukungen 
gibt, und kauft Hunderte dieser Produkte bil­
liger ; nur leider hat es im Index keinen 
Niederschlag. 

Was nun den Index betrifft : Hier wurde 
gesagt, wir haben die 1 0,2 Prozent j etzt 
erreicht und sind damit - es ist ja nicht 
behauptet worden, aber das Ihört man so 
heraus - an der Spitze. Herr Abgeordneter 
Mock. hat das immer wieder ganz besonders 
herausgestrichen. Ich möchte dazu sagen : die 
letzten von der OECD vorliegenden Ziffern 
vom Mai 1 974 zeigen klar und deutlich, daß 
nur fünf Länder um ,einige Prozente unter uns 
sind - das tiefste ist die BundesrepUJblik 
Deutschland mit 7,2 Prozent . . .  (Zwischenruf 
des Abg. M i t t e l e I.) Jawolhl, ich k omme 
noch darauf, Herr Präsident Mitterer, ich 
komme noch darauf! Alle anderen - näm1lich 
1 6  Länder - sind wesentlich höher und haben 
bis zu 32 Prozent Preissteigerung gegenüber 
dem Vorjahr aufzuweisen. Das möchte ich nur 
der Ordnung halber 'hier vermeI1ken. 
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Was die Frage der ,preisgesetze und der 
Ungeheuerlichkeiten, die ich mir mit der 
Regierungsvorlage -erlaubt halbe vorzulegen, 
betrifft : Herr Abgeordneter 'MussH hat dazu 
gemeint, ich wäre ein Kontrollor, j etzt !brauche 
ich -einen ObeI1kontrollor, und es sei doch 
höchste Zeit, daß man j etzt den Oberikon­
trollor kontrolliere. Die Kontrolle ihat der 
Nationa'lrat. Ich !halbe dem Nationalrat Bericht 
'Zu erstatten. Ich habe meine Politik dem 
Nationalrat 'gegenü]ber v,erantiwortlieh zu 
machen, und der Nationalrat hat sie ,zu beur­
teilen. Kontrollore, Oberkontrollore werden 
also nie gewünscht und nie gebraucht. 

Was wollten wir denn mit den Regierungs­
vorlagen bezügEch der Preisgesebze? Wir 
wollten gar nichts anderes, als daß ungerecht­
fertigte ,preiserrhöhungen und daß ülbe-r!höhte 
Handelsspannen rzurückgef,ülhrt werden kön­
nen, meine Herren von der Opposition l  Darum 
geht es und um nichts anderes. (Beifall bei der 
SPO.) 

ISie können noch sosehr behaupten und ver­
suchen, der OffentlichJkeit jetzt kilarzumachen, 
was hier von Ihre'! Seite' alles getan wird, was 
Ihre Seite hier alles angeboten hat. Sie können 
j etzt noch so oft s agen, Herr lBundeso'bmann 
Schleinzer, daß hier VeI1handlungen statt­
gefunden halben und so weiter. Sie wissen, 
ich halbe immer verhandelt. Ich h abe mit der 
HanJde'lskammer schon seit Jahren über diese 
Prdbleme verhandelt, als ich noch keine Kom­
petenz gehabt habe. Es geht ganz einfach 
darum, daß es vereiIliZelt undisziplinierte 
Unternehmer giJbt, die s ich nicht an die Be­
schlüsse der Paritätischen Kommission halten, 
und daß wir diese Unternehmungen in den 
Griff bekommen müssen. Nur diese Unter­
nehmungen, Herr Abgeordneter Mitterer l  

Wenn 'Sie i m  Fernsehen behauptet haben, 
es  gi:bt das Instrumentarium, dann haben Sie 
gegen besseres Wissen geredet. (Abg. M i  l­
I e r  e r: Ein Preistreibereigesetz gib t  es!) 
Abe r  mit dem Preistreibereigesetz kann ich 
doch in diesem Fall gar nichts anfangen. Ich 
müßte den § 3 a anwenden. Den § 3 a an­
wenden 'kann ich nur, wenn 'die Bundes­
handelsikammer zustimmt. Und das hat sie Ibis 
jetzt nicht gemacht. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn der Herr Bunde,sobmann SeMeinzer 
das auch ibehauptet hat, .so habe ich angenom­
men, daß er im Detail nicht so ,gut informiert 
ist. Aber Sie als Präsident der Handelskammer 
müßten das wissen. Sie wissen es j a  auch, 
und ich kann daher nur meiner Verwunderung 
Ausdruck gelben, daß Sie ihier diese Behaup­
tung aufgestellt haben. (Abg. M i t t e  r e r: 
Aber Sie können das Preistreibereigesetz an­
wenden!) 

Es ge!ht j a  nicht um die Preist:reiherei. Es 
geht um die undisQ:ipUnierten Unternehmen, 
die Preiserihöhungen durchgeführt haben, ohne 
daß die Paritätische Kommission dem zuge­
stimmt hat. Und daher gi1bt es  ja auch gar 
nicht das Protblem, das Herr IDr. Broesigke 
gemeint hat und Sie auch, meine Herren 
von der Opposition l 

Wie soll denn der arme Unternehmer fest­
stellen, was der volikswirtschaftHch richtige 
Pr,eis ist? - Seihr einfach. Es gibt eine klare 
Vereinbarung z'Wischen den Interessenvertre­
tungen, ich habe sie sel,bst noch mitgemacht, 
als ich in einer Interessenvertretung war, die 
besagt : Der Unternehmer hat, Ibevor er die 
Preise erhöht, über seinen Fachverband bei 
der Paritätischen Kommission ,einQ:ureichen. 
Die Gewerkschaft hat, bevor sie Lohn­
erthö'hungsanträge stellt, bei der Paritätischen 
Kommission einzureichen. Wenn die Pari­
tätische Kommission die Lohnerhöhungen und 
die PreiseI1höhungen frei'gegehen hat, dann ist 
das volkswirtschaftllich berechtigt und dann 
weiß der Unternehmer, daß er sich anständi,g 
benommen hat. Da braucht man gar keine 
LegisUk und weiß Gott was alles ,  was Sie 
j etzt hier verlangen. (Ruf bei der OVP: Das 
glauben Sie!) Das glaube ich nicht, das weiß 
ich, weil ich das vereinbart halbe, Herr Doktor, 
und es ist also gar keine Frage, daß es aus­
schließlich an den Unteme\hmern liegt, sich 
in das Verfahren, das ihre Interessenver­
tretung aus'gemacht Ihat, einzugHedern. Dann 
ist es in Ordnung und dann ist di.e volkswirt­
schaftliche Rechtfe'rtigung gege\ben. Dann gtbt 
es gar nichts anderes. 

Was nun die Rechtfertigung Ibetrifft, die 
sogenannte - wie ISie meinen, Herr Doktor 
Broe,sigke - Rechtsunsicherheit, weil es hier 
keine Möglichkeit . . . (Abg. Dr. B r 0 e s i  g k e: 
Nach dem, was Sie gesagt haben! Das ganze 
Sammelsurium von gesetzlich nicht gedeckten 
Maßnahmen, das ist die Unsicherheitl) Aber 
ich '.bitte Sie, Herr Dr. iBroesigikel Andere Staa­
ten 'Wären glücklich, wenn sie so ein Sammel­
surium hätten wie die Paritätische Kommis­
sion, wenn sie diese Lösung hätten. Das ist 
doch gar keine Frage. (Beifall bei der SPO.) 
Ich antworte j etzt dem Herrn 1Dr. Broesigke, 
weil er meint, das ist das Sammelsurium. Wir 
haben mit der Paritätischen Kommission und 
mit den Vereinbarungen, die wir mit den 
Interessenvertretungen geschlossen haben, 
eine Möglichlkeit, abeT rwir brauchen gegen die 
undisziplinie rten Unternehmer, wir ,brauchen 
gegen die überhöhten Handelssrpannen genau 
dasselbe Instrumentarium, und darum geiht 
es und um gar nichts anderes. (Beifall bei ,der 
SPO.) 

Was nun die -Frage der preisgeregelten 
Waren 'betrifft, daß sie im Preis so sehr 
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gestiegen sind gegenüJb.er den nichtpreis­
geregelten Waren : Wir verhandeln jetzt - ich 
hoffe, Sie wi ssen davon, meine Herren von 
der Opposition - seit zwei Tagen Ü'ber die 
neuen Getreidepreise . Di e Bauernvertreter 
harben gar kein Verständnis, wenn ich dort 
ausrechne , welme iPreiseIihÖlhung ihre For­
derungen dann bei m  Brot- und Mehlpre-is und 
so weiter aus,lösen we'l"den. Da sagen Sie : 
Dafür sind Sie Minister l  Das haben Sie zu 
regeln und das haben Sie dann zu verant­
worten. Jawohl, ich habe es zu verantworten , 
ich habe es 'zu regeln, aber dann bitte, meine 
Herren von der Opposition, morgen, wenn der 
Getreidepr,eis fixiert ist, nicht zu sagen, das 
geht uns gar nichts mehr an. lOas hat eben 
dann Niederschläge in den Vefibraucherpreisen 
und das muß man eben zur Kenntnis nehmen. 
(Abg. Dr. S c h l e i  n z e r: Die Bauern sollen 
zugrundegehen?) Ne in, die Bauern gehen 
schon nicht ,zugrunde , denn wir haben den 
Getreidepreis j etzt z'Um dritten Mal eI1hölht , 
während in der Zeit, wo der Herr Landwirt­
schaftsminister SchleiIl!zer die Verantwortung 
getr<i'gen hat, der WeLzenpreis Ibelkanntlicher­
weise um sieben Groschen geserukt wurde. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. S c  h 1 e i n­
z e r: Die Bauern leiden unter Ihrer Wirt­
schaftspolitik am meisten! Ihr seid halt nicht 
sattelfest in den Fragen der Wirtschaftspoli­
tik! - Ruf bei der OVP: Sind Sie nicht so 
polemisch!) Ich polemisiere gar nicht . Man 
hat mir hier den Zwischenruf gemacht, Herr 
Abgeordneter, daß wir die Bauern zugrunde­
gehen lassen. Da habe ich nur aufgeze1gt , wie 
das . . . ,(Abg. Dr. S c h l e i n z e r: Die Bauern 
lejden unter Ihrer Wirtschaftspolitik! Was ist 
auf der anderen Seite an Preisumlenkungs­
maßnahmen gemacht worden?) Die Bauern? 
Ja a1ber bitte sehr, meine Herren ! Dann 
schauen Sie sich doch die Beri mte Ihrer Insti­
tutionen an. Erst j etzt ist wieder das Jahr­
buch 1 974 der PräsidenteIllkonferenz heraus­
gekommen. Schauen Sie sich die Ergebnisse 
dort an, und dann ,werden Sie sehen, wie 
schlecht es den Bauern j etzt in den vier Jahren 
SPO-Regierung geht und wie gut es den 
Bauern in den sogenannten go ldenen Jahren 
gegangen ist, von denen der Herr Dr. Mussil 
hier gesprochen hat. (Beifall bei der SPtJ.) 

Wir haben die EIlZeugerpreise der Bauern 
erhöiht ,  weil wir der Meinung sind , daß das 
notwendig war. Hier g�bt es den Iberühmten 
Rtück.stau, das streite iCh gar nicht ab. Das 
bedingt Erhöhung der V,erbraucherprei se und 
damit e'b en automatisch Er\höhung der preis­
ger,egelten Waren und damit diese Er;höihun­
gen im Index. 

Wenn man meiner Meinung nach - und 
es 'giJbt gar k eine andere IMöglichkeit , meine 
Herren von der Opposition - einer Re'gierung 

vonwinft, daß sie nicht gegen die Preise vor­
geht, dann muß man dieser lRegierung ein 
Instrumentarium geben. Und wenn Sie so 
überzeugt sind, daß die Gesetze, die wir ibe­
antragt haben, so schlecht sind, dann gibt 
es 'für Sie eine einzige phantastische Lösung : 
Sie stimmen den G esetzen ,zu. Spätestens in 
einem Jahr, in e inem hatben Jalhr muß ich 
dann, weil ich diese schlechten Gesetze j a  
habe , hier dem Parlament Rechenschaft gelben , 
warum sie nicht funktioniert haben, und Sie 
können d ann j ederzeit sagen : Sie haben alles 
gekriegt, Sie haben daher die Verantwortung, 
und das Erge1bnis war katastrophal. Geben 
Sie uns die Gesetze!  Wir haben dann den 
Beweis ,zu erbringen, daß wir mit diesen 
Gesetzen Ibesser 'handeln werden. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Herr G eneralsekretär ! Wenn die Gesetze 
so schlecht sind, dann hätten Sie sie nicht 
abkaufen lassen dürfen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Mit Abänderungen! Wir haben die schlech­
testen Bestimmungen herausgek1ammert!) 
Aber Herr Generalsekretär Mussil!  Ich bin 
erschüttert : Da kennen Sie j a  den Enbwurf 
gar nicht, der uns j etzt gegeIben worden ist!  
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Sie kennen ihn nichtJ) 
Aber ja !  Ganz genau kenne im ihn! Den halbe 
ich ,heute in der Nacht ganz genau studiert! 
(Abg. Dr. M u s s i 1:  In der Nacht! Das ist 
Ihr Fehler! Daß Sie das erst in der Nacht 
machen, bei den ganzen Verhandlungen nichtl) 
Aber Herr Generalsekretär, die halben wir j a  
erst gestern am Abend von Ihnen bekommen ! 
Wann hätten wir sie denn studieren sollen? 
(Abg. Dr. M u s  s i 1 :  Ihren eigenen Entwuri!) 
Nein , nein, unsere Entwürfe halbe ich ganz 
gen au studiert , die kenne ich ganz g,enau ! 

Da haben Sie alles herausgenommen meiner 
Meinung nach , was Sie j etzt Ikritisiert haben, 
daß wir be'kommen sollten. Daher müßte doch 
j etzt ei'gentlich der Kauf,preis, den Sie gelben 
sollten - ich komme jet:zt noch darauf zu 
sprechen , ich weiche dem gar nimt aus -, 
für ein Ges,etz 'gegeben werden, das sehr 
schlecht ist. Es ist aber nicht schlecht. G eben 
Sie mir diese Ges etze, und dann können Sie 
urteilen, ob ich zu Ergebnissen kommen kann ! 
(BeHall bei der SPO. - Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Sie haben meine Ausführungen nicht gehört, 
Herr Minister!) 

Herr Dr. Mock., Sie haben gesagt : Es wird 
j e tz t  höchste Zeit , daß sich die Regierung zu 
den Anboten der OVP bezüglich der Stabili­
sierung äußert. Sie haJben eine 20prozentige 
Zollsen;kung vorgeschlagen. Das ist keine rich­
tige Zollsenkung in dem Sinn, sondern Sie 
ziehen die Etappe , die ab 1.  1 .  1 915 Platz 

greifen saUte, um ein halbes Jahr vor. 
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Herr Generalsekretär Mussi'l, 'bitte klären 
Sie den Herrn Dr. Mock endlich auf (Abg. 
Dr. M u s  s i 1:  Das wäre tausendmal gescheiter 
gewesen als die verfehlte Aufwertung!), was 
das 'bei den internationalen Veflhandlungen 
b edeutet, was das ge'genitber der EG bedeutet, 
was das 'gegenüber dem j et'zt von uns gemein­
sam eingenommenen Standpunkt bedeutet, 
den Sie immer wieder erklärt haben : Nur 
keine einseitigen Konze,ssionen gegenüber der 
EG, weil das vom verhandlung,spolitisdlen 
Standpunkt aus das Falsdleste und 
das Schlechteste ist !  Das ist eindeutig von 
der Handelskammer immer gesagt worden. 
Auch schrioftlich. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wir 
brauchen ja nicht zu verhandeln! Wir sind ja 
autonom!) Eben nicht. Das \heißt, wir geben 
autonom eine Vorleistung, die die Handels­
kammer bis j etzt ganz entschieden ahgelehnt 
hat , meine Herrenl (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Es stehen keine Verhandlungen bevor! Das ist 
eine autonome Entscheidung! - Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP.) .A:ber meine 
Herren ! Sie kommen ja noch dazu. Sie be­
kommen von uns eine Liste mit Zollsen:kun­
gen, die einen Sinn halben werden, die nicht 
so viel kosten, die auf die Letztverbrauche-r­
preise . . .  (Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r: Sie sind 
nicht sat telfest in der Wirtschaftspolitik, da 
kann man nichts machen!) Na b itte schön, 
sattelfest sind wir schon, Herr Dr. Schleinzer , 
das wissen iSie ganz genau. Denn wenn wir 
nicht so sattelfest wären, 'wäre j a  das einge­
treten, was Sie 1 970 prognosUzi.ert haben, 
nämlich daß die Wirtschaft in einem J a!hr 
zugrunde gegangen ist. Na, so ein Zugrunde­
gehen der Wirtschaft hätten Sie sich von 1966 
bis 1 970 gewünscht ! (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Weit  sind wir nicht 
mehr entfernt! - Abg. Dr. 'M u s  s i 1: Denken 
Sie an die 1 0,2 Prozentf) 2 Prozent , das stimmt 
j a  gar nicht . In keinem einzigen J ahr, Herr 
G eneralse1kretärl Sie sind am Pul t gestanden 
und haben gesa'9t: Um 2 Prozent sind die 
Lebenshaltungskosten nur gestiegen ! - Kein 
einziges J aJhr sind die Leb enshaltungskosten 
nur um 2 Prozent 'gestiegen! (Abg. Doktor 
M u s s i  1: 10,2 Prozent!) Hier haben Sie ge­
sagt: Um 2 p.ro:zent ist in der OVP-IZeit der 
Lebensihaltungskostenindex gestiegen. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: 2 bis 3 Prozent!) Ja, 3 Prozent 
stimmt schon eher. Es waren nämlich 2,8 bis 
4,4 Prozent ,ganz genau. Die Ziffern kenne ich, 
das wissen Sie. Da können Sie mir nichts 
erzäihlen. Bis 4,4 Prozent, Herr General­
sekretär. Also bleVben wir dabei. Uber Ziffern, 
wissen Sie, :da ist nicht gut mit mir zu streiten!  
(Beifall bei  der SPO. - Abg. Dr. M u s s i 1 :  
Die goldenen UVP-Jahre erreichen Sie nich tJ) 

Was nun die Frage beZlüglich der Zoll­
senkung Ibetrifft : Herr Dr. Mock! Wir 'Werden 

Ihnen einen Vorschlag unteIlbreiten mit ziel­
fülhrenden ZO'llsenkungen, die wir autonom 
machen können, wO' wir nicht vertragl ich an 
einen anderen Staat geJbunden sind. Das wer­
den wir Ihnen unterbreiten. Wir sind sehr 
gespannt, was dann die OV,F dazu sagen 
wird. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Generell, Herr 
Minister, nicht selektiv!) Wo wir nämlich die 
überihöhten Zölle ,zurückltülhren ! Auf das 
kommt es nämlich letzten Endes an, und nicht 
daß ein Zollauslfall entsteht und letzten Endes 
der Konsument nur unbedeutende Vorteile 
davon hat l 

,Was nun die Frage bezüglich der Steuer 
betrifft. Der Herr Finanzminister wird j a  mor­
g,en G elegenheit haben, Ihnen die finanzielle 
Situation zu sagen. Ich möchte nur eines 
eI1kl,ären : Sie sagen, wir ha:ben keine Steuer­
senkung ,gemacht . Ja, meine Herren, was war 
denn 1 97 1 ,  was war 1 973 und was wird j etzt 
am 1 .  Jänner 1 915 sein? (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Aber die S teuer wird immer höher, 
trotz dieser Senkung!) Ja, daß die Steuer 
höher wird, ist j a  ganz automatisch. Durch 
diesen wirtschaftlidlen Aufschrv·rung, Herr 
Dr . Kohlmaier, ist ,es j a  ganz klar, daß die 
Steuer steigt !  (Beifall bei der SPO. - Zwi­
schenrufe bei der OVP. - Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Das gehört in ein Lachkablnettl) A!ber bitte, 
meine Herren : Sie Ihaben ja auch 1 968 ver­
sucht, eine Steuers enlkung zu machen ; nur , 
die Steuersenkung 1 968 'hat 1 969 sogar zu 
einer SteuereI'ihÖihung gefülhrt, um ,das Budget 
bei  I'hnen 'zu sanieren. In dieser Situation 
w.erden Sie die sozialistische Regierung nie­
mals finden, das kann ich IDmen versichern] 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Staribachers Lachkabinett!) 

Ich glaube daher, Hohes Haus, daß es die 
Offentlicbkeit nie verstehen wird, und ich 
auch nicht, daß, wenn eine Bundesregierung 
Gesetze vorlegt , die nur mit einer Zweidrittel­
methrheit beschlossen werden können - das 
verlangt die Verfassung, darüb er gibt es 
keinen Zlweifel -, diese Gesetze mit etlWas 
junikUmiert werden, was gar nichts mit der 
Preisregelung 'zu tun hat (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Oh ja! Sehr viel! - Abg. Doktor 
K o r  e n: Aber mit der Inflation hat es etwas 
zu tun!), und daß man das ganze nur deshaLb 
gemacht hat, um zu heweis en, daß man in 
Wirklichkeit bereit wäre, zumindest einen Teil 
dieser Ges e1Jze /Zu erfüHen. 

Sie werden die Verant.wO'rtung dafür tragen 
müssen! (Zustimmung bei der SPO.) Ich weiß 
es ganz genau, meine Herren von der Oppo­
sition! (Abg. Dkfm. G o r t o n: So leicht 
können Sie es sich nicht machen!) Die Mehr­
heit hahen wir, alber leider nicht die Zwei­
drittelmehrheit. Darum brauchen wir für die 
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Preis-gesetze lihre Zustimmung. Sie können auch das Wirtschaftswachstum und letztlich 
sich nicht salvieren, indem Sie ganrz einfach auch die VoUbeschäftigung. 
erk!lären : Wir würden ja,  wenn, wenn, \Wenn, 
wenn . . .  

Wenn Sie den B esch'llÜssen, wenn Sie den 
Wünschen der Aribeiterschaft, die im Gewerk­
schaftslbund iJhren Niederschlag finden und in 
den ArbeiteI1kammern, wo der OAAB noch 
eine viel schärfere Preis1bestimmung verlangt 
hat, wenn Sie dies-en Wünschen Rechnung 
tragen, wenn Sie daher diesen Gesetzen zu­
stimmen, hat die Regierung die Möglich:keit 
- ich s age noch einmal ausdrücklich -, 
keinen Preisstopp zu erlassen - das ist uns 
auch eingeredet worden von Ihnen -, son­
dern gegenüber erhöhten Handelsspannen ' 
vorzugehen und insbesondere gegen undiszi­
plinierte Unternehmer. Und das müßte das 
Interesse des gesamten Hauses seinl (Beifall 
bei der SPO.) 

'Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete IDr. Keime!. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OViP) : Herr Prä­
sident! Meine Damen 'Und Her,ren ! Der let.zte 
Satz des Herrn Handelsministers - ich werde 
auf seine Äußerungen ja nodl etngelhen -
war : Die Regierung will selbstverständlich 
keinen Preisstopp, und das ist al'les nicht dazu 
da, um einen Prei1sstopp zu machen. 

Aber im April dieses Jahres wurden diese 
Flugblätter von Ihnen ausges andt (der 
R e d  n e  r hebt ein Flugblat t  in die Höhe): 
"Preisstopp '"  So also soUen wir Iihren Aus­
sagen und den Aussagen dieser sozialistischen 
Regi,erung vertrauen ! Es steht hier "Preis­
stopp" !  Und j etzt halben Sie vor drei Sekunden 
gesagt : Wir wollen keinen Preisstopp und 
wir werden keinen machen. <Das ruber senden 
Sie in der Bevölkerung aus : "Preisstopp ! "  
(Abg. Dkfm. G o r  t o n : Das sind die zwei 
Gesichter! - Abg. Dr. M u s  s i  1: Doppel­
bödig! - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Die Janus­
Parteil) 

Ich werde auf Ehre Aussagen, die Sie j etzt 
hier -gebracht haben, noch näher eingehen. Ich 
werde vorerst ,einmal, Herr Minister, die ge­
sChdchtliche, die historische Entwicklung etwas 
ins rechte Licht rü<ken. 

Wie steHt sich denn die Entwicklung über­
haupt dar ? Die Inflation - nicht j etzt über 
Preisgeset.ze reden -, die Inflation ist Proiblem 
und ist auch Gefahr Nummer eins, denn sie 
zerstört nun einmal auf Dauer und in der 
Höhe, in der sie sich jetzt bewe-gt, unsere 
Geseillschaftsordnung. 

Aber Sie werden uns beantworten müssen, 
ob Sie das vielleicht ,wo'llen mit Ihrer System­
änderung. Sie zerstört und sie hindert dann 

Das ist unser Prdblem, und das wurde von 
dieser sozialistisdlen Regierung eiben viel zu 
spät er.kannt. Und -dann wurden auch noch 
mehr Alibi- als echte Sta;biLisierung,smaßnah­
men gesetzt. Gerade diese Gesetze heute im 
luftleeren Raum be,weisen das wieder. 

Bei rund 4 Prozent Preis erhöhung, meine 
Damen und Herren - das war also im JClihre 
1 971 -, hat die Volkspartei gewarnt. Wir 
haben das erste Mal ein 1 04>uIlikte-StalbiHsie­
rungsprogramm vorgelegt. Bundeskanzler 
Kreisky hat damals auf die Frage eines Jour­
na'listen erklärt : Ich Ihabe mit der Volkspartei 
nichts �m diskutieren. - Den El1folg seihen 
wir heute. 

AJber Sie halben dabei noch weitere Uber­
hirrzungsmaßnaihmen -gesetzt, insbesondere 
durch Ihre Budget- und Finanzpolitik. Sie 
bringen nun ,einmal mit Ihren Budgets, auCh 
mit ·dem Budget de,s Jaihres 1 974, die größte 
Ausgabenexplosion und die größte Defizit­
explosion, Herr Minister !  

Bei 6 bis 7 Prozent naben wir dann wieder 
gewarnt. Damals hat der Herr Bundeskanzler 
Kreisky - er macht j a  scheinbar alles, Lan­
desverteidigung, Außenpolitik, er  macht auch 
die Wirtschaftspolitik - ununtenbrochen von 
der "importiert en" Inflation gesprochen. 
Es war alil.es importiert, auch wenn das Wirt­
schaftsforsch'Un-gsinstitut etwas anderes b ewie­
sen hat an Hand von Zalhlen, auch wenn der 
OEOD-Ißericht etwas anderes glatt bewiesen 
hat. 

Unsere HaupteinfUihren, Herr Minister, kom­
men aus der Bundesrepublik Deutschland. Dort 
waren die ,Preissteigerungen immer wieder 
etwas geringer, immer etwas kleiner. Wir 
hätten ja eigentlich eine Verbilligung impor­
tieren ßlIüssen. AJber das macht nichts. Sie 
hCllben einfach eineinhaDb J a1hre lang erklärt, 
wir importieren die Inflation. Heute s ehen wir 
es am besten: Sie sind ru'higer geworden mit 
der importierten Inflation. Jetzt nimmt sie 
Ihnen ja niemand mehr ab, wenn Deutsch­
land derzeit eine Inflationsrate von 6,9 Prozent 
hat, diese also nach acht Monaten zum e rsten 
Mal unter 7 Prozent ist, während wir in Oster­
reich mit der sogenannten "importierten" 
glü<klich bei 1 0,2 Prozent angelangt sind. 

Jetzt 'haben Sie offensichtlich eine neue 
Phase der StClibi<lisierung entdeckt; nämlich die 
Suche nach Schuldi'gen, 'Um von der ei·genen 
Regierungsverantwortlichkeit abzulenken. Die 
Wirtschaft - das halben Sie gleich als erstes 
erklärt - "macht" ja die Preise, sie macht die 
Handelsspannen. Und Sie stellen das so dar, 
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als ob die Preise im luftleeren Raum stehen; 
als ob nicht die Preise die Lölhne, die Kosten 
und vieles andere beinhalten. 

Ebenso ist es mit den Handel!sspannen. Sie 
steUen e s  in der Bevöllkerung immer so dar, 
als ob Handelsspanne gleich Gewinn wäre. 
In den Handelsspannen sind ja Löhne, Kosten, 
Tar�fe und vieles andere ·inbegriffen. 

nie Landeshauptmänner waren dann die 
zweiten Schuldig·en. Sie seien für di.e Preis­
regelung zuständig, eI'klären Sie. Und zum 
Schluß nun sei gar die OVP schu'Ldig, sie g·ebe 
Ihnen nicht das Preisinstrumentari'llm. 

Und hier versuchen Sie es auch der Be.'Völ­
kerung so darzustellen, meine Damen und 
Herren, als ob Sie kein Preisinstrumentarium 
hätten, als oIb ,Sie ,es heute, j etzt, ganrz schnell 
bekommen müßten. 

Nach der Studie - immerhin nach einer 
wissenschaftlichen Studie - des IFO-Insti­
tutes von Ende 1973 hat aber, m eine Damen 
und Herren - das !können ISie eben einmal 
nicht widerlegen -, Osterreich unte'r den 
europäischen 'Staaten s eit Krieg,sende das fast 
aus'g,eprägteste Preisinstrumentariuml Nicht 
umgekehrt ist es der Fall, meine :Damen und 
Herren ! 

Und was wir in Osterreich noch alls Ein­
maligkeit haben, als Ö'sterreichische Eirumalig­
keH, das i,st eiben die Paritätische Kommission 
im Rahmen der österreichi-schen Sozialpartner­
schaft. Sie werden sich entscheiden IIIJÜssen, 
db Sie diese Sozialpartnerschaft ülber die aus­
geschaltete ,Paritätische Kommission zerstören 
wollen. 

IMeine Damen und Herren ! Wir haben dieser 
sozialistischen Regierung seit ihrem Amts­
antritt zu dem ganzen schon bestehenden In­
strumentarium neu da,zugegeben das Preis­
bestimmungsgesetz. 'Das haben wir seinerzeit 
mit unseren ,Stimmen b eschlossen, als die 
Mehrwertsteuer eingeführt 'wurde, damit die 
Entlastung von der alten Umsatzsteuer durch­
ge�ührt wird. Und dama1s hat der Handels­
minister Stari'bacher wiedeI1holt - wiederlho1t 
und auch öffentlich - der Wirtschaft Preis­
bewußtsein bestätigt. Preisibewußtsein be stä­
tigt - eiben! Und w arum plötzilich nicht mehr, 
Herr Handelsminister? nann sei das also doch 
ein gutes Gesetz und ein Instrumentarium, 
das Sie hier mit in der Hand haben. 

Wir halben neben dem PreisJbes timmungs­
gesetz im Jahre 1 972 durch die Einführung 
des § 3 a der Verschärfung des Preis regelungs­
gesetze'S zugestimmt. 

,Meine Damen und Herren ! Wir halben unter 
dieser s.ozialoistischen Re.gie,rung dem neuen 
KarteUg,esetz zugestimmt. Damit hat man 

dieser Regierung seit iihrem Amtsantritt i.n 
Europa - das Ibringt die Studie des IFO­
Institutes - das größte administrative' Preis­
instrumentarium in . die Hand gege!ben. Und 
die öffentliche Hand ist damit in Osterreich 
bei fast 50 Prozent - meine Damen und 
Herren, bei der HäLfte aller im Warenkorlb 
enthaltenen Produkte I - a.n der Pr-eisbild'llng 
direkt beteiligt. Und an den anderen 50 Pro­
zent, an der anderen Hälifte, meine Damen und 
Herren, ist die Regierung noch indirekt, aber 
sehr wesentlich ,beteiligt, wenn ich an den 
großen Bereich - auch einmalig für 'Oster­
reich - der verstaatlichten Betriebe denke. 

Ab er w as ist der Erfalg? Wir ha'ben es 
heute an Hand von Zahlen mit dem Instrumen­
tarium bereits bewiesen, mit dem Sie 50 Pro­
zent der im Warenkorib inbegriffenen Waren 
direkt, 50 Prozent noch wesentlich indirekt 
beeinflussen :  Die amtlich geregelten Prei,se 
stiegen wesentHch stärker als die des freien 
Mal1ktes. Die Preise des freien Marktes sind 
bekanntlich - das ·geht al,les aus der Studie 
hervor - im Jahresdurchschnitt um durch­
s chnittlich 4,5 Prozent gesUegen. Die amtlich 
geregelten stiegen bekanntlich Ibis 2 1 ,7 Pro­
zent. Bleiben wir Jetzt beim Mai : Im Mai 
s ind die amtlich gereg.elten Pl'eise um 1 3,2 Pro­
zent gestiegen, um 9 , 1  Prorzent die vom freien 
Markt, Herr Handelsminister ! 

·Bleiben wir bei den Markenartikelln: Die 
MarikenarHkel s·ind seit 1 966, und gerade diese 
spielen Sie so unterschlweHig immer in den 
Vordergrund, um 1 6,6 ,Prozent gestiegen. Eine 
amtliche Studie, bitte ! 

Der Verbraucherpreisindex ist in der glei­
chen Zeit um 37,7 Prozent gestiegen. Das heißt 
a.lso, -daß die Preise des freien Marktes sogar 
den Verbraucherpr,eisindex unentwegt ge­
drückt haben. 

Mit dem Preisrecht, also m1t dem Einfluß auf 
eimelne Preise, meine namen und Herren, 
kann niemals PreispoHti:k betrieben werden, 
damit kann also nie das Gesamtpreisniveau 
beeinflußt werden. 

Meine Damen und Herrenl Eine isolierte 
B etrachtung der Pr,eisgesetze ist nicht mög­
lich. Sie nennen es gern Junktim ; wir jUßikti­
mieren. Ich erkläre Ihnen, Sie ,können Preis­
gesetlZe in dieser wirtsdl'aftspolitischen Situa­
tion nicht isoliert betrachten, ,sondern nur im 
Rahmen der gesamten Wirts chaftsp 0 liH1k, im 
Rahmen eines Stabi'lisierungSlpakete s !  

Bbensowenig i s t  auch d i e  isolierte Anw,en­
dung dieser Gesetze möglich. Und .das hat 
auch, Herr Handelsmini.ster, Bundeskanzler 
Kreisky am 16.  April offensicht'lich erikannt. 
Er erlklärte nämlich damals wörtlich: 
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"Meiner Meinung nach ist das Ganze nur" 
- nur ! - "in der Weise zu machen, daß ein 
Paket gemacht wird : Steuern" - Herr Han­
deisminister, ich zitiere immer noch Kreisky -, 

"Zinsfuß, Preise und natürlich auch die ganze 
Frage der Löhne - jedenJal1s durchdiskutiert 
werden muß." Er sagte weite r :  "Es ist durch­
aus denklbar, daß die Regierung in ,ihren wirt­
schaftspolitischen Betrachtungen Preis- und 
Lohilifragen in ilhre Aspekte einberzieht." 
Halben sie das j etzt getan? Wissen Sie, was 
Kreisky will? Ich habe es 1lhnen j etrzt VOI­
g,eJ.esen ! Sie sa'gten gerade vor fünlf' Minuten : 
Nein! Junktim? ,Sie le.gen j etzt ein wieder­
verschäriftes Preisregelungsgesetz vor. Ich be­
tone das deswegen, weil Sie bereits ein gutes 
halben. Sie Legen j etwt ein wiederverschärftes 
Preisre1gelungsgesetz vor UJIlJd die Verlänge­
I Ung des Preisbestimmungsgesetzes, was j a  

ohne weiteres in das PreisregeluIligsg,esetz ein­
gebaut werden kann - es ,geht darum, daß 
eventuelle Zollsenkungen weiter,gegeben wer­
den, daß Sie auch die MÖlglichJkeit haben, 
administrativ darauf zu dringen -, und das 
Preisbild'lllligsgesetz, mit dem über die Staats­
gremen hinaus im Inland preislbildend adlninJi­
striert werden soH. 

Ich betrachte das ganze von der Praxis her, 
Herr Han'delsminister, als - ich würde fast 
sagen - Unsinn. Ich weiß, es gibt ein Anti­
dumping-Gesetz. Wir dür,fen nicht dumpen 
und so weiter. Ich weiß nicht, wie Sie als 
Prakt�ker glauben, damit österr.eich-ische Inter­
essen vertreten .zu können. Mehr kann und 
möchte ich in diesem Hohen Haus gar nicht 
sagen. Sie werden schon versteihen, was ich 
meinte. 

Und was haJben Sie denn versprochen, Heu 
Handeilsminister? Was hat die Regierung ver­
sprochen? 1 972 halben Sie 'bei der Einfüib.rung 
der Me'hnwertsteuer schriftlich zugesagt, daß 
Sie die Uberar'beitung der Wirtscha'ftsgesetze 
durchführen werden ; daß das ohne Zeitdruck 
geschehen soll ; daher auch die Verlängerung 
bis 3 1 .  Dezember 1 974. Und Sie, Herr Handels­
minister, !hab en noch im Herbst 1973 'bei Ab­
schluß der Geweribeordnung erklärt, daß in 
Ihrem Hause nunmelhr an ,einem modernen 
Preisrecht gearibeHet wird, das alles das um­
faßt. Nichts haben Sie gebracht. -Das Ver­
sprechen der Regierung ha'ben Sie nicht ge!hal­
ten. Sie 'halben bis heute nicht - dIme Zeit­
druck - über die Marktgesetze verhandelt, 
und Sie haben kein modernes Preisr,echt ge­
bracht, Sie haben es nicht einmal vor'ge­
schlagen, sondern Sie bringen wieder mehrere 
Gesetze, teilweise völlig unadministrierbar, 
Verschäl1fungen, die im luftleeren Raum hän­
gen. 

Meine Damen und Herren! Wenn also schon 
Bundeskall2'ler Krei5lky die Palketlösung - Sie 
können es auch "juruktimieren" nennen -
erkannte, j a  warum diskutieren Sie denn dann 
nicht mit uns ÜJber das wiederum von uns 
auch schon vor nun zwei Monaten vorgelegte 
Maßnahmenpaket zur Inflationslbekämpfung? 
Oder nennen wir es das Stalbilisierungspaiket. 

Wir ha:ben zum Beispiel einen Belastungs­
stopp vorgeschlagen. Wir haben vor­
geschlagen, daß jede Belastung, die Sie !beein­
flussen können, zurückgestellt wird : Zi'garet­
tenpreise, Telephong,eJb.ühren, Gebührengesetz­
novelle, ORF-Gebühr, Mehrwertsteuer, even­
tuell g·ezieIt, nur gezieH, wie es sofort in die 
Preise eingehen 'kann. 

Herr Handelsministerl  Sie haben an einem 
Montag bei der Verhandlung mit uns nein 
gesagt, Sie halben nein gesagt zu diesen Vor­
schlägen von uns, und am Dienstag, 24 Stun­
den darauf, haben ,Sie all dem I1hre Zustim­
mung erteilt. Das, Herr Hande'lsminister, ist 
kein Vertrauen, das Sie mit allen positiven 
Kräften in diesem Lande, mit der großen Oppo­
sition aufuauen könnten. 

Wir 'halben nun auch vorgeschlagen, meine 
Damen und Herren, daß wir die Lohnsteuer­
und Ei:ruk.ommensteuersen:k.ung noch 1 974 vor­
ziehen sollten oder zumindest eine Vorlei­
stung auf die nun von Ihnen per 1 975 durch­
geführte vollziehen sollten. Warum? - Sie 
sagen wieder "nein" dazu, und Sie sagen. 
das ,sei ein Junktim, das doch mit den Preis­
gesetzen nichts zu tun hat. (Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Die Neinsager-Partei!) Sie 
s agen nur mehr nein, ,Sie sind eine reine 
Neinsager-Partei. 

IMeine Damen und Herren ! Wir hab en uns 
bereit erklärt, den Preisgesetzen, die Sie j etzt 
vorlegen, unsere Zustimmung IZU erteilen, Wir 
salgen zu den Preis1gesetzen "ja",  nicht wie Sie 
es j etzt vors'tellen und darstellen wollen, daß 
wir nein sagen. Wir sagen zu den Preis­
ges etzen ,ja, auch wenn wir sie als schlecht 
empfinden. 

Herr Handelsminister ! Wenn Sie gerade zu 
dieser steuerliChen MaßuClihme, zur V01"lei­
stung auf dem loihnsteuerlichen und ein­
kommensteuerlichen Sektor e:benfalls ja sa'gen, 
wenn Sie also einer Palketlösung Ihre Zustim­
mung erteHen, hätten Sie, nur daraus, aus 
einem solchen Paket heraus, gegebenenfalls 
die Möglichkeit, ein Ibig bargain, eine Verein­
barung zwischen allen Sozialpartnern und der 
Regierung, äihnIich 1 968 zu uns erer Regie­
rungszeit, zu schmieden, ein echtes Stabili­
sierungspaket zu schmieden. 

Das, meine D amen und Herren, ist der Sinn 
und das ist der WHle unserer verantwortungs-
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bewußten Haltung und Mitwirkung, denn hei 
ü!ber 10 Prozent Inflation, bei über 10 Proelent 
Teuerung sollte ei:gen1Jich einfach jedes partei­
politische Pr:estigedeniken außhören. Es sollte 
aufhören, Herr Handelsminister, und damit 
soHten Sie eiben auch aufihören, jede Preis­
aktion, eventueH sogar mit LadenllllÜtern, in 
Betracht zu zieJhen. Oder wollen Sie vielleicht 
sogar die Saisonschlußvel'käufe auch noch 
hereinholen? nie AktioIl:spreise sind doch 
schon in j edem Laden helk:annt ! Mi't j eder 
Pr.eisaktion woUen Sie fast schon wie ein 
Werlbebüro wirken. Sie werden sich j etzt lang­
sam dafür eine Konze·ssion zulegen mussen. 
Aber die Handelsspannen verdammen Sie in 
einer Art Doppelstrategie auf der anderen 
S eite wieder. (Zustimmung des Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r.) Sie verabreichen also der 
Wirtschaft immer iKalt- und Heißrwasserbäder. 

Meine Damen und Herrenl Primär muß der 
WettlbeweIib auch in dem ganzen Paket geför­
dert oder eben wiedeI1hergestellt werden. Das 
erkennen auch offensichtlich weitsichtigere 
Sozialisten, als soje ,in der Regi erung sitzen. Ich 
halbe hier einen Antrag 'der Fraktion so,zialisti­
scher Gewerkschafter im OGB anläßlich der 
73. Kammervollvers,ammlung der Tiroler 
Alibeiterkammer, wo es heißt : 

Die Kammervol,lversammlung wird daher 
ersucht, den Osterre ichischen Ar!beiterkammer­
tag aufzufordern, ,b ei der Bundesr.egierung 
Maßnahmen ,zu 'beantragen, die einer Ver­
stärkung des Wettbe!W,erbs dienen. 

Jetzt werden die Herren Tiroler Sozialisten 
Reinhart und Egg dazu ihre Meinung abgeben 
müssen. 

Von 24 OECD-,Mitgliedstaaten 'halben 21 
innerhalb von zelhn J ahren schlechte Erfah­
rungen mit Pr eisdirigismen gemacht . Die Bun­
desrepUlblik Deutschland hat sie erst gar nicht 
eingeführt. Den E:Dfo�<g seihen wir auch jetzt. 
Abe r  warum auch nicht ,eingeführt ?  Warum, 
Herr Handelsminister? Sie wol'lten vOl1her 
dara'uf Be,zug nehmen. Sie haben auf einen 
Zwischenruf gesagt : JawOihl, ich -werde llinen 
gleich sagen, warum die jet'zt dort sind! Sie 
haben es dann nur zu sag-en unterlassen. 

Ich werde es I'hnen sagen, warum : Weil 
Mi�te 1 973, scho n  Anfang 1973 das Wirt­
schafts,wissenschaftliche Institut des Deutschen 
Gewerkschaftshundes vor solchen Gesetzen 
gewarnt hat - ich !Zitiere wörtlich -, weil, wie 
alle E rfahrung zeigt, das Preisproblem damit 
nur vorder,grundig und temporär gelöst wird. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: So ist es!) Das ist das 
Wirtschaftswissenscbaftli ch-e Institut des Deut­
schen Gewerkschaftsbundes. (Beifall bei der 
avp.) 

,Meine Damen und Herrenl Warum tun Sie 
dann ei.gentlich das alles? Ich glaUIbe, es hat 
vielleicht auch einen Sinn. Vielleicht möchte 
bei uns der OGB, -die AIIbeHel1kammer oder die 
Regierung, vielleicht will sie mit all dem in 
Wirklichkeit ganz ebwas andere-s er,zielen und 
erreichen . 

Kurz ein Uberhlick. Wo stehen wir? - Die 
ArbeitSlkostenerhöihung erreichte doch 1973 
mi't 10,7 PrOIZent eine Rekordmarke . Das 'geht 
auf unsere Wettberwer1bSlfälhigkeit, wenn ich 
an das Ausland, wenn ich an den Export 
denke. 

Die reale Einkommensteigerung von 1 967 
bis 1 974 hat laut WirtschBlftsforschungsinsHtut 
im Durchschnitt 4,2 Prozent erreicht, liegt also 
40 Prozent ülber der von Ihnen, Herr Präsi­
dent Benya, angestrebten Marke von 3 Pro­
zent. (Abg. B e n y a:  Ich habe gesagt: Min­
destens 31) Ich sage : Sie hat 4,2 Prozent 
erreicht. 

rOie LOihnquote wird 1 974, wie diese Vor­
schau zeigt, 68,3 Prozent !betragen, und damit, 
meine Damen und Herren, liegen wir 'Unter 
allen EWG- und EFTA-St'aaten in Osterreich 
an erster Stelle ! 

1 974 werden eben, laut Wirtschaftsfor­
schungsinstitut, die Lohn- und Gehaltssumme 
um 1 6,5 Prozent zu Unternehmereinkommen 
steigen - und das versuchen Sie doch auch 
immer wieder umgekehrt darzustellen - und 
die UnterneJhmerein:kommen um 1 ,5 Prozent. 
Das sagt das WirtschBlftsJorschungsinstitut, 
bitte , nicht ich !  Das Wirtscha:ftsforschungs­
instrtut l (Abg. lng. H ä u s e  r: Die letzten 
vier Jahre!) In den letzten Jalhren 4,2 Prozent 
reale LoIhnerhöhung,en - ich habe es Ihnen 
g,erade gesagt, Herr Vizekaruzler -, reale 
LOhnsteigerung. 

Die LOihnnebenkosten alber haben bei  uns, 
meine Damen und Herren, 85 PrOIZent erreicht ! 
Wir liegen damit nach Italien an ZfWeiter 
Stelle in ganz Europa unter allen EWG- und 
EFTA�Staaten. Das muß man j a  auch berück­
sichtigen. Und jetzt mit der Ldlmfortza:h,rlung, 
mit der 40�St:unden-Woche nächstes Ja.hr wer­
den ,wir an erster Stelle liegen. 

Alber das wissen Sie, meine Damen und 
Herren, sicherlich alles ganz genau 'Und wissen 
es viel besser sellbst. Hier müßte doch auch 
eine ganz andere Lohnpolitik - Lo/hnpo li tik, 
meine ich, meine Herren von der Gewerk­
schaft - einsetzen, wie es uns ja immer 
wieder auch sehr namihafte Vertreter IIhrer 
Partei auch aus dem OOB s agen. Ich weiß 
schon : Auseh gilt je'l:zt nichts mehr. Klenner, 
aber auch Kienzl, die werden doch noch etwas 
gelten. Ich meine nieht, daß vielleicht der Lohn 

113. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)52 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 13. Sitzung - 1 1 .  Juli 1914 1 1 197' 

Dr. Keimel 
sinken sollte ; die Lohnpolitik müßte eine 
andere werden. 

AJber da wären unter Umständen unpopuläre 
Maßnalhmen notwendig, und das hat ja der 
Bundeskanzler Brandt, der offensichtlich sehr 
viel mutiger war, auch erkannt, a'ls er voriges 
Jahr in Deutschland el1klärte :  10 Prozent mehr 
LOOm bedeuten melhr Arbeitslose. Ich sage : 
Deutsche Verhältnisse. iEr hat eI1kannt, daß die 
inflationäre Politik, die Inflation mit der Zeit 
Wachstum, vor aUem alber die Daueraflbeits­
plätze gefährden. Und ein Beispiel trifft j a  
j etzt in Deutschland mitten i n  Ihre Re'IDen 
hinein : der .gr-ößte deutsche GerweI"kschafts­
betrieb, die COOP-tAG, bekanntlich mit 65.000 
oder 64.000 Mitar-beitern, muß jetzt 2000 Mit­
arbeiter entlassen. Das ,wissen Sie auch. Dahin 
führt also eine solche Wirtschaftspolitik. Müs­
sen auch wir dazu kommen, oder könnten 
Sie sich mit uns zu einer echten Palketllösung 
bereit finden, zu einer echten Stalbilisierungs­
politik? 

.Aber das ist natür'lich uIlipopulär, meine 
Damen und Herren, da müßte die Re,gierung 
echt regieren, mutige, auch unpopuläre Maß­
nahmen setzen. Sie müßte in ein bi'g Ibarg.ain, 
in die große Vere in.barung mit einsteig.en mit 
den Sozialpartnern. 

naher ,schreibt Dr. Lachs, der voLkswirt­
schaftliche Referent Ides OGB, in der "Soli­
darität" (Abg. B e n  y a: Ein gescheiter Kerl!) 
- ein gescheiter Kerl, ja, ich bin Ihrer Mei­
nung, Herr Präsident j was schreibt e r  
denn? - :  "Andererseits h a t  eine Preisgesetz­
gebung automatisch RÜcX.winkungen auf die 
Lohnihöhe bei Unternehmungen, deren Ge­
winne (oder vielleicht sogar Verluste) durch 
eine Preis:gesetzgebung Ibeschr,ärrkt werden, 
auch nicht ber.eit sein werden, übermäßige 
Lohnerhöihungen zuzugestehen."  

Und das 'ganz ,gleidIe sagt rufälHg, aber drei 
Wochen vorher, Zentralsekretär Marsch bei 
einem Rundfunkinterview, wo er fast schon 
ei nen Lohn-Preis-Stopp anvisiert hat, ganz in 
der gleichen Richtung. 

Also das wollen Sie unter Umständen. Sie 
wollen unter Umständen unsere Unternehmer 
schikanieren, wo wir doch lauter kleine Unter­
nehmer haben. Die Großunternehmen, Herr 
Handelsminister, die können Sie nicht so schi­
kanieren. Schikanieren können Sie nur unsere 
Zehntausenden kleinen GeweIibetreiben'den. 

Meine lOamen und Herrenl Das wollen Sie 
vielleicht damit erreichen ! Anstatt eine mutige 
Sta1bilisierungspolitik zu erreichen, wollen Sie 
die Wirtschaft, die Unternehmer zum Buhmann 
machen, er kann und soll dann nicht melhr 
höhere Löhne zahlen. 

Und Ihr Dr. Lachs schreibt das hier sogar : 
Das ist also das wahre Gesicht, das sind Ihre 
wahren .A!hsichten, die Sie offensichilHch auch 
mit diesem Gesetz durchdl'ü&en wollen, statt 
sich zu entschließen, durch Annahme unserer 
Paketlös'llng, durch Dislkussion rüber unser 
Paket zu einem echten Zusammenwirken mit 
uns zu kommen. 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie : 
Ist unsere Forderung, unse r  Vorschlag nach 
der Ldhnsteuer- und Einkommens'teuervorzie­
hung ülberihaupt möglich? Jruwohl, natürlich 
geht es, meine Damen und Herren, auch wenn 
der Finanzminister vielleicht morgen sagen, 
möchte:  nein. 

Neun deutsche Professoren haben bekannt­
lich die zehn Gebote der InflationS'bekämpfung 
vorgelegt, sehr interessante Vorschläge gerade 
für die Ldhnpolitik. 

Meine Damen 'Und Herren, und wie sieht 
denn die En'bwi&lung auf dem Steuersektor 
aus? Die LoIhnsteuerentrwicklung nach den IBe­
richten des FinanZ'll1inisters wälhrend der 
letzten drei Monate : Im Mär,z geg,enÜJber dem 
Vorjahr, m eine Herren vom OGlB, plus 
41,2 Proz.entj im April p�us 39,3 Prozent gegen­
über dem Vorj ahr ; im IMai plus 63 Proz'ent 
gegenüber dem Vor}aJhr an Lohnsteuer. 

Meine Damen und Herrenl Und da woUen 
Sie den Arbeitnehmern vormachen, Sie könn­
ten 'heuer ke ine Lohnsteuervor;ziehung 
machen? (Beiiall bei der OVP.) 

Herr Handel,sminister ! Sie haben uns gerade 
erklären wollen, daß die Mehr·werts'teuer IÜJber­
haupt 'keinen Einfluß auf die ,Preise hätte. 
Dalher gleich aus diesen Berichten des Finanz­
ministers die Steigerungsl'ate der Einnaihmen 
aus der MehfiWertsteuer. Ich fasse zusammen : 
Jänner bis Mai 1 914 Melhrautikommen an 
Mehrwertsteuer 6 Milliarden Schilling oder 
41 Prozent. Und Sie glauben, das hat mit den 
Preisen nichts zu 'tun, Herr Handels minister? 

Meine Damen und Herrenl Da steht im 
Bericht des Finan'lministers :bei der Lohn­
steuer sowohl im April als auch im Mai : "Der 
hohe Steigerungssatz bei der Lohnsteuer ist 
vor allem darauf zurückzufühI1en, daß sich im 
Vergleichsmonat" - e s  werden schon Ver­
gleichsmonate - l Ides Vorjahres die Lohn­
steuerreform in volilem Umfang ausrwil'lkte." 
Wissen Sie, was der Satz ibedeutett? Daß Sie 
damit diese Lolhnsteuerreform vom Vorj ahr 
wieder aufg,ehOlben halbenl (Beifall bei der 
OVP.) Das beweisen Sie sebbst in Ihren Aus­
sagen. 

Meine Damen und Herren, Sie se!l1'en also, 
so sieht es aus. Und was meinen da die 
so�ialistischen GeweI1ksmafter im OGB bei 
der Ar'be'itenkammer-Vollversammlllng in 
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Tirol : "Die SteuelisenJkung" - hier st�ht es 
wörtlich in der Resol'Ution - "muß noch im 
Jaihl1e 1 974 allenfalls durch eine entsprechende 
Vorleistung 'Wirksam werden." 

Meine Damen und Herren! Nun sollen die 
Herren sozialistischen Kollegien Reinhart 
und Eg'g aus Tirol, die Ihier offensichtlich mit­
gestimmt halben, jetzt auch den Mut halben, 
sich herzustellen und das auch hier vertreten. 
(Beifall bei der avp.) 

Da gi'bt es ·öftiensichtlich auch noch Betriebe, 
ich habe das in der Presse gelesen, wo wie 
auch 'bei der VOEST der ZentralbetrieJbsrat 
diese Meinung der Lohnsteuervor�iehung ver­
tritt. 

Meine Damen und Herren! Um Lhnen keinen 
Grund für die Ablehnung unserer Paketlösung 
zu geben und um unsere weitestgehende Mit­
wirkung zu dokumentieren, haben wir unsere 
ursprüngliche, viel bessere Wettbewerbsrege­
lung im Preisregelungsgesetz, die wir Ihnen 
vorgelegt haben - Sie kennen Sie -, die Sie 
aber nicht anzunehmen können glaubten, 
durch Ihre Preisregelungsvorstellung ersetzt, 
also praktisch durch die Regierungsvorlage. 

Wir stimmen also Ilhren Vorla·gen zu, aber 
- das möchte ich hier klarstellen - unsere 
Zustimmung ist gekoppelt ,an unsere unrub­
dingbare Forderung nach Lohnsteuer- und Ein­
kommensteuervorleistung noch 1 974, wie es 
offensichtlich, wie ich es Ilhnen be.wiesen habe, 
nicht nur wir, sondern .weite Kreise Ihrer 
eigenen Fraktion verlangen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

W-ir kommen nunmehr zur A lb  s t i  m­
m u n g, ,die ich über j eden der drei Gesetz­
entwürfe getrennt vornehme, 

Wir gelang·en zuerst zur A:bstimmung über 
den Entwurf des PreisbHdungs'ge'se'tz,es 1973. 

iDa der vorliegende Gesetzentwurf eine Ver­
fassungSibestimmung entlh'älJt, stelle ich zu­
nächst gemäß § 61 Albs. 2 der Geschäfts­
ordnung die AIlJWesenhlßit der verfassungs­
mäßig vorgesetlenen Anzahl d er Mitglieder 
fest. 

Ich lasse nunmehr über den Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in 931 der Beilagen 
abstimmen. 

Ich hitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteHen, sich von den Sitzen 
zu eIihe'hen. - Danke. Das ist nicht die 
erfotderHche ZweidrittelmOOI1heit. Damit ist 
die Vorlage a b  g e l  e h n t. 

Die dritte Lesung entfällt. 

Wir 'gelangen nunmehr zur Albstimmung 
über den Entwurf, mit dem das Preisregelungs­
gesetz 1957 gte·ändert wird. Auch dieser Gesetz­
entwurf enthält VerfassuDJgIShestimmun,ge'll ; 
ich stelle e'be'llfaHs gemäß § 61 A!bs. 2 der 
Geschäftsordnung die Anwesenheit der v·er­
fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mit­
glieder fest. 

Ich lasse nunmehr Ülber den Gesetzentwurf 
samt Titel und Eingang in 1 1 23 der iBeilagen 
abstimmen und bitte j ene tDam·en und Herren, 
die hiezu ilhre Zustimmung geben , sich ' von 
den Sitzen zu ·eIihehen. - Danke. D as ist 
nicht die eIiforderliche Zweidrittelmehrlheit. 
Die Vorlage ist damit a b  g e l  e h n t. 

Die dritte Lesung entfällt. 

Wir gelangen zur Aibstimmung über den 
Entwurf, mit dem das Preisbestimmungsgesetz 
1972 geändert wird. 

Auch in diesem Gesetzentwurf ist eine Ver­
fassungsbestimmung 'entlhalten. Ich stelle auch 
hier wieder die Anwesenheit der verfassungs­
mäßig vorgesehenen Anzalhl deT Mitglieder 
fest. 

Zu Arti1'kel I und ArUkel 11 di'eses Ges etz­
entwurf.es liegt ein gemeinsamer AJb­
änderungs'antrag der Abgeordneten Dr. 'Mock, 
Erich Hofstetter und Dr. Broesigtke vor. 

Meine Damen und Herren! Daraus könnte 
doch dann die Regierung zusammen mi't d en 
Sozialpartnern ein echtes und ein gutes 
StClibilisierungsahkommen zimmern. Uberlegen 
Sie sich das doch noch. Wir halben das Unsere 
getan, Dile Wirtschalft ist weiter ge9angen als 
j e  zuvor, und, meine Damen und Herren im 
OGB, ich hahe Ihnen die Vorschläge vorg·e­
lesen, Sie hätten es leicht, diesen zU/zustimmen. 
Jetzt müssen Sie Fa:r1be bekennen. Nicht vom 
Junktimieren reden und sagen, das eine hätte 
mit dem anderen nichts zu tun. Jetzt werden 
Sie FaIibe bekennen müssen, Ob Sie eine echte 
Sta'bilisierungspolitilk flür alle Osterreicher be­
treiben wol'len, auch für aUe Arbeitnehmer, 
auch �ür die kleinen Gewenbetreibenlden, die 
ohnehin 50 'bis 70 Wochenstunden arlbeiten, 
nämlich eine Stalbilisi'erungspolitik, die das 
Wachstum und die sicheren Dauerarlbe itsplätrze 
gewäihrleistet, oder ob Sie eben nur eine bill­
lige, parteiipolitisch motivierte Augenaus­
wischerei betreiben, die Ihnen alb er niemand 
auf Dauer abnehmen wird. 

Ich lasse ,ülber den Gesetzentwurf in der 
,Meine Damen und Herrenl Diese Regierung Fassung dieses gemeinsamen Abänderungs­

trägt da,für einzig und allein dile Verant- antrages sowie Titel und Eingang aJbstimmen 
wortung. ,(Beifall bei der .oVP.) und 'bitte j ene Damen und Herren, die Ihi:ezu 
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ihre Zustimmung ,erteilen, sich von den Sitzen 
zu eIlheben. - Danke. üas ist die erforderliche 
Zweidrittelmehl1heit und damit an!g,enommen. 

Damit ist die zweite Lesung :beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

1 2. Punkt: Beridll und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Wertpapierbereini­
gungsgesetz und das Depotgesetz geändert 

werden (1244 der Beilagen) 

Vornahme ,der dritten Lesung. - Kein Ein-
1 3. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­

wand. 
aussdlUsses übet" den Entwurf eines Bundes-

Ich bitte Jene Damen und Herren, die dem gesetzes, mit dem das Saatgutgesetz geändert 
vorliegenden GesetzentwuI1f auch in dritter wird ( 1 245 der Beilagen) 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Si tzen zu erheben. - Danke. Das ist die er­
forderliche ZweidriUelmehriheit. 

1 4. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­

Der Gesetzentrwur:f ist somit auch in dritter gesetzes, mit dem das Rebenverkehrsgesetz 
Lesung a n  '9 ,e n 0 m m e  n.  geändert wird (1246 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (850 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Anpassung von Bundes­
gesetzen an das Strafgesetzbuch (Strafrechts-

anpassungsgesetz) (1 236 der Beilagen) 

1 5. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Pflanzenschutzgesetz 

geändert wird (1247 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht und Antrag des Justlzaus- 1 6. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­

schusses über den Entwurf eines Bundes- ausschusses über den Entwurf eines Bundes­

gesetzes, mit dem das Nationalbankgesetz 1955 gesetzes, mit dem das Bundesgesetz über den 

geändert wird (1 237 der Beilagen) Verkehr mit ObstpHanzgut geändert wird 

6. Punkt: Bericht und Antrag des Justizaus­
schusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Mühlengesetz 1965 ge­
ändert wird (Mtihlengesetz-Novelle 1974) 

(1 238 der Beilagen) 

(1248 der Beilagen) 

1 7. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Forstsaatgutgesetz ge-

ändert wird (1 249 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht und Antrag des Justlzaus-
P An d J i 

schusses über den Entwurf eines Bundes-
1 8. unkt: Bericht und trag es ust z-
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­

gesetzes, mit dem das Berufsausbildungsge-
gesetzes, mit dem das Weingesetz geändert 

setz geändert wird (Berufsausbildungsgesetz-
wird ( 1250 der Beilagen) 

Novelle 1974) (1239 der Beilagen) 

8. Punkt: Bericht und Antrag des Justizaus- 1 9. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
schusses über den Entwurf eines Bundes- ausschusses tiber den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das allgemeine bürgerliche gesetzes, mit dem das Forstrechtsbereinigungs-
Gesetzbuch geändert wird (1240 der Beilagen) gesetz geändert wird (1251 der Beilagen) 

9. Punkt: Bericht und Antrag des Justizaus­
schusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem die Rechtsanwaltsordnung 
und das Disziplinarstatut für Redllsanwälte 
und Rechtsanwaltsanwärter geändert werden 

(1241 der Beilagen) 

20. Punkt: Bericht und Antrag des JustIz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das ERP-Fondsgesetz ge-

ändert wird (1252 der Beilagen) 

2 1 .  Punkt: Bericht und Antrag des Justlz-
10. Punkt: Bericht und Antrag des Justlzaus- ausschusses über den Entwurf eines Bundes-
schusses über den Entwurf eines Bundes- gesetzes, mit dem das Hypothekenbankgesetz 
gesetzes, mit dem die Notariatsordnung ge- geändert wird ( 1253 der Beilagen) 

ändert wird (1 242 der Beilagen) 

1 1. Punkt: Bericht und Antrag des JustIzaus­
schusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem die Zivilprozeßordnung und 
das GerichtsorganisatIonsgesetz geändert wer-

den (1 243 der Beilagen) 

22. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Paßgesetz 1 969 an das 
Strafgesetzbuch angepaßt wird (1 254 der Bei-

lagen) 
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23. Punkt: Herirot und Antrag des Justiz­
aussdlusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Militärstrafgesetz an 
das Strafgesetzbudl angepaßt wird (Militär­
strafredltsanpassungsgesetz) (1 255 der Bei-

lagen) 

24. Punkt: Bericht und Antrag des Justiz­
ausschusses über den Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Fernmeldegesetz ge­
ändert wird (Femmeldegesetznovelle) ( 1256 

der Beilagen) 

25. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (934 der Beilagen) : 
Bundesgesetz. mit dem die Strafprozeßordnung 
1 960 an das Strafgesetzbudl angepaßt wird 
(Strafprozeßanpassungsgesetz) ( 1257 der Bei-

lagen) 

26. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (935 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugsgesetz 
an das Strafgesetzbuch angepaßt wird (Straf­
vollzugsanpassungsgesetz) (1258 der Beilagen) 

27. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (936 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Jugendgerichts­
gesetz 1 961  an das Strafgesetzbuch angepaßt 
wird (Jugendstrafrechtsanpassungsgesetz) 

(1259 der Beilagen) 

28. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (937 der Beilagen) : 
Bundesgesetz. mit dem das Bewährungshilfe­
gesetz an das Strafgesetzbuch angepaßt wird 

(1260 der Beilagen) 

Der Justimaussm'Uß hat in seiner Sitzung 
am 15. Jänner 1914 zur V0I1belhandlung der 
eI1Wä'hnten RegierungsiVorlClige einen ZlWölf­
gliedrigen Unterausschuß eingesetzt, dem als 
Mitiglieder angehörten: 

von der Sozialistischen ,Partei OsterreiChs 
die Albgeordneten AnneHese Allbrecht, Blecha, 
Dr. Gradenegger, Dr. ReinJhart, Skritek und 
meine Weniglkeit i 

von der OsterreidIisch!en Volkspartei die 
AJbgeordneten Dr. Halder, Dr. Hauser, DOIktor 
Karaselk., IDDr. König und Wilihehnine Moser 
sowie 

von der Freiheitlichen Partei Osterreichs 
Abgeordneter Zeminger. 

Zum Vor,sitzenden des Unterausschusses 
wurde Albg,eordneter neillinger, zum Vor­
sitzenden-iSteUvertreter Albgeordnet!er Skritek 
gewählt. 

Der Unt:erausschuß hat den erwäfhnten 
Gesetzentwurf am 1. und am 22. Feber sowie 
am 9. Mai und am 3. Juli 1914 in Anwesenlheit 
des Bunde'sministers für Justiz Dr. Broda :be­
raten und eine Reihe von Albänderungen zum 
Text der Regi.erungsvorlage vor,geschlagen. 
An den VeI1handlungen nahm auch der kbg,e­
ordnete Dr. Ermacora vertretung,Stwejse teil. 

Dem Just�ausschuß wur:de in 'seiner Sitzung 
am 5. Juli 1914 über das Ergelbnis der Bera­
tungen im Unter ausschuß berichtet. 

An den Ausschuß,veI1handlungen beteiligten 
sich auß'er der iBerichterstatterin die Albgeord­
neten SkriteJk., Dr. Hauser und DDr. König 
sowie der Aus'schußdbmann Abgeordneter 
Zeilling·er und der Bundesminister tiür Justiz 
Dr. Broda. 

Bei der .A:bst1mmung wurde die Regierungs­
vorlage in der vom Unterausschuß vmgeschla-

Pr.äsident Probst: Wir gelangen nunme/hr genen Fassung einstimmig angenommen. 

zu den ,PuIllkten 4 bis einschließlich 28 der 
heutigen Tagesordnung, über die die DeJbatte 
ebellif'alls unter einem a:bgediülhrt wird. 

Es handelt sich hiebei um Berichte bezie­
hungsweise um Berichte und Anträge des 
Justizausschusses, welche die Anpas'sung einer 
Reihe von Gesetzen an das Strafgesefl2'lbuch 
zum Gegenstand haben. 

Berichterstatter zu den PUI1lKten 4 bis 24 
sowie 21 und 28 .ist die Frau AJbgeordnete 
Lona Murowatz. Ich bitte um thre Bericht­
erstattung. 

Berichterstatterin Lona Murowatz : Hohes 
Haus ! Ich erstatte den Bericht des Justizaus­
schusses über die Regierung,svorlage ,(850 der 
BeHagen) : Bundesgesetrz ülber die Anpassung 
von Bundesgesetz'en an das Strafgesetztbuch 
(Strafr,echtsanpassungsgesetz) . 

Der Ausschuß beantragte ferner gemäß § 19 
der Geschäftsordnung mit Stimmeneinhellig­
keit die Erlassung einer Reihe von speziellen 
Anpassungsgesetzen an das neue StraJgesetz­
buch, Ü!ber die iCh gesondert berichten werde. 

tJlberdies nahm er auf Antrag der Abgeord­
neten Skritek, IDr. Hauser und Zeillinger eine 
mit den erwähnten Anträgen gemäß § 19 der 
GeschäHsordnung in Zusammenhang stehende, 
aber über sie hinausgehende Entschließung an, 
die dem schr,iftlichen Ausschußibericht (1 236 
der Beilagen) bei.gedruckt ist. 

Hinsichtlich der BemeI1kungen des Aus­
senusses zu den Bestimmungen des gegen­
ständilühen Gesetzentwurfes, der dem schrUt­
lichen Ausschußlbericht angeschlossen ist, ver­
weise ich aUlf den gedruckten Bericht in 
1 236 der Beilag,en. 
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Lona Murowatz 

Namens des Justi"liaussmusses stelle ich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle 

1 .  dem Geset�entwuI'lf in 1236 der Beilagen 
die verfassungsmäßig-€' Zustimmung erteilen 
und 

2. die dem schriftlichen Ausschußbericht bei­
gedruckte Entschließung annehmen. 

Ich berichte weiters über die vom Jusüz­
ausschuß gemäß § 19 der Geschäftsordnung 
gestellten selJbstäntdigen Anträge, durch die 
die folgenden Ges·e1ze an das neue Straf­
ges'etZlbuch ang,epaßt werden sollen. 

Es handelt sich um 

das NationallbanJkgesetz 1955, 

das Müihlengesetz 1965, 

das B erl1fsaus\bildung,sgesetz, 

das allgemeine 'bürgerliche Gese't.zlbuch, 

die Rechtsanwaltsordnung und das Di-szipli­
narstatut für Rechtsanwälte und Rechtsan­
wal t,s'an wärter, 

di€' Notariatsordnung, 

die ZiviLprozeßoJ1dnung und das Gerichts­
organisationsgesetz, 

das WertpapieI'lbereinigungsgese't,z und das 
Depotgesetz, 

das Saatgutg,esetz, 

das RebeIllVerikehrsgesetz, 

das PflanzensmutlZgesetz, 

das Bundesgesetz ülber den Verkehr mit 
ObsiJpflan21gut, 

das Forstsaatgutgese'tz, 

das Weinges'etz, 

das FOJ1strechtsibereinigungsgesetz, 

das ERP�ondsgesetz, 

das Hypobhek.enbaI1lkges'etz, 

das Paßgesetz 1 969, 

das Militärstrafgesetz und 

das Fernmeldegesetz. 

Ferner habe i ch  namens des Justizaus­
s chusses über die Regierungsvorlage (936 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Jugend­
gerichtsgesetz 1961 an das StrCllfgesetzbuch an­
gepaßt wird (Jugend,strafrechtsanpassungsge­
setz) zu berichten. 

Diese Reg,i!erungsvorla.ge wurde in dem be­
reits er.wälhnten Unterausschuß des Justizaus­
schusses am 9. und am 28. Mai sowie am 
3. Juli 1 974 in Anwesenlheit des Bundesmini­
sters für Justiz Dr. Broda beraten. Der Unter­
ausschuß schlug auch Ihiezu eine Reihe von 
Abänderungen vor. 

Bei der Abstimmung in der Sitzung des 
Justizausschusses am 5. Juli 1 974 wurde die 
R<egierungsvorlage in der vom Unterausschuß 
vorgeschlagenen Fassung einstimmig ange­
nommen. 

Hinsichtlich der Bemerkungen des Aus­
schusses zu dem geg-enständlichen Gesebzent­
WUI1f beziehungsweise zu einz elnen seiner Be­
stimmungen verweise ich auf den schriftlichen 
Aussdmßlbericht in 1259 der B eilagen. 

Ich steHe namens des Justizausschusses den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem G esetz­
entwuN in 1259 der Beila.gen die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteHen. 

Schließlich herichte ich auftrags des Justiz­
ausschusses über die Regierungsvorlage (937 
der Beilagen) : Bundes-gesetz, mit dem das 
Bewälhrungshillfege.setrz an das Strafges etzbuch 
aug€'paßt wird. 

niese Regler.ungsvorlage Iwurde von dem 
bereits erwälhnten Unlbemusschuß am 28. unld 
am 29. Mai 1974 in Anwesenheit des Bundes­
ministers für JusUz Dr. Broda beraten. Auch 
hiezu schlug der Unter ausschuß eine Reihe 
von .Nbänderungen vor. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage 
wurde bei der Abstimmung am 5. Juli 1914 
in der vom Unterausschuß vorgeschlagenen 
Fassung vom JusUz ausschuß ebenfalls ein­
stimmig angenommen. 

Hinsichtlich der Bemel1k:ung-en des Justiz­
ausschusses venweise ich hier auf den gedruck­
ten Auss chußlbericht in 1 260 der BeHagen. 

Hinsichtlich der -BemeI1kungen, die 
Justilzaussmuß zu den er-wähnten Gesetzent­
wÜI1fen gemacht Ihat, veI1weise ich auf die 
gedruckten AussdlUßiberichte in 1237 ibis 1256 
der Beilagen. 

der Ich stelle namens des Justizausschus·ses den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem Gesetz­
entwurf in 1260 der Beilagen die verfass ungs­
mäßige Zustimmung erteHen. 

Ich darf namens des Justizausschusses den 
A n  t r a g  steHen, der Nationalrat wolle den 
den s chri.ft1ichen Aussmußberichten 1237 bis 
1 256 der Beilagen beigedru<kten Gesetzent­
würfen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Abschließend darf ich noch beantrag-en, falls 
Wortmeldungen vorliegen, General- und 
Spezialde:b atte über die von mir referierten 
Gesetzentwü:nfe unter einem durchzufülhren. 

Präsident Probst: Berichterstatter rmI 
Punkt 25 ist die Frau Abgeordnete Wilihelmine 
Moser. Ich bitte sie um iJhren Bericht. 
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IBerichterstatterin Wilhelmine Moser: Herr 
Präsident! Hohes Haus l Ich berichte über die 
Regierung,SlVorlage (934 der Bei'lagen) : Bundes­
gesetz, mit dem die Strafiprozeßo:rdnung 1 960 
an das Stratf.gesetZibuch angepaßt wird (Stra.f­
proz,eßanpassungsgesebz) . 

Die Regierungs,vorlage wurde am 6. No­
vember 1:913 im Nationalrat eingelbracht und 
am 8. No,vernbeT 1913 dem Justizausschuß Z1ur 
VOIiberatung zug'ewiesen. 

In seiner Sitzung am 15.  Jänner 1914 hat 
der Justizausschuß den schon mehrfach er-

tIn seiner Sibzung am 1 5. Jänner 1914 hat wähnten Unteraussmuß eingesetzt. 
der JusUzausschuß zur Vorbehandlung der Der Unterausschuß hat den Gesetzentwurf 
gegenständlichen Reg.i'erungsvorlage einen am 29. Mai, am 6. Juni und am 3. Juli 1914 
zwölfgliedrigen Unter,ausschuß eingesetJzt. in Anwesenlheit des Bunde,sministers :1iür Justiz 

Der Unterausschuß hat den erwähnten Dr. Broda beraten und eine Reilhe von Alb­
Gesetzentwurf am 6. Juni sowie am 1 . , 2. und änderungen zum Text der Regierungsvorlage 
3. Juli 1914 in Anwesenilreit des Bundesmini- vorg·eschlagen. An den Beratungen naihm auch 
sters für Justiz Dr. Broda beraten und eine der Abgeordnete Dr. Ermacora vertretungs­
Re�he von AJbänderungen zum Text der weise teil. 
Regierungsvorlage vorg.eschlagen. 

Dem Justiz,ausschuß wurde in seiner Sitzung 
am 5. Juli 1914 von der Berichterstatterin 
Abgeordnete Wilhelmine Moser ein Bericht 
über das Er,gebnis der Beratungen im Unter­
ausschuß vor,gelegt. Die weitere Ausschuß­
beratung erfolgte unter BerücksichUgung der 
vom Unterausschuß vorgeschlagenen Fassung. 

An den VeI1handlung,en beteiHgten sich 
außer dem Bericht.erstatter die AJbgeordneten 
Skritek, Dr. Hauser und DDr. König sowie 
der Ausschußobmann AJbgeordneter Zeillinger 
und der Bundesminister für Justiz Dr. IBroda. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vOl'lage in der vom Unterausschuß vorge­
schlagenen Fassung einstimmi,g angenommen. 

Dle vom Ausschuß beschlo.ssene Fassung des 
Gesetzestextes ist dem schriftlichen Ausschuß­
bericht beigedruckt. 

Dem Justiz,ausschuß wurde in seiner Sitzung 
am 5. Juli 1914 vom Berichterstatter �ür den 
Ausschuß, AJbg,eordneten ZeiHinger, ein Be­
richt über das Ergebnis der Beratungen im 
Unterausschuß vor'ge'legt. Die weitere Aus­
schuß'beratung erfolgte unter Berücksich'tigung 
der vom Unterausschuß vorgeschlagenen Fas­
sung. 

An den Verhandlungen 'beteiligten sich die 
Abgeordneten Skritek, Dr. Hauser, DDr. König 
und der Bundesminister ,!lür Justiz Dr. Broda. 

,Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlag·e in der vom Unterausschuß vorge­
schlagenen Fassung einstimmig angeno.mmen. 

Bezüglich der vom Ausschuß zu den e,in­
zeInen Bestimmungen ,gemachten Anmerkun­
g,en verweise ich auf den schriftlichen Bericht 
des Justizausschusses. 

Ich darf auf die einzelnen Erläuterungen Namens des Justizausschusses stelle ich den 

des schrifHichen Ausschußberichtes verrweisen. A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
schrilftlichen Ausschuß!bericht 1258 der Bei-

Der Justizausschuß ist der Uberzeugung, daß lagen angeschlos'senen Gesetzentwurf die ver­
im Hirrblick. auf di'e erheblichen Änderungen fassungsmäßige Zusttimmung ertei�en. 
der Strafprozeßordnung eine neuerliche Wie-
derverlaut'barung notw,endig wäre. Für den Fall, daß Wortmeldungen erfoLg,en, 

Namens des Justizausschusses stelle ich den 
bin ich ermächtigt zu be'antragen, daß General­

A n  t r a g, der Nationalrat woUe dem dem 
und Spezialdehatte unter einem abgeführt 

schriftlichen Ausschußtbericht 1257 der Bei- werden. 

lagen angeschlossenen Gesetzentwurf die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

iFür den Fall, daß Wortmeldungen erfolgen, 
beantrage ich, General- und SpeziaLdebatte 
unter einem durch�uführen. 

:Präsident Probst: Berichterstatter !Zu 
Punkt 26 ist der Herr Ab.geordnet.e Doktor 
Broesigke. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Broesigke: Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren! Ich herichte 
über die Regierungsvorlage (935 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Strafvo1l2mgsg,esetz 
an das Strafgesetzbuch angepaßt wird (Straf­
vollzugsanpassungsgesetz) . 

Präsident Probst: Be,steht ein Einwand, 
General- und Spezialdelbatte unter einem ab­
zuführen? - Kein Einwand. 

Wir gelhen in di'e Debatte ein. Der erste 
Redner ist der Herr kbgeordnete Zeillinger. 

tAlbgeordneter Zeillinger (PPO) : Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister !  Meine Damen und 
Herren de,s Hoihen Hauses ! Es ist fast schon 
ein tragisches Schicksal des Justizressorts, daß 
es so oft g,erade mit Ibedeutend'en Materien 
erst so spät in der Nacht dranlkommt. Ich bitte 
daher um Verständnis, wenn ich - ich glaube, 
auch Ihre Zustimmung zu finden - heute 
meine AusfÜlhrung zu dem Thema lciirzer halte 
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Zeillinger 

und vielleicht bei einer ander,en sich bietenden 
Gelegenheit grundsätzliche Gedanken dazu 
vorbringen da:t1f. 

IMit den vorHe'genden lBegleitgesetzen, die 
wir beschließen werden, ist die große ös'ter­
reichische Strafrechtsreform praktisch abge­
schlossen. Es sind mehr als r.!:wanzig Jahre 
vergang·en, seit am 2. April 1 ,954 in einer 
Entsch'ließung des Nationalrates das Bundes­
ministerium rur Justiz aUJfgefordert 'Worden 
ist, eine Kommission zur Ausarbeitung eines 
Straf'gesetzentwurfes zu 'berufen. Das neue 
Strafgesetz ist am 23. Jänner dieses Jahres 
beschlossen worden. 

Es war bedauerlich, daß der Beschluß damals 
nicht einstimmig gefaßt rwerden konnte. Heute 
wird nun - so nehme ich an - eine ein­
stimmige Vera!bschiedung möglich sein. Das 
ist umso 'begrüßenswerter, als eine Reihe von 
Ge,setzen, di e wir heute zu beschHeß,en halben, 
über die bloße Anpassung Ihina.us abermals 
wi'eder ein Paket von Änderungen bringen, 
das auch oihne den Zusammenhang mit dem 
neuen Strafgesetz den Namen einer Straf­
rechtsreform verdi.enen würde. 

Ich möch'te heute 'hier etwas gleich klar­
stellen: In aUen drei Fraktionen sind wir uns 
darüber im klaren, daß wir noch viele Ände­
rungen und Reformen auf diesem Gelbiete vor 
uns haben. Wir haben uns aber im wesent­
lichen auf die Anpassung heschränlkt und die 
G renze der Anpassung nur dort über,schritten, 
wo volle Ubereinstimmung hestanden hat und 
wo wir auch die Gerwißlheit hatten, daß die 
Betroffenen befra.gt und gehört worden sind. 

Ich möchte einleitend - ich glaube, daß ich 
das in Ubereinstimmung mit den beiden 
anderen Fraktionen machen daTlf - als Ob­
mann des Justizausscbusses 'eine Feststellung 
treffen und zugleich auch einen Dank aus­
sprechen: Wir hätten diese unerhört schwie­
rige Aflbeit bei dem Umfang, der KompU�iert­
hert und 'der Verflechtung - da.s sehen Sie 
heute schon aus der Tag,esordnung und der 
Berichterstattung - niemals leisten können, 
wenn uns die Damen und Herren des Justiz­
ministeriums nicht in einer derart hervor­
ragenden Weise, nicht nur als Weglbegleiter, 
sondern manchmal auch als Bergfülhr.er bei der 
Bewältigung aller Klippen zur VeooQlung ge­
standen wären. Ich möchte den Beamten dalfür 
her.zlich danken. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich dar,f darüber hinaus auch feststellen, daß 
wir Gelegenlheit hatten, sehr viele Experten, 
Fachleute, auch betroffene Richter und Staats­
anwälte zu hören, die uns alle dabei be:hiliflich 
waren. Dabei möchte ich hier auch gleich eines 
sagen. Ich halte es g,ar nicht rur ausgeschlos­
sen - der Minister verzeIhe mir hier meine 
persönliche Skepsis -, daß sich vielleicht 

irgendwo e-ine kleine Panne versteckt hat und 
daß ein Kommentator im ,Laufe der nädrsten 
Jahre darüber Bücher 'schreilben wird, Wenn 
man den Umfang, die Kompliz'iertheit und 
auch den Zeitdruck, die Notwendigkeit, fertig 
zu werden, damit das neue Straf.gesetz in 
Kraft treten kann, bel1ÜcksichUg't, so möge 
man uns allenfalls in Zukunft solch kleine 
Pannen verzeihen. 

Ich darf nun kurz mit dem Strafprozeß­
anpassungsgesetz 'beginnen. Mit dem Gesetz 
wird die geltende Strafprozeßordnung aus dem 
Jahre 1 873 nach mehr als 'hundertj ährigem 
Bestand einer der tiefgrei.fends'ten Reformen 
unteI1Zogen, die sie j emals über sich ergehen 
lassen mußte. 

,Es haben sich daJher auch bei diesem Gesetz 
im besonderen die Stande.siVertretungen der 
Richter und Staatsamwälte mehrmals und auch 
sehr nachhaltig zu Wort gemeldet und wurden 
auch noch wäihrend der Ber1atungen im Unter­
ausschuß des Justizausschusses gehört. 

Wir haben einen umfangreichen Katalog 
von Wünschen, der 'hier an den Gesetczg'eher 
herangetragen worden ist, in Zusammenarlbeit 
mit dem Sunde,sministerium für Justiz ge­
prüft und lViele.s daraus aufgegriffen. Anderes 
mußte auf eine spätere Strafprozeßreform 
zurückgestel1n werden. 

Ich möchte aus den Materien, die wir bear­
beitet haJben, einen Punkt als Beispiel heraus­
greifen, weil er mir auch Ibedeutend sch-eint. 
Nach mehreren verge'blichen Anläufen ist es 
geglückt, das Probl'em des A'bhörens von 
Telepihongespräch,en �ür Zlwecke eines gerkht­
lichen Strafverflahrens zu bewältig·en. 

,Mi't dem Bundesver.fassung,sgesetz vom 
29. November vorigen Jahres ist das Staats­
grundgesetz frber die aHgemeinen Rechte der 
Staatsbürger dahin gehend ergänzt worden, 
daß alb 1 .  Jänner 1975 Eingriffe in das Fern­
meLdegeheimnis nur mehr auf Grund eines 
richterlichen Befelhles in Gemäßiheit bestehen­
der Gesetze zuläs.sig sein werden. 

Zwar hat schon die bistherige Recht­
sprechung angenommen, daß ein Eingriff in 
das Fernmeldegeheimnis - prCllktisch ge!ht es 
ja dabei immer um das Aibhören von Tele­
phongesprächen - auch im Rahmen eines 
gerichtlichen StraJfverfahrens nur unter h'e­
stimmten Vorausset'ZuIlJgen zuläs,sig sein dar,f. 
Dem Ges'etz war daIlüber a'ber nichts zu ent­
nehmen. Das wird nun durch die Neuregelung 
anders. In der NeuIassung der Strafprozeß­
ordnung werden die Voraussetczungen gan'Z 
präzise und genau umschrietben, wOIb ei an der 
engeren Umschreibung auch der JusUzaus­
schuß seinen Anteil hat. Der Justizausschuß 
hat dabei genau überlegt, damit die Pri,vat-
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ZeilUnger 

sphäre wei'teIihin entsprechend geschützt 
bleibt, und ist aus diesem Grund auch etwas 
von der Vorlag·e aJbgegang·en. 

Es ist Vorsorge dafür getroffen, daß �um 
Beispiel ein Gespräch zwischen einem Anwalt 
und se,inem Klienten nicht Ü!ber,wacht werden 
kann, und auch dafür, daß AU/fiz'eichnungen 
der überwachten Gespräch,e anderen Personen 
nur insoweit zur Kenntnis gelangen dürfen, 
als das e\ben unumgänglich notwendig ist. 

Vöni.g neu sind schließlich auch die Bestim­
mungen ülber da.s VerfaIhren bei vorbeugenden 
Maßnahmen. Praktisch interessant sind Illi'er 
vor allem die Vorschriften über das Verifahren 
bei der Unterbringung in einer Anstalt tür 
geistig abnorme be.zieihungS'weise ·entwÖih­
nungsibedürfUge RechtSbrecher unJd. in ·einer 
Anstalt foür gefälhrliche Rüddallst·äter. 

nas Strafivollzugrsanpassungsgesetz bringt 
zwar nich't den von dem einen erlhofften un'd 
von der anderen Seite be.ftürchteten Häftlings­
url aU'b , dad'IÜr alber ·eine Reihe wichtiger 
anderer Neuerungen. 'Einmal 'faUen die soge­
nannten Brieffristen. Um ein :Beispie'l heraus­
zunehmen: Die Gefangenen haben bisher nur 
in ganz bestimmten Z eitabstäniden und immer 
nur an e,ine bestimmte Person Bri.e.fe schreiben 
bezielhungsweise von einer bestimmten Per,son 
Briefe empfangen dürfen. Urs achte dafiür war, 
daß diese Briefe zensuriert werden mußten. 
Nun vefizichten wir grundsätzHch aUJf dies'e 
Lesezensur, und damit wird es möglich, den 
Briefverkehr und diese Verhindung mit der 
Außenwelt, die wir 1für notwenidi,g gehalten 
halben, in großIZügigerem Umfang als bisher 
zuzulassen. 

Das Strafvollzugsanpassungsgesetz löst das 
Proiblem - so hoffen wir - des Entlassungs­
vollzuges in befriedigender Weise. Dieser 
Vollrzug soll dazu dienen, den Strafgefangenen 
unmittellbar auf seine Entlassung vOTIZubere.i­
ten. Ich daflf hier einfügen, daß das eines 
der Hauptanliegen meiner Fralktion war. 

Was die vorbeug.en:den MaßnaJhmen betrifft, 
stellen sich für den VoHzug 2lWei Fragen. 
ErsteIl!s : Wo soll er stattfiniden? Und z:weiten'5 : 
Wie soll 'er vonstatten gehen? 

Zur ersten Frage sielht das Gese'l:<z grund­
sätzlich für j ede Maßnaihme e.ig·ene Anstalten 
vor. Es ist unbestritten auch von der Opposi­
tion, daß diese AnstaUen nicht alle am 1 .  J än­
ner schon i1hren Betrieb aufne\hmen 'k,önnen j 
das ist technisch nich't möglich, es ist kosten­
mäß'lg nicht möglich. Die Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher ist nach dem Ministe­
rialentwurf, also nach dem Willen des Justiz­
ministers, seinerzeit sogar bis 1 .  Jänner 1982 
geplant gewesen, eine Frist, die r-elativ früJh 
gewes·en wäre. Es war die finanzielle Sei'te, 

der Einspruch des Finanzministers, daß diese 
Frist gef.aUen ist. Alber die drei Fraktionen 
haben im Justizausscbuß im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister, der 2lwei.fellos den Kon­
takt mit dem Finanzminister darülber herge­
steHt hatte, dann doch rur richtig und no't­
wendi.g angesehen, hier wieder eine Frist bis 
3 1 .  Dezemlber 1984 zu setzen, weil wir glauben, 
daß es notwendig ist, aJbsehen zu können, 
wann hier ein aUseits Ibefri.edigender Zustand 
geschaffen wird. 

Hinsichtlich der Unterbringung der zurech­
nungsun�ähigen und geistig abnormen Rechts­
brecher mußte daher ein Provisorium geschaf­

fen werden. Nach den Empfelhlungen des 
Justi'Zaussenusses ist dieses Provtsorium a,ber 
befrlstet. 

lDie inhaltliche Gestaltung des VolLzuges i,st 
bei den medizinischen Maßnaihmen von der 
Natur der Sache her ,gegeben. Es versteht sich 
von se�bst, daß bei der UnteI1br.ingung geistig 
abnormer bezielhungsweise entJwölhnung,sbe­
dürftiger Rechtstbrecher die ärnHichen Be­
mühung,en um eine Heilung, um eine Besse­
rung oder eine EntwÖlhnung im Vordergrund 
stehen. Für die Unteribringung gefäihrlicher 
RückJfallstäter wiederum hat die bisher,ig'e 
Regelung des Vollzuges der Unter1br,ingung in 
einem Adbeitshaus eine Art Vor'biLd g·egeben. 

Das JugendstraJfrechtsanpassungsg·esetz, 
über das ebenfalls berichtet worden is-t, war 
in der Re·gierungsvorllage a�s reines Anpas­
sungsgesetz konzipiert. Die Ausschußberatun­
gen sin:d in vollem Ein'Vernelhmen - ich 
glaube, der Justizminister ist darüber gar nicht 
unzufrieden - einen Schritt 'Weitergegangen 
und haben Neuerungen geJbracht. 

Eine davon ist der einvernehmliche Verzicht 
auf das Institut der Bundesanstalt für Er.zi-e­
hungsbed'Ürftige. Dieser VeIlZicht hedeutet 
keine AufgaJbe des Vorranges der Erziehung 
vor der Strafe 'bei jugenJd.Hchen Rechtsbrechern. 
Es handelt sich lediglich darum, daß die mit 
dem Jugendgerichtsge.setz 1928 ins Leben ge­
rufene Form einer Erzielhung von Strafrechts 
we·gen heute nicht mehr als zieltiiü:hrend emp­
funden wird. Die Auflassung der bestehenden 
AnstaUen wird zlWeifellos eine stärkere Be­
lastung der Ülbrigiblelibenden Einrichtungen: 
Fürsorgeerziehung, 'Be:wä\hrungslhiUe, Jugend­
strafvo}llzug, mit sich 'bringen. Wir glauben 
dennoch, daß der Schritt, der 'hi'er getan wird, 
notwendig und richti.g ist. 

Von den Änderungen im Bewälhrungshilfe­
geset� wird in der Praxis vor allem die 
Valorisierung und die Dynamisierung der 
steuer:freien AUDwandsentschä:digung für 
ehrenamUich täUge iBewälhrung;shelifer 'beg·rüß't 
werden, so nehme ich an. Bedeutsam ist afllch, 
daß im Gesetz nunmehr sel1bst der Zeitpunkt 
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genannt wird, bis zu dem die 'biSiher privaten 
Vereine, die deI1Zeit mit der DurchJ1iÜ'hrung 
der Bewährung'shilfe 'betraut s'ind, ihre Ge­
schäfte dem Bund !Zu über,geben haben. Denn 
die Durch:fülhrung der 'ßewä'hrurugsihilfe durCh 
private Org'anisationen war von vornherein 
ja nur als e,in Pro:visorium gedacht. Sie soll 
nunmoor mit dem 31 .  Dezember 1978 aus­
lcmfen. 

Zum AbsChluß noCh ein Wort über das 
Strafrechtsanpassungsgesetz. Ich darf darauf 
hill/weis en, daß Artikel XI dieses Ge,setzes 
eine lange Liste derjenigen Gesetrze entlhält, 
die mit deilIl IIlIk.rafttreten des neuen Straf­
gesetZlbuches außer Kraft treten. An der Spitze 
der Liste steht das alte Strafgesetz, das e s  
imme:rihin - je nachdem, OIb man e s  mit dem 
Jahr 1852 oder 1803 datiert - auf eine 
Lebensdauer :von 122 oder 1 72 Jahren gebracht 
hat und damit nicht nur einen eur.opäischen 
Rekord halten dür.fte. Wir finden in dieser 
Liste aber auch das Landstr,eich'ereigesetz :vom 
Jahre 1 885. Das ist desihal1b bemerkenswert, 
weil Zlwar schon die Strafrechts:kommiss ion 
beschlossen hatte, daß Landstreicherei, B etteln 
und Prostitution kJüruftig nicht mehr gerichtlich 
straf.bar sein sollen. Die bisherigen Anpas­
sungsentwüme haben aber diese Bmpfehlung 
der Strafrechtslkommission bis zuletzt igno­
riert. Als eines der beiden 'heute noch dem 
Parlament angehörenden MitgHeder d'er Stra.f­
rechtskommiss ion freut es mich ganz beson­
ders, daß unseren damaligen Intentionen hier 
nun zwar spät, aber doch noch zeitgerecht ent­
sprochen werden konnte. 

Meine Damen und Herrenl ICh habe ent­
sprechend meinem eingangs ge·ge/benen Wort 
mit einer nicht der B edeutung der Materie 
nach gebotenen, sondern eher der Stunde und 
der Situation, in der sich unser Hohes Haus 
b efindet, angepaßten Kürlze heute 'hier die 
Gesetze,  die wir beschließen werden, zu wür­
digen versucht. Ich bin übel1Zeugt, daß wir 
im Herbst, wenn wir zusammenJkommen, und 
in künftigen Jahren, wenn wir das Ibeolbachten, 
was wir heute beschließen, noch oft Gelegen­
heit haben :werden, über die,se Reform und 
über die Fortschritte di'es'er Reform zu 
sprechen. 

Ich möchte hier die in meinen Augen her­
vorragende Zusammenarbeit aller KoHeginnen 
und Kollegen würdigen, und ich kann das 
machen, da ich der eiI1Jzige meiner Fraktion 
im Ausschuß bin. Ich möchte danken den 
Damen und Herren der anderen Fraktionen 
für die wirklich beisptelhafte Zusamm enarJbeit 
in dieser wichtigen Materie. Ich stehe auch 
nicht an, nachdem ich an dieser SteHe vor 
zwei Tagen zu einem anderen Gebiet kritische 
Worte gesproch'en halbe, offen zu sagen: Diese 
Reform wäre nicht möglich ge,wesen ohne den 

peI1SÖnlichen Einsatz des Bundesministers rur 
Justiz, der diese Ges etze pers'önlich im Aus­
sChuß vertreten und an Ort und Stelle mit­
beraten und mitentschieden hat. (Beifall bei 
der FPO.) 

:Di'ese Zusammenarbei't hat diese Reform 
ermöglicht. Ich darf namens der freiheitLichen 
Fraktion sagen, daß wir allen Gesetrzen an­
tragsgemäß zustimmen werden. Ich kann der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß ·in dem Geist, 
in dem wir ,sie zusammen oeraten haben und 
beschließen werden, auch ein er,fO'lgreiche's 
Wirken im Sinne des Reformgedankens mög­
lich sein 'Wird. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Skritek. 

Abgeordneter Skritek (SPO) : Hohes Haus l 
MeJ1nle Damen 'llIlld HerDen I Auch ich. möchte 
mit denselben Intentionen wie mein Vorredner 
zu den vorliegenden Gesetzen Stellung neh­
men, nämlich mich so kurz als möglich zu 
halten. 

Zunächst darf ich dort anknüpfen, wo mein 
Vorredner von möglichen kleinen Pannen ge­
sprochen hat, und dem Hohen Haus drei An­
t räge vorlegen, die kleine Änderungen bein­
halten. Sie sind deshalb notwendig geworden, 
weil im Verlaufe der Beratungen - wie Sie 
den Berichten und den Worten meines Vor­
redners entnommen haben - außerordentlidl 
viele Änderung,en nöti'9 wurden. Bei diesen 
Änderungen ist übersehen worden, in einigen 
Punkten die mit diesen Änderungen im Zu­
sammenhang stehenden Bestimmungen gleidl­
falls anzupassen. Daher sind noch einige ganz 
kleine Änderungen erforderlich. 

Ich erlaube mir, die notwendigen Anträge 
hier vorzulegen. 

Zum Strafvollzugsanpassungsgesetz : 

A n t r a g  

der Abgeordneten Skritek, Hauser, Zeillin­
ger und Genossen zur Regierungsvorlage 
935 der Beilagen (Strafvollzugsanpassungs­
gesetz) in der Fassung des Aussch.uß­
beridltes ( 1258 der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen : 

Im Artikel III Abs.  4 ist im zweiten S atz 
der Ausdruck "wenn der Untergebrachte " 
durch den Ausdruck ",wenn der Eingewie­
sene" zu ersetzen. 

Zum Strafprozeßanpassungsgesetz : 

A n t r a g  

der Abgeordneten Skritek, Hauser, Zeillin­
ger und Genossen zur Regierungsvorla'ge 
934 der Beilagen (Strafprozeßanpassungs-
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gesetz) in der Fassung des 
,berichtes (1257 der BeHagen) . 

Aus schuß- mehr die textliche Anpassung vorzunehmen, 
wobei es keine besonderen Gegensätze gege­
ben hat. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: Meine Damen und Herren! Auch ich möchte 

1 .  Im Artikel I Z. 1 05 ist nach dem mich den Worten des Vorsitzenden des Justiz­
ausschusses namens meiner Fraktion anschlie­

Zitat "Abs. 1 Z. 4" einzufügen: "die Absatz-
bezeichnung ( 1 )" .  

2. I m  Artikel I Z. 1 24 ist i m  § 442 der 
Ausdruck. "im Abs. 1" durch den Ausdruck. 
" im § 441 Abs. 1 "  zu ersetzen. 

Zum Jugendstrafrechtsanpassungsgesetz : 

A n t r a g  

der Abgeordneten Skritek, Hauser, Zeillin­
ger und Genossen zur Regierungsvorlage 
936 der Beilagen (Jugendstrafrechtsanpas­
sungsgesetz) in der Fassung des Ausschuß­
berichtes (1259 der Beilagen) . 

ßen und den Beamten des Justizministeriums 
für die ausgezeichnete Vorbereitung und 
Unterstützung, die sie unseren Beratungen 
geliehen haben, recht, recht herzlichen Dank 
sagen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Diese gute Betreuung, die wir im Justiz­
ausschuß ha'ben, ist schon fast zu einer Ge­
wohnheit geworden. Aber diese Vorlagen, die 
- wie Sie sich ja selber davon überzeugen 
können - außerordentlich umfangreiche Ab­
änderung,en gebracht haben, wären ohne eine 
solche Unterstützung übeIihaurpt nicht mö.g.lich 
gewesen. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung Nun ein paar Worte zu den vorliegenden 
beschließen: Anpassungsgesetzen. Aufgaben dieser Anpas-

In Artikel ,I Z. 17 hat der Eingang zu sungsgesetze sind: 

lauten : 

"Im § 22 entfällt im Albs. 1 die Iit. c und 
tritt an die Stelle der Abs. 2 und 3 nach­
stehende Bestimmung:" 

Hohes Haus ! Med[}je Damen UJ11ld HeiIlI'ell ! 
Nun zu den Vorlagen einige Bemerkungen 
auch seitens der sozialistischen Fraktion. 

Wir haben im HOfhen Hause am 23. Jänner 
1 974 nach einem Einspruch des Bundesrates 
das neue Strafgesetzbuch beschlossen. Es wird 
am 1 .  Jänner 1 975 in Kraft treten. Es war 
damals schon al1en klar, daß zur Vollziehung 
einige Anpassung1sgesetze notwendig und er­
forderlich sind. 

Wir haben uns auch in den nach Ver­
abschiedung des Stmfgesetzbuches durch­
geführten Verhandlungen sofort darauf ge­
einigt, daß die Behandlung dieser Anpassungs­
gesetze die nächste dringendste, ja vordring­
lichste Aufgabe des Justizausschusses sein 
soll. In diesem Sinne hat sich der Unter­
ausschuß in zehn Sitzungen mit den vor­
liegenden Gesetzesvorlagen beschäftigt und 
- wie Sie aus den Berichten entnommen 
haben - noch 20 zusätzliche § 1 9-Anträge 
für spezielle Anpassungen 'beschlossen. 

Hohes Haus ! Auch ich möchte zunächst fest­
halten, daß ich glaube, daß der nahezu ein­
stimmige Beschluß des Strafgesetzbuches. der 
nur bei den Bestimmungen des Schwanger­
schaftsabbruches nicht einstimmig bei den Be­
ratungen gefaßt wurde, eine s eh r  wichtige 
Voraussetzung für die Anpassungsgesetze 
war. Es war bei einheitlicher Auffassung über 
den Inhalt des Strafgeset:zJbuches zunächst nur 

Erstens : die unmittelbar notwendige An­
passung. Ohne Begleitgesetze wären einige 
B estiIlllIIlungen nicht vollziehbar gewesen. 
Dazu gehört vor allem die Anpassung im 
Strafvollzug und in der Strafprozeßordnung. 

Zweitens : die Ausdehnung der Gedanken 
des neuen Strafgesetzbuches auf die übrigen 
Gebiete des Strafrechtes. Dazu dient das Straf­
rechtsanpassungsgasetz. 

Drittens möchte ich im Sinne meines Vor­
redners auch festhalten, daß bei den einzelnen 
Gesetzen selbstverständlich die Gelegenheit 
wahrgenommen wurde, schon längst fällige 
Reformwünsche vorzubringen beziehungs­
weise sie hier in diesen Gesetzen zu berück­
sichtigen. 

Hohes Haus ! Das Strafrechtsanpassungs­
gesetz hat die große Aufgabe, den allgemeinen 
Teil des Strafgesetzbuches auf die anderen 
Straf.bestimmungen, das sogenannte Neben­
strafrecht, anwendbar zu machen beziehungs-
weise auszudehnen. Hier, glaube ich, ist es  
vor allem wichtig, die Neuerung, nämlich das 
Tagessatzsystem und den Ersatz kurzfristiger 
Freiheitsstrafen durch Geldstrafen, in das 
Nebenstrafrecht zu transponieren. Ich glaube, 
daß es gelungen ist, für das Tagessatzsystem 
einen sehr guten, !brauchbaren und leicht hand­
hab baren Umrechnungsschlüssel zu finden. 

Die nächste Aufgabe bestand darin, Ände­
rung'en im Strafgesetz, zum Beispiel den Er­
satz der bisherigen verschiedenen Strafarten 
wie Arrest, strenger Arrest, Kerker, die im 
Strafgesetz durch eine einheitliche Freiheits­
strafe ersetzt wurden, ins Nebenstrafrecht 
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überzuführen und die Deliktkategorienanpas­
sung von Ubertretung, Vergehen, Verbredlen 
in die neue Gruppierung Ver.g:ehen und 
Verbrechen entsprechend umzusetzen, da sich 
ja diese Begriffe nicht mehr decken. 

Eine wichtige UberfUhrung in das übrige 
Strafrecht ist auch der § 42, Verfahrenseinstel­
lung bei mangelnder Strafwürdigkeit der Tat, 
dies deswegen, damit er in anderen Gesetzen 
angewendet werden kann. 

Auf die Fragen der Aufhebung der Landes­
verweisung und der :Polizeiaufsicht möchte ich 
hier nicht mehr näher eingehen. 

Hohes Haus ! Vielleicht noch eine Bemer­
kung zum Strafrechts änderungs gesetz. (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Ladenschluß!) Herr

' 
Kollege ! 

Ihre Redner haben sich auch die notwendige 
Zeit genommen, und wir haben sie ihnen 
gelassen; vielleicht lassen Sie sie mir auch. 
(Abg. H a b  e r  1: Die Stunde von Mussil geht 
uns ab!) Ja! Ich glaube, der Zwischenruf war 
meiner Meinung nach deplaciert, sicherlich 
nicht sehr angebracht. (Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Reizen Sie mich nicht, sonst bringe ich einen 
placierten an!) Herr Kollege ! Da müssen Sie 
sich sicherlich sehr anstrengen I (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Bei Ihnen nicht! - Der P r ä  s i­
d e n  t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren I Wir haben im 
Strafrechtsanpassungsgesetz eine Reihe alter 
Bestimmungen aufgehoben und damit, wie wir 
glauben, einen wichtigen Beitrag zur Rechts­
bereinigung und auch 'zur vereinfachten An­
wendung der Gesetze geleistet. 

Die sozialistischen Abgeordneten werden 
der Entschließung, die wir für sehr wichtig 
halten, gerne beitreten. Wir stellen mit Freude 
fest, daß die Bundesregierung in zwei Regie­
rungsvorlagen Ibereits der Aufforderung, die 
wir in dieser Entschließung vorbringen, näm­
lich Anpassung der neuen Gesetze an Inhalt 
und Sinn des neuen Strafgesetzbuches, nach­
gekommen ist. Es handelt sich um das Finanz­
strafrecht und das Strafregistergesetz. 

Auf die Fragen, die sich durch die Neu­
festlegung des Fernmeldeg,eheimnisses im Zu­
sammenhang mit der Bundesverfassung 
ergeben, hat mein Vorredner hereits hinge­
wiesen. Ich möchte unterstreichen, daß es hier 
vor allem gelungen ist, bei den Bestimmungen 
über den Strafprozeß zu ·erreichen, daß bezüg­
lich der Abhörung von Dritten bei dringendem 
Verdacht einer Straftat, die mit einem Jahr 
Strafdrohung belegt ist, Ausnahmen für 
Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftstreu­
händer vorgesehen sind, um ihre Berufsaus­
übung nicht zu beeinträchtigen beziehungs­
weise die Verteidigung nicht zu stören. 

Hohes Haus ! Ganz kurz ein Wort über das 
Bewährungshilfegesetz. Es mußte geändert 
werden, weil das Strafgesetz die Ausdehnung 
der Bewährungshilfe schrittweise auch auf 
EDWachsene vorsieht. Es geschieht in drei 
Etappen. Es soll ab 1983 uneingeschränkt für 
alle Erwachsenen gelten. 

Hier galt es, neben der Festlegung einer 
besseren Vergütung auch Voraussetzungen zu 
schaffen, die derzeitige Doppelgleisigkeit 
- freiwillige Vereinigungen und staatliche 
Verwaltung - in Zukunft einheitlich in die 
staatliche Verwaltung zu überführen. 

Ich möchte hier erwähnen, daß bei der Be­
währungshilfe beabsichtigt wird, als 
Neuerung Bewährungshilfeheime, kleinere 
Heime, einzurichten. Wir 9lauben, daß damit 
neben der Ausdehnung der Bewährungshilfe 
auf die Erwachsenen eine wesentliche Leistung 
für die Resozialisierung der Strafgefangenen 
erreicht wird. 

Hohes Haus ! Eine kurze Bemerkung über 
die Anpassung des Jugendgerichtsgesetzes. 
Hier konnten wir nach langer Beratung dem 
Wunsch der Jugendrichter auf Ausdehnung 
der Kompetenzen des Jugendgerichtsgesetzes 
auf jugendliche Straftäter bis zum 19. Lebens­
j ahr nicht Rechnung tragen. Wir haben davon 
Abstand genommen, da es kriminalpolitisch 
zu verschiedene Auffassungen g1bt über die 
eventuellen Konsequenzen ejner solchen Aus­
dehnung der Kompetenzen. 

Am wichtigsten erscheint auch mir im Zu­
sammenhang mit dem Jugendstrafgerichts­
gesetz die Auflassung der Bundeserziehungs­
anstalt Kaiser-Ebersdorf und Wiener Neudorf. 
Es ist deshalb erfreulich, weil der Ersatz durch 
Bewährungshilfe, Fürsorgeerziehungsheime 
und vor allem durch den verbesserten Jugend­
strafvollzug in Gerasdorf bewältigt werden 
kann. Dazu kommen später noch Bewährungs­
hilfeheime. 

Hohes Haus ! Sehr wesentlich und wichtig 
waren die Anpassungen im Strafvollzug, vor 
allem die notwendigen völlig neuen Bestim­
mungen über den Vollzug der vorbeugenden 
Maßnahmen, der Unterbringung geistig abnor­
maler Rechtsbrecher, gefährlicher Rückfalls­
täter, entwöhnungsbedürftiger Rechtsbrech.er 
in Anstalten. Wir stel'len mit Freude fest : 
Wenn auch die notwendigen Anstalten als 
Neubauten nicht vorhanden sind, erscheint 
doch die Möglichkeit der Vollziehung aller 
drei neuen Gesetzes,bestimmungen ab 1 .  Jän­
ner 1 975 gesichert. 

Hooes Haus ! ,MeiiIlJe Damen IUJIlId HelliI1elIl ! Für 
den Strafvollzug haben sich durch das Straf­
gesetz sehr viele Änderungen ergeben. Es 
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wurden j a  die bisherigen verschiedenen Straf­
arten - Arrest, Kerker - durch die einheit­
liche Freiheitsstrafe e rsetzt. Der Vollzug wird 
j etzt nach Straftat und Persönlichkeit des 
Täters erfolgen . 

Begrüßt wird von den Leitern der Straf­
anstalten auch die Beseitigung der Stralfver­
schärfungen im Urteil, wie harteoS Lager und 
Einzelhaft. SeLbs'tver,ständlich wird es weilter 
Disziplinarmaßnaihmen im S trafvollzug geben. 
Aber durch den Wegfall dieser Strafverschär­
fungen wird die Resozialisierung erleichtert 
und sicherlich auch der Vollzug einigermaßen 
vereinfacht. 

Zu den Reformen im Strafvollzug gehört 
die Ausdehnung des Briefverkehrs mit Ange­
hörigen, der jetzt grundsätzlich keiner Be­
schränkung mehr unter1iegt, sowie eine Mil­
derung der Zensur, die sich auf Stichproben 
beschränken wird. 

Der Ausschuß hat die in der Regierungs­
vorlage enthaltene Ha,ftunterbrechung, den so­
genannten Häftlingsurlaub und den Gruppen­
ausgang, einvernehmlich gestrichen. Ich 
möchte,  meine Damen und Herren, Hohes 
Haus, hier aber ausdrücklich sagen, daß wir 
diese Frage für die sozialistische Fraktion nur 
zurückgestellt haben. Wir sehen im Häftlings­
ur1aub - das möchte ich hier schon sagen -
eine wichtige Einrichtung für den modernen 
Strafvollzug im Sinne einer Resozialisierung.  
Ich glaube, daß dies notwendig ist .  Das ist  
eine Feststellung für die Zukunlft. 

Hohes Haus ! Als letztes die Anpassung des 
Strafprozeßrechtes . Auch hier gibt es eine 
Fülle von Neuerungen. Schon in der Regie­
rungsvorlage war den Wünschen der Richter 
und Staatsaruwälte zum großen Teil ent­
sprochen worden. In einer persönHchen Aus­
sprache mit den Vertretern der Richter und 
Staatsanwälte wurden weitere Wünsche vor­
gebracht, die wir zum großen Teil auch berück­
sichtigt -haben. 

Die Reform des Strafprozesses bringt daher 
eine Reihe von Neuerungen, die sowohl eine 
Vereinfachung für die Gerichte seLber dar­
stellen als auch die Position des Angeklagten 
und der Zeugen erleichtern. Es wird vor allem 
- das war ein lang vorgebrachter Wunsch -
bei der Vernehmung des Angeklagten und 
der Zeugen nicht mehr nach Religion und 
Familienstand gefragt werden. Es wird auch 
die Möglichkeit , die Einvernahme nicht im 
Stehen vorzunehmen, efweitert. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I 

Entscheidend und schwierig war - das 
möchte ich hier durchaus nicht verhehlen -
die Neuabgrenzung der Kompetenzen der ein­
zelnen Gerichte, seien es die Bezirksgerichte, 
seien es die Befugnisse der Einzelrichter in 
Kreis- und Landgerichten. Auch hier, glaube 
ich, ist einvernehmlich und den Wünschen der 
Richter entsprechend eine Regelunlg gefunden 
worden. 

Meine Damen und Herren ! Ich halbe schon 
darauf hingewiesen, daß wir zahlreiche An.l 
regungen von Richtern und Staatsaruwälten 
berücksichtigt haben. Ich möchte hier auch mit 
aller Deutlichkeit sagen, daß die Mitarbeit 
der Richter und Staatsanwälte an der Neu­
gestaltung des Strafrechtes und des Strafvoll­
zuges von uns aus als gutes Vorzeichen für 
die VerwiI1klichung des neuen Strafrechtes 
angesehen wird. 

Hohes Haus l Meliillle Damen u.n!d HeTlI1en l 
Wir wissen, daß der Erfolg des neuen Straf­
rechtes sicherlich entscheidend von der Mit­
wirkung der Richter und Staatsanwälte ab­
hängen wird. Wir sehen, wie gesagt, dieses 
Interesse der Richter und Staatsanwälte an 
dem neuen Strafrecht als gutes Vorzeichen 
für seine Verwirklichung an. Mit den An­
passungsgesetzen, Hohes Haus, steht der Voll­
ziehung des neuen Strafgesetzes ab 1 .  Jänner 
1 975 nichts mehr im Wege. Wir hoffen, meine 
Damen und Herren, daß dieses große Geseltz­
gebungswerk in der Zukunft die notwendige 
Anerkennung auch in der Offentlichkeit finden 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Die von den Abgeordneten Skri­
tek, Dr. Hauser, Zeillinger und Genossen ein­
gebrachten Abänderungsanträge sind ge­
nügend unterstützt und stehen daher mit zur 
Verhandlung. 

Als nächster zum Wort kommt der Herr 
Abgeordnete Dr. Hauser. Bitte . 

.A!bgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Haus I Mit der Verabschiedung des neuen 
Strafgesetzes war bekanntlich die Strafrechts­
form noch nicht beendet. Es war nötig, auch 
das Nebenstrafrecht, das in ,zahlreichen 
materiellen Gesetzen verstreut enthalten ist, 
an das neue Strafgesetz alllzupassen. Diesem 
Zweck dienen dies e  heute zu beschließenden 
Anpassungs gesetze. 

Seinerzeit, als Professor Klec atsky Justiz­
minister w ar, war versucht worden, in einer 
umfassenden Rechtsbereinigung diese Straf­
rechtsanpassung zu bewältigen. Es war vor­
gesehen gewesen, alle gerichtlich ,strafbaren 
Tatbestände in ihrem einzelnen Wortlaut 

Das sind nur einige Bestimmungen, die er- direkt anzupassen. Delikte, die im engeren 
neuert und verbessert wurden. Sinne nicht kriminelles Gewicht hatten, sollten 
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überhaupt dem Verwaltungsstratrecht über­
stellt werden, soweit sie nicht vielleicht über­
haupt entfallen sollten. Ein solches Verfahren 
wäre nun zweifellos viel zeitraubender, 
andererseits aber präziser gewesen. 

Der Herr Justizminister Dr. Broda hat sich 
in seiner Konzeption auf eine allgemeine An­
passung verlegt und verzichtet damit auf jene 
an sich wünschenswerte allgemeine Rechts,­
bereinigung. 

So waren denn auch die Entwürfe zu diesem 
Strafrechtsanpassungsgesetz in einem ge­
wissen Sinn ohne den Schwung eines Reform­
eifers konzipiert. Anders - und das ist ein 
wichtiger Unterschied zum neuen Straf­
gesetz - erfo'lgt hier bei der Strafrechts­
anpassung der Nebengesetze keine Ent­
krimi'Illalisi,erung. Die Tatbestände des Nehen­
strafrechtes bleiben im wesentlichen unver­
ändert. Nur die Strafdrohungen werden dem 
neuen System angepaßt. 

Auch die Entstehung der Strafrechtsent­
würfe zeigt eine gewisse Bedrängnis. Wenn 
Sie sich erinnern, haben wir im Vorjahr wäh­
rend der Verhandlungen über das neue Straf­
g esetz verlangt, daß diese Anpassungsgesetze 
wenigstens im Entwurf noch während unserer 
Strafrechtsverhandlungen vorgelegt werden. 
Wir haben drängen müssen. Der erste Ent­
wurf, das Strafrechtsanpassungsgeset�, wurde 
uns noch im Juli übermittelt, aber der letzte 
Entwurf, der für die Strafprozeßanpassung, 
kam erst im November ins Haus. 

Das hat auch die VOIibereitungen der Oppo­
sition auf diese Materie etwas erschwert. Ich 
muß sagen, die Verhandlungen über diese 
politisch nicht sehr ergiebige, aber doch 
schwierige Materie waren eigentlich physisch 
weit anstrengender als die über das Straf­
recht selbst. Wie immer halben wir aber sach­
lich mitverhandelt, nötige Kritik geübt und 
Änderungsvorschläge für die Verbesserung 
der Vorlagen unterbreitet. 

Eine allgemeine Verhandlungsmaxime war 
für uns, daß wir nur die nötigsten Anpassun­
gen vornehmen und Reformwünsche zu ein­
zelnen Gesetzen, die über diesen Anpassungs­
zweck. hinausgehen, nicht verfolgen. Gelegent­
lich sind wir gemeinsam dann von diesem 
Grundsatz dort, wo es nicht allzu aufwendig 
war, abgewichen. 

Einige der wesentlichsten Änderungen darf 
ich hervorheben: Beim Stra'frechtsanpassungs­
gesetz hat sich gezeigt, daß die Technik der 
allgemeinen Anpassung für zahlreiche wich­
tige Nebengesetze, etwa das Militärstraf­
gesetz, das Weingesetz, unzulänglich war , zu 
Rechtsunklarheiten geführt hätte. 

Um also eine reibungslose ,Praxis zu sichern, 
haben wir uns über unsere Anregung ent­
schlossen, Spezialanpassungsgesetze zu be­
s chließen, die als § 1 9-Anträge des Justiz­
ausschusses nun dem Plenum vorliegen. Wir 
haben also eine gewisse Mischtechnik ent­
wickelt, allgemeine Anpassung verbunden mit 
Spezialanpassung . 

Wir haben auch dadurch der Rechtssicher­
heit gedient, daß wir den Katalog der aus­
drücklkh aufgehobenen Redltsvorschriften 
stark erweitert haben. In einer Entschließung 
des Nationalrates wird überdies verfügt, daß 
die Ressortminister der einzelnen Sambereiche 
j ede kommende erste Novellierung eines sol­
chen Gesetzes auch dazu benützen müssen, die 
Strafbestimmungen dieses Nebenbereiches an­
zupassen, speziell anzupassen. 

So soll das Nebenstrafrecht möglidlst zügig 
den neuen Grundsätzen unseres Strafgesetz­
buches angepaßt werden. 

Beim Jugendstrafrechtsanpassungsgesetz 
hat die Osterreichische Volkspartei durch 
einen Vorschlag einen ganz neuen Weg ge­
wiesen; nämlich durch die Anregung, die Bun­
desanstalten für Erziehungsbedürftige aufzu­
heben. Diese Anstalten sind in der letzten 
Zeit zunehmend in Kritik geraten. In der 
Gewichtung der Maßnahmen im Strafvollzug 
bezeihungsweise im Erziehungsvollzug wur­
den nämlich offenbar nicht mehr die ridltigen 
Schwerpunkte gesetzt. Tatsächlich ist es heute 
so, daß der Jugendstrafvollzug, der, abge­
sehen von den geringfügigen Strafen, in der 
Sonderanstalt in GerasdoIlf vollzogen wird, 
als vorbildlich bezeidlnet werden kann. Es 
werden dort auch materiell und personell die 
erforderlichen Mittel zur Verfügung gestellt. 

Hingegen befindet sich die ,Bundesanstalt 
für Erziehungsbedürftige in Kaiserebersdorf 
sowohl personell als auch materiell in einem 
ziemlich traurigen Zustand, und die erzielten 
Erziehungserfolge müssen eher als schlecht 
bezeichnet werden. 

So ergibt sich die merkwürdi'ge Tatsache, 
daß der eigentliche Strafvollzug an Jugend­
lichen bessere Resozialisierungserfolge erzielt 
als die mildere Erziehungsmaßnahme in den 
erwähnten Bundesanstalten. 

Es lag daher auf der Hand, daß die Frage 
aufgeworfen wurde, ob es dann nicht besser 
sei, diese Erziehungsanstalten überhaupt zu 
schließen. Wir haben eine solche Anregung 
unterbreitet. Herr Minister Broda hat sie auf­
gegriffen. 

In diesem Zusammenhang, Herr Minister, 
muß ich mich allerdings gegen eine Erklärung 
verwahren, die Sie unlängst über Ihren Presse-

771 

113. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 98

www.parlament.gv.at



1 1210 Nationalrat XlII. GP - 1 1 3. Sitzung - 11. Juli 1974 

Dr. Hauser 

dienst verlautbaren haben lassen; nämlich 
daß man nun im Zuge dieser Maßnahme der 
SChließung der Bundesanstalten verstärkt 
Gründungen von Heimen im BereiCh der Be­
währungshilfe anstreben müßte. Davon ist in 
unseren Verhandlungen nie die Rede gewesen. 
Ich glaube auch nicht, daß das unserer Ver­
handlungslinie entsprochen hat. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit doCh auCh 
daran erinnern, welche Erwägungen wir im 
Jahre 1969 bei der Bewährungshilfegesetz­
gebung anstellten. Damals sind wir doch 
davon ausgegangen, daß gerade die 
individuelle Betreuung des ReChtsbreChers 
unter möglichster Belassung in seinem Milieu 
die vorteilhafteste Auswirkung für den Erfolg 
einer Resozialisierungsbemühung hat. 

Die nach § 13 des Bewährungshilfegesetzes 
vorgesehenen Möglichkeiten der Errichtung 
von Heimen für Probanden sollten ganz gewiß 
nur die Ausnahm.e für j ene Fälle sein, wo 
keine geeignete Unterkunft für einen solchen 
zu Betreuenden vorhanden ist. 

Ich glaube daher, daß eine so pauschal 
aufgestellte Behauptung, man müsse nun mehr 
Heime im Bereich der Bewährungshilfe schaf­
fen, nicht einmal dem Geist des Bewährungs­
hilfegesetzes entspricht. Daß wir j edenfalls 
die Anstalten der Erziehungsanstalt Kaiser­
ebersdorf schließen, um diese Jugendlichen 
dann in anderen Heimen wieder unterzubrin­
gen, ist, glaube ich, nicht der Sinn unserer 
Maßnahmen. Der Jugendfürsorgeerziehung 
wollen wir durchaus das Wort reden, aber 
nicht dem neuen ,Etikettenschwindel einer 
Heimerziehung quasi wie in Kaiserebersdorf. 

Im Bereich dieses Jugendstrafrechts-
anpassungsgesetzes hat uns dann noch eine 
zweite Frage bewegt, nämlich die Frage der 
Jugendschutzsachen. Der Gedanke, daß nicht 
nur jugendliche Straftäter, sondern auch Er­
wachsene, wenn sie Delikte an Jugendlichen 
begehen, vor die Jugendgerichte kommen und 
dort abgeurteilt werden, ist in unserer RecMs­
ordnung schon Jahrzehnte alt. 

Unlogisch und ziemlich wiHkürlich war aber 
die Auswahl der in Betracht kommenden De­
likte. Auch die Regierungsvorlage hat an 
dieser Inkonsequenz gelitten. Einerseits wur­
den Delikte, wo wirklich Jugendliche ge­
schützt werden ,sollen, nicht als Jugendschutz­
sachen bezeichnet, andererseits waren Delikte 
angeführt, bei denen man s icher zweiieln 
konnte, ob es richtig wäre, sie dem Jugend­
gericht zuzuweisen. 

So war etwa das Quälen und Vernach­
lässigen eines Jugendlichen oder Unmündigen 
eine Jugendschutzs ache, wenn nur eine leichte 

BesChädigung eingetreten ist. War j edoCh. 
schwere Körperverletzung oder gar der Tod 
eingetreten, so wäre die SaChe nicht mehr 
JugendsChutzsaChe gewesen. Diese Inkonse­
quenzen haben schließlich im AussChuß zu der 
Uberlegung geführt, ob man nicht überhaupt 
die Jugendschutzsachen ganz fallenlassen 
sollte. Wir einigten uns eigentliCh im Prinzip 
auf diese Linie, haben dann allerdings unter 
Hinweis auf die Vorsprachen der Jugend­
richter noch eine Änderung vorgenommen. 
Die UsterreichisChe Volkspartei hat an siCh 
ja zunächst die Ausweitung der JugendsChutz­
sachen dadurch gefordert, daß auch die Ein­
beziehung der schwereren Verfehlungen an 
Jugendlichen vorgeschlagen wurde. Da dies 
die anderen Fraktionen abgelehnt halben, kam 
es dann zur gänzlichen Beseitigung der 
Jugendschutzsachen. Uber Intervention der 
Jugendrichter einigten wir uns dann darauf, 
daß die sogenannten Unterhaltsschutzsachen 
weiterhin dem Jugendgericht verbleiben 
sollen. In Hinkunft werden al,so erwachsene 
Straftäter im Regelfall wieder nur vor dem 
normalen Strafgericht abgeurteilt werden. 

Beim Strafvol1zugsanpassungsgesetz er­
gaben sich verhältnismäßig viele Änderungen 
im Hinblick auf die im Strafgesetz eingeführte 
Einheitsstrafe und auf die dort neu vor­
gesehenen vorbeugenden Maßnahmen. Hier 
hatte allerdings die Regierungsvorlage den 
Anpassungsgedanken selbst verlassen und 
zahlreiche echte Reformfragen aufgeworfen. 
Es wird mein Kollege Dr. König dazu noch 
Stellung nehmen. 

Mit diesen Tendenzen hat sich der Herr 
Justizminister aber sehr bald Kritik in der 
Offentlichlkeit zugezogen. Auch die Opposition 
war mit manchem nicht einverstanden, so karn 
es hier wieder zu einer starken Reduzierung 
der Vorschläge der Regierungsvorlage. 

Auf den Dualismus in dem neuen Strafge­
setz, das nicht nur Strafen, sondern auch vor­
beugende Maßnahmen · kennt, waren wir als 
Strafgesetzgeber seinerzeit besonders stolz. 
Nun, bei den Anpassungsgesetzen kann man 
sich allerdings des Eindrucks nicht erwehren, 
daß wir es nun alle miteinander wieder etwas 
billiger geben. Fast hätte die Gefahr bestanden, 
daß die sChon beschlossene Reform wieder auf 
ein Programm reduziert wird. 

Die Errichtung von Anstalten für die Unter­
bringung geistig abnormer Rechtshrecher, ent­
wöhnungsbedürftiger und gefährlicher Rechts­
br�cher läßt nun sehr auf sich warten. Für die 
Anstalten zur Anhaltung der geisUg Abnor­
men wird j edenfalls über Betreiben der Oppo­
sition wenigstens eine Endfrist bis zum Dezem­
ber 1984 gesetzt, während die Entwöhnungs-
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bedürftigenanstalten erst nach Maßgabe der 
Möglichkeiten geschaffen werden sollen und 
zunächst die Einweisung in besondere Abtei­
lungen der Strafvollzugsanstalten erfolgen 
soll. Man kann also sagen, es wird mit Wasser 
gekocht. Es bleibt offenbar künftigen Justiz­
ministern überlassen, die Offentlichkeit und 
den Finanzminister davon zu überzeugen, daß 
ein modernes Strafrecht und ein zeitgemäßer 
Strafvollzug auch mehr, und �war 'gewaltig 
mehr Budgetmittel erfordert. 

Die Anpassung des Bewährungshilfegeset­
zes selbst hat überhaupt keine Probleme ge­
bracht. Im Stmfprozeßredlt war es dagegen 
wieder schwieriger, und die Beratungen waren 
umfangreicher. 

Neben der eigentlichen Anpassung verfolgte 
hier schon die Regierungsvorlage, aber auch 
der Justizausschuß da,s Ziel, durch gewisse 
verfahrensrechtliche Ergänzungen und Ände­
rungen zu einer Entlastun'g der Gerichte bei­
zutragen. Das ist auf vielfältige Weise ge­
schehen. Es war nur natürlich, daß wir gerade 
hier die Standesvertretungen der Richter und 
Staatsanwälte zu Wort kommen ließen, die 
auch im AussChuß ihre WünsChe vortragen 
konnten. Eine Reihe von Anregungen wurden 
vom Ausschuß auCh aufgegriffen. Manche 
allerdings mußten j edenfalls für diesmal un­
beachtet bleiben, weil sie die Grenzen der 
jetzigen Anpassungsgesetzgebung zu weit 
überschritten hätten. Man muß hier auf die 
künftige große Reform unseres Prozeßrechtes 
warten. 

Mit drei Hauptfragen möChte ich mich nur 
kurz befassen. 

Es hat siCh gezeigt, daß die Regierung an 
sich keine klaren Vorstellungen über die ge­
rkhtsorganisatorischen Auswirkungen der ge­
planten Zuständigkeitsregelung hatte. So hätte 
die ursprünglich vorgesehene Regelung die 
Überlastung der Schöffengerichte zur Folge 
gehabt, weil sämtliChe Einbruchsdielbstähle 
- diese machen einen beträchtlichen Teil des 
Prozeßanfalles aus - von der Zuständigkeit 
des Einzelrichters ausgenommen worden 
wären. Die Geschworenengerichte wären wie­
der vor einer untragbaren Belastung gestan­
den, wenn, wie das in der Vorlage vorgesehen 
war, die im Rückfall · begangenen schweren 
Vermögens delikte in ihre Zuständigkeit ge­
fallen wären. Wir haben diese Zuständigkeits­
fragen und die damit veDbundenen Belastun­
gen von BezirksgeriChten, EinzelriChtern, 
Schöffengerichten und Geschworenengerichten 
im Ausschuß durch Änderungen Ibewältigt. Ich 
darf aus Gründen der fortgeschrittenen Zeit 
verzichten, das näher auszuführen. 

Bei der Kompetenz der Geschworenenge­
richte haben wir einige Modifikationen vor­
genommen, gewisse geringfügige Delikte, wie­
wohl politischen Inhalts, haben wir aus der 
Kompetenz der Geschworenengerichte ausge­
nommen. 

Eine kurze Bemerkung noch zu den straf­
prozessualen Ubergangsbe,stimmungen des 
Strafprozeßanpassungsgesetzes. In einer sehr 
ausfüh:rlichen Diskussion haben wir uns gegen 
einen Vorschlag der Vorlage gewandt, im Arti­
kel II Z. 2 enthalten, nach dem im Ubergangs­
stadium zum neuen Strafrecht für eine gewi,sse 
Zeit beim Obersten Gerichtshof eine Art Son­
derverfahren in einem Dreirichtersenat hätte 
stattfinden sollen. Es hat so etwas Ähnliches 
seinerzeit nach dem Jahr 1 945 im sogenannten 
Uberprüfungs'gesetz gegeben. Der Unterschied 
liegt aber darin, daß damals diese Uberprü­
fung durch den Obersten Gerichtshof nur in 
jenen Fällen möglich war, gegen die kein 
Rechtsmittel zulässig war, während nun die 
auch schon im ordentlichen Rechtszug, also in 
zwei Instanzen entscheidenen Fälle noch zum 
Obersten Gerichtshof hätten kommen können, 

Meine Fraktion hat sich ziemlich heftig 
gegen diesen Vorschlag gewandt, und ich darf 
kurz auch unsere Begr.ündung hier im Hause 
anführen. Wenn man eine bestimmte Zustän­
digkeits- und Rechtsmittelregelung für einen 
Rechtsbereich vorsieht, dann geht der Gesetz­
geber doch sicher von der Exwägung aus, daß 
diese Regelung richtig sei. Es ist eigentlich 
zunächst nicht einzusehen, warum bei einem 
kodifikatorischen Akt mit seiner neuen Zu­
ständigkeitsordnung für die ersten fünf Jahre 
eine Sonderregelung nötig sei. Mir erschien 
das selbst nicht schlüssig. 

Man sollte gaIllZ anders und grundsätzlich 
über diese Frage deIlJken. Im Anfangsstadium 
des neuen Stra'fgesetzes dem Obersten Ge­
richtshof ein Uberge'wicht für die Rechtsaus­
legung zu geben, erscheint mir grundsätzlich 
falsch. Es ist nämlich weit besser, auftauchende 
Auslegungsfragen des neuen Rechtes - und 
sicher wird es solche geben - den normal 
zuständigen Instanzen zu überlassen, zunächst 
die mannigfachen Entsdleidungen der Judika­
tur abzuwarten. Die Nuancierung der vorkom­
menden Lebensverhältnisse ist nämlich so 
stark, daß es gar nicht gut ist, wenn schon der 
erste auftauchende Fall durch eine Maxime 
des Obersten Gerichtshofes entschieden wird. 
Hier ist Zuwarten und Vorsicht mehr am 
Platze. Ich glaube, die verfrühte Festlegung 
eines Judikats ist gerade bei einer kodifikato­
rischen Gesetzgebung nicht wünschenswert. 
Auch würde eine solche Richtlinienjudikatur 
die Richterpersönlichkeiten unserer unteren 
Instanzen gerade 'bei der Anwendung dieses 
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neuen Gesetzes quasi verkümmern lassen. Es 
sollen eben alle Richter an diesem neuen Recht 
sich entwickeln und sich mit den Fragen selbst 
auseinandersetzen. Literatur und Sprucbpraxis 
und überdies die bewährte Einrichtung unserer 
Generalprokuratur, deren 1 00jähriges Jubi­
läum wir erst unlängst gefeiert haben, wer­
den sicher das Ulbergebäude der Rechtspre­
chung auch für das neue Strafrecht g,emeinsam 
bauen. Ich bin daher übepzeugt, daß es rich­
tiger war, diesen gedachten Gedanken nicht 
zu verfolgen. 

Hohes Haus I Erst j etzt mit der Beschlußfas­
sung dieser Anpas,sungsgesetze ist das Werk 
der Strafrechts reform im wesentlichen ahge: 
sdllossen. Mögen alle, die als Bürger dieses 
Staates mit seinen neuen Normen in Berüh­
rung kommen, sei es als Rechtsbrecher oder 
als Rechtsaruwender, als verletztes Opfer oder 
als schuldiger Täter, eines erkennen, was auch 
unser gemeinsames Ziel in diesen eineinhalb 
Jahren Verhandlung war : In diesem Staat 
herr.scht Gerechtigkeit. Die ewige Idee des 
Rechtes soll uns aus diesen neuen Normen 
mit einem neuen menschlicheren Antlitz ent­
gegentreten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Dr. Gradenegger. 

Abgeordneter Dr. Gradenegger (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes HaIl.lIs! Im Jahre 1 848 hielt 
der deutsche Staatsanwalt und Reichstagsah­
geordnete von Kirchmann vor der Juristischen 
Gesellschaft in Betlin einen Vortrag, in dem 
er meinte : Welcher andere Zweig der Literatur 
hat neben den guten einen solchen Wust von 
geist- und geschmacklosen Büchern auf,zuwei­
sen wie der juristische? Die heilige Justitia 
ist auch heute der Gegenstand des Spottes im 
Volk, und selbst der Gebildete, auch wenn er 
im Recht ist, fürchtet, in die Hände dieser 
.Justitia zu· geraten. 

Meine Damen und Herren l Wenn man diese 
Bücher anschaut, dann muß man Kirchmann 
oft recht geben. Außer den guten in der Juri­
sterei sind auch solche von Glossatoren, 
solche, wo Erörterungen stattfinden, wo Hypo­
thesen aufgestellt werden, Fiktionen und 
Rechtsgutachten gemacht werden, die manch­
mal zweifelhaft sind. Kirchmann äußert sich 
an einer anderen Stelle, indem er sagt :  Drei 
berichtigende Worte des Gesetzgebers - und 
ganze Bibliotheken werden zu Makulatur. 

Meine Damen und Herren! Diese drei Worte 
im Strafrecht haben wir ausgesprochen, und 
diese drei vVorte in den Nebengesetzen wer­
den wir heute sagen. Und so wir die Zustim­
mung in diesem Hause haben, werden wir 
diese drei Worte auch noch auf anderen Rechts­
gebieten sagen, um Gesetze des 20. Jahrhun-

derts zu schaffen, Gesetze, die dieser Gesell­
scha.ft angepaßt sind und diese Gesellschaft 
in unserem Lande ändern. 

Rechtsreformen ändern nun einmal die Ge­
sellschaft, ob es der Code Napoleon war oder 
ob es diese Gesetze sind. Ich stelle mir vor, 
daß einmal in Jahren danach die Geschichts­
schrei1bung über diese unser,e heutige Zeit 
J auten wird : In den siebziger Jahren des 
20. Jahrhunderts fanden in Osterreich große 
Rechtsreformen statt, die einen gewichtigen 
Umschwung der Gesellschaft brachten. 

Untrennbar aber sind diese Reformen mit 
einem Namen verhunden, mit dem Namen des 
Justizministers dieser Republik : Christi an 
Broda. (Beifall bei der SPO.) 

Die Strafrechtsbeg'leitgesetze, die heute zur 
Beratung ·stehen, geben aber Anlaß, die Auf­
gaben und Möglichkeiten einer solchen Re­
formpolitik zu erörtern. 

Da ist zuerst einmal die Gesetzgebung, die 
das Parlament macht, um solche Rechtsgebiete 
zu reformieren; zweitens ist es die Richter­
schaft, die dann das Recht spricht und auf die 
der Gesetzg'eber nicht mehr einen solchen Ein­
fluß auszuüben vermag. 

Kernpunkte und Ideen der Zielsetzung die­
ser Rechtsreform sind das Wesentliche, auf das 
ich heute eingehen will. Hier spielt wieder 
die Person des Richters eine ganz zentrale 
Rolle. 

Der Richter ist Vollzugsorgan. Er ist aber 
keine Vollzugsmaschine. Kraft seiner richter­
lichen Persönlichkeit 5st er ein in der Gesell­
schaft verankerter Mensch, der sich bei seiner 
Tätigkeit nicht nur damit abfindet, Recht zu 
schöpfen, sondern der dieses Recht auch quasi 
selbst noch dazu schafft. 

Das Recht, das der Richter anwendet, kommt 
aus drei Quellen : erstens von unserem demo­
kratischen Gesetzgeber, diesem Parlament, 
1iweitens von den UnLversitätsprofessoren und 
aus den Urteilen der obersten Gerichtshöfe, 
und drittens kommt dieses Recht auch vom 
Richter selbst, aus dem Recht, das er selbst 
schafft. 

Bei seiner Entscheidung hat der Richter 
unter Zugrundelegung des Gesetzes und der 
Quellen selbst Recht zu schöpfen und Recht zu 
sprechen. Und Rudolf Wassermann sagt hier 
treffend : Wer Recht spricht, übt Macht aus und 
gestaltet individuale und soziale Verhältnisse. 

Man muß hier zum Beispi.el die großen ent­
scheidungsfreien Räume des Richters bei der 
Strafbemessung beachten. So kann der Richter 
vom Milderungsrecht Gebrauch machen. Er 
kann das Strafverkürzung,srecht so benützen, 
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da ß es bei einem einz el nen Delikt oft um So weit Keller und Ostermeyer zur Proble-
Ja hr e differieren kann. Das aUein liegt i m  mat ik der Rechts reform. 
Ermessen und in der Entsdl eidung des Ridl ­
ters. 

Wicht iger a ber a ls die Lösung der Rechts ­
f ra ge ist oft noch da s Heweisv.erfa hren u nd 
die Beweisführung, auf die nat ür lidl a uch eine 
große Einfl ußna hme des Richters möglich. ist .  
Bes onders wil l ich hier die Möglichk eit en e r­
wähnen, die der Ric.hter hat, u m  bei E nt ­
sc.heidungen z um Schut z  der sittlichen Haltung 
q uas i r ec.htset zend zu wirken. Wenn er nä m­
l ich zum Beisp iel da s Bewußtsein e ines durch­
schnittl iCh en Staats bürgers mit normalen s itt­
l ichen V orst ellungen zur Gr undlage nehmen 
muß, wie es der OGH im Jahr e 1913 gemeint 
hat, dann wir d das für den Richter nat ürlich 
s ehr, sehr smw ierig. Er ist also q uasi Gesetz­
geber. 

Der Ric.hter s ol l  und muß da her der heut igen 
neuen Gesells chaft aufg.esdll ossen s ein, die 
Richt igk eitsv orstellungen einer p luralistisdlen 
Ges ellsdlaft entsp rec.h en d  v ertreten und die ­
s en Richt igkeit sv orstell ungen entspr echen . 

Wir hab en in die sen Gesetzen Änderungen 
vorgenommen, indem wir z u m  Beisp iel die 
V orsc.h rift beseitigt haben, da ß iPers onen, die 
vor Geridlt zu sp redl en haben, immer ste hen 
müs sen. Wir haben 2iWe itens die Albsch.affung 
der zwingen d vorges chriebene n Vereidigung 
der Zeugen v orgenommen und wir haben a uch 
da ra uf ein gewirkt, da ß die Angabe des ReH­
gions'b ek enntnis ses, die nidlt unbedingt erfor­
derlidl i,st, bei dem neuen Verfahrensredlt 
entfällt. 

Meine Damen und Herr en! In der Sdlw eiz 
und in Sch weden gibt es a uc.h, wie Ost ermey er 
sagt, keine Roben. Der Ridlt er trä gt also 
k einen Ta lar. Er ist irgen dwie die A mtstrac.ht 
eines Obrigk eitsstaates und, idl glaube, in 
ein em demokratisdlen Staat a uch fehl am 
P latz. Der Rechts uchende wird ' durch. dies e 
a nt iquiert e Amtstradlt eher v erwirrt und v er­
unsiche rt.  Gerichts unerfahrene werden a ls o  
weit mehr eingesdlüchtert als strafgeridlts er­
fah rene Rüdc!fallstäter. 

Helmut Ostermey er s a gt da s in s einem Budl, Wir müssen die Z iele der Reformp olitik als 
a uf D euts chla nd gemün'Zt, s o  cha rakt erist is ch, ein Dreieck darstel len. Da s besteht 1 .  a us der 
das er na nnte "Justizreform - Q ua dratur des Modernis ier ung der Just iz, 2. a us dem A bba u  
Kreises".  U nd die Justizreform ist wahrlich der antiq uierten A ut orität und 3 .  a us der E r­
eine Q uadratur des Kreises. richt ung einer demok rat is chen Justiz, wie ich 

U nd hier da rf ich einen j ungen öst erreidI i­
schen Staatsanwalt zit ier en, Heinridl Kel ler, 
der in der "OsterreidIisdlen Ridlterzeitung" 
im März 1914 zwei Artik el verfa ßt hat, in 
den en er meinte: "Hs mu ß f ür die Justiz, und 
zwar i nnerhalb der Justiz, die Forderung nadl 
mehr Demokratie erhoben w erden. " "Will ma n 
die Justiz ,wirklich reform ieren, s o  mu ß a uch 
ei n Abba u der äußer en A utorität des Geridlt es 
e rf olgen." "Die Verha ndlungs säle müs s en wie­
der Verha n dl un gssäl e und nic.ht K ult räume 
werden, un d a uf die Talar e  und a uf die Amts­
t itel müßt e  v erzic ht et werden." 

"Ost ermey er formuliert es so: ,Ein V erfa h­
ren, das s ich mit smwarzen oder ga r r ot en 
Roben un d üb erwiegend tr iv ia len, a ber dafür 
a ufwen di gen For ma lit äten . . .  glaubt legiti­
mier en zu müss en und 'Z u  können, ist gegen­
über Sa chpr obl emen der sp äten I ndustriege­
sell sc haft einfach n idlt mehr effekt iv . . .  D ie 
B edeut un g der j uristisdl en Rituale schlwindet 
wie die der kirchlichen - zuletzt bedeut en 
s ie nur denen nodl etwas, die sie abha lt en. ' " 

"Es ist weder einzusehen, war um die Zeu­
genaussage ,  die stehen d  abgel egt w ir d, wah­
r er i st als eine sit zend a bgel egte, nodl w ies o 
ein Zeuge eher die Wahrheit sp ridlt, wenn 
er das im Angesidlt des Kruzifixes mit bren­
nen den Kerz en tut." 

es p ersönlich s ehe. 

Dazu gehört a ber a udl die Ver hinderung 
ein es Falles Water gate, wie er in den Ver­
ein igt en Staate n gew esen ist. Wir in O.st er­
r eidl ha ben eine Bestimmung zum Sdl utze der 
Staat sbürger, die die U bel"'Wa chu ng des Fern­
mel dev·erk ehrs nur zur A ufklärung einer straf­
ba ren Handlung, die m it m ehr als einer ein­
j ährigen Kerkerst rafe ibedroht ist, gestattet. 
U n d  dieses Abhören der Tel ep honappa rat e ist 
n ur möglich, wenn die Ratskammer dem zu­
sti mmt , als o unabhängige, u n'V ers et zbare und 
una bset� bar e  österreidl isdle Richter dem zu­
st immen; bei Gefahr im V erz uge kann das 
der Unt ers uchungs ridlter gegen nadlt rägliche 
Meldung an die Raiska mmer mamen. 

Meine Damen und Henen! Wir Sozialisten 
wollten a udl ein zweit es verhindern, weil ma n 
j a  nie weiß, wie die Mädlte in ein em Staat 
sind, wie s ie s ein werden; wir ha ben das in 
der Verga ngenheit erlebt . Wir w ollen einen 
Fa ll A ugstein v erhin dern . Der "Sp iegel"-Chef­
redakteur wur de auf V era nlass ung des dama­
l igen CDU-CSU-M inisters Fra nz Josef St rauß, 
über Veranlass un g  des ehemali gen deut schen 
Vert eidi gun gsministers, weil er in s einem 
Blatt einen Art ikel Ül ber V ert eidigu ngsfra gen 
geschr ieben hat, üb er militärische Pr obl eme 
und üb er mil itär isdl e Geheimnisse, in Spa nien 
v erhaftet. Das ist eine Sit uat ion ge wes en, ,wo 
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nur gefördert, sondern geradezu zur Unver­
söhnlichkeit gesteigert wird, hat auf die Ge­
sellschaft negative Auswirkungen. 

Wir haben aber nicht nur für Täter, für 
Diese Möglichkeit besteht in Osterreich Leute, die straffällig geworden sind, diese An­

nicht. Solche Festnahmen sind in Osterreich passungsgesetze gemacht, sondern auch für 
nur über das Gericht möglich. Iden unrbesdlOltenen östeI'reichischen Staats­

bürger gewisse Sicherheitsbarrieren in diesen 
Gesetzen eingebaut, die für einen Staatsbürger 
gedacht sind, der unschuldig in die Hände der 
Straf justiz geraten könnte. Das kann heute 
im Straß·enverkehr leider sehr, sehr häufig 
für den einen und den anderen der Fall sein. 

ein Verteidigungsminister in Deutschland 
quasd einen Haftbefehl erlassen /hat, sodaß 
spanische Behörden eingeschritten sind und 
Augstein in Spanien verhaftet harben. 

Wir haben also bei diesen Reformen eine 
klare politische Linie verfolgt, diese politische 
Linie nie gegen den Willen der Bevölkerung 
durchgeführt. Wir haben versucht, in der Be­
völkerung für Reformen zu werben, und dies 
war auch die Problematik mit dem Strafvoll­
zugsanpassungsgesetz. 

Wenn man aber sagt, daß die Strafvollzugs­
reform kein Lippenbekenntnis ist, sondern 
daß Strafvollzug, der moderne Strafvollzug, 
ein Bemühen um Resozialisation ist, dann 
kommt man nicht darülber hinweg, der Locke­
rung im Strafvollzug·e einen sehr, sehr hohen 
Stellenwert in der Reformpolitik einzuräumen. 

Für das derzeitige Strafrecht, das j etzt noch 
gilt, sind andere Gedanken Pate gestanden: 
der Gedanke der Vergeltung, meist kaschiert 
durch den Gedanken der Sühne, zweitens der 
Gedanke der Abschreckung, drittens die Siche­
rung der Gesellschaft, und viertens kam dann 
noch später die Idee der Besserung dazu, die 
erzieherisch,e Aufgwbe der Strafe. 

Die verfassungsmäßigen Rechte haben wir 
in diesen Gesetzen absolut gewährleistet. Wir 
haben in den Verfahrensbestimmungen und 
in den ·strafrechtlichen Nebengesetzen die 
Europäische Menschenrechtskonvention beson­
ders beachtet. Es ist im StIlafrechts;verfahren 
der Schutz der Person und die Unabhängigkeit 
der Rechtspflege nach Artikel 87 der Bundes­
verfassung ·gewährleistet. Nach Artikel 83 darf 
niemand seinem gesetzlichen Richter entzogen 
werden, durch andere Richter abg,estraft wer­
den. Nach Artikel 90 ist das Anklageprinzip, 
das Mündlichkeits- und Offentlichkeitsprimzip 
streng nach der Verfassung zu beachten, und 
wir haben laut Artikel 91 die Mitwirkung des 
Volkes bei der Rechtsprechung besonders be­
rücksichtigt. 

An dies-er Stelle darf ich, bevor ich zum Ab-
Im modernen Strafrecht finden wir aber den schluß komme, als junger Abgeordneter allen 

Gedanken der Sozialisation, der Verhinderung Herren im Justizausschuß sehr danken. Es ist 
von Rückfallskriminalität. Wir finden dabei ein Ausschuß, in dem man sehr intelligent 
den Abbau der Stigmatisierung des Verurteil- (Heiterkeit bei der OVP) und auch mit großer 
ten. Und er wird in unserer Ge-sellschaft stig- Sorgfalt die Probleme diskutiert, und ich bin 
matisiert, denn die Gefängnisstrafe wirkt in sehr erfreut, daß ich an diesem Ausschuß teil­
vielen Fällen auch auf die Familie als Sippen- nehmen da�f. Ich darf als einer der Jüngeren 
haftung gegenüber unschuldigen Familienan- für die nette Aufnahme in diesem Ausschuß 
gehörigen. Heute ist die Sozialisation ein sehr herzlich danken. 
internationales Leitmotiv. 

Zum Abschluß darif ich sagen, daß bei der 
Noch ein Gedanke zum Kriminellen und zum Reform auch die Richter und Staatsanwälte 

Staatsbürger, der unbescholten und in Freiheit und die Vereinigung der Richter und Staats­
ist. Ich konnte beobachten, daß zwischen bei- anwälte, die Gewerkschaft, die Bundessektion 
den ein wahres Feindbild entsteht. Der eine der Richter und Staatsanwälte, die Juristen 
haßt den anderen, weil er vor ihm Angst hat. mitgearbeitet haben. Oft kamen Anstöße auch 
Der Staatsbürger haßt den Mann, der in einem aus der Richterschaft direkt. Die Initiativen 
Gefä'ngnis ist und aus einem Gefängnis kommt, gingen von dort aus. Und so kann man s.agen, 
weil er sich vor ihm fürchtet. Der Rechts- daß der Jurist heute auch an Veränderungen 
brecher sieht das natürlich wieder anders ;  er des Rechtes mitarbeitet und dem Recht nicht 
fängt den1 1anderen ZIU hassen ,an, ,weil der ihn nur treu ergeben ist, sondern auch sieht, daß 
stigmatisiert, weil er ihn aus der Ges·ellschaft die Zeitumstände sich ändern und das Recht 
ausschließt. anzupassen ist. 

Das gegenseitige FeindbiLd, meine s.ehr ge­
ehrten Damen und Herren, ,zwischen unbe­
scholtenen Staatsbürgern und Rechtsbrechern, 
das durch die Existenz hermetisch abschließen­
der Gefängnisse und Gefängnismauern nicht 

Als Kontrast zu heute, wo Juristen an sol­
chen Änderungen des Gesetzes mital1beiten, 
darf ich zum Abschluß noch einmal Kirchmann 
zitieren. Kirchmann wußte zum Unterschied 
von uns im Jlahre 1 848 ,bei dem eingangs er-
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wähnten Vortrag noch eine herbe Kritik an legt hat, vertreten, und es war eben einer der 
den Juristen seines Zeitalters zu üben. Er vielen Punkte, wo wir Konsens gesucht und 
sagte damals : auch Konsens gefunden haben. 

Jene vielg,eTÜhmte Fortbildung des Rechts 
durch Juristen, von der man' j etzt in den Kom­
pendien lesen kann, läuft nur auf das Spiel­
werk der kleinen Details hinaus. Das Funda­
ment zu legen, den Bau kräftig in die Höhe 
zu führen, das können die Juristen nicht. Aber 
wenn der Bau fertig ist, wenn die Säulen ihn 
tragen, dann kommen sie wie die Raben zu 
Tausenden und nisten in allen Winkeln und 
messen die Grenzen und Dimensionen bis auf 
Zoll und Linie und üJbermalen und überschnör­
keln den edlen Bau, daß Fürst und Volk kaum 
noch ihrer Taten Werk erkennen können. 
(Heiterkeit. - Beifall bei der SP'O.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Dr. Broda. Bitte. (Abg. Doktor 
G r u b e r: Das ist  auch ein Juristl) 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präs-ident ! 'Meine seJh.r Igee!hrten Damen und 
Hiellllem ! Ich möchte lediglich einige Worte 
sag,en, die der Bedeutung des Gegenstandes, 
der j etzt beraten und in wenigen Minuten 
beschlossen wird, gerecht werden. 

Ich habe zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hauser noch in einem Punkt 
folgendes zu ergänzen: Wir haben schließlich 
im Ausschuß die Ubereinstimmung getroffen, 
die Ubergangsbestimmung des Artikels 11 des 
Strafprozeßanpassungsgesetzes, die für fünf 
Jahre, wie Herr Dr. Hauser hier dargelegt 
hat, ein unmittelbares Urberprüfungsrecht des 
Obersten Gerichtshofes vorgesehen hätte, 
nicht in den Ausschußantrag aufzunehmen. Wir 
haben uns darauf geeinigt, den Vorschlag der 
Itegierungsvorlage nicht weiter !Zu verfolgen. 
Ich möchte aber doch noch auf den Standpunkt 
der Regierungsvorlage hinweisen, daß näm­
l ich gerade in einer Ubergangszeit der Ein­
führung eines so umfassenden neuen Rech­
tes, wie es das Strafgesetzbuch darstellt, den 
Fragen der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
und der Einheit der Rechtsordnung unserer 
Meinung nach ebenfalls sehr große Bedeutung 
zukommt. 

Wir haben uns bei unserem Vorschlag in 
der Regierungsvorlage auf die Anregungen 
der Richtervereinigung, der Gewerkschaft der 
Richter und Staatsanwälte und des Vereins 
der Staatsanwälte sowie des Obersten Ge­
richtshofes, des Oberlandesgerichtes Graz und 
auf die Zustimmung des Osterreichisdlen 
Rechtsanwaltskammertages gestützt. Aber, wie 
gesagt, man kann eben auch den anderen 
Standpunkt, den Herr Dr. Hauser hier darge-

Nun wird in der Praxis darauf abzustellen 
sein, daß im Wege der Nichtigkeitsbeschwerde 
zur Wahrung des Gesetzes, einer alteinge­
führten österreichischen Itechtseinrichtung der 
Nichtigkeitsbeschwerde gemäß § 33 Strafpro­
zeßordnung, die die Generalprokuratur erhe­
ben kann, wenn si,e Bedenken ·gegen die Recht­
mäßigkeit einer gerichtlichen Entscheidung 
oder eines Gerichtsbeschluss,es hat, und allen­
falls, wenn das notwendig ist, unter verstärk­
ter Heranziehung diese's alten österreichischen 
Rechtsinstituts in den Jahren des Uberg;angs 
und in den Jahren der EiIlifÜJhrung des Straf­
gesetZlbuches auf eine einheitliche Auslegung 
des neuen Strafgesetzes und seiner Grundbe­
griffe hingewirkt werden kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte 
auf die Frage der erweiterten Strafunterbre­
chung aus Gründen der Resozialisierung und 
au<h, wie ich mein�, der Verstärkung der 
Sicherheit, nämlich der inneren Sicherheit im 
Strafvollzug - das, was wir in der Vorlage 
Häftlings-"Urlaub" genannt haben -, hier 
nicht weiter eingehen. Es ist bekannt, daß wir 
diese Frag'e zuI1Ückgesotellt Ihalben und in der 
nächsten Gesetzgebungsperiode, sicherlich 
nach neuerlichem Begutachtungsverfahren, 
über die Frage neu sprechen und diskutieren 
werden. Diesbezüglich hat Herr Abgeordneter 
Skritek ja schon die Meinung der Regierungs­
fraktion zum Ausdruck gebracht. 

Hohes Haus!  Ich möchte Sie weiter gar nicht 
mehr aufhalten. Ich möchte nur einige wenige 
Worte sagen, nämlich: 

Mit den heutigen Gesetzeslbe'schlüssen des 
Nationalrates wi:r.d - die Vorredner haben 
das ausgeführt - ein wichtiger Abschnitt in 
der Gesetzgebungsg'eschichte des ö'sterreichi­
schen Parlaments seinen Abschluß finden. 
Jahrzehnte hat uns hier im Nationalrat der 
Republik und noch in den Parlamenten der 
Monarchie die Diskussion um die Strafr,echts­
reform in unzähligen Sitzungen der Ausschüsse 
und des Plenums beschäftigt. Im wesentlichen 
hat nun die VoUziehung das w,eitere Wort, 
und es scheint mir daher nicht unangebracht, 
noch einmal an ,die Männer zu erinnern, die 
den Weg der österreichiscben Strafrechtsre­
form durch die Jahrz,ehnte begleitet und die 
ihre Grundlagen gestaltet haben. 

Es waren dies vor allem die großen öster­
reichischen Rechtslehrer Ferdinand Kadecka, 
Theodor Rittler und F:r.iedrich Nowakowski, 
dem wir zu bleibendem Dank dafür verpflich­
tet sind, weil er das Werk seiner großen Lehr­
meister fortgeführt und zu seinem schließ-
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lichen Erfolg entscheidend beigetragen hat. 
(Allgemeiner Beifall.) Meine sehr geehrten 
Damen un/d Hel1J1etnl Die österreichische Straf­
rechtsreform wäre ohne diese glüdc.liche Ein­
heit von Wissensc:haft und Praxis niemals zu 
verwirklichen gewesen. 

Hohes Haus ! Ich möchte IhnE!lIl nun, nach­
dem die Beg'leitgesetze vom Nationalrat be­
smlossen und mit dem neuen österreichischen 
Strafgesetzbuch am 1 .  Jänner 1 975 in Kraft 
treten werden, noch folgendes ,sagen: Gewiß 
- die legislative Arbeit ist Jetzt technisch ab­
geschlossen. Die Arbeit in der Same wird 
weiterg.ehen und natürlich auch die Diskus­
sion. Ich fasse die heutigen Besmlüsse als 
HeLausforderung zum weiteren und noch inten­
siveren Nachdenken Ülber die vielen und 
scbwierig,en Probleme der Beziehungen der 
M·enschen zueinander ,auf, so wie sie sich 
auch im Strafrechtslbereich widerspiegeln, und 
der Beziehungen zwischen Mensch und Gesell­
schaft. Und diese Herausfoliderung heißt -
so scheint es mir -, immer von neuem nach­
zudenken über den eigenen Standort und den 
eigenen Standpunkt, sich kritisch und selbst­
kritisch über die Berechti.gung dieses Stand­
punktes zu prüfen. Wir in der · österreichischen 
Justiz sind fest entschlossen, uns dieser Her­
ausforderung auch in Zukunft zu stellen und 
uns ihr würdig zu erweisen. Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort g,emeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OViP) : Herr Prä­
sident! Meine sehr g,eehrten Damen und Her­
ren! Wir stehen heute zu später Stunde am 
Ende eines lang·en Weges, eines Weges, Herr 
Minister, den Ihre Vorgänger, darunter auch 
der OVP-Minister Dr. Klecatsky, begonnen 
haben und den Sie heute vollenden konnten. 
Eines Weges auch, Herr Minister, der für uns 
der sinnfälligste Ausdruck dafür .ist, daß die 
Opposition sich hier al,s konstruktive Opposi­
tion erwiesen hat und daß das Wort von der 
Neinsager-Partei hier 'ebenso wie bei der ur­
sprünglich kontroversiellen Materie der Miet­
rechtsnoveUe sehr augenscheinlich widerlegt 
wird. Eines Weges aber auch, dessen Erfolg 
darauf zurückzuführen ist, daß er auf dem 
G edanken der Konsensdemokr,atie basiert. 

Herr Ministerl Ich gLaube, daß das Ergebni,s 
heute 1hnen und allen jenen recht gtbt, die 
wie Sie und Dr. Hauser auf diese Konsens­
demokratie gesetzt haben, und daß die Ergeb­
nisse dieses Weges der Konsensdemokratie 
länger Bestand haben werden als das, was 
uns gerade in den letzten Tagen an poNtischem 
Machteinsatz, an brutalem politischen Diktat 
vorexerziert wurde. (Beifall bei der tJVP.) 

Die Konsensdemokratie, Herr Minister, die 
heute hier ihre Früchte trägt, sie basiert dar­
auf, daß man die Grenzen des anderen erkennt 
und auch respektiert. Für uns liegt diese 
Grenze dort, wo in der Abwägung: der Sicher­
heit der Bevölkerung gegen die Annehmlich­
keit der Häftlinge zu entscheiden ist. Und 
hier kann es für UI1!S keinen Zweifel geben, 
und deshalb möchte ich auch ganz deutlich 
feststellen, daß es uns der Verzicht etwa auf 
den Häftlingsur1aub ermögl'icht hat, eine ge­
meinsame Lösung zu finden. 

Wir sind für einen menschlichen Strafvoll­
zug, wir haben manches dazu beigetragen, wir 
haben Erleichterungen im Briefverkehr ge­
schaffen, wir sind mit Ihnen da,für eingetreten, 
daß eine Verbesserung der Arbeitsmöglich­
keiten geschaffen wird, wir sind auch dafür 
eingetreten, daß im Entlassungsvollzug Vor­
sorge für die Wiedereinglie:derung jener ge­
troffen wird, die unmitte�bar vor der Entlas­
sung stehen, wir sind aber nicht der Meinung 
- und das möchte ich sehr deutlich hier zum 
Ausdruck bringen, eben weil Kollege Skritek 
das 'hier angezogen hat und Sie sich noch 
einmal darauf berufen haben, Herr Minister -, 
daß man den Häftlingsurlaub verantworten 
kann. Ein einziger Fall des Mißbrauches dieser 
Wohltat, die Sie Häftlingen zugedenken, wäre 
nicht zu verantworten. Wer könnte das Elend 
einer Mutter, einer Witwe, die ihren Mann 
dadurch verliert, wer das Elend der Eltern 
begreifen und erklären, die vielleicht durch 
einen V.enbremer, der diesen Häftl'ingsurlaub 
mißbraucht, ihre Kinder verlieren? Und selbst 
wenn nur in einem einzigen Fall ein solcher 
Mißbr,auch eintreten könnte - ich glaube, 
kein Mtnister, kein AbgeoI'dneter dieses Hau­
ses wäre in ,der Lage, zu den Eltern zu gehen, 
zu den Hinterbliebenen zu gehen und das zu 
erklären. 

Wir wissen, daß in Schweden derartige Ex­
perimente gemacht werden. Wir wissen aber 
auch, daß Schweden den zehnfachen Betrag 
als Osterreich für ,den Strafvollzug aus'gibt 
und daß .die Rüdc.fallsrate um nichts geringer 
ist. 

Wir wissen umg·ekehrt, Herr Minister, daß 
etwa die Justizwachebeamten in Innsbruck. 
unter geradezu menschenunwürdigen Verhält­
nissen wohnen müssen, daß sie sich gewiß 
bemühen, daß man aber nicht erwarten kann, 
daß j ene, die für den Staat und die Gesell­
schaft ihren Dienst versehen müssen, schlech­
ter gestellt werden und dann vielleicht auch 
noch Verständnis halben sollien, wenn andere 
einen gewis'sen Luxus , wie einen Farbfern­
seher und ähnliches, auf Steuerzahlerkosten 
beige stellt erhalten. Ich glaube, hier muß man 
die Kirche im Dorf stehen lassen. Auch das 
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gehört mit zu den Grenzen, die man respek- nicht anders sein k.ann, auch lebenslang dort 
tier,en muß. Sie haben es getan, und ich hoffe gehalten wellden müssen, wenn man es nidlt 
sehr, Herr Kollege Skritek, daß Sie auch in verantworten kaIllIl, sie wiederum in die Ge­
Zukunft di·ese Grenzen niCht überschreiten seIlschaft eiruzugliedern. 
werden, denn sie würden unüberbrückbar sein. 

Herr Bundesminister I Wir haben bei dies,en 
Anpassungsgesetzen nicht nur Anpassungen 
vorgenommen. Sie haben in der Opposition 
auch einen konstruktiven Partner gefunden, 
wenn es galt, Neuland zu beschreiten und 
Neuerung,en durchzuführen, die 2war über die 
Anpassung hinausgehen, .aber im Sinne einer 
modernen Rechtsprechung, eines modernen 
Strafvollzuges erforderlich 'sind. 

Wir haben den Mut gehabt, die Anstalt 
Kaiserebersdorf aufzulassen. Ich bekenne 
mich dazu, daß ich sel1bst, als ich diese Anstalt 
besucht habe, den Eindruck gewann, daß dort 
ein junger Mensch nicht gebessert werden 
kann, ja daß die hohe Za,hl j,ener, die von 
Kaiserebersdorf nach Stein wandern, gerade­
zu ein Beweis dafür ist, daß diese Anstalt nicht 
bessert, sondern verschlechtert. 

Wir waren es, die daher auch ja dazu ge­
sagt haben, daß man hier einen anderen, 
einen besseren Weg geht und daß man vor 
allem durch die hauptamtliche Bewährungs­
hilfe versucht, diesen jungen Menschen, diesen 
Ersttätern wieder auf -den rechten Weg zu 
helfen. 

Wir waren es auch, die ja .gesagt haben zu 
einer Entlastung der Schöffen- und Gesmwor­
nengerichte, zu verstärkten Befugnissen für 
den Einzelr,ichter, weil wir der Meinung sind, 
daß nur eine Justiz, die schnell entscheiden 
kann, auch eine Justiz ist, die vom Volke 
anerkannt wird. Eine Justiz, deren Apparat 
sich in endlosen Verhandlungen erschöpft, wo 
die Rechtsuche, wo die Gerechtigkeit auf sich 
warten läßt, wird auch im Volk diskreditiert 
werden. Wir haben daher hier entscheidenden 
Neuerungen zugestimmt. 

Ich möchte im Hinblick auf die Kürze der 
Zeit aus der Fülle der Neuerungen nur noch 
einen Punkt herausgreifen, der mir sehr 
wesentlich ersmeint: Wir wQ.rden mit di esem 
Gesetz d as Arbeitshaus schließen, weil wir 
der Meinung sind, daß es niCht Aufgabe des 
modernen Strafvollzuges sein muß, jene, die 
arbeits.scheu sind, hinter Gittern zu halten. 
Aber wir haben als Ersatz dafür Anstalten 
geschaffen, von denen wir glauben, daß sie 
sehr notwendig sind, und von denen wir er­
warten, daß sie auch effektiv werden, daß 
sie auch tatsächlich in Kraft gesetzt werden. 
Das ist die Sicherungsverwahrung für gefähr­
liChe Rückfalltäter, vor denen die Offentlich­
keit gesChützt Iwerden soll, und das ist die 
Anstalt für geistig Abnorme, die, wenn es 

Wir haben Vorsorge getroffen, daß hier 
durch ärztliche Unter.suchung und durch SaCh­
verständige gewährleistet 'wird, daß nicht viel­
leicht durch ein medizinisches Fehlurteil je­
mand hinter den Toren dieser Anstalten ver­
schlwindet. Aber es muß möglich sein, in j enen 
Fällen, in denen es leider keine Heilung gibt, 
zu verhindern, daß neuerlich in der Umgebung 
des Wohnsitzes des Betreffenden Furcht und 
Schrecken ausbreChen und die Eltern nicht 
mehr wagen, die Kinder auf die Straße gehen 
zu lassen, weil sie Sorge haben, daß der Be­
treffende wieder zurückkehrt. 

Wir haben auch die zwangsweise Entwöh­
nung vorgesehen, weil es möglich sein muß, 
auch gegen den Willen des Betroffenen 
zwangsweise vom Suchtgiftmißbrauch zu ent­
wöhnen. 

Herr Bundesministerl Wir haben heute einen 
gemeinsamen EntschIießungsantrag dem 
Hause vorgelegt, den ich für sehr bedeutsam 
halte. Wir ,haben nämlich in der Entschließung 
einen Appell an alle Kollegen dieses Hauses, 
an alle Ausschüsse dieses Hauses und an Ihre 
Ministerkollegen gerichtet, bei allen künftigen 
Gesetzen und Novellierungen damir zu sorgen, 
daß die Strafuestimmungen im Geist und nicht 
nur ilIIl formellen Sinn diesem Strafgesetz ent­
sprechen. Damit soll das, was wir hei der 
kleinen Strafrechtslieform mit der Entkrimina­
lisierung des Verkehrsstrafrechtes begonnen 
haben und was jetzt seine Fortsetzung im 
Nebenstrafrecht findet, auch weHerhin bei den 
zukünftigen Gesetzen seinen Niederschlag fin­
den. Wir sind nämlich der Meinung, daß man 
unter Entkriminalisierung zu verstehen hat, 
daß jene, die keine Kriminellen sind, sondern 
dioe mit der Bülle von Strafuestimmung'en, von 
Normvorschriften in Konflikt .geraten sind, mit 
denen in der heutigen technisierten Welt jeder 
nicht nur als Verkehrsteilnehmer in Konflikt 
geraten kann, zwar wegen der Normüibertre­
tung bestraft werden müssen, jedoch von der 
Verwaltung'Slbehörde und nicht vom Gericht. 
Wir wollen kein Volk von Vorbestraften, die 
sich aus dem Kreis sozial Integrierter zusam­
mensetzen. 

Ich darf aus 1 236 der Beilagen "Zu Punkt 8" 
auf Seite 4 den Satz der Bemerkungen zitie­
ren, der da lautet: 

"Im übrigen ist der Justiz:aus'5chuß der An­
sicht, daß bloße OrdnungSlWidrigkeiten s owie 
G efährdungsdelikte geringen Unrechtsgehalts 
zumal dann, w,enn ihre Verlolgung im engen 
Zusammenhang mit einer Verwaltungs tätig-
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keit steht, der verwaltungslbehördlichen Ahn­
dung vorbehalten hlei'ben sollen. Die gesamte 
Materie w.ird in Hinlkunft unter Bedachtnahme 
sowohl auf sanitätspoHzeiliche als auch auf 
sicherheitspolizeiliche Gesichtspunkte durch 
Bundes,gesetz gereg·elt werden." 

So, wie wir das im Einzelfall hier festgestellt 
haben, so wollen :w.ir generell mit der Ent­
schließung zum Ausdruck bringen, daß der 
Verstoß gegen Ordnungsvorschriften nicht 
zum Kriminal'strafrecht, sondern zum Verwal­
tung.sstrafrecht ressortieren soll. 

Meine Damen und Benen! Bei der heutigen 
Strafrechtsreform hat sich meine Fraktion von 
folgenden Grundsätzen leiten lassen: Wir sind 
davon ausgegangen, daß das Strafrecht e.inen 
wirkungsvoUen Schutz der Allgemeinheit vor 
kriminellen Elementen gewährleisten muß und 
daß zum wirkungsvollen Schutz auch die Ge­
währleistung der zügigen Durdlführung der 
Prozes se gehört. 

Wir haben uns davon leiten lassen, daß man 
ec;ht Kriminellen nicht als permiss,ive Gesell­
smaft, sondern mit aller Härte ·entgegenzu­
treten hat, daß aber im Erstvollzug den Erst­
tätern und Jugendlichen eine emte Chance 
geboten werden soll. 

Wir halben uns davon leiten lassen, daß der 
StrafvoHzug menschlich sein soll, aber nicht 
geleitet von einer falsdlen Humanitätsduselei, 
daß die beste Erziehung zur Wieder,einglie­
derung in die Ges-ellschaft die Erziehung zur 
Arbeit ist und daß deshalb lauch ausreichend 
Anbeitsmögl.ichkeiten in den StrafvolLzugsan­
stalten geschaffen wer:den müssen. 

Ich lasse nun über den gegenständlichen 
Gesetzentwurlf s()(wie Titel und Eingang in 
1236 der BeHagen abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu i1hre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist einstimmi,g angenommen. 

.oer Bericlrterstatt'er beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein­
wand. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Ge.set�entwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung ert,eilen, sich 
von den Sitzen 'zu errheb'en. - In dritter Lesung 
e i n  s t i m  m i g  a n g e n  0 m m e n. 

Wir g·elangen nunmehr zur khstimmung 
über den dem Ausschußbericht beigedruckten 
En tschließ ungs'an trag. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m­
m i g a n  g e n  0 m m e n. (E 43.) 

Wir gelangen nunmehr 'Zur AJbstimmung 
über den Entwurf eiIJJes  Bundesgesetzes, mit 
dem das NationallJbaIlikgesetz 1955 geändert 
wird, sowie Titel und Eingang in 1231 der 
Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die ihie,�u 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheIben. - Einstimmig angenommen. 

Der Berichter.statter 'be.antragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand 
wird nicht erhoben. 

So bitte ich jene Damen und Herren, die 
dem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung 'gelben, sich von den Sitzen 
zu erhetben. - Der Gesetzentwunf ist auch in 
dritter Lesung e i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m­
m e  n. 

W.ir haben uns dazu 'bekannt, daß wir weder 
den schwedischen noch den amerikani.schen 
W.eg g·ehen wollen, .sondern einen vernünfti­
gen, eigenständig·en österreichischen Weg. Und 
weil Sie bereit war.en, diesen Weg mit uns 
gemeinsam zu g·ehen, deshalb steb.en wir auch 
zu diesem Gesetzeswerk. (Beifall bei der OVP.) Wir gelangen nun zur A:bs'timmung ü!ber 

den Entwurf der Mülhlengesetz-Novelle 1974 
Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge- sowie Titel und Eingang in 1238 der Beilagen. 

meldet. Die Debatte ist g·eschlossen. 

Wünscht einer der Beridlterstatter 
Schlußwort ? - Das ist nicht der Fall. 

ein 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i  m­
m u n g, die ich über jeden der 25 Gesetzent­
würfe getrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur Albstimmung Ülber 
den Entwurf des StraJfrechtsanpassungs,geset­
zes. 

Da der vorliegende Gesetzentwum eine Ver­
fassungslbes'timmung entlhält, stelle ich zu­
nächst gemäß § 61  Albs. 2 der Gesdräftsord­
nung die Anrwesenheit der verl[assungsmäßi'g 
vorgesehenen An�ahl der Mitglieder fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die Ihiezu 
ihre Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig alllgenommen. 

Es wird die Vorna!hme der dritten Lesung 
verlangt. - Einwand wird nicht ellhdben. 

So bitte ich j ene Damen und Herren, die 
dem GesetZ'entwurf auch in dritter Lesung zu­
stimmen, sidl von den Sitzen zu erhehen. -
E '  i n s  t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

;Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurn der Berufsauslbildungs­
gesetz-Novelle 1914 sowie Titel und Eingang 
in 1239 der Beilagen. 

113. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 13. Sitzung - 1 1 .  Juli 19'14 1 1 219 

Präsident 

Ich bitte jeIlle Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Dritte Lesung wird verlangt. Wird Einwand 
erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

So Ibitte ich jene Damen und Herren, die 
dem GesetzentJwurf auch in dritter Lesung ilU­
stimmen, sich von den Sitzen z'u erthelben. -
Ei n s t i m  m i ·g a n g e  n 0 m m e n in dritter 
Lesung. 

Wir gelangen nunmehr zur .A!bs'timmung 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem di.e ZivUprOlZeßoldnung und das Gerichts­
organisationsgesetz geändert werden, sowie 
Titel und Eing'ang in 1 243 der Beilagen. 

Ich bitte jen€ Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung g·eben, sich von den Sitzen 
zu eIlhe'ben. - Einstimmi·g. 

Es wird die dritte Lesung verlangt. - Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Wir gelangen zur Albstimmung über den W.er hiezu auch in dritter Lesung seine Zu-
El1!twurf eines Bundesgesetzes, mit dem das stimmung gibt, den bitte ich, sich vom Sitz zu 
allgemeine bürgerliche Gesetzbuch geändert el1heben. _ Danke. E i n  s t j m m i g a n g e­
wird, sowie Titel und Eingang in 1 240 der n 0 m m e n. 
BeHagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, di·e 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig ang,enom­
men. 

Auch hier wir:d die dritte Lesung verlangt. 
- Einwand wird nicht erlhoben. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
WertpapieIibereinigungsgesetz und das Depot­
gesetz geändert werden, sowie Titel und Ein­
gang in 1244 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Heuen, die hiezu 
ihre Zustimmung gelben, ·sich von den Sitzen 

Ich 'bItte j ene Damen und Herren, die dem zu er:heben. - EinsHmroig angenommen. 
Gesetzenbwur,f auch in dritter Lesung ihre Zu-
stimmung gelben, sich von den Sitzen zu er- ·Es wird die dritte Lesung ·verLangt. - Ein-

heben. - E i n  s t i m  m i g b 'e s c h i  0 s s e n. wand wird nicht erihoben. 

Wir gelangen nunmelhr ,zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem die RechtsaIllWaltsordnull!g und das Dis­
ziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechts-

Ich bitte Jene Damen und Herren, die dem 
vorliegeIllden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung zus1tLmmen, sich von den Sitzen 1JU er­
heben. - E i n s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

anwaltsaruwärter g,eändert werden, sowie Titel Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
und Eingang in 1241 der Beilagen. über den Entwurf eines Bundesges.etzes, mit 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
dem das Saatgutg,esetz geändert wird, sowie 

hiezu zustimmen, sich von dien Sitzen zu er-
Titel und 'Eing·ang in 1 245 der Bei1agen. 

heben. - EiIllstimmig angenommen. Ich bitte j ene Damen und Herren, die zu-

Die' dritte Lesung wird verlangt. 
Einwand. 

sUmmen, sich von den Sit21en zu eI1hehen. -
Kein Einstimmig angenommen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Gesetzentwurf auch -in dritter Lesung zustim­
men, sich von den Sitzen zu eI1heben. - Der 
Gesetzentwurf ist in dritter Lesung e i n s  t i m­
m i g a n g e n  0 m m e n. 

Die drit't·e LesuIllg wird verlangt. - Kein 
Einwand. 

Ich Ibitte j ene Damen und Herren, die dem 
GesetzentJwul1f auch in dritter Lesung ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erhebeu. - E i n  s t i m m i  g a  n g e n 0 m-

Wir gelangen zur Abstimmung Ülber den m e n. 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die 
Notariatsordnung geändert wtrd, sowie Titel 
und Eingang in 1242 der Beilagen. 

Wir gelangen zur Abstimmung Ülber den 
Entwurf eines Bundes·gesetz.es, mit dem das 
Rebenverkehrsg1esebz geändert wird, sowie 

Ich bitte jene Damen UIlld Herren, die hiez'll Titel und Eingang in 1 246 der Beilagen. 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu e:t1heben. - Einstimmig angenommen. Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
Die dritte Lesung wird verlangt. - Einwand zu eI1heben. - Einstimmig ang.enommen. 

wird nicht erhdben. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Dritte Lesung. - Kein EiIllwand. 

Gesenzentwur.f auch in dritter Lesung zustim- Wer bitte dem Gesetz·entwurf auch in dritter 
men, sich von den Sitzen zu enheben. - In Lesung zustimmt, der möge dies durch Erheben 
dritter Lesung e i n .s t i m  m i g a n  g 'e n o  m- vom Sitz bekunden. - E i n  s t i m  m i g a n-
m e n. g e n o m m e n. 
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Wir geliangen zur Albst,immung über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Pflanz,enschutrzgesetz geändert wird, sowie 
Titel und Eingang in 1 247 der Beila·gen . 

Ich bitte j ene Damen uoo Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitz'en 
zu erheben. - Einst,immig angenommen. 

DrHte Lesung. - Kein Einwand. 

Wer auch in dritter Lesung zustimmt, den 
bitte ich, sich vom Sitz zu er.heben. - Danke. 
E i n  s t i m  m i g a n g e n 0 m m e  n. 

Wjr gelangen nUIlilllehr zur Albstimmung 
über den Entwurf eines Bundesgeset'Z'es, mit 
dem das Bundesyesetz üib er den Verkehr mit 
Obstpflanzgut geändert wird, so:wie Titel und 
Eingang in 1248 der Bei'lagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu eI1heben. - :Einstimmig angenommen. 

-Dritte Lesung wird verlangt. - Kein Ein­
wand. 

Wer auch in dritter Lesung zustimmt, möge 
sich vom Sitrz erheben. - iDanke. E i  ll! s t i  illl­
m i g  a n g e n o m m e n. 

Dritte ·Lesung. - Kein EiIllWand. 

IWer in dritter L'esung zusUmmt, den bitte 
ich, sich vom Sitz zu erheben. - Danike. E i  n­
s t i .m m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen zur AlbstimmUJIlJg über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
ERP-Fondsgesetrz geändert wird, sOlWie Titel 
und Eingang in 1252 der Beilagen. 

Ich bitte Jene Damen und HefTen, die hie,zu 
ihr,e Zustimmung gelben, sich von den 'Sitzen 
zu erheben. - Danke. Einstimmig angenom­
men. 

Dritte Lesung wiro verlangt. - EiIllWand 
wird nicht erhoben. 

Wer in dritt.er Lesung zustimmt, den bitte 
ich, sich vom Sitz zu erihe1ben. - Danke. E i n­
s t i m  m i g a TI' g e n 0 m m e n. 

Wir stimmen aJb über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Hypotheken­
bankgesetz geändert wird, sowie Titel und 
Eingang in 1253 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Henen, die hiezu 
ihre. Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheb·en. - Einstimmig angenommen. 

Dritte Lesung wird verlangt. - Kein Ein­
wand. 

Wir gelangen zur Albstimmung ü'ber den 
Entwurn eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Forstsaatgut,g'esetz geändert wird, sowie Titel 
und Eingang in 1249 der Beilagen. 

Wer in dritter Lesung diesem Gesetrzentwurf 
die Zustimmll1rug grbt, der möge sich 'bitte vom 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu Sitz eIihelben. - Dank!e. In dritter Lesung 
ihre Zustimmung g·eben, sich von den Sitzen e i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m m e n. 
zu eI1he!ben. - Einstimmig angenommen. 

Wir s1:1mmen ab über den Entwurf eines 
'Dritte Lesung wird verlangt. - Kein Ein- Bundesgesetzes, mit dem das Paß'gesetrz 1 969 

wand. an das Strafgesetzhuch angepaßt wird, sowie 
W,er auch in dritter L esung zusNmmt, den Titel und Eingang in 1254 der :Beilagen. 

bitte ich, sich vom Sitz zu eI1helben. - iDanke. 
E i n  s t i m m i g a n .g e n 0 m m e n. Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 

ihr,e Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
Wir stimmen ab über den 'Entwul1f eines zu eJ.1heben. - Einstimmig angenommen. 

Bundesgesettzes, mit dem das Weingesetrz ge-
,Dritte Lesung wird verlangt. - Einwand 

ändert wird, sowie Titel und Eingang in 1 250 
wird nicht erhoben. der Beilagen. 

Wer hi'ezu die Zustimmung gibt, den bitte 
ich, sich vom Sitz zu erhe'b en. - Einstimmig 
angenommen. 

Dritte Lesung. - Kein Einwand. 

Wer bi'tte in dritter . . .  .A!ber bitte schon 
voI1her niedersetlZen, denn die Turnübung-en 
wirken besser. (Heiterkeit.) Wer bitte dem 
Gesetz auch in dritter Lesung zustimmt, möge 
sich vom Sit.z erheben. - Danke. E i n  s t i  m-

Wer in dritter Lesung diesem Geset.zent,wurf m i  g a n  g e n  0 m m e n. 
zustimmt, der möge sich bitte vorn Sitz erhe-

Wir gelangen nun zur Albstimmung über ben. - DaIllk!e. E i n  s t i m m i g a n g e n  0 m-
m e  n. 

den Ent'wurf des Militärstrafrechtsanpassungs-
gesetzes sowie Ti'tel und Eingang in 1255 der 
BeHagen. Wir stimmen alb über den Entwurf eines 

Bundesges'etzes, mit dem das Forstrechtshe-
reinigung,sgese'tJz geändert wiIid, sowie Titel Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 

und Eingang in 1 251  der Beilagen. ihre Zustimmung gehen, sich von den Sitzen 

rch bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung g,e'ben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig. 

zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Dritte Lesung wird verlangt. - KeIn Ein­
wand. 
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Präsident 
Wer in dritter Lesung dem Geset�entwurf 

zu:stimmt, der möge sich vom Sitz erhe'ben. -
Danlke. E i n  s 't i m m i g a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen zur Aibstimmung über den 
Entwurf der Femmeldegesetznovelle sowie 
Titel und Eingang in 1 256 der Beilagen. 

den Sitzen zu ·erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g 
a n .g e n o m m e n. 

·Wir gelangen 'zur kbstimmung ü!ber den 
Entwur.f des Jug1endstrafrechtsanpassungsge­
setzes in 1259 der BeHa,gen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die !hiezu Es liegt ein gemeinsamer Abänderungsan-
ihre Zustimmung gelben, sich von den Si�en trag der kbgeordneten Skritelk, Dr. Hauser 
zu er1hetben. - Einstimmig angenommen. und Zeillinger zu Artikel I Ziffer 1 7  vor. 

-Dritte Lesung. - Kein Einwand. 

Wer bitte in dritter Lesung diesem Geset.z­
entwurf die Zustimmung gibt, möge s'ich vom 
Sitz erhe:ben. - Danke. E i n s t i m  m i g a n­
g e n o m m e n. 

Ich lasse über den Ges·etzentwurf in der 
Fassung dieses g'emeins.amen Abänderung,san­
trages sowie Titel und Eingang abstimmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitrzen 
zu er1heben. - In zw eiter 'Lesung einstimmig 

Wir g,elangen nunmehr zur Abstimmung ang,enommen. über den EntwuI1f des Strafproz,eßanpassungs-
gesetzes in 1257 der Beila'gen.· Der Berichterstatter beantragt 

VornaJhme der dritten Lesung. 
wird nicht erhoben. 

die sofortige 
Einwand 

Es liegt ein g-emeinsamer Abänderungsan­
trag der .A!bg,eordneten Skritek, Dr. Hauser 
und Zeillinger zu Artikel I Ziffern 105 und 
124 vor. 

Ich lasse über dJen GesetzentwuI1f in der 
Fassung dieses g,emeinsamen Albänderungs­
antrages sowie Titel und Eingang abstimmen. 

ICh bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sit'l;en 
zu eI1he!ben. - Einstimmig angenommen. Da­
mit ist die zweite Lesung lbeendet. 

Der Berichterstatter beantragt die so;fortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Einwand 
wird nicht erhoben. 

:So bitte ich j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden GesetrzentwuJ1f auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Auch in dritter 
Lesung e i n  s t i m  m i g a n g  e n 0 m m e n. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung 
über den Enbwurf eines IBUIlJdes,gesetzes, mit 
dem das Bewälhrung'SlhHfegesebz an das Straf­
geset'zlbuch angepaßt wird, sowie Titel und 
Eing,ang in 1 260 deI' Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die Ihiezu 
ihr,e Zustimmung gelben, sich von den Sitzen 
zu er1heben. - Einstimmig angenommen. 

Dritte Lesung 'wird beantragt. - Einwand 
wird nicht eI1hoiben. 

Ich ersuche j ene Damen und Herren, die 
diesem Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
�u5'timmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. Ich ibitte j ene Damen und Herren, die dem 

Gesetzentwurf auch in dritter Lesung ilhre Zu­
Wir gelang,en nunme!hr zur AJbstimmung stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­

über den Entwurf des Straifvollzugsanpas- heben. - E i TI S t i m  m i '9 a n .g e n 0 m m e n. 
sungsgeset'Zes in 1 258 der Beilagen. 

Es l'iegt ,ein gemeinsamer Abändierungsan­
trag der AJbgeordneten Skritek, Dr. Hauser 
und ZeiHinger zu Artilkel IU Abs. 4 zweiter 
Satz vor. 

Ich lasse über den GesetzentwuJ.1f in der 
Fassung dieses g·emeinsamen Aibänderungsan-

29. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (852 der Beilagen) : Bun­
desgesefz über die Änderung mietredttlicber 
Vorschriften und über Mietzinsbeihilfen (1261 

der Beilagen) 

trages sowie Titel und Eingang aJbstimmen. 30. Punkt: Bericht und Antrag des Justizaus· 

Ich bitte jene Damen und Heuen, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
�u erheben. - Einstimmi,g angenommen in 
zweiter Lesung. 

.oer Berichterstatter beantragt die sOtfortig,e 
Vornahme der dritten Lesung. Einwand 
wird nicht erhoben. 

So bitte ich j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ilhre Zustimmung geben, sich von 

schusses über den Entwurf eines Bundesgeset­
zes, mit dem das Wohnungsverbesserungsge-

setz geändert wird (1262 der Beilagen) 

31 .  Punkt: Bericht des Bautenausschusses über 
die Regierungsvorlage (1208 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
die einmalige Gewährung einer Sonderbegün­
stigung für die vorzeitige Rückzahlung von 
Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand ge-

ändert wird ( 1223 der Beilagen) 
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32. Punkt: Bericbt des Bautenaussmusses über 
den Antrag 124/A (II�3537 der Beilagen) der 
Abgeordneten Pölz, Ing. Helbicb und Genos­
sen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 geändert wird 

(1224 der Beilagen) 

der Nutzfläche festgesetzt Bisher geschlossene 
Vere inbarungen über solche Mietgegenstände 
werden auf die am . 1 . August 1 914 geltende 
Mi etrzinsihöhe eingefro ren. 

B edürftige Mieter haben einen Rechtsan­
spruch auf die Gewährung einer Mietzins-

Präsident : Wir gelangen nunmehr zu den beihilfe. 
Punkten 29 bis einschließlich 32 der heutigen 
Tagesordnung, über die die Debatte ehemalls 
unter einem abgefuihrt wird. 

Die MietJzinseinnalhmen werden, soweit sie 
verrechnUll!gspflichtLg s-ind, von der Einkom­
mensteuer befrei'!. 

,Es sind dies : Ein Iweiterer VeIihandlungsschiwerpunikt 
,Bundesgesetz üb er die ÄrrderlIDg mietrecht- waren positive Maßnruhmen Z'UT Erhaltung von 

licher Vorschritten und über Mietzins!heihilfen, Altlhäusern unid Sanierung von Wohnungen. 

Änderung des Wohnung�s:verbesserungs'ge­
setzes, 

Änderung des Bundesgese't,zes fiber die ein­
malige Gewährung einer SondeIlbegünstigung 
für die vorzeitige RückzaJhlung von WoIhnbau­
darlelhen der öffentlichen Hand und 

Änderung des WoIhnJbauförderungsgesetzes 
1968. 

Berichterstatter zu Punkt 29 ist der Heu 
Abg,eordnete Dr. Gradenegger. 

Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Gradenegger: Berichlt des 
Justizauss'chus�es üJber die Re·gierungsrvorlage 
(852 der Beilagen) : Bundesge·set� über die 
Änderung mietrechtlicher Vorschriften und 
über Miel:zinslbeiihilfen. 

Der Justi.zausschuß hat die Regierung,svor­
lage in seiner Sitzung am 5. Juli 1 974 in Ver­
hand!lung genommen. Al.s Berichterstatter für 
den Ausschuß fungierte der .A!bgeordIlJete Nit­
tel . 

Zu § 1 6  Albs. 3 ist festzustellen, daß durch 
das Zitat der Ziffelf 3 des AJhsatzes 1 die Fälle 
er.faßt werden sollen, in denen ein Mietg,egen­
stand, der bisher als GeschäftsräumHchkeit 
genutrzt worden ist ,  nach dem 1 .  August 1 974 
als Wohnung neu vermietet wird. Auch in 
diesem Fall gilt die BegreIliZung der Mie'tJzlins­
vereinbarung von 4 S pro Quadratmeter der 
Nutzfläche. Die,se B egrenzung gilt dann nicht , 
wenn die Gesch:äftsräumlichkeit erneut als Ge­
schäHsräumlichIkeit vermi,etet wird. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der Natio­
nalrat wolle 

1 .  dem dem Auslschußlbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die ver:fassungsmäßig,e Zu­
stimmung erteilen; 

2. die dem Bericht b eigedruckte EntschHe­
ßung annehmen. 

Für den FaH, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bin ich be auftragt, den Antrag 'z'u steHen, 

An der Debatte b eteiligten sich die Abge- General- und Spezialdehatte unter einem ab­
ordneten SkritBlk und Dr. Hauser sowie der zufÜlhren . 
Ausischußobmann Abgeordneter Zeillinger und 
der Bundesminister für Justi,z Dr. Broda. 

Die drei im Nationalrat vertretenen Parteien 
haben zum Schutz der EI1haltung des Althaus­
bestandes und zur Verhinderung von Abbruch­
spekulationen Verhandlung,en aufgenommen 
und einen Abänderungsantrag eingebracht . 

Die wesentlichsten Grundsätze des Gesetz­
entwurfes sind : 

'Beistellung von Ersat'ZIlllietgeg,enständen in 
allen Fällen der A'btbruchSlkJiindigungen . 

Grundsä'tzlliche Begrenzung der nach § 1 Mie­
tengesetz zulässigen Mietzinserhölhungen . 

Albstell.ung auf die ordnungs gemäße  Erhal­
tung bei gleichzeiti,ger Intensivierung der 
Mietzinsreserve . 

Für die Mietzinsver·e irubarungen bei der 
Neuvermietung von Substandard/wohnungen 
wird eine Ober,g,renze von 4 S j e  Quadratmeter 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 30 ist  
der Herr Abgeordnete Dipl.-,Ing. Tschida. Ich 
ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter DiJpl...,Ing. Tschida: Ich habe 
zu berichten über den Antrag des Justizaus­
schusses über den Entwurf eines Bundesgeset­
zes, mit dem das Wohnungsverbesserurugsgoe­
setz geändert wird. 

Im Zuge seiner Beratungen über die R egie­
rung.svorlage (852 der Beilagen) : Bundelsgesetz 
über die Änderung mietrechtlicher Vorschrif­
ten und üiber Mie1:izins'beihHfen hat der Justiz­
ausschuß am 5. Juli 1 914 aUlf Grund eines g,e­
meins,amen Antrages der Abgeordneten Skri­
tek, Dr. Hauser und Zeillinger einstimmig be­
schlossen, dem Nationalrat gemäß § 19 der 
Geschtäfts.ordnung des Nationalrates den Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Woh­
nungsvenbesserungsg·esetz geändert wird, zur 
Beschluß1fasisung vorzulegen. 
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Dlpl.-Ing. Tsdllda 

Die ZieLsetzungen der Regi erungsvorlage 
über die Änderung mi·etrechtlicher Vorschrif­
ten und über Mietzinsibeihilifen (852 der Bei­
lagen) - "Ausgestaltung eines zeitg'emäßen 
Miet- und WOIhnrechtes zur Verme'idung sozia­
ler Härten" - und der ".geordneten Stadter­
neuerung" sind zum Teil so eng miteinander 
veI1knüpft, daß das am 3. Mai 1974 beschlos­
sene Stadterneuerurugsgesetz auch auf (he am 
3. Juli 1 973 eingebrachte Regie:rungs:vorlage 
Auswirkungen hat. 

Förderung.smittel den FÖDde,fungs�wecken nach 
dem WohnungsveI1bes'serungsges etlZ zugelfülhrt 
werden. 

Die Neufassung des § 15 dieses Bundes­
gesetzes war einerseits durch das ln'krafttreten 
der Bestimmungen des Bundesges etzes betref­
fend die Assanierung von Wohngebieten und 
andererseits durch die vorges·ehene NovelUe­
rung des Mietengesetzes, wobei unter anderem 
die Schaffung eines neuen KündigtUng'sgrundes 
beabsi chtigt ist, notwendig. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Justizausschuß somit den A n  t r a g, der' Natio­
nalrat woUe dem dem Ausschußlherich't ang·e­
schlossenen Gesetzent:wurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, General- un'd Spe:zial:dJebatte unter 
einem a,oouflÜihren. 

Von den drei im Nationalrat vertretenen 
Parteien wurden zum Schutz der Erlhaltung 
des Al'tlhauslbestanldes und zur Verhinderung 
von Ablbruchspekulationen Verthandlungen 
aufgenommen. Hielbei wurde im lntere,sse der 
Erhaltung von AltJhäusern und der Sanierung 
von Wohnungen in sozial zumutharer Weise 
in den Fällen, in denen dies städtebaulich 
und wirtschaftilidl sinnvoll ist, insbesondere 
auch Einigung erzielt Präsident : Zu Punkt 31 berichtet der Herr 

1 . ÜJber die Verlängerung der Geltungs- Abgeordnete SchroHer. 

dauer des Woihnungsverbesserung,sgle setzes 
und 

2. Ülber die Erweiterung der Duldungspflicht 
des Mieters für Verbesserungsarbeiten, die 
nach dem Wohnungsverbesserungsgesetz ge­
fördert werden oder die zur Rechtlfertigung 
eines Widerspruchs nach § 14 des Stadt erneue­
rung,sgesetzes dienen. 

Mit Hilfe des Wohnungsver.besserung,sge­
setzes, das Z'ulet,zt durch die Novelle BGiBl. 
Nr. 369/1973 geändert worden ist, wurde eine 
gewisse Amahl von Altwoihnungen an einen 
modernen WohnuIlJgsstandard herailigeführt. Es 
erscheint daher zieHührend, die Aktion nach 
diesem Bundesgesetz weiterzuführen und um 
drei Jahre bis 1 978 zu verlängern. 

Um den qualitativen Wohnungsfeihllbestand 
durch die Modernisieruilig verlbesserungSfWiiir­
diger Altwolhnung·en abbauen zu können, ist 
nicht nur eine weitere Ver1ängerung dieser 
Aktion, sondern sind auch mehr Mittel eI1for­
derlich. 

ZUlfolg·e der ErthöhuIlJg des Zinsfußes für 
nicht ge\bundene und damit j e derrzeit abheb­
bare Einlagen von 31/2 v. H. auf 5 v. H. haben 
sich auch die Kredittzinsen fiür die Kapital­
marktdarlehen erhöht. Um die daraus entste­
henden Zlusät�1ichen Belastungen zu erleich­
tern, wurde in diesem Antrag auch entspre­
chend Vorsorg,e getroffen. 

Berichtersltatter Schrotter: Bericht über die 
Regierungsvorlage (1 208 der Beilagen) : Bun­
desgesetz,  mit dem das Bundesgeset'Z über die 
eiINIlalige Gewälhrung ·e'iner Sonderbegünsti­
gUilig rur die vorzeitige R!ückzaJhlung von 
WdhIllbaudarlehen der öffentlichen Hand ge­
ändert wird. 

Das Bundesg,es etz vom 1 6. Juli 197 1 ,  BGEL 
Nr. 336, gewährte eine Sonderlbegünstigung 
für die vorzeitige Rück!za1hlung von WQlhnlbau­
darlehen der öffent'Hchen Hand. Durch den 
vorliegenden GesetlZentwurf soll diese Aktion 
bis 1977 verläng,ert werden, um auch jenen 
Darlehensnehmern, deren EiogentumsTechte bis­
her noch nicht ins Gruntdibuch eingetragen 
wurden, die Mö'glich:keit zu gelben, von dieser 
B egünstigung Gebrauch zu machen. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständliche 
Regierung,Slvorlage in seiner Sitzung vom 
2. Juli 1974 in VeIlhandlung genommen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem B ericht­
erstatter die Abgeordneten Dr. Gruber, Daktor 
Schmidt, lng. Helbich, Dr. Kobzina, Kittl, lug. 
Letmaier, Breiteneder und Dr. Bauer so.wie 
Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf eins'timmig angenommen. 

Der BauteiliauSischuß stellt somit den A n­
t r a g, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesreg,ieruIlJg vorg,ele.gten Gesetzentwurf 

Auch soll eine Bestimmung in das Woh- ( 1208 der B eilag.eIll) die v.erfassungsmäßige Zu­nungsverbesserungsgesetz aufgenommen wer- stimmung erteilen. 
den, die - ähnlich den B estimmuIllgen des 
WOhIllb aUlfiöriderungs,gese'tQ;es 1 968 in der Fas­
sung der Novelle BGBl. Nr. 232/1972 - vor­
sieht, daß die Erträgrnsse nicht vera-usgalbter 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrag'e ich, Gene·ral- und Spezial debatte 
unter einem arbzuführen. 
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Präsident: Zu PUIllkt 32 'berichtet der AJbgle­
ordnete Josef Schlag,er. 

Berichterstatter Jos'ef Schlager: Herr Präsi­
dent l Hohes Haus I Ich bringe den Bericht des 
Bautenausschusses über den Antrag der Ab­
geordneten Pölrz, lng. Helbich und Genossen 
betr'effend ein Bundesges.etz, m i"t dem das 
Wohnlbauförderungsg,esetz 1 968 geändert wird 
(1 24/A) . De,r gedruc1de Bericht liegt jedem Ab­
geordneten vor. 

Der Bautenausschuß hat diesen Initiativan­
trag in seiIl!er Sitzung' am 2. Juli 1974 in Ver­
handlung genommen. An der Debatte beteilig­
ten sich außer dem Berichterstatter die Albge­
ordneten Dr. Gruber, Dr. Kobzina, Dr. Schmidt, 
Ing. HOlbi, Nittel, lng . Hel'bich und Ing. Let­
maier sowie Bundesminister !tür Bauten und 
Technik Moser. 

Bei der Abstimmung wurde der im Antrag 
1 24/A enthaltene Gesetzentwurf in der bei­
gedruckten Fas,sung mit Stimmeneinhelligkeit 
angenQmmen. Ein vom Atbgeordneten Doktor 
Schmidt vorgelegter AJbänderung,santrag fand 
keine Melhrheit. 

Als Ergelbnis seiner Belratung stellt der Bau­
tenausscnuß den A l1i t r a g, der Nationalrat 
wolle dem dem Ausschußlbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwur:f die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

F,ür den Fall, daß Wortmeldung·en vorliie­
gen, beantrage ich, General- und Spezialde­
batte unter einem abzufiühren . 

Präsident: Es is't bei allen Berichten 'bean­
tragt, General- und Spezia1deb atte unter einem 
abzuführen. Wird Einwand erihOlben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok­
tor Hauser. 

Ab geordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Haus ! Der Rerntsstoff, den wir heute behan­
deln, hat in der österreichischen Geschichte 
eigentlich immer nur Probleme g.eschaffen. Wir 
bewältigen hier ein Lang,zeitprovisorium 
OsteI1reichs. Wenn Sie daran denken, daß das 
MietengesetJz von 1922 schon einen Vorläufer 
in einer Verordnung aus der Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg hatte, dann ist es,  glaube ich, 
ein Austriaoum, daß diese Gese"trzgebung so 
lange und in diesler Form gehalten hat. Es 
gibt aUeflding·s Gründe für diesen ZUSItand : 
der Erste Weltkrieg, die Nachkrie,gsj ahre nach 
dem Ersten Weltkrieg, die Wirtschaftskrise 
der dreißiger Jahre, dann der Zweite Welt­
krieg, ein zerstörtes Oster,reich, und wieder 
die N achik,ri,e,gs�ei't - das mag etldtären, daß 
eine Gesetz'gelbung hinter der Zeit zurückge­
blieben islt. 

Aiber hinter diesen äußeren Gründen stecken 
auch doktrinär-politische . Wir wissen, daß die  
Sozialistische Partei mit der Mietenpolitrk in 
Ost erreich immer Wahlschlachten geschlagen 
hat, und sie hat das eig,entlich bis in dile fünf­
ziger Jahre unserer Republik hinein getan. 
Während wir nach dem Zweiten Weltkrieg 
unsere Wirtschaft dynamisch entwickelt und 
große Aufbauleistungen vollbracht haben, 
blieb dieser ·entscheidende Teil der Wirtschaft, 
die WOIhnuIllgslWirtschaft, in einer doktrinären 
Gesetzge'buIl!g stecken. 

Der erste Schriltt war im Jalhr 1 951 , als da­
mals, ebenfalls in einer lnflationszeit, das so­
genannte dritte Lohn...:Preis.,Ablkommen ge­
schlossen wurde. Damals hat man den g,esetz­
lichen Zins von einem Schilling pro Krone 
ei.ngeführt. Eine wirklich erste Neuerung auf 
diesem erstar,rten Rechtsgelbiet brachte aber 
erst die MietennO'velle in der Zeit der OVP­
Al1einregieruIlJg im Jalhre 1 967. Dieser Schritt 
war vorsichtLg, aber in die richtige Richtung 
g,e,setzt. Wir halben uns damals zur Auflocke­
rung der erstarrten Lage entschlossen, bei 
Neuvermietungen die frleie Zinsbildung ein­
zuführen. 

Am KlÜndigungsschutz sel1bst wurde festge­
halten, weil er in unserer heUltigen Zeit durch­
aus seine soziale Berechtigung hat. Andere 
Gründe als dlie der zwan:zriger Jahre beIWeg,en 
uns heute dazu, gemeinsam zu sa'gen, daß die 
Wdhnung kein Objle!kt des freien Mavktes im 
sonst üblichen Sinn sein 'kanrn. Am Mieter­
schutz im Sinne eines KJündigungsschutzes 
festz.uhalten ist auch �ür uns keine Uiber:win­
dung, sondelfn eine selbstverständliche sOiZiale 
Verpflichtung. 

Diese NoveUe des Jalhres 1967 ihalt in der 
Woihnungswirtscha.ft zweifellos die nötige ge­
sunde Auflockerung gebracht. Die Ertragslo­
sigkeit des privatlen Haus'besitJzers hatte j a  
ihre Folgen ge:zreitigt. Dte Sünden der vielen 
J ahrzeihnt'e zeigten sich allmählich und imme.r 
mehr an dem überalterten A�thausbestand. 

ne'r Schritt des Jahres 1968 sollte aber von 
der Alleinregieruilig der Sozialisten offenJbar 
rückgängig gemacht werden. Zwar verkündete 
das Regierungsp rogramm ein zeitg.emäßes, 
modernes Wohnungsrecht mit sozialen Aspek­
ten. Was j edoch die 7JUnächst konzipierte Re­
gierungsvorLage des Ministe'rs Dr. Broda ent­
hi ellt, war so ziemlich genau das Gegeruteil. 
Das ist umso auflf!älUger, als die SPO, auf dem 
Gelbiet des Wolhnun9lsneulbaues durchaus be­
r eits zum Umdenlken gelZlwungen, neuere Ge­
sichtspuIl!kte aikrzeptiert hatte. Auf dem Gebiet 
des WoIhnungsneubaues hatte die SPO in den 
letzten Jahren bereitls Verständnis für Kosten­
denken au:l)bring.en llllÜ·ssen. Die H1usion des 
kostenlosen WOIhnens war nicht mehr zu hal-
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ten, die maIiktwirtscnaftLichen Grundsätrze 
unserer Wirtschaftsordnung hatten sich hier 
dur ch9esetZlt. Auch der soziale Wohnlbau der 
Gemeinden, auch die gemeinnrützigen WOIhn­
baugenossenschaften mußten mit diesen F,ra­
gen fertig werdIen. 

Wir halben seinerzeit als OVP-Alleinregie­
rung, wi·e Sie wissen, bei der WoIhnbaureform 
des Jalhres 1968 erstmals mit dem Gedanken 
der Subjekt:flörderun:g für jene, die in diesem 
kostenmäßigen Prozeß sozial nicht mitkom­
men, einen neuen Gedanken in die Wohnbau­
förderungsg;esetzgelbung hineingetrag,en. Wir 
haben damals in einem ge.staffelten System 
nach dem Grundsatrz des zumutbaren Auf­
wandes soziale Beihilfen rur WOihnung*osten 
eingeffihrt. Die SPO hat diese Regelung mit 
uns besdllossen, jedenlfalls diesen Teil der 
Regelung, und sie hat sich in der Folge auch 
mit i:hren Reformen auf diesem Gebiet durdl­
aus auf dieser Linie bewegt. 

Nur im Mietenbereich blieb es zunächst bei 
der I1Ü.ckschrittlidlen AuffassuIllg'. Das, was die 
Novene, die Minister Broda im Vorjahr vor­
gelegt 'hat, entJhieIt, war in manchen }),unkten 
sogar ein RücksmrUt hinter das Jahr 1929. 
Mehr als sonst kommt hier zum Ausdruck, 
daß wir immer wieder gemeinsam vor einer 
Schwierigkeit stehen, nämlich der, daß die 
SoziaListisdle Partei offenbar ein gestörtes 
VeIlhältnis zur Marktwirtschaft 'hat und hier 
besonldel"S auch noch gesellsc.baftspolitischen 
Zielsebzungen nachhängt, die wil1klich längst 
überholt sind. 

Wir als asterreichische Volkspartei haben 
die Zustände auf unserem Mietensektor immer 
als eine Folge der Mietenpolitik der VergaIll­
gentheit betramtelf:. Man kann aber die Folgen 
dieser Politilk nicht .mit den wiedeIibenu11l:ten 
Mitteln der Politi:k der ZManziger Jahre besei­
tigen. Man kann lange Zeit auf dem Gebiet 
des Wohnung,swesens sündigenj Häuser s1er­
ben nicht so schnell. Alber Ihre Novelle hätte 
das SteI1ben vor der Zeit - um das Kreisky­
Schlagwort zu gebrauchen - auch ooch fiür 
Althäuser bewiI1k't. 

Ganz massiv WlÜlfde diese PrOlblematik auf 
UDS zukommen, wenn wir daran deDlken, daß 
der heutige Altlhausbe9land zu mehr als der 
Hälfte aus der Zeit vor dem Jahre 1919 stammt. 
Und im Hinblick auf den iBaulboom der GDÜn­
deI1Zeit ist in den nächsten Jahr,en erst recht 
auch wieder ein Boom des AltllalUsverfalls zu 
erwaiften. Das wird sehr große sooial1e Fragen 
aufwerf.en. 

Es war böchste Zeit, daß die Sozialistische 
Partei, zu lange Gefangener ihrer eigenen 
Parolen, endlich audl in diesem Bereidl des 
Mietenwesens zu einem neuen, wirklich neuen, 
modernen Verständnis gelangt. 

Auch wir von der Osterreidldschen Volks­
partei haben gespürt, daß innerhalb der 
Sozialisten ein Umdenken im Gange ist. Das 
war zunächst im Bereich des Wohnungsneu­
baues zu bemerken; die Illusionen etwa der 
Zeit nach dem Weltkrieg haben sich abge­
schliffen. Und umgekehrt: Die Änderungen, die 
die Sozialistische Partei in der j etzigen Allein­
regierung gerade auf dem Gebiete der Wohn­
batUförderung vorgenommen hat, 'haben sie in 
eine gewisse Sack.glasse gefiiihrt, ilhre Woh­
nunqsIlleUJbaupoliti.Jk. hat Schiffbruch erlitten. 

Die Baukostenexp!losionen als Folge der In­
flatioDswirttschaft - allein im Jahr 1 913 eine 
Steigerung von 11  Prorzent - halben den Wdb.­
nunqsneubau so verteuert, daß heute ein sozia­
ler Wohnungsneulbau fast UDmQglich gewor­
den ist. Diese Entwicklung hat wieder Rück­
schläge auch rur die EIlhaltung der A!lthäJU:ser, 
da j a  Reparaturen und IIllStandhalbungen 
Baual1beiten bedingen, und .man siebt nur zu 
deutlich, was es heißt, auf dem Gebiet der 
InflationSbek.ämpfung zu versag.en. Gerade ion 
diesem Lebenslbereich konnte man das am 
detibIlchsten s·ehen. 

;Ein Memorandum der Wiener Soo an die 
j etzt amtierende Bundesreg:ierung hat in eiIlli­
gen Passagen schon aufgezeigt, daß -man er­
kennt, daß es um eine Umorientierung der 
bisherigen Denkweise geht. El1stmal�g liest 
man dort, von Sozialisten geschrieben, man 
müsse den Altlhausbestand, soweit er erhal­
tungswoÜrdig ist, in eine modeme Wolmraum­
schaffung einlbe'riehen. Der �unädJ:st vorgeleg­
ten Vodag.e konnte man die neuen Zielset­
zungen der SPO IllOch nicht anmemen. Es 
waren eine Rieilhe von bedenJklrichen Bestim­
mungen, die diese Vorlage von Minister Broda 
gekennzeichnet halben. 

Da war �unächst einmal der Versuch, die 
Mietzinstreilheit für Neuvermietungen insofern 
wieder zu beschrän'ken, als. nach irgend'W·e!I.­
chen schwer judi2ie:r:baren al'lgemeinen For­
meln unangemessene Zinse venbdten sein soll­
ten. Die Rechtssicberheit wäre hier sehr zu 
Schaden gekommen, denn für die Uberschrei­
tung dieser sehr unlklar umschriebenen Grenze 
hätte es eine zi'Vilrechtliiche Stratlbestimmung 
g,egeben: bei Uiberschreiten dieser Höchst­
gl1enze den Rückfall des frei vereinb!arten 
Zinses auf den einen Sdl'illinq pro Krone des 
J alhres 1951 . 

In diesem Gesetz, wo so viel von Ange­
messenlheit die Rede ist, :hätte ein gleichsam 
unmoralischer Gesellzgelber es g,ewagt, den 
Zinswert des Jahres 1951 als einen .angemesse­
Den Zinswert zu ·bestimmen. Es ist wohl wirt­
schaftlich absurd, daß ein Gesetzgeber des Jah­
res 1913 oder 1914 wagt, einen Wert des Jah-
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res 1 95 1  unverändert zu einer Zwangsge.seltz­
bestimmung zu machen. 

Anldere Bestimmungen hätten älhIl\liches be­
wirtkt. Dadurch, daß man gewisse lalufentd v,er­
rechenbare Bet,rielbSikosten nun aus der Miet­
zinsreserve bestreitet, hätte man zu einer Ver­
k!ürzung der MietJzinsreser:ve heigetr,agen . Das 
hä!tte im Endergeibni's nur bewirkt, daß dlie 
sogenannten § 7-Verfahren viel rascher und 
viel häufi'ger ang�fanen wären . 

Auch das Verbot der 'befristeten Vermietung 
von EigentUiIllswOIhnungen hätte unsoziale Fol­
g,en geha1bt : die künstHche Verknappung von 
WO'hnraum. Diesellbe Wirkung wäre dadurch 
hervorgerufen worden, daß man den glesamten 
Künd�g.un!gsschutz auch aUif die Unte.rmietver­
hältnisse ausgedehnt hältte. Wer W'Ür-d'e noch 
WoIhnlraum unter solchen Bedingungen vermie­
ten? 

Ein g.anz besonderer Rücklfall : Der Zwangs­
wohnungstausch nach Art der NacbJkriegszeit 
mit allen Miß.brauchs.fol,gen , die wir damals 
kannten, wäre e ing,e:f.iihrt worden. 

Von dieser Novelle konnte wirkllich gesagt 
werden, sie wäre ein Rückschritt gewesen. 

Eine besonders hedrOihliche Bestimmung war 
der Versuch, durch ,eine Legaldefinition die 
EthaDtungswürdigikeit und VeribesserungSlwür­
digkeit von Althäusern zu bestimmen. Das 
ist aher vielmehr eine Frage des EimelfaUes, 
als daß e,s j e  ,gelingen könnte,  mit einer sol­
chen generellen Formulierung ein Urteil über 
die EI1haltungswürdigke i t eines HdJuses zu 
sprechen. 

Ich möchte mich nicht I1!ä1her mit den konkre ­
ten FOI1mulierung,en befassen. Alber die Forr,ge 
wäre gewesen, daß ein nicht enhaltungSlwürdi­
ges Haus nach dies'en Definitionen nichJt mehr 
im gewölhnlichen Sinn des Wortes hätte er­
halten we'rden können, sOIlldern es hätte nur 
mehr Sicherung,sar!beilen im nötig,sten Umtang 
an eine'm so'lchen Haus gegeben. Diese Häuser, 
die wir alle noch lang'e brauchen , wären wei­
teDhin bewoihnt worden , denn die Wohnungs­
neUlbautäU9lkeit !hätte diie riesig,e Zahl der in 
Betracht kommenden WooIlJUngen nie ersetzlen 
können. Die Mieter hätten also in Slums wOih.­
nen müssen, das wäre die faktische Folge 
einer solchen Gesetzgebung gelwesen . 

Wir halben dißnnoch über e ine solche Reg,ie­
rungsvorlage zu verhandeln begonnen . Ich 
muß kurz sagen , wieso und warum. Wir hat­
ten ZJWei Motive : Das erste MO'tiv war das 
kürzlich beschlossene Stadtern'eue.ruI1!gsgese�, 
das, was die mietenrechtlichen Konsequenzen 
dar,aus betraf, se�lbst dies e  Kons·equemen noch 
nicht gezog,en hat. Es war nötig, das Mieten­
g'esetz zu novelHeren., weil das Stadt erneue­
rungsgesetz beschloss'en wurde . 

Der Z!weite Grund lag darin, daß es gerade 
durch' diese Vodage, durch ihre wir't:schatftlich 
absurden, bedrohlichen Tendenzen zu spekula­
tiven Zust1änden am Wohnungsmarkt 'kam. 
Denn dieJenigen, die j etzt durch die neuen 
VorscbJriften �hren Hausb esitz e'twa im Ertrag 
bedroht sahen, kamen natürlich auf die Idee, 
vielleicht besser noch rarsch ein solches Haus 
abzubrechen, als es unter den neuen Bedin­
gungen ertrag,slos oder j edeIll�alls mit eing,e­
schränktem Ertrag zu enhalten. 

So entstand eine UnrUlhe, der sich, wie Sie 
wissen , auch das F'ernsehen bemächtigt hat. 
Es gab veTschiedene Sendung,en : "Horizonte" , 
" Planquadrat". Dabei war interessant, daß man 
in diesen Sendungen plötzlich ein n:eues Mie­
terhewußtsein demonstriert bekam. Die Mieter 
wandten sich gegen den Albbmch dieser alten 
Häuser. Sie traten in dies·en Sendung,en fast 
durch(wegs dafiür ein, daß man etwas g'egen 
dien Abbruch von Häusern tun möge. Unter 
diesen Umständen fanden Kontakte Zlwismen 
den politisch,en Parteien statt, und wk hatten 
auf Grund von iI1!formel'len Vonbes:prechungen 
alle das Gefuhl, es müsse nun bats'ächlich ebwas 
getan weroen. 

Um eiS kuIiz zu machen : Wir h a:ben uns auf 
e in eingeschräniktes VeIihandlungsprogramm 
vers'tändigt. Unsere Vors,chläge waren die 
Basis für di'ese dann geführten Verlhandlunglen . 
Wie wir seihen, ist es gelungen, 'diese scruwie­
rige Materte, b ei der di e  großle KoaHtion sei­
nerzeit immer ste�en gelblieiben ist , j etzt bei 
der Konfrontation \'ion Regter:ung und Oppo­
sition ,zu bewäItig,en. 

Wie ist es zu erklären, daß diese Einiguilig 
zustande kam? Ich 91au:1>e, es hat gaI1JZ ein.fach 
UThSer Vorschlag, sich mit einer neuen inneren 
EinsteDlung dtlesen F;I1agen 71U widilnen, den 
wir mit ·groß,er Uberzeugung vorgetr.agen 
haben , dazu beigeüa,gen , daß es gelungen ist. 
Ich möchte zugeben : Es ist nur geluIligen, weH 
auch in der SPO dieses Umdenken b ereits im 
Gange war, weil die SlPO erkannt hat, daß 
sie mit einer forcierten WohIllungsneubaup01i­
tik in einer Großstadt ganz einfach dieser 
Probleme nicht mehr Herr werden kann. 
Städtelbaulich ist es jla nicht wünschens,wert, 
daß sich die Stadt Wien in das Marchfelld hin­
ausfrißt, wälhreIlid im Stadtkern die ellhaltung,s­
würdi gen Althäuser dem Verfall preis'gegelben 
werden. 

Es ist nich!t immer das Ziel der Mieter, in 
Kagran, Langenzersdorf oder sonstwo zu einer 
anderen, neuen Wohnung zu kommen. Sie 
haben große innere Bindungen :zu i!hrem W'Ülhn­
viertel. Auch vom Standpunk't der InfrastrUJk­
tur der S't1adt und aus vielen Gründen - ich 
möch!te es j etzt sehr kurz machen - wird �ben 
für alle erkenn!bar, daß e,s heute in den Städ-
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ten j'eden1faID.s fast schon wichtiger ist, moder­
nen WohnraUiIIl in Altlhäusern zu schaffen, als 
unbedingt und um jeden Preis an der Peri­
pherie neu zu bauen. 

Weil uns diese Einsicht veIibuniden hat, ist 
es gelungen, in diese Nov,elle des Herrn Mini­
sters Dr. Broda einen gaIliZ anderen, neuen 
Schwe rpunkt zu implantieren, und das hat uns 
g,emeinsClJm ZlU weiteren notwendigen Konse­
quenzen geführt. 

Der .zweite innere Grund, daß wir uns 
einigen mußten, war der : Aus der Stadt­
erneuerung,sg,es'ebzgeibung, die wir k!ürz1:ich 
beschlossen haben, folgten 2lwangsläufig neue 
rechtspoliNsche Einstellungen im Mietenrecht. 
Denn wenn das StadterneueruIllgsgeS'etz Ent­
ei.gIliungsmö'glicHkeiten Wr mangelhafte Bau­
lichkeiten vorsieht, um neuen Wohnraum zu 
schaffen, wenn dort vorgesehen ist, daß im 
Wege 'der Enteig'Il:ung entweder eine Wohn-­
baugenossenschaft oder die Gemeinde se�bs't 
einen Wohnungsneubau statt eines mangeU ­

hCIJf.ten Hauses erridllten Ikann, dann muß es 
doch auf derselben Linie lie·gen zu sagen: 
Hat es einen Sinn, Zluzuwarten bis zum 
Assanierungsverfa:hren, bis 'zur Enteignung, 
oder ist es nicht besser, im Vorfeld dieser 
drohenden Maßnalhmen schon aUes zu tun, 
damit diese Häuser in den notwendigen Zu­
stand gebracht und die Mängel, die den 
Ass,anierungstzugr1iff ermöglichen , beseitigt 
werden? 

Kein Mensch konnte sich einer solch'en 
Logik ent�ieihen., und wir halben uns dlaher 
auch gemeinsam dazu bekannt, daß im Mieten­
gesetz und in anderen 'korrespondierenden 
Bestimmungen die I1echniche wie auch di'e 
finantl'ielle Möglichkeit geschaffen wird, nun 
diese Mäng,el1bes·eittigung an solchen Häusern 
dur�uf:übren. nas war der Kerngedimke, der 
uns bei dieser Novelle getrag,en hat. 

Diese VerhaIlld'luIligen, die sehr zäJh unld 
schwieri.g waren, hlaben von allen Seiten auch 
Einsicht er:zrwungen. Auch wir halben nicht nur 
diesen unseren Scbwerpuntkt verfolgen kön­
nen ;  wir halhen auch Wünsche, die die Sozial,i­
sten vorgetragen haben, akzeptiert. Aber es 
sin'd Schritte, die in der richtigen Richtung 
lagen. Es iSit nimt dier Widerruf des Schrittes 
vom Jalhre 1968, sondern eine NovelHerung 
unter den GesJichtspunlkten der jet�igen neuen 
Notwendi.gkeiten. 

Was waren nun die rechtllichen HiUen, die 
eineT solchen Politik nö1:Jwendigerweise vor­
ausgehen müssen? Im rechtlichen Sinne war 
notwendig v orzukehr·en, daß die Verbess·e­
rungsar'b eiten an einem Haus, die die Mängel 
Ibeseitigen sollen, die letztlich sonst zur 
ASSlanierung ,fiilhren, möglich gemacht werden. 

Der Mieter, der eine mangellhafte Wallll'ung, 
in der kein Klosett oder Wasser is,t, ibeIlJÜtzt, 
ist ja nach dem Bestanldrecht nichJt verthalt1en, 
dort etrwas einlhauen 'Zu las'sen. Es mußte allso 
eine Duld,ungspflicht tür die Ermöglichung 
solcher Arbei;t,en eingef,whrt weliden. Wir 
lhahen das \bewältigt , indem wir den § 15 des 
Wohnungsverlbesserungsgesetzes in einem 
se�bständigen Antr,ag Iliovellieren ; wir halben 
zu diesem Zweck einen neuen Kündigungs­
grund einruhren müssen, ,der j ene Mieter trifft, 
die sidJ. solchen V erhesserung,saIibei ten nimt 
unterwerfen [wollen. AllerdiIligs unter sozi.alen 
Bedingun,gen: 'Diese WOhnung, darf durch ihren 
Umbau nicht in eine ZinSlhöhe geraten, die 
über der v·ergleichbarer NeUibaUIWohnungen 
liegt. Eine solche Umbauarbeit soll auch unter 
den Bedingungen des W Obnungsverbesse­
rungsgesetq;es finanziert werden, damit eine 
gewisse Kontrolle vor'handen ist. 

Aber noch viel en'tscheidender war, daß wir 
bei dieser Novelle auch durchgesetzt haben, 
daß fiIlJaruz.ielle VODkelhrungen getroffen wer­
den, damit auch der priw-ate Hauseigen!tIümer 
solche UmbauaI'beiten finanzieren kann. So 
haben wir uns dar.auf einigen können, daß 
das Wohnungs:verbesserung\sgesetrz verlänger.t 
wird. Wir konnten uns CJJuch darau!f einigen, 
daß WohnJbauförderungsmittel fiiir Wohnung,s­
Vlerbesserungen dieser Art veI1Wendet we,I1den. 
Ich glaube, daß !hier die Sozi,alisten e·inen 
Rulb1kon ülberschreiten, Gott s,ei Daruk, kann 
ich nur sagen. 

Wir !ha'ben uns auch in einer Entschließung 
darauf eini.gen können, daß in Hinlkumt die 
Finanzierungs'bedinguIlJgen für Wohnung,srver­
besserungen 'Und WolllIJ!baufiörderung sich an­
nähern sollen: Wir ha-ben den Sozialisten zu­
gestanden, daß die Mietizinsresel1Ve 'etwas ·aus­
g,eweitet wird ; sie wird in ihrer Verrechnungs­
pflicht von fülllf auf sieben Jahre aus'g,edehnt, 
uoo auch eine gewisse Neueinnahme aus der 
Vermietung von Relklameflächen soll in die 
Zinsreserve fließen. 

Schließlich hahen wir -bei den sogenannten 
Subsbandardwohnungen 'zugestimmt, daß die 
bis j etzt geltende Zinsver,ein'barung,sfreiheit 
bei Neuvermietung lbetra·gsmäßig auf 4 S pro 
Quadratmeter Nutzfläche eingeschflänJk.t wird. 
D as ist sicher eine Kon.zession, die wir Lhnen 
gemacht \halb en. Wir machen sie aber nicht 
unwillig. Wir meinen, daß wir mit diesem 
Schritt dem Hauseig,ent'Ümer einen Impuls 
geben, aus einer schlechten, nicht S'tandard­
mäßigen Wohnung eine dem Standard ent­
sprechende Wohnung zu machen. Wir konnt en 
uns ,auch. darauf eini,gen, daß !für Stand,ard­
wohnungen die freie Vereinbarkeit bei Neu­
vermietung erhalten bleibt, etwas., was die 
Vorlage nicht vorgeselhen 'hat. 
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gehört sicher auch die von der Regierulligs­
vorlage s-chon vorgeschlagene Mietzinsbeihilfe 
für § 7-Fälle. Und ein Verhandlungsergebnis, 
auf das Sie Wert gelegt haben: Die § 7-Zins­
erhöhung soU nach ohen in einer gewissen 
Weise begrenzt werden, auch hier nach der 
For.mel einer vergJIeic:hlbaren WohnuDJgIsau['­
wandsrechnung im Sinne der Woihnbauförde­
runJg 1968. 

Ich möcl1te heute nimt im ·eißJZelnen au:f 
diese Frage eingelhen. Wir glauben, daß diese 
Grenze wirtschaftlich sinn'Vol'l ist. Sie wird 
nicht so tief sein, daß Zinserthöhungen unsach­
lich 'beschränkt s,ind unld damit die I:rustand� 
haltung von Häusern wieder von dieser Seite 
her in Frage ,gestellt wäre. Wir glauben, daß 
es ein praktischer Gesichtspunlkt ist z.u sag,en, 
man soll in einer Al'1:!wohnung nicht meihr 
zalhlen müssen al's in einer vergleichbaren 
Neubauwolhnung. 

'Es gelang auch noch, eine andere zusätz­
liche Frage zu regellnj vielleicht wird sich 
mein Kollege Neuner mit ilhr noch im einzel­
nen näher befass'en. Wir halben die Mietzins­
reserve nJicht IlJUr ilhrem IIlihalt nach ausge­
weitet, sie wird in Hinkunlft ·auch nicllt mehr 
besteuert. Wir mußten einen ziemlich IllIÜh­
samen Kampf darum führen, daß das in einer 
Art g,eschieht, die wirklich dem Zweck ent­
spricht und ke-ine rechtspolitisch gegenteilige 
Wirkung hat. Da war unser Gegner aber nicht 
die sozialistische Fraktion, sondern eher die 
Bürokratie des FinaIliZministerLums. In einem 
Dreiparteienkampf ist es dann gelungen, auch ' 
die Finan7Jbüwkra'tie von einer richtigeren 
Formulierung zu ü!be'rzeug,en. 

,Wenn ,wir ruun dieses Gesetlz verabschieden, 
so bin ich der liest'en Uberzeugung, daß es ein 
Gesetz ist, das in die Zukunlft weist. Wir 
konnten vermeild'en - unld das war unser 
VerhandlungseIifolg -, daß hier ein Rück-

. schritt ,gemessen an j enen Auflockerungen ein­
tritt, die 'Wir im Jahre 1 967 beschlossen haben. 
Wir haJben eine Art SDÜck.enikopf gebildet, 
den es noch -zu errweitern ,gilt. 

Wenn wir gemeinsam in dies-er iDeDJkweise 
weitermachen, dann bin ich fest Ülberzeugt, daß 
wir aJUch die ProblemaUk in den gmßen 
Städten, die wir dort mit unserem Althaus­
bestand ha:ben, bewältig-en wer'den. Es ist 
heute ganz einfach eindeutig für j edermann 
erkenIlJbar, daß die mögl,iche ModemiSlierung 
von Wohnraum in AI1Jhäusern mit gesunder 
Substanz e-in vordringliches Zi'el in j eder 
großen Stadt ist. Wir wissen �alle, daß es 
viele Leute gilbt, die sag-en : Der WoIhnwert 
einer solchen modelrnisierten Wolhnu�g ist 
vielfach haher als der ir-gendeiner Neubau­
wdhnung heuU,Q1en Stils. 

,Wenn wir j euzt alle 1ffi1teiIlJanlder Ja zu 
diesem Teilschrilt sagen - denn nach wi'e vor 
fehlt die -große W dhnungsreform -, so halben 
wir wenigstens die Gewi&hei't, daß wir uns 
nicht den Weg in die richtig-e Zukunft ver­
bauen. Der weitere Fortschritt wird uns 
gleichsam 2JWangsläufig. vorglezeichnet sein. 
Das Fortschreiten au[ diesem Weg in eine 
umfassende Wohnung'sreform wird, davon bin 
ich f.est überzeugt, ebenfalJ1s in sozial vertret­
barer Weise geling-en. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Meinl Kollege ihat vorhin -aIlJläßlich delr Straf­
rechitsdelhatte ,gesagt, das sei ein EIIfol'g der 
Konserrsdemokratie gewesen. An diesem viel 
heißerem Eisen, das uns so viele Jahr·zehnte 
g-etrennt h:a-t, zeigt sich, daß man auch 
Konsensdemokratie üben kann, wenn man 
zum Teil von den Ereignissen ge�wull'g'en 
wird, 'zum Teil aber auch den festen Willen 
hat, in einer rUihig-eu, s,achlichen Verlhandlung 
ein so schwieriges Problem zu lösen. (Präsi­
dent Dr. M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Wir haben, möchte ich sagen, eine Art -ge­
fleckten Parlamentarismus, den wir uns jetzt 
leisten. Wir hahen Inseln, wo das Einver­
nehmen �unktioniert und wo auch etwas her­
auslkommt. Und wir h:aben woanders einen 
ziemlich witzlosen Streit. 

Dieses Gesetz hat be.wiesen, daß es trotz 
einer Alleinregierung und 'einer starken oppo­
sitionellen Haltung _gelingt, eine einvernehm­
liche und sozi-al vertretJbare Neuregelung eines 
so schwierigen Gebietes -zu erreichen. Dieses 
Gesetz wird, wie ich fest überzeugt bin, 
Fruchte tragen, und -zwar :für aUe, sowohl 
für die Hauseigentümer, denen in fünfzig 
Jalhr-en zum Teil selhr übel mitgespielt wurde, 
wie .auch für ehe Wdhnungssuchenden, die 
nun von Gefahren, die in der NoveUe ur­
spDünglich enthalten waren, befreit werden. 
Denn viele Auswirkungen, die vielleicht 'gut 
gemeint sein wollten, wären unsozial ge­
wesen. Ich bin üherzeugt, daß wir mit diesem 
Gesetz einen gu'ten gemeinsamen Schritt in 
die .künfHge WohnWligSlwirtschaH Osterreichs 
tun. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeoronete Skriteik. Ich erteile es 
ihm. 

�bgeordneter Skritek I�sp:a) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren I Wir werden heute 
hier eine Vorlage zur MietrechtsänJderung ge­
meinsam ver-a1bschieden, obwdhl wir zu dies em 
Punkt von verschiedenen AusgaIlJgspunikten 
gekommen sind und auch in der Einstellung 
zum Pwblem des, Mietrech1tes noch sehr, selhr 
große DiffeTenzen Ihalben. Wenn es von 
meinem Vorredner heute hier so darg-esteHt 
wurde, als Oib wir UM auf einer ein!heitlichen 
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Grundlage, in einer einheitlichen Richtung be­
wegen, dan·n muß ich doch sagen, daß diese 
Darstellung nicht stimmt. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Im 
österreichischen Perlament 'ha-t es verschiedene 
Male sehr heftige Auseinandersebzungen in 
der Frage des Mie1rechtes .gegelben. Im er­
innere an das Jahr 1929, an eine ich glaube 
150 Stunden dauernde AusschußsitzuDg, bei 
der dann die Regier,ungsvorlag,e von der da­
maligen Regierung zurückgezogen werden 
mußte, und ich erinnere an das Jahr 1967 ; 
aum .damals gab es im Ausschuß eine sehr 
lange Debatte, 'die durm den Antr,ag ,,schluß 
der Debatte" abgewür.gt wurde, urud die Vor­
lage führte dann Ihier im Haus !Zu einer sehr 
heftigen Auseinandersetzung. 

H()Ihe-s Haus ! Meine Damen und Herren! 
Diese heiden Auseinandersetzungen - 1929 
und 1967 - waren ideShal,b so 'hart, weil es 
siCh jedes Mal um die .A:bwelhr von Ver­
schlemterungen im geltenden Mietremt ge­
handelt hat. Ich .mömte ICiUes nimt mehr im 
einzelnen darstellen. Auf das JaJhr 1 967 habe 
im vielleicht nom zurückzukommen. 

Diesmal - und das, glaube ich, ist der 
g,anz ·große Unterschied - ist nach vielen 
Jahren hier im österreimismen Parlament eine 
Mietrechtsänderun:gsvorlage, die wesentliche 
Vel1besserungen des Mietrechtes zugunsten 
der Mieter !bringt, und das ist der g'anrL ent­
smeidende Unterschied �u 'den vorherigen 
Auseinandersetzungen. Das ist ·aum der 
Grund, warium wir Sozialisten zu diesem Ver­
hand'lungsergebnis stehen. Es brinqt wesent­
lime Verfbesserungen WT die Mieter, wenn 
audI - das mödIte im audI gleich himzu­
sagen - nicht alle Foriderun.gen erlütlt werden 
konnten. !Oie Beschlüsse liegen im Sinne der 
Sro .. Mietremitspolitiik. Fiür uns war und ist 
Mietrecht Schutz der Mieter. 

VielleidIt noch eine gruoosätrLlidre Bemer­
kung im voraus: Für die Sozialistisme Partei 
ist ein modernes Osterreim nicDt oor ein 
moderner Industriestaat - iClIa·s halben wir 
schon öfters betont -, sondern ·auch ein 
moderner Soo:italstaat. Das bedingt auch für 
alle Bürger die Sicherung einer mensmen­
WiÜ!1cHgen Wcxhnung. 

Mit der Mavkbwirtsmaft ist dieses Prolblem 
nicht zu lösen, vor allem deshalb nidIt, weil 
in der Marktwirtschaft der Mieter eine 
sCbwächere, eine ausgesprochen schwache 
Position gegen den Vermieter, ,gegen den 
HauSbesitJzeT hat. Denken wir daran: Der Ver­
mi eter kann: eine [eerste!hende Wohnung ruhig 
ein 'hal1bes Jahr leerstehen lassen. Für den 
Mieter, der Ikeine WohnunQi hat, ist das eine 
soziale Katastrophe. Er wird wcxhnungiSlos, 
obdachlos oder muß seinen eigenen Haus:halt 

aufgeben. Und wir wissen, meine Damen und 
Herren, was die Drohung mit Kündigung 
und Delogierung für ein�elJlle Familien· be­
deutet. Wir haben ja die volle Manktwirt­
sch·alt auf dem Mietense:k:tor in österreich vor 
dem ersten Weltkrieg gehabt, und m·e Ergeb­
nisse waren durcbaus nidlt ermutigend. 

HOihes Haus I Meine Damen und Herren! 
Soviel zunäc:hst einmal im VODaus zu der 
grundsätzlichen EinstelLung, von der aus wir 
an die Lösung dieser Fragen herangetreten 
sind. 

In der Regi'8rungser.klänmg wurde neben 
Neubau und kltJhausver.besserung auch die 
Ausgestaltung eines :zeitgemiißen Miet- und 
Wahnrecbtes zur Vermeidung sozialer Härten 
angekünldiqt, es 'WUrde eine Regierungsvor­
tage eingebracb1, die seit dem J.u�i vorigen 
J·ahres im Justizaussc:huß Hegt. Vielleidlt war 
es audl der Zeitmangel, der gel'lade im Justiz­
ausschuß durm die Behandlung: des Straf­
geset'lJbuches entstanden war, daß dies'e Vor­
lage erst j etzt in PaiteielllVerlhandlungen in 
Beratung gezogen werden konn,te. Ich möchte 
a'ber immer'hin nimt uneIiwiihnt lassen, wie 
die von meinem Vorredner :angedeutete Hal­
tung der OVP-Alleinregierung im Jahr 1967 
zeitmäßig ausscm. 

Damals kam am 30. Mai 1967 eine Regie­
rungsvorlage ins Parlament. Sie wurde am 
3 1 .  Mai einem SonJderaussmuß zugewiesen 
und schon am 26. Juni - also nicht einmal 
nach einem Monat - erfolgte der Antrag Kern 
auf SChluß 'der Delbatte, :und am 29. Juni war 
die Vorlage tm :Plenum und wurde dann .be­
schlossen. Ich könnte einige Zita,te, die Sie, 
Herr .Albgeordneter WHlhalm, da-mals bei 
dieser AuseinaD!dersewung ,gebraucht haben, 
hier in Erinnerung rufen. Sie waren , damals 
der Meinung: .. Wir scheinen uns noch nicht 
daran gewOhnt zu blaben, daß es das ootür­
liChste von der Welt ist, dlaß eine Mehrheits­
partei von der Melu1heit, die sje vom Vo:Lk 
bekommen hat, den entsprechenlden Gebrauch 
maCht." (Abg. Dr. W i t h a I  m: Das ist grund­
sätzlich meine Meinungl Daran hat sich nichts 
geändert, Herr Skritekl) Das Wlar Ihre da­
malige Einstellung. Sie waren nur jetzt, in 
anderen Fragen, der Meinung, wenn wir 
davon Gebrauch machen, sei das niCht in 
Ordnung. Sie haben damals auCh erklärt: "Das 
letzte Urteil, ob dieSes Gesetz gut ader 
schlemt ist, wird das österreichisdIe Volk zu 
treffen halben!" Bitte, nach dem Urteil scheint 
Ihr Gesetz nicht 'gamz .gut gewesen zu sein, 
daß die österreicbische . . . (Abg. Dr. W i t­
h a I  m: Aber der heutige gemeinsame Beschluß 
scheint das doch zu bestätigen, daß das nicht 
das Schlechteste warl) Das .glaube ich nicht. 
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Ich habe ausdrücklich festgeste�lt, daß das, 
was wir heute :beschließen, im wesentlichen 
eine Verbesserung des derzeitigen Mietrechtes 
ist im Sinne eines Mieterschutzes, das heißt, 
weg auch zum Teil - und das hat ja der Abge­
ordnete Hauser etwas veI1klausuliert darge­
stellt - von Ihrem letzten Beschluß. Denn 
Sie sellbst können j a  Thren letzten Beschluß 
nicht aufrechterhalten, nämlich die völlige 
Freig'albe der Miet'ZiDisbildung, Sie gehen 
zuliÜck aUJf eine Mie·tz·inslbeschränlkung Ibei 
Substand·ardwollmungen, weil Sie die völHge 
Freigabe nicht voll aufrechtemalten können. 

Wir wollten allerdings - das gebe ich 
durcblau s  zu - lauch �r die Stanldardwohnun­
gen - allerdings mit einem anderen Zins­
satz - zu einer BegreniZung kommen. Darüber 
kOlllDte keine Einigung erzielt werden. Wir 
sinld der Meinung - und Sie /brauchen sich 
j a nur die Annoncen in den Tageszeitungen 
ein weni.g anlZusmauen -, daß mit Lhrem 
Vorschlag, mit Lhrer ,seinefiZeitigen Regelung 
weder das Unwesen der �blösen beseitigt 
wurde - wenn ich mir das anschaue : in j edem 

InS'erat werden mindestens 20.000, 30.000, 
40.000 oder 50.000 S 'Zunämst einmal als soge­
nannte InvestitioßSablöse verlangt , und dann 
g,anz . . . (Abg. M i t  t e  r e r: Von den Mie­
tern!) Ja, j a, sie wer.den verlangt! Sie werden 
ja offen in den Inser'aten verlangt , und dazu 
ein erhöhter Zins . . . (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Die Mi!e�er verlangen es!) Ne'1n, 'IlJeli1n ! Ent­
schruldigen Sie, ·l esen Sie doch die Inserate l 
Das sind doch die Inserate der Hausbesttzer. 
Die Mieter vermieten doch keine Wo'hnullJgen. 
Lesen Sie sich doch . . .  {Abg. M i t t e l e r: 
Aber sie gehen nicht aus der Wohnung heraus, 
wenn sie das nicht bekommen! Sie wissen 
das doch genau/) Ja, j a . iDas ist unter dem 
Vorwand e ine soglenannt e Inveslitiollisablös e !  
I ch  Ibin sicher, daß das die VOIlmieter nicht 
erhalten. (Abg. M i t  t e  r e r: Das Musterland 
Schweden schauen Sie sich an!) Ich wollte 
das nur einmal darstellen. 

Sicherlich halben verschiedene Grunde dazu 
·g·efu1hrt, daß wir zu diesen P.artei'enbesprechun­

gen 'gekommen sind. Ich begrüße sie durchaus. 
Wenn von einer Klimaänderung die Rede sein 
kann, dann halb en sicherlich die ve rmelhrten 
A'bbruchspekulationen, die Delo.gierungen in 
Wien, der ·gemeinsame Antrag im Wiener 
Gemeinderat auch die OpposiUonspatteien 
dazu be,wogen , diese Parteienverhandlungen 
aufzunehmen. Vielleicht wären Sie sonsl nicht 
bereit gewesen. Das kann ich nicht sagen. 

sich das auslegen, was die Gründe f,ür diese 
ParleienveI1handlungen waren, wie er sellber 
es sieht . Tatsache ist, wir sind 'Zu diesen 
Verhandlungen ·gekommen und ha/b en eine 
gemeinsame Basis gefunden. 

Meine Damen und Herren! Man soll die 
Frage des Mietrechtes nichJt bagatelHsieren. 
Die B edeutung geht daraus Ihepvor, daß wir 
in Osterreich noch immerhin <Üiber eine Million 
Mietwohnungen haben, die vom Mietrecht be­
troffen sind. Ich gelbe durchaus zu, daß das 
Mietrech.t unlerschiedlich'e Bedeutung hat, ob 
es sich jetzt um Wien handeU, wo das GTOS 
der AlltJhauswdhnung,en, der Mietwohnungen 
vorhanden is't, um Graz oder um Linrz oder um 

die anderen Landesihauptstädte, wo vielleicht 
der Ne,Ubau am Stadtrand, die Neulbau­
wohnungen überwiegen. 

Hohes Haus! Soviel zu dem Umfang, zur 
Bedeutung dieser heutigeru RegeLung, die wir 
hier b eschließen. 

Z.unächst einmal möchte ich mich nun ganz 
kurz auch mit den eiMelnen Bestimmungen , 
die ,geändert werden, Ibeschäftigen. Ich gl'au1be, 
eine der in der Offentlidrkeit als vordringlich 
emp,fundenen Regelungen ,betrifft die Kündi­
gung,sbestimmungen, und 'zwar hier vor ,aUem 

die AufnabJme der Bestimmung, daß bei rwirt­
schaftlichen Atbbrucb!k:ündigungen Z1wei Ersa,tz­
wohnungen oder eine entsprech:ende Entschä­
digUIl!g zu gewähren sind. Das ist eine sehr 
akute Sache. In ·Wien sind derzeit zirka 2000 

solcher Kündigungslfälle ·alllhängtg. 

Nun, was zu der besonderen Forcierung 
dieser AbibruchJspekulation g,ef,Ülhrt hat, mag 
nicht aHein die lB estimmung, die der Albge­
ordnete Haus·er in der Regierungsvotl,age ge­
sehen hat, sondern vor allem, lWie 'ich gLaube, 
die Festlegung von ErS'atZIWohnuIlJgen im Stadt­
erneuerungs'gesetz und a.uch in der Regie­
rungsvorlagle die Antkündigung der Beistel­

lung einer Ersat7JWdhnung Ibei Alblbruchslkündi­
gungen sein. Ich kann mir schon vorstellen, 
daß manche Spekulanten sich bemüht haben , 
noch rasch !hier mit ilhrem Geschärft ins reine 
zu kommen. 

Hohes Hausl Meine Damen und Herren ! 
Wir begruBen es sehr , daß diese neuen Be­
stimmungen auch in den lJbergangJSlbestim­

mungen '!iür ,anhängige VerJaJbren, soweit sie 
noch nicht rechtskräf,tig entschieden sinid, gel­
ten sollen. Wir gJ1auben , daß mit di'ese r  Be­
stimmung nicht nur den Tausenden, die schon 
geklÜndigt sind, eine ' Sor,ge we;glgenommen 
wird, sondern die AUSiwiI'kung auch weiter 

Vielleicht war auch die Tatsache, daß die hinausgeht auf alle jene, die sich für die 
Sozialistische Partei über eine Mehrheit ver- ZukuDift von solchen Spekul,ationSlk.ündigun­
fügt und vieUeich,t letJz'tenldlich doch eine gen bedrolht sahen. Denn man ,weiß j a, daß 
solche Novelle aHein beschließen könnte, mit- die Bemülhungen, Mthäuser cHli�zulkalilfen, die 

,entscheidend bei Ihrem Entschluß . Jeder ma:g i Mieter billig hinauszubringen, nach Abbruch 
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das Grundstück mit 'einem namhaJ.ten Gewinn 
zu veräußern, sozusagen ,an der TagesordnuIlig 
waren. Wir glauben, daß mit dieser Bestim­
mung der Einschränlkuny der Kündigungs­
bestimmungen, das heißt Erstellunlg von 
Ersatzwohnungen, Entschädigung nach § 1 9  im 
Zusammenlhang mit § 21 a, eine wesenlliche 
VeJ1bes·serung im Sinne des Mieterschutzes 
erreicht wurde. 

Auch die Än:derungen im § 7 l iegen durch­
aus in der Richtung des AusbaJues !des Mieter­
schutzes. Die Höchstgrenze für § 7-Wohnun­
gen, der Vorrang ·fiür das Gericht, gewisse 
AtheHen vorrangig zu geneihmi1g·en , wenn 
damit die Höchstgrenrze ni cht ülberschritten 
wird, die Vellbesserung der Mietzinsreserve 
- ,freilich nicht in dem von uns geforderten 
Ausmaß - .gehen in diese Richtung. 

Auch d er § 8, der die lMöglichikeit rur den 
Mieter bei Baugelbrechen VOf>süfut, wenn die 
Reserve nicht ausreicht, eine Behebung dieser 
Baugebrechen �u beantragen, auch das, meine 
Damen und Herren, geht in di'e R ichtung der 
Verbesserung des Mieterschutzes. 

Hdhes Haus ! Ich möchte noch einen ge­
meinsamen IAntrag einbringen, und 2lWar im 
Zusammenhang mit dem § 7. Es handelt sich 
hier um eine notwendige Änderung im Zu­
sammenhang mit den Uber,g,angsbestimmun­
gen. Es ist anzuneihmen, daß j etrzt vor allem 
in vioelen dieser KündigungSlfälle die Kündi­
gung zurückgenommen wird, weil die Haus­
besitzer , die Vermieter, die Ersatzwoonungen 
nicht stellen 'beziehungswe ise die Entschädi­
gung nicht 1eisten werden wadIen. Es wird 
aber auch Fälle geben - wir 'haben festge­
stellt, es kann ,solche Fälle geben -, wo schon 
durch ein Gesetz eine rechtskrälfHg,e Grund­
satzentscheidung vorliegt. Hier soll eine Uber­
schreHung der Höchstgrenzen nach § 7 mög­
lich sein. 

Ich möchte nun den Antrag zur Verlesung 
bringen :  

A n t r a g  

der AJbg'eor.dneten Skritek, Dr. Hauser, Dok­
tor Broesigke un:d. Genossen zur Regierungs­
vorlage betreffend ein Bundesgesetz über 
di'e Änderung mietrechtlicher Vorschriften 
und über Mietzins.beiihiLfen (852 der Bei­
lagen) in der Fassung des Ausschußlberichtes 
( 1 261 der Beilagen) . 

Der National'rat wollle in zweiter Lesung 
bes<hließen : 

Dem Arotikel IU Z. 1 wird der folgenlde 
Satz angefugt : 

"Dbetdies ist der § 7 A!bs. 2 des Mieten­
gesetzes in der Fassung des Artikels I Z. 1 
dieses Bundes-g,esetzes in den Veda�uen 

nicht anzuwenden, in denen auf Grund und 
im Umfang einer vor dem lnik.rafttreten 
die.ses Bundesgesetzes rechtskräfHg ergan­
genen Grundsatzentscheidung nach § 2a: 
Albs. 2 des MietengesetZ'es in der bisher 
geltenden Fassung zur Deckung der Aus-­
l·agen für ein vor dem 1 1 . Juli 1 914 .aufge­
nommenes Er.haltung<sdarlelhen oder Ibereits 
durdlgefÜlhrte ErfhaltunigsaI1beiten die rzU­
fernmäßige MietzinserhOhuThg nach § 28 
Abs. 3 des Mietengesebzes beantragt wird." 

Hohes HaJus ! Meine Damen und Henen f 
Wie bedeutsam di'e Fragen des § 7 sind, son 
eine Zahl eIihellen. In Wien gilbt es demeit 
1 1 8.000 Fälle von § 7-Regelungen. Nachdem 
sich die § 7-Regelungen im allgemeinen auf 
zehn J anue verteilen, kann man ,annehmen, 
daß man j älhrlidl allein in Wien rund 1 2.000 
solcher § 7-Fälle verzeichnen kann. Eine wei­
t-ere Sdlä,bzung WTÜrde zu einer Zahl von 1 5.000 
bis 1 6.000 solcher FäJlle jälhrlich frühren. Das 
ist eine g·anz gewaltige Zahl, und daher sind 
alle Änderung,en , die im § 7 enthalten ,sind, 
von sehr wesentlicher Bedeutung. 

Das nächste ist der § 16 Albs. 3, der neu 
e ingeflügt wird. Er Ibringt die teillwei.se Zu­
rücknahme der freien Vereinbarurug , wie sie 
1 967 von der OVP-AHeinregierung beschlos­
sen wurde, und ·zw,a'r für die Sulbstandard­
wohnungen - das sind W oIhnungen ohne 
Wasser und ahne WC -, und �war gilt das 
für jene freien Vereinbarungen, die ab 1 968 
zulässig waren. Hier wird ein Höchstzins von 
4 S festgelegt . Außerdem wird rur die Woh­
nungen , die unter diese 'Bestimmung fallen, 
ab 1. Augl1s't 1974 e in Zinsstopp festg,ele gt 
in der Richtung, daß Inde�klaug.eln nicht mehr 
wiI1ksam 'werden. 

Dieser 'Punlkt der heutigen Mietremtsände­
rung ist glleichlf,alls eine sehr 'wesellltliche Ver­
bess erung des Mieterschutzes. Er bedeutet ein 
Abgehen von der Regelung von 1 967. Ich 
glaube, daß dieses Albgßlhen .von der Praxis 
erzwung·en 'Wunde . Die Bedeutung ist auch 
nicht gering. Wir haben 380.000 SU'bstandard­
wohnungen, davon 253.000 unter dem Mieten­
recht. 

Hohes Haus'! Meine Damen und Herren! 
Diese drei Punkte betreffen eine Verbesse­
rung der mietrechtUchen Bestimmungen, die 
zum Teil schon bestanden. Ganz neu und eine 
d er wichNgsten Neuerungen ist die Mietzins­
beihilfe. Auch hier wird ein Versprechen der 
Regierung erfüllt. 

Wenn wir uns an das Jahr 1967 zurück­
erinnern, dann :war auch damals die Miet.zins­
beihiltfe zumindest in der DiSikus·sion, im Ge­
spräch, allierdings wurde sie nicht verwink­
licht. Die Finranrzminister der Osterreichischen 
Volikspartei halben dafür keine !Jösung ge-
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funden ; auch sonst 'haot die OVP Ikeine Lösung 
g·e fund en. Sie ha:t Z1War damals sehr rasch 
die VersChlechterungen zuungunsten der 
Mieter beschlossen, zum 71weiten Teil, der 
ursprunglich aIligekündi,gt war, zur Mietzins­
beihilfe, ist es nicht mehr gekommen. Wir 
holen :hier ein Vel1säumnis nach. Ich glaube, 
daß mi't dieser 'Mie1:lzinsbeihiUe, wie sie in 
dieser Mietrechtsänderung vorgesehen ist, 
j ene Mieter, die in Zukunft einen § 7-Antrag 
zu erwarten !halben, sofern .s-ie ein kleines 
EiIllkommen haben, von Angst und Sorge doch 
wesentlich be,freit werden. 

Die Mietzinsbei'hilfe ist so gestaltet, daß 
sie für § 7-Anträge, sofern sie ab 1 .  August 
1 974 rechtskräftig werden, beantr.agt werden 
kann, und zwar, wenn der neue Mietzins das 
Vierfache des bisherigen Zinses überschreitet 
und das Einkommen des Betr,effenden, wenn 
er alleinstehend ist, jährlich nicht 55.000 S, 
für zwei Personen 70.000 S nicht übersteigt, 
und zwar ab dem Vierfachen die ganze Er­
höhung nach § 7.  

Hohes Haus ! MelilIlJe DaJrnen !Und HetI1I1e!Il! 
Ich glaube, daß hiermit eine sehr, selhr wesent­
liche soziale Leistung ,geschaffen wird, di'e 
wirklich den Mietern in AlthäuseIln, die j a  
alle von § 7-Anträgen bedroht sind, soweit 
sie wirklich nur ein kleines Einkommen 
haben, eine wesentliche Sorge a:bnehmen wird. 
Wir ha.ben daf.ür gesor,gt, daß diese Mietzins­
beihilfe keine Anrechnung auf die Ausgleichs­
zulagen und Kriegsopfer1eistungen haben 
wird. 

Soviel zu den großen vier Bestimmungen 
des neuen Mietrechtes. Wir bekennen uns 
aum sehr gerne zu der dreijährig·en Verlänge­
rung des WohnungsveI1besserungsgesetzes 
und zu der getroffenen Neuregelungi daß 
10 Prozent der Wohnbauföllderungsmittel -für 
die W ohnungsver;besserung, veIlWendet wer­
den können. Das wird zumindest für Wien 
doch immeI1hin einen g.anz namhaften Betrag 
für Wohnungsverbesserun:g 'bringen. 

Auch heute mödlte ich dazu festhalten, daß 
diese Vorlage sicherlich zur Erhaltung des 
Altlhausbestandes einig,es tbeitra:gen wird, daß 
es aber natütl.ich auch AltJhäuser geben wird, 
bei denen die Verbesserung von Sulbstandaro 
auf Standard gar nicht möglich ·sein wird. 
Wir haben in Zukunft sicherlich daJs große 
Prdblem zu lösen: Wohnung.sneubau, Stadt­
erneuerung und Erhaltung des Althausbe­
sitzes. Das ist ein sicherlich sehr .großer Kom­
plex, der irgendwie in einem großen Zusam­
menhang zu lösen sein wird. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Wenn 'hier von meinem Vorredner angeg·eben 
wurde, er sehe in dieser Lösung einen Weg 
zu einer kommenden G esarmtlösung in seinem 
Sinne, dann möchte ich für uns in Anspruch 
nehmen, daß wir .in dieser Mietr.echtsänderung 
einen ersten Schritt zu einer weiteren Ver­
besserung des Mietrechtes sehen. Wir betrach­
ten diese Novelle als einen .großen Schritt 
nach vorwärts. Idl ha;be ,schon darauf hinge­
wiesen, daß es nach lang,er Zeit das erste Mal 
hier im Hohen Haus ist, daß eine Verbesse­
rung des Mietrechtes beschlossen wir-d. Wir 
werden auch in Zukunft für den Aushau des 
Mietersmutzes eintreten und die offenen For­
derungen hier im Hause vertreten. 

Wenn der Spr,echer der Volkspartei von 
einem Umdenken .s-pr,ach - er meinte im 
Justizaussmuß, die UVP 'Wone keine Haus­
herrenpartei s ein -, dann ist das nicht nur 
eine Frage von Reden, sondern auch in Zu­
kunft eine Frage von Taten. Seine Ankündi­
gung, daß die Osterreichisme Volkspartei 
zwar für den Kündigungsschutz eintrete, aber 
�ür sonstige Zinsbegrenzungen nicht, ist nur 
ein ha�ber Schritt, denn es ist gam klar, daß 
der Kündigungs·schutrz, wenn keine Zinsbe­
schränkung da ist, innerlich völlig ausgehöh1t 
wird und zum größten Teil wertlos ist, weil 
j,a .dann der Mieter ,gekündigt wird, weil er 
den Zins nicht bezahlen kann. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herrenl 
Wir sehen, wie g,esagt, in dieser Mietrechts­
änderungsnovelle ·einen großen Fortschritt und 

Hohes Haus! MeilnJe -Damen UIIlk:l Hooren! wer.den ihr aus diesem GrWlde gern unsere 
Auch dazu möchten wir klar sagen : Woir Zustimmung ,g·eben. (Beifall bei der SPO.) 
Sozialisten waren nicht gegen die Wohnungs­
verbesserung; wir ,hahen erst vor kurzem eine 
Novellierung des WOIhnungsveIibesserungs­
gesetzes beschlossen. Wir w.aren auch nie 
gegen die EIlhaltung des Althausbesitzes. Das 
ist eine Legende. Wir wissen ganz ,genau, 

Präsident Dr. Maleta: Der Antrag der Abge­
ordneten Skritek, Dr. Hauser, Dr. Broesigke 
und Genossen, der verlesen wurde, ist g.e­
nügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. 

daß der Althausbesitz in den größeren Städten Als nächster zum Wort gemeLdet ist der 
nicht von heute auf morgen durch NeUJbau- Abgeordnete Dr. Broesigike. Ich erteile es ihm. 
wohnungen ·ersetzt w.erden kann. Wofür wir 
waren, das ist der Schutz des Mieters, und 
wogegen wir waren, das war die schlechte 
Stellung des Mieters durch den HaUJSbesitzer. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich 
möchte in den Vordergrund steHen, daß wir 

113. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)88 von 98

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 113. Sitzung - 1 1 .  Juli 1974 11233 

Dr. Broeslgke 

mit dem Ergebnis der Parteienverhandlungen, 
die zu diesen Gesewesanträgen gefÜ'hr,t haben, 
zufrieden sind. Es ist hier ein Eryebnis, das 
im g-egenseitigen Nadlgeben erarbeitet wurde, 
was sidlerlim nicht leicht war, weil die Stand­
punkte ja bekannUich verschieden sind. 

Mein Vorredner hat ja dargelegt, daß er 
den Schwerpunkt beim Mieterschutz sieht, also 
darin, daß ein Vertragspartner gesmütz.t wird, 
während wir meinen würd-en., daß das Wich­
tigste ist, daß das kostbare Volksvermögen 
unserer Wohnungen erhalten bleibt, denn d-er 
smönste Mieterschutz hilft gar nichts, wenn 
der Mieter zwar Rechte hat, aber keine Woh­
nung mehr. Und die Ibios,herige Politik auf 
diesem Gebiet hat nun eben in erschredtendem 
Maße dazu geführt, daß in immer größerem 
Umfang ,der Althausbestanld. demoliert wurde, 
und es wäre sehr 2lWedtmäßig, jener Statistik, 
die a.ngtbt, wie viele Wohnungen gebaut wur­
den, immer jene Statistik .gegenüberzustellen, 
aus der ersichtlich ist, wie viele Wohnungen 
durch das Versagen der Wohnbaupolitik 
wieder demoliert worden 'sind, denn auch 
diese Ziffer ist von ose'hr wesentlicher Bedeu­
tung. 

Wir glauben also, daß ein verantwortungs­
bewußter Mieter·schutz in den Vordergrund 
stellen muß, daß dem. Mieter seine Wohnunq 
erhalten bleibt. Daran hat es die bisherige 
Wohnbaupolitik fehlen lassen. Wir sehen in 
dem, was nunmehr Gesetz werden soll, einen 
gewissen AIlIsatz zu einem. Umdenken auf 
diesem Gebiet, einem Umdenken, das dazu 
füihren k.ann, daß ,doch in geringerem Maße' 
als bisher Volk:sv-ermögen zugruDide .geht. 

Wir halten es daher rur richtig, daß neue 
Bestimmungen bezüglich der Zinsreserve hier 
aufgenommen wuI1den. Wir würden es aller­
dings begrußen, wenn ·auch der Herr Bundes­
minister für Finanzen sich dazu entschließen 

- könnte, auf seine Beteiligung a·n dies·er Zins­
reserve zu verzichten. ,Er Ihat dies zu einem 
bestimmten Teil ,getan, indem. nämlich in den 
steuerlimen Bestimmungen dieser Gesetze 
vorgesehen ist, daß die Zinsreserve nimt 

'
so 

wie bisher versteuert ,wird; er tut ·es nicht 
insofern, als der Fehlbestand an Umsatzsteuer 
der Zinsreserve entnommen wird, 'Was diese 
smmälert: dabei bleibt es auch nach dieser 
Novelle. 

Wir sehen in diesem Gesetz zwei Schön­
heitsfehler, bezüglich derer wir ,uns nicht der 
allgemeinen Ein.ilgung amchließen konnten 
und bezüglich derer .wir daher Abänderungs­
anträge stellen. Wir werden natürlich den 
Gesetzen in dritter Lesung zustimmen. Wir 
wollen aber nur zum Ausdrudt brin-gen, daß 

wir der Meinung sind, daß an zwei Stellen 
di-e gefundene Lösung k-eine glüdtliche ist. 

Ich darf daher folgenden Abänderungsantrag 
vorlegen: 

A b ä n d e r u n q s a n t r a q 

der Abgeordneten Dr. Broesigke, Zeillinger, 
Dr. Sc::hmidt und Genossen auf ÄnderuIl9 
der Regierungsvorlage betreffend. ein Bun­
desgesetz ii:ber die Änlderung mietrechUicher 
VOl'sduiften und über Mietzinsbeihilfen 
(852 der Beilagen) in der Fassung des Aus­
schußberichtes (1261 der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Tit-el bezeichnete Regierungsvor­
lag-e in der Fassung des AussdlUßberichtes 

. (1261 der Beilagen) wird ,geändert wie folgt: 

1 .  Der § 7 Albs. 3 Z. 2 hat zu lauten: 

, ,2. mindestens ·die Hälfte der Mieter 
- berechnet nach der Anzahl der im Zeit­
punkt der Entscheidung vermieteten Miet­
gegenstände :- des Hauses ihr zustimmen." 

2. Im § 21 a Abs. 3 Z. 2 'hat es nach dem 
Strichpunkt zu lauten: 

"in diesem Fall g.ebUhrt dem Mieter, un­
beschadet seiner Pflicht zur Räumung, der 
angemessene Entscbädigungsbetraq.' , 

Ich darf diese beiden A:bänderungsanträge 
kurz begründen. 

Meine Damen
-
und Herren I Es ist durchaus 

verständlich, wenn nun eine Begr.eIrLUDog nam 
oben für die Erhöhung des Mietzinses, die 
auf Grund eines § 7-Verfahrens möglidl ist, 
eingeführt wird. Was aber nicht verständlich 
ist, das ist, daß das auch dann efZ1WUngen 
werden kann, nämlidl das Einhalten der Be­
grenzung, wenn die Mieter freiwillig bezahlen 
wollen.. 

Nun ist ,auf unsere Anregung im AUtSsmuß 
hier eingefügt worden, daß dann, wenn :zwei 
Drittel der Mieter es -beschließen und bereit 
sind, mehr .zu zahlen als nach der Begrenzung, 
eine Erhöhung über die Höchstgrenze hinaus 
vorgenommen werden kann. Wir sehen nun 
wirklich nidlt ein, warum nicht die Hälfte 
der Mieter in ·einem Haus den Antrag steUen 
und das Verlangen zum. Ausdrudt bringen 
körmen, daß das Baus erhalten bleibt, wenn 
sie bereit sind, dafür zu zahlen, daß sie also 
vom Gesetz·geber ge7JWungen werden, ihre 
Wohnungen zu verlieren, weil sich vielleicht 
jene zwei Drittel nimt finden, a.ber eben nur 
die Hälfte. Das 'bedeutet nämlich gerade, daß 
das Destruktive in den Vordergrund gestellt 
wird und nidlt das Anliegen jenes Mieters, 
der bereit ist, ror die Erhaltung seiner Woh­
nung etwas zu investieren. 
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Dr. Broeslgke 
Meine Damen und Herrenl Das kann man 

nidlt nur mit dem Rechenstift lösen und sagen: 
Die Neubauwohnung, die kostet soundso viel, 
und die Instandsetzung, die ist teurer als die 
Neubauwohnung oder ebenso teuer, und daher 
steht sie nicht dafür! Es gibt doch viele Leute, 
die hängen .an ihrer Wohnung, es gibt alte 
Leute, die nicht mehr umziehen wollen. Ja 
wenn sich die zusammentun und sagen: Wir 
wollen hier bLeiben und wir wollen die ent­
sprechenden Leistungen ,eI1bringenl , dann geht 
der Gesetzgeber her und sagt : Nein, das dürft 
ihr nicht, ihr müßt umziehen, weil ihr nicht 
die zwei Drittel �usammenlbringt, sondern nur 
die Hälfte in dem betr,effenden Haus I - Ich 
glaube , daß sich aus dieser Bestimmung nodl 
einige Schwierigkeiten ergeben werden. Wir 
wollten durch unsere AntragstelluIlJg nur zum 
Ausdruck. bringen, daß wir diese Bestimmung 
für falsdl halten. 

Das 'Zweite ist die InsHtution der Prozeß­
strafe. Sie ist durch das Stadterneuerungs­
gesetz erfunden wornen. Es geht Ihier darum, 
daß demjenigen 'bisherigen Mieter, der sich 
nicht ,einverstanden 'erklärt, sondern der um 
sei,n Redlt kämpft, nidlt nur der Verlust des 
Prozesses droht, was Ja in der Natur jedes 
Prozesses liegt, daß man ihn verlieren kann 
und dann ,die Kosten bezahlen muß, sondern 
in diesem Fall kriegt er auch nur die Hälfte 
des Entschädigungsbeüages. 

Meine Damen und Herren I Was hier beim 
Stadterneuerungsgesetz erfunden wurde und 
hier fortgesetzt wird, ist ein Unikum in der 
österreichischen Rechts ordnung und wider­
spridlt den Grundsätzen j edes Rechtsstaates. 
Wenn jemand zu Gericht geht und um sein 
wirkliches oder vermeintliches Recht kämpft, 
so hat er das Risiko des Prozesses. Und wenn 
er den Prozeß verliert, dann bekommt er nichts 
und muß die Kosten bezahlen. Das ist die 
Regelung. Aber daß er außer dem Prorzeß­
verlust vom Gesetzgelber noch eine Strafe auf­

erlegt bekommt dafür, daß 'er Prozeß geführt 
hat, das ist eilliZig.artig sowohl beim Stadt­
erneuerungsgesetz als auch hier. Ich darf Sie 
doch bitten, sich das sehr 'gründlich zu über­
legen und zu prüfen, ob hier nimt die von 
uns vorgeschlagene Lösung, daß auch hier 
der .. ang,emessene Entschädigungsbetrag" zu 
bezahlen ist, die zweckmäßigere und bessere 
i,st. (Beifall bei der FPO.) 

Mein Vorredner hat schon davon gespro­
chen, daß es notwendig ist, eine Ubergangs­
bestimmung zu schaffen . Das war ein Redak­
tionsfehler, der hier verbessert werden ,wird, 
und wenn diese Ubergangsbestimmung ge­
schaffen wird, so ,er-gibt sich, daß im großen 
und ganzen eine Lösurrg gefunden wird, die 

geeignet ist, ein Provisorium für eine be­
stimmte Zeit darzustellen. 

Es wäre sehr v.iel zu diesem Punikt zu sagen. 
Ich darf mich aber abschließend infolge der 
vorgerückten Zeit ·auf nur weniges beschrän­
ken. 

Ich würde meinen, daß die Stadt Wien, statt 
in den Bauring zu investieren, v.iel hesser in 
die Häuser dieser Stadt investieren könnte, 
UIIIl sie zu erhalten. (Beifall bei der PPtl) 
Es wäre das auch 'gar nichts Neues, denn bis 
zum Jahre 1 967 hat die Sta'dt Wien zinsen­
freie Darlehen zur Instandsetzung der Häuser 
gewährt, und manche von den Häusern, die 
il1iZwischen abgerissen wurden, s tünden heute 
noch, wenn das nicht eingestellt worden wäre. 
Ich erwähne deswegen vorrangig :die Stadt 
Wien, weil eben das Problem des Mieten­
gesetzes ja in erster Linie ein Wiener Problem 
ist, dann hat es in gewissem Umfang noch 
für Graz Bedeutung, aber für die anderen 
Landes'hauptstädte nur mehr .in ,geringem Um­
fang. Ich glaube also, daß die betroffenen 
Städte und die vor allem betroffene Stadt 
auch nicht untätig zusehen dürfen, sondern 
ihren Teil dazu beitragen sollten, daß die 
Wohnhäuser eI1halten bleLben. 

Für die weitere Zukunft wird es aber wir.k­
lich notwendig sein, nicht Novellen zu dem 
geltenden Mietrecht zu schaffen, sondern an 
eine Neuschaffung des Mietrechtes zu denken, 
denn al'le, meine Damen und Herren, sind 
sich darüber einig, daß es ein Anachronismus 
ist, wenn heute 1m Jahre 1974 der Mietzins 
nach Friedenskronen des Jahres 1 9 1 4  berech­
net wir.d mit allen dazugehörigen Zufällig­
keiten, mit allen .dazug·e'hör.igen Berechnungs­
schwierigkeiten. Man hat ausgerechnet, auf 
wie viele Arten sich ein Mietrz.ins bilden kann 
und welche Einzelheiten und Feinheiten hier 
zu berück.sichtiJgen sind. Es ist hier an der 
Zeit, nicht herumzunovellieren, sondern daß 
der Gesetzgeber wirklidl einen Schlußstridl" 

macht; wobei eine Neubewertung für die 
Zwecke des Mietzins,es wohl eine grund­
legende Voraussetzung wäre. 

Wir glauben also, :daß durch diese Novelle 
einem augen:blicklichen dringenden Anliegen 
Rechnung getragen wir.d - einem Anliegen, 
das durch die vielen Mieter charakterisiert 
wird, die infolge des Ab:bruches ihrer Häuser 
von ObdachlosLgkeit bedroht sind -, daß aber 
damit nur das Dr.ingendste getan ist und daß 
die eigentliche Arbeit noch bevorsteht. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Broesigke und 
Genossen ist genügend unterstützt unld ,steht 
daher mit in Vevhandlung. 
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Präsident Dr. Maleta 

Zum Wort .gemeldet ist der Abgeordnete 
Haberl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Haberl (SPO) : Hohes Haus I 
Heute steht eine Reihe für das Wahnen und 
den Wohnbau wichtiger Gesetze zur Behand­
lung. Diese erfolgt einstimmi.g, und dbwohl 
es im Detail vie�leicht verschiedene 
Ansichten geben mag, wird im Großen doch 
eine gemeinsame Linie in der WohDlbaupolitik 
fortgesetzt, wie sie .in den letzten Jahren zur 
Pr.axis geworden ist. 

Das eine Gesetz ist die Verlängerung der 
Aktion für di·e vorzeitige Rü<kzahlung. Hier 
hat sich herausgestellt, daß noch viele Be­
werber die Absidlt haben, eine soldle vor­
zeitige Rü<kz.ahlu:n:g durchzuführ.en,  aber des­
wegen nicht imstande sind , von der dafür 
gewährten Sonderbegünstigung Gebrauch zu 
mamen, weil sie nom nidlt als Eigentümer 
im Grundbuch ·eingetragen sind. Um hier kein 
Unrecht zu ,setzen, sorI eine Verlängerung der 
Geltungsdauer des Gese�es bis 1978 heute 
hier beschloss·en werden. 

Das zweite ist .die WohnungsV'erb esserung. 
Dieses Gesetz hat sich bewährt, eine weitere 
Verläng·erung um drei Jahre Isoll ebenfalls 
heute hier besdllossen weI'lden, mit der Maß­
gabe, daß nun auch Mittel d.er Wohnbau­
förderung für diesen Zweck eröffnet werden. 
Es ist hiezu aber aum ,zu .sagen, daß mit der 
Stadterneuerung Probleme, die einer gründ­
lichen Unteriudlung bedürfen, vorthanden 
sind, besonders in j enen Fällen, wo eine Ver­
besserung wiI'tschaftlich·er als ein NeU!bau ist. 
Auch hier sollen aloSo grundsätzliche Verhand­
lung.en und Untersuchungen durdlgeführt wer­
den. 

Hohes Haus l In der j eÜligen Situation ist 
aber die noflwendige und, wie wir 'glauben, 
vorubergehende Anpassung der Wohnbauför­
derung an die wirtschaftl.iche Entwicklung von 
besonderer Bedeutung, eine Fortierung, die 
besonders vom Verband .der Gemeinnützigen 
WoIhnbaugenossenschaften eflhoben wurde . 

Ich darf bei dieser Materie nodl einmal 
kurz daran erinnern, daß die WOIhnbauförde­
rung 1972 ebenfalls von allen, wie heute, 
die ZusUmrnung erhielt. Dama}s ist ja in tage­
langen Verhandlungen nicht nur mit den Ab­
geordneten der Fr.aktionen, sondern audl mit 
den Wohnbauexperten der Parteien dieses Ge­
setz behandelt worden, und alle !Waren der 
Meinung, daß diese Änderung ein bedeutender 
Fortschritt ist. 

Wenn daher heute oftmals Stimmen l aut 
werden, die meinen, daß die Wohnbauförde­
rung 1 968 besser wäre , daß man sie hätte be­
lassen müssen, so ist dies eine falsche Beurtei­
lung, denn eine Beibehaltung der Wohnbau-

förderung 1 968 ,hätte ohne Ziweifel zu einer 
Verschlechterung geruhrt und 'WÜrde die Pro­
bleme heute größer machen. Es ist ja nach­
zuweisen, daß die Änderung dieser Wohnbau­
förderung 1 968 zu einer VeI1besserung für die 
Mieter um zirka 25 Prozent geführt hat, und 
man kann also sagen : Se!lbst wenn mit dieser 
Änderung nicht mehr Wohnungen gebaut 'Wor­
den wären, wäre sie allein schon ein bedeu­
tender Fortschritt gegenÜlber 1968 gewesen. 
Daher konnte, Hohes Haus, in der jetzig,en 
Situation auch keine Rückkehr zu der Wohn­
bauförderung 1 968 durch:geWlhrt !Werden. 

Wir alle a'ber wiss'en, daß eine ständige 
AnpasslliIlg in der Wirtschaft besonders not­
wendig ist, und wenn sidl die Grundlagen 
für eine wirtschaftliche Tätigkeit ändern, dann 
ist es eine Notwendigkeit zu handeln. Daher 
war es auch hier notwendig, eine realistische 
Maßna'hme Jm Interesse aller zu setzen : im 
Interesse der Mieter, der Bauwirtsch·aft und 
d�r Genossenschaften. Die heutige Änderung 
dIeses Gesetzes muß daher nidlt als eine 
grundsätzliche und dauernde Abkehr vom 
seinerzeitigen FinanzierUiligskonzept betrach­
tet werden, sondem .als eLne zeitlidl begrenzte 
Maßnahme ; das kommt ja ,aum im Gesetz 
mit einer dreijährigen Begrenzung zum Aus­
druck. 

Nun kur·z : Was war der An1aß für diese 
Änderung? - Ich sagte schon: Die wirtschaft­
�
.
idle Bas�s,  'die Vevhältnisse haben sich ge­

andert. Emerseits haben wir gerade auf dem 
Bausektor eine Konjunktur wie nie zuvor er­
lebt, die vor allem die Entwicklung der Preise 
in dieser Sparte beeinflußte. Die durdl diese 
Preisentwicklung notwendigen Stabilisie­
rungsmaßnahmen halben aber zu höheren 
Kreditkosten geoführt. Von beidem ist nun 
eine Auswirkung auf die Wohnung und auf 
die Mi·eten ausgegangen. Schließlich hat auch 
die durch die Stabi1isierungsmaßnahmen her­
vorgerufene Kapitalnot dazu 9 efiiJhrt , daß die 
Realisierung der Förderungen teilweise, zu­
mindest zeitlich, in Fra.ge gestellt wurde. 

Die dhne Zweifel nicht leichte Lage macht 
nicht nur StabilitätsmaßnaJhmen notwendig, 
sondern die geänderten Venhältnisse in der 
Sparte Wohnbau erfordern auch eine Reaktion 
auf gesetzlichem Gebiet. Minister Moser hat 
daher vorgeschlagen/ eine kurzfristige An­
passung der Wohnbaugesetze an die Lage 
durchzuführen, bis sichtbar ist, wie die länger­
!ristige Entwicklung geht. ,oas heutige Gesetz 
Ist also ein Beitrag zur Stabilisierung und 
gleichzeitig auch zur Aufrechterhaltung des 
Wohnbaues zu günstigeren Mieten als der 
augenbI.icklich wimtigsten Aufgabe, die auch 
vor der AIliZahl der gebauten Wohnungen 
steht. 

. 
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Ich möchte bei diesem Gesetz nur noch 
vielleicht an Ziwei Gebiet-e kuflZ erinnern. Das 
ein-e ist das der Bauwirtschaft, die sicherlich 
regional oft in keiner seJhr leichten Situation 
ist, aber man muß auch hier sehen, daß eine 
Normalisierung im Auftra'gstand kein Anlaß 
ist, von einer Katastrophe zu sprechen, son­
dern wir müssen erkennen, daß ZTWei J ahres­
auftragstände, wie sie in der letzten Zeit 
üblich waren, doch in vielem zu übemöhten 
Preisen und zu der heutigen Situation ,g,eführt 
haben. 

Wohnbauförderungsgesetzes ist richtig und 
s.innvoll in der j etz1g.en Zeit, und so'  wie die 
Änderung 1 912 bedeutet sie .auch eine Ver­
besserung und einen Fortschritt. Für die 
Initiative, die hier vom Bautenminister aus­
gegangen ist, möchten wir herzlichst danken, 
und wir 'geben dem Gesetz gerne unsere Zu­
stimmung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
i,st der Abgeordnete Dr. Kotzina. Ich erteile 
es ihm. 

Darüber hinaus ist es so, daß vor allem Abgeordneter Dr. Kotzina (OVP) : Hohes 
auf dem Gebiet der HaUiWirtschaft eine Struk- Haus ! Zunächst habe ich dem Herrn Präsiden-
turänderung in den verschiedensten Bereichen 
notrwendig ,sein wird, um hier ,eine g,rößere 
LeistungsfäJh1gkeit he:rfueizuführen. 

Ein Wort noch zweitens zum Kreditapparat 
- sicher ein wichtiger Faktor bei den Stabili­
sierungsbemühungen, ein Faktor, der auch eine 
gewisse Last zu tra'gen hat. Aber auch hier 
müssen Auswüchs·e , die öfters auftreten, ange­
prang·ert werden. Wenn es Institute gibt, die 
mit Zuzä:hlung und Bearbeitungsgebühr -sich 
nicht scheuen, 7 Prozent für Wohnbau zu ver­
langen, so ist dies in keiner Weise zu recht­
fertigen, und hier, glaube ich, muß man solche 
Situationen ,aufze,:Lgen. Der Gesetzgeber ist 
gerade mit diesem Ges,etz ,heute bereit, den 
Verhältnissen auch auf diesem Gebiet Rech­
nung zu tragen. Wir Ihatten j a  bisher die 
Bankrate als Maßstab und eine Grenze mit 
31/2 Prozent darüiber, sodaß die oberste Grenrze 
10 Prozent war, bei der es noch Annuitäten­
zuschüsse galb. 

Wir haben festgestellt, daß die Bankr.ate 
ein schlechter Indikator für läng.er zu veran­
lagendes Geld ist, sodaß im neuen Gesetz 
hier die Änderung ist, daß die Anlei1hen des 
Bundes als Maßstalb angefiiihrt werden und 
21/2 Prozent darüber möglich sind, ,sodaß hier 
ein kleiner Spielraum besteht, der aber keines­
falls Anlaß für die Institute sein soll, i'hn 
gleich voll auszuschöpfen. 

Wir sehen, Hohes Haus, daß mit diesem 
Gesetz nun ein neuer Rahmen für die Direkt­
darlehen in der Höhe von 45 his 10 Prozent 
g,egeben wurde. Zum Untersdlied von der 
Wohnbauförderung 1 968 bleibt der Annui­
täteIliZusdluß erhalten, sodaß sidl hi,er eine 
weiter.e Verbilligung für die Mieten ergibt. 

Die Länder haben hier also einen Spiel­
raum für eine eigene Entsch'ei!dung, allerdings 
wurde im Gesetz als SidleJ:1heit festgelegt, daß 
in jedem Land in einem Kalenderjahr alle 
Bewerber ,gleich 'zu fördern sind. 

So mödlte ich, Hohes Haus, nun zum AJb­
schluß sagen : Die heutige Änderung dieses 

ten anzukündigen, daß .ich zwei Tage in An­
spruch nehmen werde, meine Schlußausfüh­
rungen zu halten. Es hat mir der Herr Abge­
ordnete Haberl noch die Chance eingeräumt, 
am heutigen Tag, also ,am 1 1 .  dieses Monats, 
meine Rede zu beg.innen. 

Meine Damen und Herren! Es ist er,freulich, 
feststellen zu können, daß ,alle drei Parteien 
einen Konsens über den Komplex der Woh­
nungs- und Mietengesetze .auf Grund der zur 
Beratung stehenden Punkte 29 bis 32 der 
Tagesordnung gefunden haben. Damit i st ein 
wichtiger Schritt ·getan worden, um das iDach 
über dem Kopf außerhal1b des parteipolitischen 
Streites zu stellen. 

Die Sprecher aller Parteien halben aus 
dies·ern Anlaß festgestellt, daß weitere bedeu­
tende Anstrengungen unternommen werden 
müssen, vom Gesetzgeber her zu einer ein­
heitlichen UJIld umfassenden Betr.achtung des 
Gesamtkomplexes "Wohnung" zu gelangen. 
Bei aufmerksamem Zuhören, Herr Abgeord­
neter Skritek, habe ich allerdings den Ein­
druck gehabt, daß es Ihnen etwas leid tut, 
daß es heute zu einer solchen gemeinsamen 
Auffassung Igekommen ist, und Sie halben in 
Ihren grundsätzlichen Uberlegungen immer­
hin zurückg.elblickt und haben da irgendwie 
zu erkennen gegeben, daß diese Willensüber­
einstimmung d,enn doch nicht so innerlidl von 
Ihnen auch ganz geteilt wird. 

Wenn es dabei bleibt, wird es vielleicht 
- das ist unsere Ansicht - schon in naher 
Zukunft gelingen, die Wohnung5lfrage als 
j ahrzehntelanges Klassenkampfthema zu 
Grabe zu tragen. Wir sind bestrebt, in dieser 
Richtung zu wirken. 

Ich darf in dem Zusa,mmellihang audl darauf 
hinweisen, daß wir nicht den Mieterschutz 
loswerden wollten, sondern daß es uns 
immer, in den vergangenen Ja!hren zumindest, 
darum gegangen ist, das Mietengesetz so zu 
gestalten, daß es den modernen Auffassungen 
- und heute sind einige solcher wichtiger 
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Schritte im Zus'ammeIllhang mit den W 00-
nungsgesetzen auCh getan worden - ent­
spricht. 

Es sind sicherlich auf Grund des ursprülli9-
lichen starren Festhaltens an dem ursprüng­
lichen Mietengesetz den Sozialisten in Wien 
eine Reihe von Wahlkampf themen und in 
dem ZusammenJhang ,auch von WaihlerfoLg.en 
gelungen, aber um einen sehr enormen Preis : 
um den Preis eines nah.ezu unfaßbar hohen 
Anteils an Substanda�dwohnungen, um den 
Preis einer nahezu ausweglosen Situation, um 
den Preis eines gigantischen Stadterneuerungs­
problems, das allen Osterreichern in den näch­
sten Jahrzehnten - so ist es vorausberedmet 
worden - etwa 1 50 Milliarden Schilling 
kosten wird. 

Die g,egeIl1wärti,ge Annäherung der Soziali­
sten an den Standpunkt der Osterreichischen 
Volkspartei, oder wollen 'wir es auch umge­
kehrt sagen : di-e Annäherung der beiden Par­
teien ist sicherlich in erster Linie dem Zwang 
der Umstände am Rand des Chaos zuzuschrei­
ben. Aber schließlich zählen nicht die Motive, 
sondern entscheidend sind die Resultate. 

Ich möchte Sie nun nicht mit Reminiszenzen, 
die nicht nur auf Jahr.e, sondern auf Jahr­
zehnte zurückruhren würden, auflhalten. 
Aber zur Erhärtu:rug dieser Feststellung sei 
denn doch daran ,erinnert, daß im Jahr 1965 
die Koalition letztlich und im besonderen auch 
daran zerbrochen ist, daß man ,sich in der 
Wohnungsfrage über den ein 'Zuschlagenden 
Weg nicht hat eintgen können. 

Wir haben damals verlangt, daß die Dinge 
in ,einer Gesamtschau g:esehen werden sollen, 
daß die Probleme des Wohnungsneubaues und 
des Altbestandes ,als Eilliheit aufzufassen sind 
und als solch,e gelöst werden müss'en. Die 
Sozialisten waren damals ausschließlich auf 
den Wohnungs neubau eingeschworen und 
haben erst in der jüngsten Zeit eine Kurs­
korrektur vorgenommen ! Und darin liegt 
meines Erachtens das ,entscheidende, daß wir 
a,b j etzt die Mietenregelung, den Wohnungs­
neubau und die Wohnungsverbesserung, mit 
einem Wort das gesamte ,Problem der Woh­
nungspolitik gemeinsam behallldein und nicht 
getrennt, und das war auch ,die Ursache daf,ür, 
daß es g,elungen ist, nunmehr mit Hilfe dieser 
neuen Gesetze, di'e 'heute beschlossen werden, 
auch ·einen entscheidenden Schritt einer ge­
meinsamen Wohnungspolitik zu machen. 

Die von der OV,P-Regjerung in das Parla­
ment gebrachten Vorlagen standen seinerzeit 
ständig im Kreu71fEmer sozialistischer Kritik, 
aber heute sind diese Geset�e in ihrer wesent­
lichen Konzeption außer Streit ,gestel'ltes All­
gemeingut. Heute. sind .das Wohnbauförd.e-

rungsge.setz, das Wohnungsverbesserungs­
gesetz, das RückzahlUIlJgs'begünstigungs,gesetz, 
das MietrechtsärrderuIllgs,gesetz entscheidende 
Bausteine, auf denen das Gebäude einer 
Gesamtreform des Wohnun,gswesens durchaus 
erfolgversprechend aufgebaut werden kann. 
(Beifall bei der OVP.) 

Im darf -hier noch weiter dar an erinnern, 
daß bei der Verabschi,edung des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1 968 das Nein der Soziali­
sten vom damaligen Oppositionssprecher, 
meinem seinerzeitigen Kollegen Weikhart, mit 
der Festlegung des Förderungssockels seitens 
der OVP auf 60 Prozent tbegITÜndet worden 
ist, während seitens der SPO ein solcher von 
70 Prozent g'efordert wurde. 

Im Zickzackkurs hat die SPO zunächst den 
Anteil der öffentlichen Förderung auf 45 Pro­
zent abgesenkt, um nun wieder ·zu ihrer ,alten 
Vorstellung zurückzukehren. Sie hätte also 
- wie es sich heute zetgt - schon im Jahre 
1967 den Vorstellungen der Volkspartei bei­
treten und daran auch festhalten können. 

Nicht viel anders verthielt es sich. beim 
Wohnungsverbesserun,gsgesetz. Es ist zwar 
die SPO seinerzeit mit diesem Gesetz auch 
konform gegangen, ,aber nach sehr wider­
willigen Erklärurug,en und Gesprächen. 

Ähnlich verhielt es sich auch bei den Vor­
stellung,en über die Lösung des Problems der 
abgewohnten Stadtviertel, wo die Sozialisten 
bis zum Schluß di'e Assanierung, die Oster­
reichische Volkspartei aber die Stadterneue­
rung im Auge hatten; und es ist keineswegs 
nur eine Frag-e der Bezeichnung, 'Wenn sich 
der Begriff der Stadterneuerung durchgesetzt 
hat. Dieses ,generelle Umdenlken der Soziali­
sten und auch das Bemühen unserer Partei, 
mit den Sozialisten in diesen Fragen einen 
Konsens zu finden, sind erfreulich, weil uns 
das Umdenken der Sozia'listen die Chance 
gibt, die Wohnungsfrage enidlich zu versach­
lichen, und das sei über alle parteipolitischen 
Fragen hervorgehoben und besonders .gewür­
digt. 

Zweifelsohne sind seit dem Jahre 1 966 bis 
zum heutigen Tag eine Reihe sehr entschei­
dender Marksteine in der Mieten- und Wohn­
baupolitik gesetzt 'Worden. Bis zur völligen 
UibereinstilßlIllung hinsichtlich eines harmoni­
sierenden Gesamtlk.onzeptes, das dann die 
Grundlage für entsprechende Gesetze bilden 
würde, wird es noch weiterer guter und sach­
licher Zusammena�beit -bedürfen. Dazu sind 
auch ,gediegene Vorallbeiten notwendig! 

Ich möchte daher ganz konkret vorschlaqen, 
Herr Bautenminister, daß man den für Wohn­
bauforschung zur Vel"fügung stehenden Betraq 
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eines Jahres ·dazu verwendet, einen weitge­
steckten WettbeweI1b zur Erlangung wissen­
schaftlich fundierter Konzeptionen auszu­
schre�ben, einen Wettbewerb, der uns sowohl 
in technischer als auch in finanzieller Hinsidlt 
ein Langzeitprogramm zur VeIiWirklidlung der 
für das Wohnungswesen erforderlidlen Maß­
nahmen bringen sollte. 

Wenn wir heute wissen, daß uns aUein die 
Stadterneuerung etwa 1 50 Milliarden Schilling 
kostet, wenn wir wissen, daß wir im Wohnbau 
in der Krise stecken, dann müssen wir audl 
wissen, daß Lösungen nur mit vorausschauen­
den Konzepten und in Zusammenarbeit von 
Wissenschaft, Praxis und Politik realisierungs­
reif gemacht werden können. (Beifall bei der 
avp.) 

Aber es ist bezeichnend für die Politik 
dieser Regierung, daß sie heute in der 
Wohnungsfr,age ·einerseits mit Hilfe eines 
Initiativantrages aller drei Parteien und 
andererseits mittels eines § 1 9-Geschäfts­
ordnungs antrages des JusHzausschusses die 
Flucht aus dem Eck, in das sie sich selbst 
manövrtert hat, versuchen muß. 

Und damit wird der ganze Jammer, in den 
uns die Regierung mit ihrer Wirtschafts- und 
Finanzpolitik ,gestürzt hat, offenhar - bei 
aller Freude über die Uibereinstimmung muß 
auch das, meine Damen und Herren, hervor­
ge'holben und festgestellt werden -: Was 
gestern als gut gepriesen wurde, muß heute 
als verfehlt abgetan werden! Was heute als 
schlecht verdammt wird, muß morgen als not­
wendig gelobt werden! 

Lohn- und Preisspirale, zu der sich auch 
Tarif- und Steuerschraube gesellen - Infla­
tion -, höhere Zinsen und damit Verteuerung 
der Kredite, dann wieder Kredit!bremse und 
Baubremse, das sind so einige charakteristi­
sche Elemente, die einen konfusen und unge­
mein gefährlichen Kurs der Unsicherheit in 
der Wirtschaftspolitik markieren. Und so ist 
es auch kein Wunder, -wenn tatsächlich eine 
Uberbeschä.ft'igung herrscht und gleichzeitig 
die ständige Furcht vor dem Verlust von 
Arbeitsplätzen im Raum steht. 

Diese Politik, voll von Widersprüchen, wird 
so richtig offenbar beim Baugeschehen, wo 
Baubremse und Kreditbremse ihre. schlimmen 
Auswirkungen mit aller DeutlichJkeit zeigen. 
Es haben heute im Laufe der Diskussionen 
der Herr Abgeordnete Mussil und der Herr 
Abgeordnete Letmaier auf diese Umstände in 
der Bauwirtschaft besonders hingewiesen. 
Würden die vorliegenden Gesetze nicht be­
schlossen werden, käme - und das ist be­
zeichnend - gerade der soziale Wohnbau in 
den Sog des ZusammeDlbruches. 

Während die Regierung die Baubremse 
predigt, wird aber 'hurtig und beden1kenlos 
an problematischen Mi'lliardenprojekten ge­
baut: überdimensional und kostspielig I 

Es muß in dem Zusammenhang · der Bau 
der UNO-City erwähnt werden, die uns wegen 
der EigenwiUigkeit UIlJd des Alleinganges des 
Herrn Bundeskanzlers immer atemberauben­
dere Kosten beschert, die in kJürz·ester Zeit 
die Bausumme von 3 Milliarden auf 10 Mil­
liarden - und mandle befürchten sogar auf 
15 Milliarden - hinaufsdlneUen lassen. 

Es muß eine Donauinse'l el'1Wä!hnt werden, 
die geradezu grotesk disproportional mit eiIlJer 
Läng,e von 20 Kilometer und einer Breite von 
200 Meter gebaut wird und die auch weit mehr 
als die seinerzeit genannten 5 Milliarden ver­
schlingen dürfte. Ist es nicht eine Groteske, 
wenn man nun, da das Baugeschehen irrepa­
ra.bel weH fortgeschritten ist, Architektenwett­
bewerbe in Szene setzt, um ,gleichsam im 
nachhinein zu erfahren, was denn nun eigent­
lich aus diesem Projekt Sinnvolles werden 
soll? 

UIlJd wie ist es schließlich zu verstehen, 
wenn im Inland zunächst einmal eine 
:re.gionale Kopflastigkeit mit zwangsläufigen 
Uberhitzungsfolgen forciert wird, auf der 
anderen Seite aber weit wichtigere Bauvor­
haben, angelblich aus konjunkturellen Grün­
den, eingeschräIllkt oder zurückgestellt werden 
müssen? (Zustimmung bei der avp.) 

Aber nicht nur das : diese hektische wider­
sprüchliche BaupoIitik scheint die Bundes­
regierung nunmehr auf den Straßenbau ülber­
tragen zu wollen. Und hier, Herr Bauten­
minister, kurz ein Wort. Auf Grurrd einer 
Ubergangsreserve bei Ider Bundesmirreralöl­
steuer von 1972 auf 1 973 kann das Straßen­
bauprogramm des heurigen Jahres mehr 
schlecht als recht gerade noch durchgezogen 
werden. 

Die EinnaJhmenentwicklung aus der zweck­
'gebundenen Bundesmineralö1steuer ist äußet:st 
beunruhigend und läßt große Befürchtungen 
für die Zukunft eines kontinuierlichen Straßen­
baues aufkommen. 

Und gerade in diesem Augenblick schickt 
slilch der p'inJalIllZmtimt�Slber aIn, dem S1JDaßenlbaJll 
700 Millionen Schilling für die Verbilltgung 
des Dieseltreibstoffes und zur SUlbventionie­
rung der Bundesbahn abzuzapfen. Dies trotz 
der Tatsache, daß alle Leistungen von Jahr 
zu Jahr teurer werden, daß die Inflation, die 
Wirtschaftspolitik der Regierung die Löhne 
und die Preise weiter steigen läßt. Trotz der 
TatsaChe 'der Verteuerung der Erdölprodukte 
und trotz des Umstandes, daß der Finanz-
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minister mit der Mehrwertsteuer 16  Prozent 
mitverdient und damit Treibstoffe und Heizöl 
verteuert, schickt er sich nunmehr an, die 
ger,inger 'werdenden Mittel 1iür den Straßenbau 
noch zu kürzen. 

Ich möchte noch rechtzeitig eindringlich 
davor warnen und den Bautenminister auf­
rufen, sich im Interesse des Straßen!baues mit 
aller Bedingungslosigkeit gegen j ede Zweck­
entfremdung der Burrdesmineralölsteuer zur 
Wehr zu setzen. 

Idl. habe immer - als Staatssekretär in 
mvei Koalitionsregierungen, als Bundesmini­
ster in einer Einparteienregierung - die Zu­
sammenarbeit gesucht und dort, wo es in 
meinen Kräften stand, zumeist auch bewirkt. 
Mögen sich in allen Parteien zu jenen, die 
ähnlich denken wie im, noch mehr gesellen 
und mithelfen, daß das Schicksal der Menschen 
in diesem Lande und damit das Smicksal des 
Staates Vorrang zu halben hat vor allen Uber­
legungen rein parteipolitischer Vorteile und 
N ü tz lichke i ten. 

Es geht im gesamten Bauwesen darum, Uberheblichkeit und UnduLdsamkeit, wie 
wieder eine Kontinuität im Baugeschehen zu WlJr �iJe Iiln iCLer LetlZillen Zleilt lab -und !2'JU felSIt­
sichern und sie dort, wo sie verlorengegangen 
ist - wie im Wohnbau -, wiederherzustellen. 

Mit der Verunsicherung der Wirtsdl.aft 
- hier im besonderen in der BaUJwirtschaft -
durch ständig einaIlider widersprechende Ziel­
erklärun.gen muß endlidl. Schluß werden I 

Auf dem breiten BanJd der Gesetzgebung 
und dier Rlegt�eruIllgJspoL�tIilk hart: mne ISchWlame 
Mehrheit vielfach nach dem Rezept "Mir san 
mir '" ausschließlich nach ihren Vorstellungen 
gehandelt und entschieden. Ja sog:ar in Fallen, 
in denen sie auf das Mitgehen der großen 
Oppositionspartei etwa bei Verfassungs­
g,eg,ewoo amJgielw.Ueseill wäiI1e, /log lSIiJe ras vor, 
auf Kollisionskurs zu gehen, wenn sie sich 
davon parteitaktische Vorteile versprach.. 

stellen mußten, sind Wegbereiter, Vorläufer 
zur Brutalität. Wohin sie fuhren, wissen wir I 
Wir wünschen sie in unserem Vaterlantd nicht 
mehr zu erleben. (Lebhafter Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. - Die 
Herren Berichterstatter verzichten auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g, 
die im über jeden der vier Gesetzentwürfe 
getrennt vornehmen werde. 

Wir gelangen vorerst zur AJbstimmung Ülber 
den Gesetzentwurf betreffend die Änderung 
mietrechtlich-er Vorschriften und über Miet­
zinsbeihilfen in 1261 der -Beilagen. 

Da Abänderungsanträge vorliegen, lasse ich 
getrennt abstimmen. 

Zu Artikel I bis einschließlich Ziffer 1 § 7 

Meine Damen und Herrenl So kann man 
in einer ernst gemeinten Demokratie - aber 
insbesondere in Zeiten wie den unseren -
nicht erfolgreich reg,ieren; es tut mir leid, 
im Zusammenhang mit diesen Gesetzen, 
welche wir auf Grund der Bereitschalft der Abs. 3 Ziffer 1 liegt kein Abänderungsantrag 
dr,ei Parteien, zusammenzuwirken, gemeinsam vor. 
beschließen werden, denn doch einen Blick 
auf die letzten Tage und Wodl.en und Monate. 
die hinter uns liegen, werfen zu müssen. 

Nicht mit Taktieren und Jon.glieren und 
- nicht mit Mätzchen und S<hmähs und Kniffen 
kann der Staat regiert und geführt werden. 
Dazu ist mehr notwendig, nämlich eine ernste 
Anbeit und intensive BemÜlhungen um eine 
sachliChe Zusammenarbeit aller politischen 
Kräfte. 

Die Konzentration der poHtismen Kräfte 
eDSIt damm. rzm bew!imkJen, w:etIlIIl Idas HaruJs bDeTIIIlIt, 
wä�e zu spät. Nicht in der PollaJIliJsliel1UlIlJg delI 
Gegensätze, sondern im Bemühen um eine 
AmlI1äherung der lS1JcmdputI1lk.te lIiIeg,t aIUif 'Langte 
Sicht das Wohl für unser Vaterland. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu ertheben. -
Einstimmig angenommen. 

Zu Artikel I Ziffer 1 § 7 Abs. 3 Ziffer 2 liegt 
ein A'bänderungs-antrag der Abgeordneten 
Dr. Broesigke und Genossen vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Aibänderungsantrages Dr. Broesigke ihre Zu­
stimmung geben, sim von den Sitzen zu er­
heben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
Artikel I Ziffer 1 § 7 Albs. 3 Ziffer 2 in der 
Fassung -des Aussc::hußberiChtes. 

Meine Damen und Herrenl Ich scheide in Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
einer Stunde aus dem Hohen Hause, in der ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
wir weiter denn je von dies-en Vorstellungen zu erheben. - Das ist die Merhheit. Ange-
entfernt sind. nommen. 
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Zu . den restlichen Teilen der Ziffer 1 im 
Artikel I bis Ziffer 1 0  § 2 1  a AJbs. 3 Ziffer 2 
- ausgenommen den letzten Ha]bsatz - liegt 
kein Abänderungsantrag vor. 

E i n  s t i m  m i g  k e i  t fest. Der Ges'etzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n g e­
n o  m m  e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem über den Entschließun'gsantrag, der dem Aus­

Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung schußbericht beigedruckt ist. 
geben, sich. von den Sitzen ilU erheben. - Ein­
stimmig angenommen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantmg ihre Zustimmung geben, 

Hinsichtlich. :des letzten Hallbsatzes im Arti- sich von den Sitzen zu er:heben. - E i  n­
kel I Ziffer 1 0  § 2 1 ,a Abs. 3 Ziffer 2 lie.gt ein s t i  m'm i g a n  g e n  0 m m e  n. (E 44.) 

A!bäniderungsantrag der Abgeordneten Doktor 
Broesigke und Genossen vor. 

Ich bitte j ene Damen un'd Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in der Fassung 
dieses Abänderungsantrages Broesigke zu­
stimmen, sich. von den SitlZen zu erheben. -
Das ist die Minderheit. Albgelehnt. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das WohnungsveI1besserungsgesetz ge­
ändert wird, sowie Titel und Eingang in 
1 262 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre ZustimmuIl!g ,gebeIl', sich von den Sitzen 

Wir kommen nun zur Abstimmung über zu erheben. - Einstimmig angenommen. 
den letzten Halbsatz im Artikel I Ziffer 1 0  Der Herr Berichterstatter beantragt die so-

2 in der Eassung de·s fartige Vornahme der dritten Lesung. - Kein § 21 a Abs. 3 Ziffer 
Ausschußherichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich. von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Zu den restl'ich.en Teilen des Artike}s I bis 
einschließlich Artikel III Ziffer 1 liegt kein 
Abänderungsantra.g vor. 

Ich. bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Es liegt nun ein gemeinsamer Zusatzantrag 
der Abgeovdneten Skritek, Dr. Haus·er und 
Dr. Broesigke zu Artikel III Ziffer 1 vor. 

Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorHe,genden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Ges etzent­
wurf ist somit auch in dritter LesuIl!g a n .g e­
no m m  e n. 

Wir gelangen zur Albstimmung über den 
Entwurf, mit dem das Bundesgesetz üiber die 
einmalige Gewährung eiIl'er Sonderbelgünsti­
gung für die vor:zeitig,e Rück�hlung von 
Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand ge­
ändert wird, sowie Titel und Eingang in 
1 208 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
gemeinsamen Zusatzantrag zustimmen, sich ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig zu erheben. - Einstimmig ang.enommen. 
angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über 
die ,restl'ich.en Teile des Gesetzentwurfes sowie 
Titel UIl!d Eingang in 1 261 'der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beeIl'Get. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. Wird 
dagegen Einwand erhoben? - Es ist nich.t der 
Fall. 

Ich. birtJtJe ISomliit j·errre Damen und Hell1ren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzent­
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n: g e­
n o  m m e n. *) 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung 
üiber den Entwurf, mit dem das Wohnbau­
förderurugsgesetz 1 968 ,geändert wird, sowie 
Titel und Eingang in 1224 der Beilagen. 

dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich *) Beschlossen unter Anfügung des Kurz-
von den Sitzen zu eJjheben. - Ich stelle die titels : ,, (RückzahlungsbegünBtigungsgesetz)." 
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Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung 'ge'ben, s'ich von den Sitzen 
zu er.heben. - Einstimm�g angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so­
forHge Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich 'bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Ges'etzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheb eIl. - Ich stel'le die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung a n g e n  0 m­
m e n. 

über den Antrag 29/ A (II-691 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dipl.-lng. Hanreich 
und Genoss'en betreffend Bundesgesetz, mit 
dem das KatastropheIl!fondsgesetz, BGBl. 
Nr. 369/ 1 910, geändert wird ( 1228 der Bei­
lagen) 

5. Bericht des Finanz- und ,Budgetaus­
schusses über die Re.gierungsvorlage (1 1 60 der 
BeHagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bunldes­
gesetz vom 8. NovemJber 1913 !betreffend die 
Bedeckung des Abg,anges des Milchwirtschafts­
fonds 'im Geschäftsjahr 1 914 abgeändert wird 
( 1 229 der Beilagen) 

Die T.agesordnun:g ist erschöpft. 6. Bericht des Finanz- und Budgetaus-
schusses über die Regierungsvorlage (1 1 9 1  der 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für Frei- Beilagen) : Bundesgesetz betreffend die Uber-
tag, den 1 2 .  Juli, um 9 Uhr mit foLgender nahme der Bundeshaftung für AnleIhen, Dar­
Tagesordnung ein: lehen und sonstige Kredite zur Ermöglidmng 

1 .  Bericht des Finanz- und Budgetaus- algerischer Erdgaslieferungen an Osterreich 
schusses über die Regierung,svorLage ( 120 1 der (Erdg1asanl'eilheges etz 1914) ( 1 230 deT Beila,gen) 
Beila,gen) : Bundesgesetz, mit dem das Ein-
kommensteuergesetz 1912 -geändert wird (Ein- . 1.  Bericht des Finanz- und Budgetaus­

kommensrtJetUJergetsletJmov'ell1e 1914) , sdmss'es über den Antr,ag 1 2 1 /A (II-35 1 9  der 
BeHagen) der Abgeordneten Dr. Tull, Doktor 

über den Antrag 1 09/A (II-3286 der Bei- Mussil, Dr. Stix un:d Genossen betreffend ein 
La;91en) delr AbgeoI1d!nleiben Dr. Kallen ,UIIlJd Ge- Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Aus­
nos/sen beltI1eff-emId 'ein Brunideslgl€'Sletz, mH dem fuhr:fÖII1deI!lUIlIglslgteslert:rz 1 964 geä-n,de,l'lt wind ( 1 23 1  
daJs BilnkommenlSbeuelI1g1eSlmrz 1 912 ,geä/ß.lCllelIit der Beilagen) 
w:ill'ld, 

über den Antrag 1 1 1 /  A (11-3301 der Bei­
laQlen) :der AlbgfeOll1dmJerben Dr. Br'O€lSdlgk,e UlIld 
GenOtS/sl€IIl hewefflenJd M/Hd'eI1UlIllg Ider Loh!Il- und 
Einkomm-enJSIb€lUl€lIip':wgil'lets/sli'cm iUnd 

über den Antrag 1 1 1/A (11-343 1  der Bei-
1a:ge!Il) dier Aib.Qleondll1letJen Gr'a'f 1lIIlid Ganos5eIl 
beJ1:rr:effrenJd elilIl BUlIl/deSlgl€lSletlz, mJilt dem dlCl5 
Ei.Ilkomme!IlstJeuJeI1Qle5i€lt'Z 1 912 9,eänJdert. Wlilfd 
(1 225 ,der BelilLagetn) 

2. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlrage (1204 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
finanlZ'gesetz für das J.ahr 1 914 geändert wird 
(Bundesfinanzgesetznovelle 1 914) ( 1 226 der 
BeHagen) 

3. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über d'i'e Regierungsvor'lage (1 202 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Fami­
lienlasten:ausgleichsgesetz 1 961 'geändert wird, 
U\Illd 

über den Antrag 1 06/A (II-3 1 75 der Bei­
lagen) der A'bg-eordneten StQlhs und Genossen 
betreffend die AnderUIlrg des Eamilienlasten­
ausgleiChsgesetzes 1961 ( 1 221 der BeHagen) 

4. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage ( 1 203 der 
BeHagen) : Bundesgesetz, mit dem das Kata­
strophenfondsgesetz neuerlich geändert wird 
UIIld 

8. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antr,ag 122/A (II-3520 der 
Beilagen) der Abgeordneten rOr. Mussil, Dok­
tor Tull, Dr. Stix und Genossen 'betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Ausfuhr­
finanzierungsförderungsgesetz 1961 geändert 
wird (1 232 der Beilagen) 

9. Bericht des Ausschus ses für soziale Ver­
waltung über die Regierurrgsvorla,ge (589 der 
Beilagen) : Bun:desgesetz, mit dem das Land­
arbeitsgesetz geändert wird (Landarbeitsge­
setz-Novelle) ( 1 2 1 5  der BeHagen) 

10. Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Mutterschutzgesetz geändert wird 
( 1220 der Beilagen) 

1 1 . Bericht d es Ausschusses .für soziale Ver­
waltung uber den Antrag 1 1 9/A (II-3465 der 
Beilagen) der AbgeoJidneten Erich HoJstetter, 
Melter und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz über die M'itwirkung von Arbeitneh­
mervertretern im Aufsichtsrat der "Osterre-i­
chische Elektrizitätswirtschafts-Aktiengesell­
schaft" (Verbundgesellschaft) ( 1216 der Bei­
lagen) 

1 2 .  Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (1 156 der 
Beilagen) : Abkommen 2'Jwisch:en der Republik 
Osterreich und dem Sta,at Israel über Soziale 
Sicherheit ( 1 2 1 1  der Beilagen) 
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1 3. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die RegierungsiVorlage (1 1 96 der 
Beilagen) : Zweites Zusatzabkommen zum Ab­
kommen vom 22. Dezember 1966 zwischen 
der Republik Osterreich und der Bundes­
republik Deutschland über Soziale Sicherheit 
in der Fassung des ZusatzaJbkOIDlIllens vom 
1 0. April 1969 ( 1 2 1 8  der BeiJagen) 

lande über Sozi,ale Sicherheit ( 1 2 1 9  der Bei­
lagen) 

15. HeI1ichrt: dtes AJuiSisdruSlSlBS für GeISIUIllJdh.eült 
und Umweltschutz über die Regierungsvor­
la'ge (1206 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Ärztegesetz geändert wird (Ärzte­
gesetznovelle 1974) ( 1 235 der Beilagen) 

1 4. Bericht des Ausschusses für sozi,ale Ver- In dieser Sitzun,g wird keine Fragestunde 
waltung über die Regierungsvorlage ( 1 099 der abg'eihalten. 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Repu:blik 
Osterreich und dem Königreich der Nieder- Die Sitzung ist g e s c ,h l o s  s e n. 

SchlUß der Sitzung: 0 Uhr 30 Minuten 

öaterreichische Staats druckerei L61 21 134 
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